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Walter Hornstein

Erziehung und sozialer Wandel -

Brennpunkte sozialpädagogischer Forschung,
Theoriebildung und Praxis

Eine Einführung in die Thematik des Beihefts

So kontrovers, gerade in jüngster Zeit, über Gegenstandsbereich, Zuständigkei¬
ten und Aufgaben einer das Soziale im Titel führenden Pädagogik gestritten
wird, so darf doch folgendes als konsensfähig gelten: Sozialpädagogik hat es -

wenn auch in unterschiedlichen Ausprägungen und Akzentuierungen und mit

daraus resultierenden unterschiedlichen Konsequenzen für Theoriebildung wie

für Praxis - in besonderer Weise mit gesellschaftlichen Wandlungsprozessen zu

tun, ist in sie verflochten und verstrickt, und dies ist zusammen mit dem Interes¬

se an der Frage, was dieser Wandel für Lebenschancen und Lebensführung der

Individuen bedeutet, konstituierend für Struktur und Aufgabenverständnis der

Sozialpädagogik - mit einem Wort, dies ist ihr eigentliches Thema, und zwar für

wissenschaftliche Reflexion wie für die praktischen Aufgaben, die sich in diesem

Kontext ergeben.
Dies als grundlegenden thematischen Rahmen herauszustellen ist gegenwär¬

tig besonders naheliegend; denn nichts scheint unsere Epoche treffender zu

kennzeichnen als eben die Allgegenwart des Wandels. Ob dieser Wandel als

Transformation der „alten" Industriegesellschaft in eine „postmoderne", durch

Kommunikation geprägte Informations- und Wissensgesellschaft beschrieben

wird, ob dieser Wandel als dramatischer und höchst folgenreicher, durch das

Ende der politisch-militärischen Blockbildung und das Ende des Ost-West-Ge¬

gensatzes ausgelöster „Epochenbruch" verstanden wird, als „radikalisierte Mo¬

derne" (A. Giddens), oder ob Sachverhalt und Folgen wirtschaftlicher Globali¬

sierung im Zeichen eines revitalisierten Kapitalismus und einer neoliberalen,

ausschließlich auf den Markt setzenden Wirtschaftspolitik in den Vordergrund

gerückt werden - Wandel scheint allgegenwärtig und unausweichlich, er ist das

eigentliche Signum unserer Zeit.

Es liegt auf der Hand und wird auch zunehmend zum Gegenstand von For¬

schung und Diskussion, daß diese Wandlungsprozesse auch Situationen, Pro¬

blemlagen, Orientierungen und Lebensformen der Kinder und Jugendlichen

nachhaltig verändern. Für Kinder wird es heute offensichtlich zunehmend

schwieriger und unwahrscheinlicher, daß ihre Bedürfnisse zu ihrem Recht kom¬

men (Deutscher Bundestag 1998). Neben vielen anderen höchst wirksamen

Faktoren ist es vor allem die gewandelte Bedeutung der Erwerbsarbeit für Le¬

bensentwurf und Lebensplanung als Folge tiefgreifender struktureller Verände¬

rungen im Arbeitsmarkt- und Beschäftigtensystem, die Struktur und Verlaufder

Adoleszenz und damit die Lernaufgaben der Jugendphase verändern, und nicht

zuletzt sind es demographische Verschiebungen, die die gesellschaftliche Kon-

ZfPäd,38 Beihefl



8 Einführung

struktion der Lebensalter, das Verhältnis und das Miteinander der Generatio¬

nen verändern.

Was die Formen und die Art der pädagogischen Bearbeitung der daraus re¬

sultierenden Problemlagen in der pädagogischen Praxis betrifft, so ist hier die

Situation durch eine Reihe von Einflüssen und Tendenzen bestimmt, die zu

höchst spannungsvollen Konstellationen führen: Zum einen steht die Praxis un¬

ter einem massiven Modernisierungsdruck bzw. -schub, der sich in der Forde¬

rung nach neuen Organisationsformen (Merchel/Schrapper 1996), nach mehr

Transparenz und Effektivität, nach Berücksichtigung moderner Management-

Methoden und nach Beachtung betriebswirtschaftlicher Gesichtspunkte, nach

mehr Produkt- und Kundenorientierung, nach „Qualitätsstandards" (Merchel

1998), nach mehr Markt äußert. Zum anderen ist die Situation bestimmt durch

die von seiten der Sozialpädagogik als Wissenschaft gestützte Sichtweise (Rau¬

schenbach 1992), daß der Ausbreitung und „Universalisierung" der Sozialpäd¬

agogik (Lüders/Winkler 1992) eine gewaltige quantitative Ausbreitung ent¬

spreche - eine Feststellung, die den unter Überanstrengung und Unklarheit

seiner Berufsrolle leidenden Praktiker eher zusätzlich in Irritation stürzt, anstatt

ihm zu helfen; zugleich ist die sozialpädagogische Praxis aber in zunehmendem

Maße auf die dramatisch gestiegenen sozialen Problemlagen infolge von Ar¬

beitslosigkeit, Armut usw. verwiesen.

Dies führt dazu, daß in der Praxis derzeit - und seit den vergangenen zwei

Jahren zunehmend - als Muster der Selbstverständigung und Selbstverortung

die sog. „Scherentheorie" vorherrschend ist. Diese alltagstheoretische Deutung
erklärt die als unbefriedigend empfundene Berufssituation damit, daß zuneh¬

menden Aufgaben und drängenderen Problemen auf der einen Seite der Abbau

personeller und sachlicher Ressourcen auf der anderen Seite gegenüberstehe.
Auf diese Weise wird eine Verteidigungshaltungbefördert und werden innovati¬

ve, konstruktive Formen des Umgangs mit veränderten Bedingungen und Pro¬

blemlagen der Praxis verhindert.

Ferner ist die gegenwärtige Situation durch eine in vielfacher Hinsicht als

rabiat zu kennzeichnende Rücknahme sozialstaatlicher Rahmenbedingungen

und Strukturen charakterisiert. Hier geht es um die Erosion sozialstaatlicher

und wohlfahrtsstaatlicher Programmatik und Praxis, um die Veränderungen im

sozialpolitischen Klima mit der allenthalben sich bemerkbar machenden Ten¬

denz zur Verschärfung des Strafcharakters der Justiz, wie sie vor allem auch in

den Diskussionen zur Kinderdelinquenz (Müller/Peter 1998) zum Ausdruck

kommt. Unverkennbar geht die gesellschaftspolitische Tendenz hin zu mehr

Strafe, repressiven Formen des Umgangs mit abweichendem Verhalten, zu Stra¬

fe und Kontrolle.

Schließlich: Sozialpädagogik als Wissenschaft! Hier ist die Diskussionsland¬

schaft durch sehr grundsätzliche und weitgehende Problematisierungen und Er¬

örterungen bestimmt: Auf der einen Seite wird die „schwache" kognitive Identi¬

tät der Sozialpädagogik herausgestellt und kritisiert, das Verhältnis zur

Allgemeinen Pädagogik in vielfacher Form problematisiert (Prange 1996; Eh¬

renspeck 1998; Vögel 1998; dazu die Replik von Ch. Niemeyer 1999), darüber

hinaus ihr wissenschaftlicher Charakter und Anspruch in Frage gestellt. Auch

wenn derlei Kritik häufig überzogen erscheint, so ist doch keine Frage, daß die

Sozialpädagogik als Wissenschaft noch längst nicht mit der notwendigen Inten-
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sität und im notwendigen Umfang gerade die aus dem sozialen Wandel resultie¬

renden und in diesem Kontext sich stellenden Probleme zum Gegenstand ihrer

Arbeit gemacht hat, also noch längst nicht ausreichend erforscht hat, wie sich die

Praxis mit den durch den Wandel erzeugten Problemlagen auseinandersetzt,

was der Wandel für die Sozialpädagogik als Wissenschaft bedeutet, wie sich For¬

schungsentwicklung und Theoriebildung darauf beziehen müßten und welche

Rückwirkungen dies auf Gestalt und Aufgabenverständnis der Sozialpädagogik
als Wissenschaft haben könnte.

Zielsetzung und leitende Perspektiven

Vor diesem Hintergrund lassen sich Zielsetzung und leitende Perspektiven des

vorliegenden Beihefts wie folgt skizzieren: Es geht zunächst um die Vergegen¬

wärtigung der Wandlungen und Veränderungen in den sozialen Problemlagen
und Lebensverhältnissen der Adressaten der Sozialpädagogik, wie sie sich im

Zusammenhang der dramatischen Veränderungen auf der gesellschaftlichen
Ebene in der zweiten Hälfte der neunziger Jahre darstellen; deswegen ist von

den Erziehungsverhältnissen im sozialen Wandel die Rede. Aufgabe der wissen¬

schaftlichen Analyse dieses Wandels ist es, die Art und Weise und die darin wirk¬

samen Selektionen und Thematisierungsformen zu beschreiben, die dem damit

angesprochenen Diskurs zugrunde liegen. Es geht um die Frage, wie Erzie¬

hungs- und Bildungsverhältnisse im Zeichen und im Kontext gesellschaftlicher

Wandlungsprozesse sich verändern und welche Problemlagen daraus resultie¬

ren.

Daß die Befunde solcher Analysen Herausforderungen für die Praxis dar¬

stellen, daß sie neue Sichtweisen, Problemdefinitionen und Handlungsformen

zur Folge haben müßten, ist unbestreitbar. Aber auch hier ist zu fragen, wodurch

die Art der Problemwahrnehmung und der daraus gezogenen Handlungskonse¬

quenzen bestimmt ist. Es ist darauf zu achten und kritisch zu reflektieren, wie

bestehende institutionelle Verfestigungen und Strukturen die Wahrnehmung

neuer Problemlagen und die Entwicklung neuer Arbeitsformen verhindern, zu¬

mindest beeinträchtigen können - und damit auch ein problemadäquates Ein¬

gehen auf die Herausforderungen einer sich radikalisierenden Moderne. Die

Frage für die Bewertung der Praxisentwicklungen muß also letztlich sein, ob

und in welcher Form dieser Prozeß des Eingehens auf neue Problemlagen tat¬

sächlich stattfindet, in welcher Form dies zunächst als Produktion von Orientie¬

rungswissen geschieht und dann in die wissenschaftliche Theoriebildung ein¬

geht, also wie sich Sozialpädagogik als Wissenschaft zu diesen Entwicklungen

verhält, welche Strategien der wissenschaftlichen Bearbeitung dieser Entwick¬

lungen und der damit verbundenen Problemlagen aufgrund ihrer Referenzsy¬

steme und institutionellen Bedingungen gewählt werden und welches Erkennt¬

nispotential sie jeweils freisetzen.

Die Praxis ist in ihren Reaktionsformen und Handlungsweisen als Antwort

auf neue Problemlagen allerdings nicht autonom, sondern über die genannten

Bedingungen hinaus auch in vielerlei Hinsicht von Rahmenbedingungen mitbe¬

stimmt, die herkömmlich eher sozialpolitischer Art waren, die sich heute aber

angesichts eines Gestaltwandels der Sozialpolitik in vielfältiger Hinsicht in



10 Einführung

Richtung auf marktwirtschaftliche und betriebswirtschaftliche Anforderungen

ändern. Sie stellen zusätzlich zu den gewandelten Problemlagen der Adressaten

eine zweite Herausforderung dar, der gegenüber auch ein neues Verständnis

sozialpädagogischer Fachlichkeit notwendig ist - eine Definition und Begrün¬

dung der eigenen fachlichen Ansprüche, die auch den neuerdings geltend

gemachten Anforderungen an Transparenz der angebotenen Dienstleistungen

und der Effektivität der ins Spiel gebrachten Mittel verschiedenster Art stand¬

hält.

Zu den Beiträgen

Die Beiträge, die in diesem Beiheft versammelt sind, haben ihren „Ort" in dem

hier skizzierten Zusammenhang: Der erste Themenbereich befaßt sich mit dem

Wandel der Lebens- und Problemlagen der Kinder und Jugendlichen in unserer

Gesellschaft - zunächst in einem Überblick über den Forschungs- und Diskussi¬

onsstand zur Kindersituation (K. Neumann), dann am Beispiel jugendkulturel¬
ler Szenen (J. Barthelmes), anhand der Generationenthematik (W Hornstein),
im Aufweis der Berufseinmündungsproblematik (Th. Gericke) und schließlich

am Beispiel einer speziellen, häufig gar nicht in die Diskussion einbezogenen

Gruppe, nämlich der jungen Zuwanderer aus der ehemaligen Sowjetunion

(H. E. Colla).
Der zweite Themenbereich zeigt,wiederum an Beispielen, wie sich in der Aus¬

einandersetzung mit den neuen Problemlagen und Verhältnissen neue Praxis¬

formen entwickeln. Das geschieht für den Bereich der Kindertagesstätten

(H. Colberg-Schrader), der Erziehungshilfen (M. Schwabe und M. Winkler),
der Sozialpädagogischen Familienarbeit (E. Helming), der Jugendberufshilfe

(F. Braun/T. Lex) und am Beispiel der Straßensozialarbeit (M. Galuske/

W. Thole). Schließlich diskutiert Ch. Lüders das für die Sozialpädagogik zen¬

trale Problem der Differenz zwischen handlungs- und praxisorientiertem Arbei¬

ten einerseits und wissenschaftlicher Forschung andererseits.

Der dritte Themenbereich widmet sich der gegenwärtig vehement geführten
Diskussion zur Modernisierung sozialpädagogischer Praxis, die - so wird gel¬
tend gemacht - durch stärkere Berücksichtigung betriebswirtschaftlicher

Aspekte, durch mehr Konkurrenz und Markt und nicht zuletzt durch moder¬

ne Managementmethoden erreicht werden soll (Th. Rauschenbach und

G. Flösser/ M. Schmidt).
Sozialpädagogische Praxis ist in ihren Möglichkeiten und Grenzen immer

abhängig, zumindest mitbestimmt von den aktuellen sozial-politischen Rah¬

menbedingungen und dem, was diese an Handlungsmöglichkeiten eröffnen.

Diesem Aspekt und den damit verbundenen aktuellen Problemen widmet sich

der vierte Themenbereich. Die Beiträge von L. Böhnisch und W. Schefold zei¬

gen, wie sich neuere Tendenzen und Entwicklungen der Sozialpolitik in das Feld

der Sozialpädagogik hinein auswirken, während der Beitrag von Ch. v. Wolf-

fersdorff die aktuelle kriminal- und gesellschaftspolitische Debatte im Hin¬

blick darauf untersucht, was sie für die Chancen einer Jugendhilfe bedeutet, die

sich pädagogischen Zielsetzungen verpflichtet fühlt.

In einem fünften Themenbereich beleuchten zwei Beiträge (W. Trede und
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F. Hamburger) europäische Entwicklungen und Perspektiven, ohne deren Ein¬

bezug heute weder soziale Problemlagen noch darauf ausgerichtete Formen so¬

zialpädagogischer Praxis angemessen verstanden werden können.

Die Beiträge insgesamt behandeln - anders ist dies auch nicht denkbar - nur

eine Auswahl aus den für die Thematik des Sozialen Wandels relevanten Frage¬

stellungen. In gewisser Weise markieren sie im Licht der eingangs skizzierten

Dynamik des gegenwärtigen Wandels und vor allem seiner Unabgeschlossen-
heit so etwas wie einen Zwischenstand; sie geben gleichsam einen „Zwischenbe¬

richt" darüber, welche Entwicklungen,welche „Antworten" auf sich dramatisch

verändernde Bedingungen sowohl hinsichtlich der Problemlagen der Adressa¬

ten der Praxis wie in bezug auf die eigenen Praxisbedingungen der professionel¬
len Akteure sich abzeichnen - und insofern stellt es auch ein Risiko dar, gerade
zum gegenwärtigen Zeitpunkt eine Darstellung auf den Weg zu bringen, zumal

gravierende, zumindest die Diskussion stark bewegende Themen wie die bereits

genannte Problematik des Verhältnisses der Sozialpädagogik zur Allgemeinen

Pädagogik und von Sozialpädagogik und Sozialarbeitswissenschaft (s. zuletzt

Merten 1998) nicht als eigene Themen behandelt werden.

Darüber hinaus fehlen weitere Themen, die man als wichtig betrachten

könnte; ihre Nennung soll zumindest deutlich machen, wie die Leerstellen aus¬

sehen, die hier mitzudenken sind: So fehlen beispielsweise Beiträge, die in den

Umkreis einer Debatte gehören, in der - und dies geschieht in den letzten Jah¬

ren mit verstärkter Intensität - versucht wird, durch Rückbezug und Verge¬

wisserung der eigenen Tradition und Theoriegeschichte das Problem des Theo¬

riedefizits zu lösen und zu einer Klärung des eigenen Selbstverständnisses zu

kommen (zum Klärungsversuch auf dem Weg der Rekonstruktion der Begriffs¬

geschichte s. Konrad [1993], zum Versuch durch Vergegenwärtigung der Klassi¬

ker einen Theoriegewinn zu erzielen s. Niemeyer [1998] sowie Thole et al.

[1998]). Wenig in den Vordergrund gerückt sind in den nachfolgenden Beiträgen
auch die Probleme, die sich im Zusammenhang des nach wie vor problembela¬
steten Transformationsprozesses in den neuen Bundesländern bemerkbar ma¬

chen.1

Gravierender ist demgegenüber, weil nicht mit einem Hinweis auf eine vor¬

liegende Publikation zu kompensieren, die Tatsache, daß die Geschlechterpro¬

blematik, und zwar sowohl in bezug auf die Adressaten sozialpädagogischer
Praxis wie hinsichtlich der professionellen Akteure, nicht eigens behandelt wird.

Aber an diesem Desiderat wie an dem, was sich an Beiträgen gewinnen läßt,

spiegeln sich auch Stand und Defizite der Disziplin. In vielerlei Hinsicht ist der

Stand der wissenschaftlichen Reflexion, der Theoriebildung, der empirischen

Vergewisserung über Sachverhalte, über die Wirkungen und Probleme sozial¬

pädagogischen Handelns noch defizitär. Die Arbeit an der Zusammenstellung
der hier versammelten Beiträge hat diese Defizite drastisch deutlich gemacht.

Beispielsweise fällt dem Leser/der Leserin sicher auf, daß im Vergleich gerade

Die damit im Zusammenhang stehenden Probleme haben allerdings im Beiheft 37 dieser Zeit¬

schrift (Tenorth 1997) eine ausfuhrliche Darstellung gefunden. Die dort versammelten Beitra¬

ge geben ein anschauliches und breites Bild alles dessen, was die unter dem Begriff der Trans¬

formationsforschung sich formierende Forschung in den letzten Jahren zu dem, was sich in den

neuen Bundesländern an Wandlungsprozessen abspielte, zutage gefördert hat.

ZfPäd,38 Beiheft
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auch zum eben genannten Beiheft, das mit einer Fülle von empirischen For¬

schungsergebnissen aufwarten konnte, im vorliegenden Beiheft empirische Ar¬

beiten längst nicht so stark vertreten sind. Nebenbei bemerkt, hat dies natürlich

auch etwas mit den Wegen der Forschungsförderung zu tun: Während die Trans¬

formationsforschung über reichliche öffentliche Mittel verfügen konnte, deren

Fluß sich politischen Rücksichtnahmen und Kalkülen verdankte, fehlt es dem¬

gegenüber im Bereich der Sozialpädagogik an solchen Anstößen, und so ist es

auch nicht weiter verwunderlich, daß in den Teilen dieses Beiheftes, in denen es

um die Praxis geht, eher Berichte über Modellentwicklungen, Problemanalysen,
die Rekonstruktion von Fachdiskussionen und politisch relevanten Diskursen

im Vordergrund stehen. Und auf der Hand liegt ebenfalls, daß diese Situation

auch ihren Niederschlag findet in der Art und Qualität der Theoriebildung, in

der Art des Umgangs mit Theorie (Winkler 1993).
An dieser Stelle wird noch einmal deutlich und soll ausdrücklich ins Bewußt¬

sein gehoben werden, daß das, was in diesem Beiheft zusammengestellt ist, ein

risikobehaftetes Unternehmen ist angesichts der unbezweifelbaren Tatsache,

daß sich die Sozialpädagogik als wissenschaftliche Disziplin wie als Praxis ge¬

genwärtig in einer brisanten Weise in einer prekären Situation, vielleicht in einer

Umbruchsituation befindet: In der Praxis zeigt sich dies an der mit Macht gel¬
tend gemachten Einführung betriebswirtschaftlicher und marktorientierter

Prozeduren, für deren Durchsetzung das neu in Gebrauch kommende Paradig¬
ma der sozialen Dienstleistung ein breit geöffnetes Einfallstor darstellt. Was die

Sozialpädagogik als wissenschaftliche Disziplin betrifft (zum Anlaß für eine in¬

tensivere Befassung mit dieser Problematik s. Fatke/Hornstein 1987), so sieht

sie sich einerseits den Ansprüchen einer nach Verselbständigung und akademi¬

schen Anerkennung strebenden Sozialarbeitswissenschaft gegenüber (zur De¬

batte darüber s. beispielsweise Merten et al. 1996); andererseits erscheint aber

auch ihr Verhältnis zur Allgemeinen Pädagogik höchst umstritten (s. o.).
Daß sich die Sozialpädagogik in einer Umbruchsituation befindet, wird aber

in einer viel grundsätzlicheren, weil ihre zentralen Themen betreffenden Weise

deutlich, wenn bedacht wird, daß diese derzeit fast alle ihre herkömmliche Form

ändern. Ein erstes Beispiel für das damit Gemeinte ergibt sich aus der Bezug¬
nahme auf das für die Sozialpädagogik konstitutive Verhältnis zu den sozialen

Bewegungen. Historisch hat Sozialpädagogik ihre Stärke und einen guten Teil

ihrer gesellschaftlichen Überzeugungskraft aus ihrer Zugehörigkeit zu den so¬

zialen Bewegungen bzw. deren pädagogischer Transformation, z. B. in der päd¬

agogischen Reformbewegung, bezogen. Eine Umwandlung und Neuformulie¬

rung hat dieser Impuls in den staatlichen Reformbewegungen der sechziger und

siebziger Jahre dieses Jahrhunderts bekommen und - in gewisser Weise damit

konkurrierend und von einem bestimmten Zeitpunkt an ihre Stelle einnehmend

- durch die „Neuen sozialen Bewegungen" (Frauenbewegung, Ökologiebewe¬
gung, Friedensbewegung). Gegenwärtig verflüchtigen sich die letzten Reste die¬

ser für das Selbstverständnis und für die faktische „Macht" und das gesellschaft¬
liche Renommee der Sozialpädagogik wichtigen Impulse (auch die sozial- und

wohlfahrtsstaatlichen!). Das Angebot, sich als „soziale Dienstleistung" in den

modernen Staat einzufügen, ist gemacht und wird diskutiert. Daneben machen

die Vorgänge der Professionalisierung, der Institutionalisierung und weiteren

Etablierung und Normalisierung sozialpädagogischer Praxis eine Tendenz sieht-
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bar, sie - und dies geschieht nicht zuletzt im Kontext eines Paradigmas der sozia¬

len Dienstleistung - unpolitisch, ungeschichtlich in ihrem Selbstverständnis, un¬

gesellschaftlich, ja, „asozial" werden zu lassen; dies würde bedeuten, keine eige¬
ne Rolle mehr zu spielen, sondern die des verläßlichen (Junior-)Partners im

marktwirtschaftlichen, nach Angebot und Nachfrage agierenden Markt der so¬

zialen Dienstleistungen, als Teil der sozialen Infrastruktur; ihre soziale und poli¬
tische Dynamik hätte sie damit verloren.

Der zweite, zur grundsätzlichen Reflexion und Revision von Selbstverständ¬

nis und Reflexionsformen und Praxis zwingende Punkt liegt in dem für die So¬

zialpädagogik ebenfalls konstituierenden Verhältnis zu Begriff und Sachverhalt

von Normalität und Normalisierung. Angesichts der Phänomene von gesell¬
schaftlicher Individualisierung und Pluralisierung von Lebensformen, des Weg¬
falls und der fortschreitenden Erosion der Normalarbeitsbiographie, der Ten¬

denzen zur „gespaltenen Normalität" (Böhnisch 1994) verändern sich die

„Vertragsbedingungen", unter denen Sozialpädagogik ihre Aufgabe übernom¬

men hat. Wie soll und kann Sozialpädagogik die Aufgaben der Normalisierung
verstehen und erledigen, wenn der Zustand der Anomie in vielerlei Hinsicht

Regel und weniger die Ausnahme darstellt?

Beide Tendenzen, und sie stehen hier beispielhaft für andere, machen deut¬

lich, wie weitreichend die Wandlungsprozesse sind, deren Analyse und Reflexi¬

on auch zu neuen Formen der Sozialpädagogik als Wissenschaft führen wird.
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Karl Neumann

Aufwachsen in Familien

Zur Situation der Kinder aus pädagogischer Perspektive

1. Kindeswohl ab kulturelles Muster und Postulat - Zu den Widersprüchen
einer Kultur des Aufwachsens für die Kinder von heute

Seit langem wird in der Bundesrepublik Deutschland wie in allen modernen

Industriegesellschaften eine lebhafte Debatte über die Lebensverhältnisse und

die Rechte von Kindern geführt (Olmsted/Weikart 1989; Honig 1997;Fthena-
kis/Textor 1998). Zentraler Bezugspunkt dabei ist aus politischer, juristischer
und zunehmend auch pädagogischer Sicht immer deutlicher die UN-Konventi¬

on über die Rechte der Kinder (KRK) aus dem Jahr 1989 geworden (Hart1991;
Peschel-Gutzeit 1994; Steindorff 1994;Stein-Hilbers 1994;Nutbrown 1996).
In gleichem Atemzug sind das neugefaßte Kinder- und Jugendhilfegesetz

(KJHG) von 1990 und die bis in die jüngste Zeit diskutierte Reform des Kind¬

schaftsrechts zu nennen. In dem vom Wissenschaftlichen Beirat für Familienfra¬

gen im Auftrag des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Ju¬

gend vorgelegten Gutachten „Kinder und ihre Kindheit in Deutschland - Eine

Politik für Kinderim Kontext von Famihenpolitik" (BMFSFJ 1998a) wie in dem

vom gleichen Haus veranlaßten Gutachten der Sachverständigenkommission
„Zehnter Kinder- und Jugendbericht - Bericht über die Lebenssituation von

Kindern und die Leistungen der Kinderhilfen in Deutschland" (BMFSFJ

1998b) ist diese Diskussion exemplarisch dokumentiert und auf die politisch¬

pädagogischen Konsequenzen hin zusammengefaßt.
Die Debatte über die Rechte der Kinder und eine Politik für Kinder ist viel¬

leicht der sprechendste Beleg für die Tatsache, daß sich generell im Selbstver¬

ständnis der modernen Gesellschaft radikale Formen der Parteilichkeit für Kin¬

der mehr und mehr durchgesetzt haben. Die seit Rousseau die Pädagogik
bestimmende Grundüberzeugung, daß das Kind kein kleiner, unvollkommener

Erwachsener ist, sondern ein Wesen, das seine Reife und Erfüllung in sich selber

trägt, ist zum allgemein vorherrschenden kulturellen Muster für das Verständnis

von Kindheit geworden (Neumann 1993). Nach Rousseaus „kopemikanischer
Wende" zum Kind (Herman Nohl) sehen sich inzwischen nicht allein die pro¬

fessionellen Pädagogen als Anwälte der Autonomie der Kinder und ihrer Erzie¬

hung; die historisch-spezifische Art, Kinder als „Menschen in Entwicklung" zu

verstehen und zu fördern, hat, zur gesellschaftlichen Selbstverständlichkeit

avanciert, im 20. Jahrhundert als dem „Jahrhundert des Kindes" (Ellen Key

1902) vielfältigen institutionalisierten Ausdruck gefunden. Für die Mehrheit der

Erwachsenen ist es selbstverständlich, daß der Kindheit als Lebensphase der

Erwerbsfreiheit und des Lernens ein den Rechten und Pflichten der Erwachse-
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nen gegenüber spezifisch geschützter Raum gebührt. Seit dem Zweiten Welt¬

krieg hat sich das hierarchische Gefälle zwischen Eltern und Kindern in einer

vorher nicht vorstellbaren Weise abgebaut (Neumann 1998). In steigendem

Maße unterstützen Eltern mit Empathie die Persönlichkeitsentwicklung ihres

Nachwuchses (Oswald 1997, S. 52ff.). „Monetäre und infrastrukturelle Leistun¬

gen für die nachwachsende Generation gehören zum Kernbereich sozialstaatli¬

cher Aufgaben. Die Rechte von Kindern auf Schutz, Erziehung und Entfaltung

der Persönlichkeit sind stetig gestärkt worden. Es gibt wenige Bereiche, in de¬

nen sich das 20. Jahrhundert so sehr als eine Epoche der Humanisierung begreift

wie in seinen Leistungen für Kinder und in der Klage über sein Versagen gegen¬

über Kindern." (Honig et al. 1996, S. 9)

Die Sensibilität gegenüber allen Formen von „Kinderfeindlichkeit" hat ständig zugenommen.

Denn es ist offensichtlich, daß das Leben der Kinder in modernen Gesellschaften durch zahlreiche

Widersprüche geprägt wird. Einerseits steht fest, daß noch nie so gut für die Mehrheit der Kinder

gesorgt worden ist wie heute. Andererseits herrscht Einigkeit darüber, daß die Akteure und die

Strukturen der sich rasch wandelnden Gesellschaft auf die Bedürfnisse, Interessen, Zeit und Zu¬

kunftsperspektiven von Kindern und ihren Familien wenig Rücksicht nehmen (Kaufmann 1980;

1990). Das Leben von Kindern entfaltet sich heute in einem Spannungsfeld, das bestimmt ist durch

Situationen der Fülle und des Mangels zugleich, durch totale Verplanung und völlige Freiheit,

durch die Emotionalisierung des Kindes und seine kalkulierte Bildung und Erziehung (Studien zu

Kindheit... 1992; Winkler 1995). In gleichem Maß, in dem die strukturelle Rücksichtslosigkeit der

Gesellschaft gegenüber Kindern und die nachteiligen Folgen einer übermäßigen „Pädagogi¬

sierung" der Kindheit beklagt werden, melden sich die „Anwälte der Kinder" zu Wort, in einer

Bandbreite, die vom zivilrechtlichen Kindesschutz über sozialadministrative Maßnahmen bis zu

ausdrücklichen Formen des politischen Lobbyismus für Kinder reicht. Die rechtlichen

Rahmenbedingungen und die Schaffung von Kinderbüros und Kinderparlamenten, das Einsetzen

von Kinderanwälten und Kinderbeauftragten auf den Ebenen der Länder und Kommunen sowie

auf Bundesebene die Einsetzung der Kinderkommission des Deutschen Bundestages bewirken

zunehmend, daß sich eine eigenständige Politik für Kinder und eine Politik mit Kindern zu etablie¬

ren beginnt und damit auch für Kinder mehr und mehr das typische Merkmal moderner Gesell¬

schaften für das Leben ihrer Bürgerinnen und Bürger Akzeptanz findet: die Herausbildung und

Anerkennung individueller Lebens- und Identitätsentwürfe (Eichholz 1996; BMFSFJ 1998b,

S. 281ff.). Auch Kindern wird seit dem letzten Drittel unseres Jahrhunderts „in der Praxis der Fami¬

lien und im Bildungswesen Individualitätsentfaltung im Sinne von Selbstbestimmung und Eigen¬

ständigkeit mehr und mehr ausdrücklich zugestanden,von ihnen erwartet und für sie beansprucht"

(Zeiher 1996, S. 17).

Unter der Oberfläche eines breiten Konsenses über diesen neuen gesellschaft¬
lich-rechtlichen Status von Kindern hat sich in den letzten beiden Jahrzehnten

allerdings eine Reihe von Kontroversen aufgetan, in der Politik und Pädagogik

ebenso wie in der Sozialisationsforschung oder der Rechtswissenschaft. Die ins¬

besondere das 20. Jahrhundert kennzeichnende Fortschrittsgeschichte in der

Verwirklichung des Wohls und der Rechte der Kinder auf der Basis eines Selbst¬

verständnisses der Erwachsenen als Anwälte der Kinder hat insofern eine radi¬

kale Wendung genommen, als in der Kindheitsforschung zunehmend die selbst¬

kritische Nachfrage laut geworden ist, in wessen Interesse eigentlich die

advokatorische Orientierung am besten Interesse der Kinder nach vorn ge¬

bracht wird. Zu den interessantesten Ergebnissen der jüngsten Kindheitsfor¬

schung gehört das Herausarbeiten der Ambivalenzen in der advokatorischen

Tradition des dominierenden Konzepts von Kindern als „Menschen in Entwick¬

lung", nämlich als eines Konzepts, mit dem Kinder, trotz aller Aufmerksamkeit
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und pädagogischen Vorsorge für ihre optimale Entwicklung, letztlich doch im¬

mer (noch) als „unfertig" verstanden und „eingestuft" werden. „Entwicklung"
erscheint in dieser Perspektive als ein Konzept, das eine Frage beantwortet, um
sie sogleich wieder zu vergessen, nämlich die Frage: „Was ist ein Kind?" (Jenks
1992).

Werden die gesellschaftlichen Machtverhältnisse zwischen den Generatio¬

nen genau analysiert, stellt sich in der Tat heraus, daß die Erwachsenen oft weit

davon entfernt sind, sich auf eine „authentische Kinderperspektive" einzulas¬

sen, d.h. frei von eigenen Wertvorstellungen und Normalitätserwartungen hin¬

sichtlich kindlichen Verhaltens die von Kindern geäußerten Wünsche und Ein¬

schätzungen gelten zu lassen (Alanen 1994). Kinder ausdrücklich als

Produzenten ihres Lebenszusammenhangs statt als Rezipienten der Erwachse¬

nenkultur zu betrachten ist eigentlich immer noch eher die Ausnahme als die

Regel (Honig 1996). Trotz aller Schritte zur Emanzipation von Kindern als öko¬

nomisch, politisch und rechtlich eigenständiger Bevölkerungsgruppe ist die vor¬

herrschende Sichtweise immer noch die, Kinder aus der Zugehörigkeit zu ihrer

Familie zu begreifen. Ähnlich wie in der Feminismus-Diskussion auf das prekä¬
re Verhältnis von „Gleichheit und Differenz" bei der Einschätzung des gesell¬
schaftlichen Status von Frauen hingewiesen worden ist, kann deswegen gefragt
werden, ob nicht auch hinsichtlich des gesellschaftlichen Status von Kindern ein

demokratisches Differenz-Prinzip Anwendung finden müßte, mit der Konse¬

quenz, die kulturellen Äußerungen von Kindern „als eigenständige ernst zu

nehmen, ihnen eine adäquate materielle Basis zur Verfügung zu stellen, gleich¬
zeitig aber ihre Rechte auf Schutz und Förderung anzuerkennen und auszubau¬

en" (Honig et al. 1996, S. 13).

Dieser gewandelten Sicht der Sozialisationsforschung, die in Kindern weniger die Objekte der in

ihrem besten Interesse ablaufenden Erziehungsprozesse als vielmehr immer auch die Subjekte und
Akteure ihrer eigenen Sozialisation sieht, entspricht im engeren Sinn auch die jüngste rechtliche

Diskussion über Kindeswohl und Kinderrechte (Kelle/Breidenstein 1996). Gegenüber der insbe¬

sondere in Deutschland verbreiteten Tendenz, Kindeswohl und Kindesrechte „in einer harmonisie¬

renden Betrachtungsweise zu verschmelzen" und dabei unter Betonung der Schutz- und Erzie¬

hungsbedürftigkeit der Kinder die Kindesrechte auf das eine Recht auf Entwicklung zu einer

selbständigen Persönlichkeit zu reduzieren, ist nachdrücklich die Forderung erhoben worden, Kin¬

derrechte nicht nur auf die Funktion von Wertgarantien zu beschränken, mit denen Eltern und

Staat als „Schützer und Garanten des Kindeswohls" legitimiert werden. „Minderjährigenrechte
umfassen auch die Befugnis des Minderjährigen, die zur Verwirklichung seiner Rechte erforderli¬

chen Lebensbedingungen einzufordern, an den für sein Wohl und seine Zukunft maßgeblichen
Entscheidungen angemessen beteiligt zu werden und auf diese Weise die für sein Wohl wesentli¬

chen gesellschaftlichen, politischen, ökonomischen und ökologischen Rahmenbedingungen aktiv

mitzugestalten." (Steindorff 1994, S. 3)

Der hohe Maßstab dieser Forderungen hinsichtlich des Wohls wie der Selbstbe-

stimmungs- und Beteiligungsmöglichkeiten von Kindern, wie er die aktuelle

Kindheitsdebatte in der pädagogisch-politischen Theorie und Praxis bestimmt,
erscheint besonders geeignet, die offenen Widersprüche zwischen dem generell
propagierten kulturellen Muster des eigenaktiven Kindes und den offensichtli¬

chen Desideraten einer kinderfreundlichen „Kultur des Aufwachsens" (Krapp¬
mann 1996, S. 26; BMFSFJ 1998b, S. 297f.) in der Gesellschaft der Bundesrepu¬
blik Deutschland freizulegen. Das Kind als Akteur und Subjekt bei der
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Bewältigung seiner „Entwicklungsaufgaben", so sehr es auch als „Herr seines

Schicksals" (Piaget 1986, S. 107) oder „Virtuose" der Anpassungsfähigkeit

(BMFSFJ 1998a, S. 249) ausgezeichnet sein mag, ist gleichwohl immer auch ab¬

hängig von Personen und Gegebenheiten seiner Umwelt, und sie sind mit ihnen

den säkularen Wandlungstendenzen in bezug auf die Bedingungen des Auf¬

wachsens in modernen Industriegesellschaften als „Risikogesellschaften" (Beck

1986) in Zeiten einer sich globalisierenden Ökonomie (Peukert 1997) ausgelie¬

fert. Die „Kinder der Freiheit" (Beck 1997) sind gezwungen, auf ihre Weise mit

der Komplexität der Bedingungen ihres Aufwachsens heute fertig zu werden,

die Hartmut von Hentig schon 1975 formelhaft zusammenzufassen versucht

hat: Kindheit heute ist Fernsehkindheit; Kindheit heute ist pädagogische Kind¬

heit; Kindheit heute ist Schulkindheit; Kindheit heute ist Zukunftskindheit; sie

ist Stadtkindheit (im Sinne einer Kauf- und Verbrauchskindheit, einer Spiel¬

platzkindheit, einer Verkehrsteilnehmerkindheit), Kindheit ist Kinder-Kindheit

geworden mit einer spezifischen Kinderkultur (von Hentig 1975, S. 33ff.). Wie

Erwachsene werden Kinder heute direkt als Teilnehmer des Marktes, als Me¬

diennutzer oder Adressaten der Werbung angegangen. Der Prozeß der Moder¬

nisierung hat also für Kinder einen Prozeß des Wandels in widersprüchlichen

Verhältnissen mit sich gebracht, über dessen Kosten und Nutzen heute vielfälti¬

ge Rechnungen aufgemacht werden (Nauck 1995b).

Der „Zehnte Kinder- und Jugendbericht" stellt resümierend fest: „Für Kinder zu sorgen und sie

beim Aufwachsen zu begleiten, ist keine Lebensform, für die in unserer Gesellschaft in ausreichen¬

dem Maße die notwendigen Vorkehrungen getroffen, Zeit und Räume bereitgestellt und die mate¬

riellen Mittel angeboten werden." (BMFSFJ 1998b, S. 297) Die Bedingungen des Aufwachsens von

Kindern entsprechen nur zum Teil dem Wohl von Kindern, und zwar insofern, als die Strukturen

der Lebenswelt weniger die von Kindern benötigte bergende, helfende und anregende Sphäre bil¬

den, als vielmehr gekennzeichnet sind durch zunehmende Verschiedenheit oder sogar Ratlosigkeit

hinsichtlich verbindlicher Wert- und Sinnorientierungen, ganz zu schweigen von eklatanten Män¬

geln in der materiellen Versorgung aller Kinder,insbesondere durch einen angemessenen Familien¬

lastenausgleich (BMFSFJ 1998a, S.249Ä.).

Entwürfe des persönlichen Lebens von Männern und Frauen, ihr Berufs- und

Familienleben sind zunehmend schwerer in eine dem Kindeswohl dienliche Ba¬

lance zu bringen. „.Irgendwie' schaffen es trotz allem viele Eltern zusammen mit

ihren Kindern, Beziehungen und Emotionen, Arbeit und Vergnügen, Zeit, Platz

und Budget in ein halbwegs befriedigendes Verhältnis zu bringen -jedoch nicht

ohne Kosten für alle Beteiligten, auch für die Kinder, die spüren, wieviel physi¬
schen und psychischen Aufwand es verlangt, diesen spannungsvollen Lebenszu¬

sammenhang durchzuhalten. Es besteht die Gefahr, daß sie zu den Gehetzten,

teils überversorgten, teils vernachlässigten, vorzeitig zur Selbständigkeit ange¬

haltenen Kindern werden, die in den Lücken der komplizierten Zeitpläne und

divergierenden Interessen der Erwachsenen leben." (BMFSFJ 1998b, S. 297)
Die Krisenphänomene im familialen Aufwachsen von Kindern sind die große

Herausforderung geblieben, wenn im Kontext der „individualistischen Kultur"

unserer Gesellschaft nach den für das Wohl von Kindern unverzichtbaren „Soli-

darpotentialen" (Kaufmann 1990, S. 146ff.) gesucht wird.
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2. Familie ab riskante Institution - Krisenphänomene
und Problemlösungspotentiale

Untersuchungen zur Standortbestimmung der Institution „Famüie" haben an¬

gesichts der offensichtlichen Unsicherheit der Zukunft von Ehe und Familie in

der heutigen Gesellschaft seit mehr als zwei Jahrzehnten Konjunktur. Die so¬

zialhistorische Forschung hat uns zwar gelehrt, daß die Rede von der „Krise der

Familie" so alt ist wie das wissenschaftliche Nachdenken über „Familie", daß wir

also eine mehr als ein Jahrhundert andauernde auf die Familie bezogene Krisen-

Rhetorik nachzeichnen können (Cooper 1972; Shorter 1977; 1989; Mitterauer/

Sieder 1982; RosENBAum 1982; von TRoraa 1990; Peuckert 1996; Lüscher

1997). Im Gefüge der entwickelten marktwirtschaftlich-kapitalistischen Indu¬

striegesellschaften ist Familienexistenz inzwischen aber offensichtlich zu einem

so schwierigen „Balanceakt" (Rerrich 1988) geworden, daß sich hinsichtlich

der Dynamik der bürgerlichen Familie und ihrer möglichen Alternativen ein

„neues Krisenbewußtsein" ausgebildet hat (Claessens/Menne 1970).
Aus welcher Perspektive „Familie" in den modernen Gesellschaften auch

immer in den Blick kommt, ob im Alltag des familialen Zusammenlebens oder

in der Familien- und Sozialpolitik, ob in der Familienberatung oder in der Fami¬

lienforschung - überall sind Praxis- und Legitimationsprobleme an der Tages¬
ordnung. Der „Umbruch der Familie" (Lempp 1986) bzw. „Umbrüche in der

Privatsphäre" (Reichwein et al. 1993) werden konstatiert, die Norm der

„Normalfamilie" problematisiert,zumindest als problematisierungsbedürftig im

Zusammenhang mit sozialen und kulturellen Modernisierungsprozessen disku¬

tiert. Funktionsverlust der Familie, Zunahme von Einpersonen-Haushalten und

Alleinerziehenden, neue Lebensgemeinschaften mit familialem Anspruch, Ge¬

burtenrückgang, wachsende Scheidungsraten, verstärkte Erwerbsorientierung
von Frauen, Distanzierung der Generationen, Beschleunigung des Wandels in-

nerfamilialer Lebensformen und dauerhafter Lebensentwürfe, zunehmende

Therapiebedürftigkeit, Gegensätze zwischen familialer Erziehungspraxis und

den Erwartungen öffentlicher Erziehung, Konkurrenz der innerfamilialen Wer¬

te mit den Werten von Freizeit und Konsum: Diese Stichworte kennzeichnen

eine Problemlage, die U. Beck und E. Beck-Gernsheim auf die sprechende For¬

mel „Das ganz normale Chaos der Liebe" (1990) gebracht haben. Pointiert skiz¬

ziert hat die Situation heutiger familialer Existenz vor allem U. Beck (1987,
S. 46): „Ehe läßt sich von Sexualität trennen und die noch einmal von Eltern¬

schaft, die Elternschaft läßt sich durch Scheidung multiplizieren und das Ganze

durch das Zusammen- oder Getrenntleben dividieren und mit mehreren Wohn¬

sitzmöglichkeiten und der immer vorhandenen Revidierbarkeit potenzieren.
Aus dieser Rechenoperation erhält man rechts vom Gleichheitszeichen eine

ziemlich umfängliche, selbst noch im Fluß befindliche Ziffer, die einen leichten

Eindruck über die Vielfalt von direkten und mehrfach verschachtelten Schat¬

tenexistenzen vermittelt, die sich heute hinter den gleichgebliebenen und so

treuen Wörtchen Ehe und Familie immer häufiger verbergen."
Die inzwischen mit einer Fülle sozialstatistischen Datenmaterials erhärtete

These, daß im Kontext moderner Gesellschaften, dem Trend der Individualisie¬

rung ausgesetzt, das traditionale Modell von Ehe und Familie sich immer stärker

mit einer Pluralisierung von Formen familialen und privaten Zusammenlebens



22 Sozialpädagogisch relevante Problem- und Lebenslagen

konfrontiert sieht, kann inzwischen als in der Familienforschung allgemein ak¬

zeptiert gelten.1 Viel schwieriger ist die Frage zu entscheiden, ob diese sozial¬

strukturelle Entwicklung angemessen mit der dramatischen Kennzeichnung

„Krise der Familie" beschrieben oder gar begriffen ist. Wer den offensichtlichen

Wandel der Familie als Krisen-Phänomen zu begreifen sucht, muß sich die Prü¬

fung der Implikationen seines Normalitätsmodells von Familie gefallen lassen,

vor dessen Parametern eine „Krise" erst als solche zu identifizieren und die

Defizitvermutung zu erhärten ist. Dabei hat sich in der jüngsten Diskussion im¬

mer klarer herausgestellt, daß die andauernde Diskussion um Krise bzw. Verfall

oder Stabilität der Familie sich deshalb so hartnäckig hält, weil die Familie der

Gegenwart an einem idealtypischen Bild von Familie in der Vergangenheit, ei¬

nem „Traum von der Idealfamilie" (Nuber 1993) gemessen wird. Nach diesem

Muster lassen sich dann die o.g. Destabilisierungs- bzw. Deinstitutionalisie-

rungs-Phänomene als Indikatoren aufführen, die belegen sollen, daß die „Nor¬

malfamilie" in Auflösung begriffen ist (Bertram/Borrmann-Müller 1988; Bur-

kart/Kohli 1992).
Angesichts des Wandels der familialen und familiären Lebensformen ist die

Frage nach der Zukunft des Modells „bürgerliche Famihe", die Frage, ob das

Modell der Ehe, der Elternschaft, der Frauen- und Männerrollen, in der das

Familienleben noch ein, zwei Generationen zuvor weitgehend unbefragt verlief,

noch für den Lebensentwurf der kommenden Generationen trägt, kaum ein¬

deutig zu beantworten. Familie als „Gegenstruktur" der Gesellschaft (Rosen¬

baum 1973) spiegelt wie keine andere Institution der modernen Gesellschaft die

befreienden Wirkungen ebenso wider wie die Folgekosten der Modernisierung.

„Für deren befreiende Wirkungen - die Befreiung der Individualität, die Ver¬

breitung von Liebesheirat und partnerschaftlicher Ehe, die Befreiung der Kin¬

der von Lohnarbeit und zur Teilnahme an Bildung, die Pluralisierung von Ori¬

entierungsmustern des Handelns - müssen die Subjekte soziale und psychische

Folgekosten tragen, z.B. in Gestalt der Trennung zwischen Privatheit und Öf¬

fentlichkeit, des Verlustes an gegenständlicher Erfahrung in der privatisierten

Sozialstatistisches Datenmaterial zur Entwicklung der Familie und alternativer Familienfor¬

men findet sich in aufbereiteter Form vor allem in der Berichterstattung zur Situation der

Familien und der Jugendhilfe, wie sie regelmäßig vom Bundesministerium für Jugend, Familie,

Frauen und Gesundheit (BMFFG) sowie seinen Vorgänger- bzw. Nachfolgeinstitutionen er¬

folgt ist, z.B. im Zweiten Familienbericht: „Familie und Sozialisation - Leistungen und Lei¬

stungsgrenzen der Familie hinsichtlich der Erziehungs- und Bildungsprozesse der jungen Ge¬

neration" (Bonn 1975); im Vierten Familienbericht: „Die Situation der älteren Menschen in der

Familie" (Bonn 1986); oder im Achten Jugendbericht: „Bericht über Bestrebungen und Leistun¬

gen der Jugendhilfe" (Bonn 1990). - Hinzu kommen die einschlägigen Veröffentlichungen in

der Schriftenreihe des BMFFG, z.B. „Familie und Arbeitswelt" (Bd. 143, Stuttgart 1984);

„Nicht-eheliche Lebensgemeinschaften in der Bundesrepublik Deutschland" (Bd. 170, Stutt¬

gart 1985). - Analytisch weiter aufbereitet ist das Datenmaterial in inzwischen vorliegenden

Handbüchern, vor allem in Nave-Herz/Markefka (1989) und Markefka/Nauck (1993).- Die

umfassendste Analyse bietet der vom Deutschen Jugendinstitut herausgebrachte mehrbän¬

dige Familien-Survey; auf die folgenden Bände ist hier besonders zurückgegriffen: Bertram

1991; Nauck/Bertram 1995; Bien 1996; ferner B. Jans/A. Serring (Hrsg.): Die Familie in den

neuen Bundesländern. Opladen 1992; H. Bertram (Hrsg.): Das Individuum und seine Familie.

Lebensformen, Familienbeziehungen und Lebensereignisse im Erwachsenenalter. Opladen

1995.
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Lebenswelt, der Trennung zwischen den Geschlechtern (Ideal der .Mütterlich¬

keit') sowie zwischen den Generationen (durch die Ausgrenzung von Kindern in

spezialisierten Lernumwelten) und in Gestalt des Verlustes an sozialer Bindung
über die emotionalen Familienbeziehungen hinaus." (Liegle 1987, S. 1) Auf¬

grund der dem vorherrschenden Typus der modernen Familie, der Kernfamilie

mit eigenem Haushalt, immanenten Widersprüchlichkeit ist für die bürgerliche
Familie ein spezifisches Quantum von Leiden an der Gesellschaft strukturell

vorgegeben. Sie ist zugleich Element und Alternative der dissoziativen Lebens¬

wirklichkeit der modernen Gesellschaft: Die Familie muß die Paradoxie aushal¬

ten, private Lösungen für nicht-private Probleme finden zu müssen (Neumann
1988).

Die für moderne Gesellschaften typische Wechselbewegung zwischen der Auflösung traditionaler

Gebundenheiten und der Ausbildung struktureller Individualisierung führt, zu Ende gedacht, auf

die Grundfigur der vollmobilen Single-Gesellschaft (Gravenhorst 1984; Etzioni 1993). Wenn auch

Frauen in immer größerer Zahl ihre eigene Biographie selbst und unabhängig gestalten, d.h. eine

eigene Existenz über Ausbildung und Arbeitsmarkt aufbauen wollen oder müssen, führt dies un¬

weigerlich zur Problematisierung, wenn nicht zum „Versagen eines Familienmodells, das eine Ar¬

beitsmarktbiographie mit einer lebenslangen Haushaltsbiographie zu verzahnen weiß, nicht aber

zwei Arbeitsmarktbiographien, die ihrer eingebauten Verhaltenslogik nach um sich selbst kreisen

müssen. Zwei derart zentrifugale Biographien zusammenzubinden und zusammenzuhalten, ist

aber ein Dauerkunststück, ein Drahtseildoppelakt, der so pauschal keiner Generation zuvor zuge¬

mutet wurde, mit wachsender Gleichberechtigung aber allen zukünftigen Generationen abverlangt
wird." (Beck/Beck-Gernsheim 1990.S. 14) Damit aber „verlieren Betrieb und Arbeitsplatz als Ort

der Konflikt- und Identitätsbildung an Bedeutung, und es bildet sich ein neuer Ort der Entstehung
sozialer Bindungen und Konflikte heraus: die Verfügung und Gestaltung der privaten Sozialbezie¬

hungen, Lebens- und Arbeitsformen; entsprechend kommt es zur Ausprägung neuer sozialer Netz¬

werke, Identitäten und Bewegungen" (Beck 1986, S. 152; Hervorhebung im Original).
Mit den vielfältigen Veränderungen der Binnen- wie der Innen-Außen-Verhältnisse der Familie

scheint es zu einer Umkehrung des Weges zu kommen, den die moderne Familie auf ihrer „Reise

in die moderne Welt" (Shorter 1977, S. 15) begangen hat. Das „Goldene Zeitalter" der Familie

(Sieder 1987, S. 243ff.), die 50er Jahre unseres Jahrhunderts, dürfte zu Ende sein, eine „Wiederkehr

der Vielfalt" der Familienformen, wie sie für die vorindustrielle Welt der traditionellen Gesellschaft

typisch war, scheint sich durchzusetzen. „Anders als in der traditionellen Gesellschaft wird die

Vielfalt indessen nicht durch die Vielfalt der Familienformen gewonnen, die in irgendeiner Weise

über die Kernfamilie hinaus erweitert sind. ... Die Vielfalt entsteht dadurch, daß Einpersonen-
Haushalte, kinderlose Ehen, ,nichteheliche Lebensgemeinschaften' und alleinerziehende Mütter

und Väter gegenüber der vollständigen Kernfamilie zahlreicher und bedeutsamer werden." (von
Trotha 1990, S. 453) Es ist augenfällig, daß die Einheitlichkeit der Haushaltsorganisation auf der

Grundlage der Kernfamilie an Grenzen stößt, selbst wenn nach wie vor in der heutigen Gesell¬

schaft der Kernfamilienhaushalt seine strukturelle Vorherrschaft behauptet hat. Ist sie deswegen
aber auch „als kulturelles Muster erledigt", wie von Trotha annimmt?

Deutlich sichtbar geworden sind heute die Fallstricke einer simplen Ideologisie¬

rung, die „Familie" als Gegenwelt zur Gesellschaft hochstilisiert, nämlich als

idealen Raum affektiver Geborgenheit in einer im übrigen feindlichen (Ellen-

bogen-)Gesellschaft. Der ideologische Charakter dieses mythifizierten Bildes

von „Familie" ist heute, ebenfalls mit den Mitteln einer sozialhistorischen Lang¬

fristbetrachtung der „Geschichte des privaten Lebens" (Aries/Duby 1989ff.),
klarer zu durchschauen, nämlich mit der besseren Einsicht in die Mechanismen,
wie die fortschreitende Individualisierung der Menschen neue Formen subjekti¬
ven Glücks und Leidens hervorruft. „Zu dem Verlust aller Gewißheiten gesellte
sich das Bewußtsein der Pflicht zum Glücklichsein, welches die Relation zwi-
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sehen Sehnsucht und Leid veränderte." (Corbin 1992, S. 579) Nicht nur in der

Pluralisierung der Formen familialer Partnerschaft spiegelt sich der Prozeß der

Modernisierung wider, sondern auch in den Formen der Idealisierung der mo¬

dernen Liebesbeziehungen. Die Überhöhung der Liebesbeziehung ist das Ge¬

genbild zu den Verlusten der Moderne. In der „Familie" treffen sich die Sehn¬

süchte nach Geborgenheit und Sinnstiftung wie in einem Schnittpunkt. „Gott

nicht, Priester nicht, Klasse nicht, Nachbar nicht, dann wenigstens Du. Und die

Größe des Du ist die umgedrehte Leere, die sonst herrscht." (Beck 1987, S. 44)
Rückt auch die Liebesbeziehung zum Partner grundsätzlich in die Risiko-Per¬

spektive des Scheiterns, bleibt allein die Familie mit den für sie als typisch ange¬
sehenen Beziehungschancen als Ort der Geborgenheit in der Gemeinsamkeit.

In diesem „Glauben" an die Familie treffen neue Formen von Sinnsuche und

-Stiftung mit Elementen einer primär christlichen Religiosität zusammen. Die

Ideologie der heilen und heiligen Familie ist keineswegs aus dem Bewußtsein

der Mitglieder der modernen Gesellschaft verschwunden (Neumann 1992).
Nicht zuletzt im „Glauben" an die Familie, in dem Brauchtum hier gepflegter

kulturell-symbolischer Praxis finden sich „deutliche Hinweise auf ein Fortbeste¬

hen von Religion in der modernen Gesellschaft". Im Konzept heutiger Fami¬

lienexistenz scheint sich so etwas wie eine „Sinnstiftung ohne Sinnsystem"

(Ebertz 1988, S. 403ff.) abzubilden.

Die von den Bewegungsgesetzen einer modernen Industriegesellschaft her

erzwungene Isolation und Privatheit der Familie, die als generationen- und ge¬

schlechterübergreifender Lebenszusammenhang immer brüchiger zu werden

droht, birgt ein Konfliktpotential, das zwar zunehmend in das Bewußtsein der

Öffentlichkeit gelangt, das Ideal privater Lebensgestaltung im familiären Bin¬

nenraum hat gleichwohl wenig von seiner Attraktivität eingebüßt (Nave-Herz
1989a; Bertram/Hennig 1995). In der Bevölkerung der ehemaligen Bundesre¬

publik, das belegt eine Reihe von empirischen Untersuchungen, ist im Vergleich
zu allen übrigen Lebensbereichen die subjektive Zufriedenheit mit Ehe und

Familie am höchsten (Zapf et al. 1987;Liegle 1998, S. 23). Das Sinnmuster „Nor¬

malfamilie" wird selbst aufgrund des Scheiterns vieler Familien nicht grundsätz¬
lich in Zweifel gezogen. „Familie" als eine Form der Existenz, an der in einer

„irgendwie" verbindlichen Weise Eltern und Kinder, Frauen und Männer teilha¬

ben, ist nach wie vor Teil des Lebenskonzepts der jungen Generation. „Daß die

Mehrzahl der Menschen bereit ist, sich industrieller Arbeitsdisziplin in außer¬

häuslicher Arbeit zu unterwerfen, hat seine Ursache nicht zuletzt darin, daß sie

es ,für ihre Familie' tun." (Sieder 1987, S. 291)
„Immer wieder und immer noch weiß die große Mehrheit der Menschen

darum, fühlt es und lebt davon, daß man auf dieser Welt kaum Schwierigeres
wollen und kaum an Größerem scheitern kann, daß es sich aber auch selten an

Mühseligerem und Befriedigenderem zu arbeiten lohnt, als eine Familie zu

gründen, Kinder aufzuziehen, sie ein Stück auf ihrem Weg zu begleiten und mit

ihrem Partner ein erfülltes Leben zu verbringen. Ältere spüren das ebenso wie

jüngere. Das war die Vergangenheit und ist wohl die Zukunft." (Hettlage 1992,

S. 263) Die Zukunft der Familie kann nicht in der Rekonstruktion der Vielfalt

familialer Lebensformen der traditionellen Gesellschaften liegen. Sie kann of¬

fensichtlich auch nicht in dem Erhalt bzw. der Restitution der bürgerlichen Fa¬

milie als „Normalfamilie" gefunden werden. Die für individuelle Lebensent-
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würfe weit offene moderne Gesellschaft hat sich längst aufgemacht, die Zukunft

der Familie als „offene Familie" (von Trotha 1990, S. 453) zu erproben, mit neu¬

en Chancen, allerdings auch hohen Risiken, wie sie zwangsläufig in der struktu¬

rellen Rücksichtslosigkeit dieser Gesellschaft begründet sind, in der die Erfor¬

dernisse der Wirtschaft und die Organisation von Arbeitsabläufen für wichtiger

gehalten werden als die Entwicklung von Familien. Angesichts des kreativen

Problemlösungspotentials im Umgang mit diesen Risiken, wie es sich in der of¬

fenen Vielfalt familialer Lebensformen zeigt, ist die Rede von der „Krise der

Gesellschaft", sofern damit die bürgerliche Familie gemeint ist, offensichtlich

verkürzt. Denn sie verfehlt im Kern die Beweggründe des „zeitgeschichtlichen

Bedeutungswandels" (Nave-Herz 1988b) von Familie. Gleichwohl kommt in ihr

ein Teil der Wahrheit insofern zum Ausdruck, als die Menschennach wie vor den

„familiären Schutzschild" als mächtige Barriere gegen die dissoziativen Indivi¬

dualisierungstendenzen der modernen Gesellschaften für unentbehrlich halten.

Die Mythen von der Großfamilie der Vergangenheit, von der Stabilität der Fa¬

milie früher und dem Funktionsverlust der Familie heute, die Fassaden insbe¬

sondere der bürgerlichen Familie sind inzwischen entlarvt, ihr Potential an Soli¬

darität, an Schutz und Unterstützung ist jedoch nach wie vor attraktiv. In dieser

Situation kann nur eine differenzierte Bilanzierung der Gewinne und Verluste,

wie sie für die gegenwärtige Familienforschung (z.B. Bien 1996) kennzeichnend

ist, Klarheit bringen über die Zukunftschancen der Familie und das Zusammen¬

leben von Eltern mit ihren Kindern heute.

3. Familienstruktur und Familiendynamik - Familienentwicklung

als politbche, psychologbche undpädagogbche Herausforderung

Mit Hilfe historischer, bevölkerungs- und sozialwissenschaftlicher Tatsachen-

und Datenanalysen, insbesondere in Form einer Kombination von historischer

und empirischer Langfristuntersuchung der Familienentwicklung, läßt sich heu¬

te ein differenzierteres Urteil zu den augenfälligen Phänomenen der Pluralisie¬

rung und Individualisierung familialer Lebensformen abgeben (Bertram 1991;

Nauck/Bertram 1995; Bien 1996; Beck-Gernsheim 1998). Die in der Familien¬

forschung seit Jahrzehnten dominierenden Analysen amtlicher Bevölkerungs¬

und Ehestatistiken mit Hilfe des Mikrozensus sind aufgrund ihres methodischen

Zugriffs nur teilweise geeignet, die familialen Lebensbedingungen, Verände¬

rungstendenzen und möglichen Zukunftsperspektiven von Familien mit Kin¬

dern in den Blick zu rücken. Um die Vielfalt der Beziehungen von Familie und

familialen Lebensformen erfassen zu können, sind Untersuchungen erforder¬

lich, die das gesamte Netzwerk analysieren, in denen sich das widersprüchlich¬

vielfältige Alltagsleben heutiger Familien abspielt.
Nach den klassischen statistischen Parametern ist überall in Europa, insbe¬

sondere in West- und Nordeuropa, die Tendenz zum Zwei-Generationen-Haus¬

halt zu beobachten. In der früheren Bundesrepublik sind schon 1982 nur noch

5% der Kinder mit Eltern und Großeltern aufgewachsen (Höhn 1989;

Buhr/Kaufmann 1989). Die Ein-Personen-Haushalte sind quantitativ inzwi¬

schen am stärksten verbreitet, vor allem aufgrund der Zunahme alleinstehender

alter Menschen. Erst an zweiter Stelle stehen die Haushalte von Ehepaaren mit
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Kindern, an dritter Stelle die Ein-Generationen-Haushalte, also die von Ehe¬

paaren in der „nachelterlichen Phase" und von „kinderlosen Ehen". Für das

Jahr 2000 wird mit einer Quote von 20% kinderlosen Ehen gerechnet. Das - vor

allem auch in Werbespots im Fernsehen - suggerierte Bild, die Bundesrepublik
bestehe hauptsächlich aus Haushalten von glücklichen Ehepaaren mit Kindern,
stimmt mit der sozialen Realität überhaupt nicht überein, denn diese Gruppe
bildet in der Gesamtheit aller Haushalte eine Minorität.

Das eben gekennzeichnete Gesamtbild kommt aber nicht zuletzt durch eine

verkürzende Familien-Definition, bei der der gemeinsame Haushalt der kenn¬

zeichnende Faktor ist, zustande. Sollte nicht beispielsweise die Großmutter, die

im Nachbarhaus wohnt oder sogar im selben Haus nur in einem anderen Haus¬

halt, nicht auch zur Familie gerechnet werden? „Sind die zusammenlebenden

Paare, die aus früheren Ehen Kinder haben, die bei ihnen leben, nur dann eine

Familie, wenn sie im gemeinsamen Haushalt leben, aber dann, wenn sie bei¬

spielsweise aus beruflichen Gründen oder auch aus anderen Gründen nicht

zusammenleben, aber ansonsten gemeinsam wirtschaften und sich auch bemü¬

hen, die Kinder aus früheren Verbindungen nach gemeinsamen Prinzipien zu

erziehen, weniger eine Familie als jene Familien, bei denen der Vater aufgrund
der rigorosen Trennung von Arbeitsplatz und Lebensort der Familie nur alle

vierzehn Tage nach Hause kommen kann?" (Bertram 1991, S. vii) Nicht nur

das Kriterium „Haushalt", sondern vielmehr „gelebte Beziehungen" sind das

Charakteristikum für familiales Zusammenleben. In diesem Sinne haben über

80% der Kinder in der Bundesrepublik Deutschland regelmäßige Verbindung
mit ihren Großeltern. Angesichts der stark angestiegenen Lebenserwartungen
haben heutige Kinder häufiger und über einen längeren Zeitraum als frühere

Kindergenerationen kontinuierlichen Kontakt zu ihren Großeltern. Die

Großeltern sind nach den Müttern die wichtigsten Betreuungspersonen der

Kinder, insbesondere in den Jahren bis zum Schuleintritt (Tietze/Rossbach
1991).

Aufgrund der gesunkenen Geburtenrate hat sich neben der Zahl der Gene¬

rationen generell auch die Zahl der Kinder verringert, die in Familien leben

(Engstler 1998, S. 94ff). In diesem Zusammenhang wird immer wieder die Zu¬

nahme der Zahl von Einzelkindern als typisch für die gegenwärtige Situation

des Aufwachsens von Kindern beschworen - eine öffentliche Dramatisierung,
die sich mit statistischen Daten nicht belegen läßt: Von den Kindern in den alten

und neuen Bundesländern sind lediglich ca. 18% Einzelkinder; 48% bzw. 60%

wachsen mit einem und 34% bzw. 22% mit zwei oder mehr Geschwistern auf

(Löhr 1991; Klein 1995a; Nauck 1995a). Die steigende Verbreitung von Kinder¬

losigkeit sowie die Abnahme von Familien mit drei oder mehr Kindern, weniger
eine Zunahme von Einzelkindern ist für die heutige Situation von Geschwister¬

beziehungen kennzeichnend, so daß auch in den meisten heutigen Familien Ge¬

schwisterbeziehungen ein wichtiger Einflußfaktor für die Entwicklung und Er¬

ziehung von Kindern geblieben sind.

Die aufgrund gestiegener Individualisierungsbedürfnisse und Mobilitätser¬

fordernisse in den modernen Gesellschaften gewünschte oder erzwungene Viel¬

falt von Lebenslagen der Familie, z.B. bei Commuter- oder Pendlerehen (Peuk-
kert 1991, S. 149ff.), ist mit netzwerktheoretischen Konzepten angemessener zu

begreifen, weil sie die familialen Anpassungsleistungen und Alternativen offen-
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sichtlich differenzierter abzubilden gestatten. Die amtliche Statistik täuscht

mehr Beziehungslosigkeit vor, als den Tatsachen entspricht. Die Ergebnisse des

DJI-Familien-Surveys zeigen, daß die Familienmitglieder in der Regel in viel¬

fältige familiale und außerfamiliale Beziehungen eingebunden sind, oft in Per¬

sonenkonstellationen, die üblicherweise nicht mit dem Begriff der Familie ver¬

bunden sind. Familien nützen die Möghchkeiten, die sich z.B. aus dem

Zusammenleben in einem Haus, in der unmittelbaren Nachbarschaft und im

gleichen Stadtteil ergeben (Bien/Marbach 1991; Luschen 1988). Kernfamilien

pflegen „vielfältige Kontakte zu Verwandten und Bekannten und engagieren

sich rege in öffentlichen Einrichtungen wie Vereinen, Parteien oder Gewerk¬

schaften. Die Familie als soziale Einheit ist auf mannigfache Weise in die Gesell¬

schaft integriert." (Neyer/Bien 1993, S. 28)
Hinsichtlich der Frage, ob die Mehrheit der Familien mit Kindern in „nor¬

malen" Verhältnissen lebt, ergeben sich nach der Datenlage des DJI-Familien-

Surveys allerdings widersprüchliche Schlußfolgerungen. Weitaus die meisten

Kinder, 83% der Minderjährigen in den alten und 65% in den neuen Bundes¬

ländern, lebten 1994 in betont „familienzentrierten" Verhältnissen; die Eltern

sind miteinander verheiratet, das Kind ist ehelich geboren und ein leibliches

Kind der Eltern, die mit ihm eine Haushaltsgemeinschaft bilden. Allerdings

verschieben sich zunehmend die Anteile von biologischer und sozialer Eltern¬

schaft, weil zunehmend mehrfache Elternschaften, insbesondere binukleare

Familien, entstehen (Peuckert 1991, S. 89f£). Etwa drei Viertel aller Kinder

bleiben bis zum Volljährigkeitsalter von der Belastung einer Trennung oder

Scheidung verschont. Immerhin erleben inzwischen mehr als 10% aller Kinder

bis zur Volljährigkeit, daß ein Elternteil eine neue Partnerschaft eingeht.

Absolut gesehen, mögen diese Zahlen eher als gering erscheinen und die Fol¬

gerung gestatten, daß Kinder in stabilen Verhältnissen leben. Es kann aber

auch nicht übersehen werden, daß sich das Risiko, im Kindesalter von einer

Ehescheidung der Eltern betroffen zu werden, bereits in den Jahren zwischen

1960 und 1980 mehr als verdreifacht hat (Martiny/Voegeli 1988; Nauck 1991;

Klein 1995b).
Weder als quantitatives Phänomen von der Datenlage her noch gar von den

verdeckten und immer noch zu wenig erforschten Auswirkungen in den Binnen¬

verhältnissen der Familie her läßt sich die mit dem „Massenphänomen" Ehe¬

scheidung entstehende „Wiederkehr der Unbeständigkeit" familialen Lebens

übersehen (Lengsfeld/Linke 1988; Höhn 1989). In den USA ist inzwischen je¬

des dritte Kind unter 18 Jahren von einer Scheidung der Eltern betroffen. In der

Bundesrepublik beschränkt sich die Zahl, wie ausgeführt, (noch) auf etwa 10%

(Fthenakis et al. 1982; Rottleuthner-Lutter 1989). Dies sind jährlich immer¬

hin etwa 100.000 Kinder. Inzwischen bestätigt sich, daß sich die Unterschiede in

der Scheidungshäufigkeitzwischen kinderlosen und Ein-Kind-Ehen angleichen.
Die Rücksicht auf die Kinder bei Scheidungen nimmt in allen Ehen, ob kinder¬

reich oder nicht, ab (Höhn/Schulz 1987).
Unter dem Aspekt familialer Stabilität und der Betreuung im Lebenslauf

von Kindern ist die nach einer Trennung durch Scheidung meistens erneuerte

Bindung in einer Ehe durch die Wiederverheiratung, die fast zwei Drittel der

Geschiedenen und ca. 40% der geschiedenen Väter und Mütter mit minderjäh¬

rigen Kindern vornehmen, besonders folgenreich (Rottleutner-Lutter 1989,
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S. 615). Für die Binnenordnung der Familie ist das Wechselspiel von Trennung
und Bindung in einer „Fortsetzungsehe" bzw. „Patchwork-Familie" ein nicht zu

unterschätzender Destabilisierungsfaktor (Furstenberg 1987; 1988; Bernstein

1990). Für eine wachsende Zahl von Kindern kommt es so zu verwickelten Fa¬

milienbiographien. Im Verlauf einer Familienbiographie kann es zu einem

Wechsel zu anderen Familienformen, sogar zu mehrfachem Wechsel kommen,
z.B. von einer Eltern-Familie zur Mutter- oder Vater-Familie und dann erneut

zur Eltern-Familie aufgrund von Wiederheirat, wobei diese Eltern-Familie aber

eine Stiefeltern-Familie ist und eventuell auch durch Stief-Geschwisterschaft

gekennzeichnet ist. Bei der mit der „Fortsetzungsehe" gegebenen „parallelen
Elternschaft" spricht eine Reihe von Indikatoren dafür, daß es im System der

Veränderung von Elternschaft zu einer Art „partiellem Kindertausch" kommt,
in dem die biologischen Eltern die Beziehungen zu ihren leiblichen Kindern

eher vernachlässigen und sich statt dessen verstärkt ihren neuen sozialen Kin¬

dern zuwenden (Furstenberg 1987, S. 77f£).
Die Situation der Kinder in von Scheidung oder Trennung betroffenen Fami¬

lien lenkt den Bück darauf, daß die Zahl der Eineltern-Familien, in fast 90% der

Fälle Mutter-Kind-Familien, in den letzten Jahrzehnten kontinuierlich zuge¬
nommen hat. Dabei hat sich die Zusammensetzung stetig verändert: Waren 1970

in den alten Bundesländern noch 40% der alleinerziehenden Mütter verwitwet,
so waren es 1993 nur noch 10%. Dabei hat sich der Anteil der Geschiedenen und

verheiratet Getrenntlebenden von 45% auf 59% und der Anteil der ledigen
Mütter von 15,5% auf 31% erhöht. Von allen Familien mit Kindern waren 1994

in den alten Bundesländern 15%,in den neuen Bundesländern 25% Eineltern-

Familien (Engstler 1998,S.54ff.).
Die Zunahme von Ehescheidungen und Eineltern-Familien als besonders

auffälügen Phänomenen des Wandels und der Pluralisierung familialer Le¬

bensformen wird immer wieder mit der stetigen Abnahme von Eheschließun¬

gen und der Vermehrung nichtehelicher Lebensgemeinschaften in Zusammen¬

hang gebracht. Ihre Anzahl hat sich seit den frühen siebziger Jahren

verzehnfacht und betrug 1993 bei den 25- bis 34jährigen in der BRD 1,3 Mil¬

lionen, also etwa 10% der gleichaltrigen Bevölkerung. In den alten Bundeslän¬

dern geht die überwiegende Mehrheit jüngerer kinderloser Paare (ca. 80%) die

Ehe ein, sobald ein Kind geboren wird. In den neuen Bundesländern dagegen
wird nach dem Muster früherer Lebensplanung in der DDR die Phase vorehe¬

licher Elternschaft erheblich länger fortgesetzt: 1993 hatten 55% der nicht¬

ehelichen Lebensgemeinschaften Kinder (Bien 1996, S. 23ff.; Engstler 1998,
S. 58ff.).
An den zuletzt skizzierten Phänomenen des Wandels familialer Lebensfor¬

men, vor allem am Aspekt der Scheidungs- und Trennungsfolgen für Kinder

(Fthenakis et al. 1995), wird deutlich, insbesondere wenn emphatisch das „Kin-
deswohl" (Limbach 1988; Napp-Peters 1988; Fthenakis/Kunze 1992) in den

Vordergrund gerückt wird, welches Destabilisierungspotential im heutigen Indi¬

vidualisierungstrend der Familienentwicklung im Lebenslauf verborgen liegt.
Gegenüber den traditionellen Grundmustern der familialen Lebensgestaltung
setzt sich immer mehr die „voluntaristische Grundlage der Familienbeziehun¬

gen" (Furstenberg 1988, S. 37) durch, Stabilität bzw. Instabilität von Ehe und

Familie werden zunehmend unter austauschtheoretischen bzw. ökonomischen
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Konzepten und Theorien „kalkuliert".2 Hier kündigen sich radikale Umwälzun¬

gen an, die den Kern von Familie in Frage stellen, nämlich die Zuordnung von

Menschen auf der Grundlage von Verwandtschaft. Neben der sozialstrukturel¬

len Revolution der Frauenerwerbstätigkeit, die das Ende der „Hausfrau-und-

Mutter" mit sich bringt, und der Revolution des Eltern-Kind-Verhältnisses in

diesem Jahrhundert, die immer mehr zu einer „Emanzipation des Kindes" ge¬

führt hat, erzeugt der „Voluntarismus" in den Familienbeziehungen ein drama¬

tisches Veränderungspotential, vor allem auch vor dem Horizont der neuen

Möglichkeiten der Gentechnologie (Beck-Gernsheim 1998, S. 115ff).

Es ist Ausdruck des modernen Lebensstils,daß im Vordergrund des Interesses

an Familie die subjektive Wertschätzung und die Selbstverwirklichung der Indi¬

viduen stehen. Selbst wenn man sich ein Stück weit der ökonomischen Analyse

der Familienbeziehungen anschließt, die Beziehungen der Eltern zu ihren Kin¬

dern als „Investitionen der Eltern in ihre Kinder" begreift (Bertram/Hennig

1995, S. 97) und davon ausgeht, daß diese sich nur „rechnen", wenn sie nicht so

leicht aufgelöst werden, scheint es doch so zu sein, daß wir „Familie" überhaupt

„nur" noch zur Personwerdung brauchen. „Hier ist der Raum der Geborgenheit

in der Gruppe, in dem Verständnis, Liebe, Vertrauen und wechselseitige Bestäti¬

gung vorherrschen. Dadurch wird Sinnbildung für die Ehepartner und die näch¬

sten Generationen in einer labilen Umwelt überhaupt möglich." (Hettlage

1992, S. 251) Es gehört zu der Unterschätzung derFamilienfunktionen,daß kaum

gesehen wird, wie über diesen Rest an Stabilität der Aufbau der soziokulturellen

Persönlichkeit nach wie vor garantiert wird und daß keine andere Institution in

Sicht ist, die dieses sonst leisten könnte (Liegle 1998, S. 22ff.). Der Beitrag zur

Wirtschaft durch die Familienarbeit (Krüsselberg et al. 1986;Braun et al. 1996),

der Beitrag der Familie zur Gestaltung des Zusammenlebens und zu kultureller

Sinnstiftung (Lüscher 1988; Köcher 1988) ist weiterhin von unersetzbarer ge¬

samtgesellschaftlicher Bedeutung. Nach wie vor fungiert die Familie als „Versi¬

cherungssystem" der modernen Gesellschaft. Es steht außer Frage, „daß Unter¬

stützungen der Eltern für ihre Kinder und der Kinder für ihre alt gewordenen

Eltern in beträchtlichem Maße geleistet werden, wenn die Beziehungen intakt

sind und solange sie deren Leistungsfähigkeit nicht überfordern. Gerade im Al¬

ter wird die Familiensolidarität wieder besonders geschätzt. Die auf uns zukom¬

mende Überalterung der Gesellschaft in Europa wird vermutlich dazu zwingen,

wieder mehr in .Familie zu machen' und ein familiäres Verbundsystem über drei

bis vier Generationen aufzubauen." (Hettlage 1992, S. 252)

Grundannahme des austauschtheoretischen Ansatzes ist, daß soziales Handeln aufgrund sub¬

jektiv-rationaler Kosten-Nutzen-Analysen erfolgt, wobei die beteiligten Individuen nach Maxi-

mierung ihres persönlichen „Nutzens" streben. Als Grundlage jeder sozialen Beziehung wird

deren Reziprozität angenommen, d.h., daß der Empfang einer Ressource, materieller (z.B.

Geld) oder immaterieller Art (z.B. Zuneigung),den Empfänger zur Gegenleistung verpflichtet.

Demzufolge ist eine eheliche Beziehung eine stetige Tauschbeziehung, deren Nutzen im Ver¬

gleich mit anderen Handlungsalternativen ggf. am größten ist. „Familie" wie das „Leben" über¬

haupt wird als „Planungsprojekt" (Beck-Gernsheim 1998, S. 58ff.) konzipiert. - GS. Becker:

The Economic Approach to Human Behavior. Chicago/London 1976; GS. Becker: A Treatise

on the Family. Cambridge/London 1981; B. Nauck: Individualistische Erklärungsansätze in der

Familienforschung: die rational-choice-Basis von Familienökonomie, Ressourcen- und Aus¬

tauschtheorien. In: Nave-Herz/Markefka 1989, Bd. 1, S. 45-61.
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Familienforschung, vor allem aber Familienpolitik, Sozial- und Familienpäd¬
agogik wie Familienpsychologie stehen hier vor ganz neuen Herausforderun¬

gen. Insbesondere in der psychologischen Forschung zur Sozialisation in der Fa¬

milie hat sich diesbezüglich ein epochaler Paradigmenwechsel vollzogen. Noch
vor zehn Jahren wurde „Familie als Sozialisationsinstanz in Form von einzelnen

Dyaden letztlich als statische Struktur gedacht, die mit bestimmten Interakti-

ons- und Kommunikationsformen die Lebenswelt des Kindes gleichmäßig und

dauerhaft beeinflußt. ... Insgesamt lag der Schwerpunkt bei der Betrachtung
der Varianz der Entwicklung der Kinder." (Kreppner 1991, S. 322) Angeregt
durch Bronfenbrenners systemisch-ökologisches Konzept (1981; s.a. Belsky

1984; Petzold/Nickel 1989), hat sich die Perspektive auf die Familie als sich

entwickelndes, dynamisches System verlagert, in dem nicht die einzelnen dyadi¬
schen Beziehungen, sondern komplexe Interaktionen und transaktionale Pro¬

zesse, die Krisen im System und im Verlauf der Lebensspanne im Mittelpunkt
des Forschungsinteresses stehen (Filipp 1990; Petzold 1992; Schneewind

1994).

Die traditionelle psychologische Beschäftigung mit „Familie" ist, nachdem nach der Psychiatrie
auch die klinische Psychologie die Familie als Interventionsobjekt entdeckt hatte, vorrangig an der

Stabilität der „Normalfamilie" ausgerichtet gewesen. Grundansatz der verschiedenen Formen von

Familientherapien, die sich immer noch in stürmischer Entwicklung befinden
,
ist die Rückführung

individueller Probleme auf Familienprobleme, die ihrerseits mit Dysfunktionen und Fehlregulatio¬
nen eines relativ geschlossenen Familiensystems erklärt werden (Kreppner 1991, S. 321ff.). Die

Widersprüche der bürgerlichen Kleinfamilie, etwa durch Rezeption familiensoziologischer Er¬

kenntnisse, sind in der Familientherapie lange Zeit eher ausgeklammert, die Orientierung am „Fa¬
milienglück im Regelkreis" die Interventionsperspektive gewesen (Zygowski 1987).

Mit dem Neuansatz der Familienentwicklungspsychologie, der Schwerpunktset¬
zung auf familiale Transitionsphasen, etwa dem Übergang zur Elternschaft, dem
Herauswachsen der Jugendlichen aus der Familie, dem Umgang mit alten Eltern

in der Familie, also der Analyse kritischer Lebensereignisse, in denen sich die

Familien von einem Zustand relativer Stabilität in eine neue Phase bewegen
und dabei einen Zustand relativer Instabilität durchlaufen müssen, bevor sie ein

neues Gleichgewicht erreichen, haben sich auch für die Familienpsychologie
neue Dimensionen erschlossen, „Familien als intime Beziehungssysteme zu be¬

greifen", sich dabei für die Pluralisierung familialer Lebensformen stärker zu

öffnen und bei der Intervention auch die aktuelle Lebenslage von Familien in

ihren materiellen und sozialen Bedingtheiten zu berücksichtigen (Schneewind
1987, S. 81). Gerade aber auch die Familienentwicklungspsychologie in ihren

H. Stierlin: Von der Psychoanalyse zur Familientheorie. Stuttgart 1975; H. Stierlin: Eltern und

Kinder im Prozeß der Ablösung. Frankfurt a.M. 1975; S. Minuchin: Familie und Familienthera¬

pie. Theorie und Praxis struktureller Familientherapie. Freiburg 1977; V. Satir: Familienbehand¬

lung. Kommunikation und Beziehung in Theorie, Erleben, Therapie. Freiburg 1977; I. Boszor-

menyi/G.M. Spark: Unsichtbare Bindungen: Die Dynamik familialer Systeme. Stuttgart 1981;
A.S. Gurman/D.P. Kniskern (Eds.): Handbook of Family Therapy. New York 1981; H. Stierlin

et al.: Familiäre Wirklichkeiten. Stuttgart 1987; A. Dührssen: Psychotherapie bei Kindern und

Jugendlichen. Ein Lehrbuch für Familien- und Kindertherapie. Göttingen 1989; M.R. Textor:

Familienberatung und -therapie. In: Textor 1992, S. 419-437; M.E. Arcus/J.D. Schvane-

veldt/JJ.Moss (Eds.): Handbook of Family Life Education. 2 Vols. New York/London 1993;
L.A. Vaskovics (Hrsg.): Familienleitbilder und Familienrealitäten. Opladen 1997.
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neuen Spielarten hat deutlich werden lassen, welches Konflikt- und Destabili-

sierungspotential in pluralisierten familialen Lebensformen steckt, in denen fast

zwangsläufig der Typus der „Verhandlungsfamilie auf Zeit" entsteht, „in der

sich verselbständigende Individuallagen ein widerspruchsvolles Zweckbündnis

zum geregelten Emotionalitätsaustausch auf Widerruf eingehen". Das kontinu¬

ierliche „Jonglieren mit auseinanderstrebenden Mehrfachambitionen zwischen

Berufserfordernissen, Bildungszwängen, Kinderverpflichtungen und dem haus¬

arbeitlichen Einerlei" (Beck 1986, S. 118) schafft - projiziert auf die erwartbaren

Übergänge im Familienzyklus - eine Reihe von voraussehbaren Stressoren im

familiären Alltag; gar nicht zu reden von meist nicht voraussehbaren Stressoren

wie Arbeitslosigkeit, schwerer Krankheit oder plötzlichem Tod eines Familien¬

mitglieds. Wie andere Institutionen der modernen Gesellschaft ist auch die

Familie der Moderne allein von der Komplexität ihrer Aufgaben her mit erheb¬

lichen Lern-Problemen belastet. „Familie leben zu lernen" (Schneewind 1987,

S. 86ff.) gehört heute zu den typischen Familienentwicklungsaufgaben, die in

steigendem Maß von den sozialen Diensten und generell der Familienpolitik

aufgegriffen werden. Pluralisierung und Individualisierung der familialen Le¬

bensformen haben in der modernen Gesellschaft ihr institutionsspezifisches
Pendant gleichsam erzwungen, die moderne Gesellschaft als „HeLfer-Gesell-

schaft" (von Trotha 1990, S. 468), wobei die soziale wie generell die pädagogi¬
sche Arbeit inzwischen zunehmend in die widersprüchliche Situation gerät, sich

gleichzeitig „als Produkt und Produzent von Modernisierungsrisiken" (Rau¬
schenbach 1997, S. 64) entfalten zu müssen.

4. Familienpolitik, psychosoziale und pädagogische Arbeit mit Familien

ab Hilfen für Kinder

In den modernen Gesellschaften ist eine Reihe spezieller Politik- und Rechtsbe¬

reiche, staatlicher Hilfs- und Kontrollsituationen sowie spezialisierter Bera¬

tungsdienste und Bildungseinrichtungen auf die prekäre Verfassung der Institu¬

tion „Familie" hin orientiert. Die Ordnung der Familie - die nach wie vor

attraktive Idealnorm privater Lebensgestaltung in verschiedenen Formen zwar,

aber nach wie vor in einem familialen Binnenraum - erscheint ohne die Ele¬

mente gesellschaftlich-öffentlicher Intervention, insbesondere sozialpädagogi¬
scher Orientierungskonzepte oder psychologischer Beratung, schwerlich noch

aufrechterhalten werden zu können (Karsten/Otto 1987, S. 18ff.). Familien exi¬

stieren als Familie nur insoweit, als sich die Mitglieder der Familie solidarisch

verbunden wissen, „also an die Bereitschaft der übrigen Familienmitglieder zu

einer vorrangigen, andere Verpflichtungen notfalls zurückstellenden Zuwen¬

dung und Hilfe glauben". In der Konsequenz dieses Leitbildes muß es oberstes

Ziel der praktischen Arbeit mit Familien wie der Familienpolitik sein, „Solidar-

potentiale in einer individualistischen Kultur" freizusetzen und zu stabilisieren

(Kaufmann 1990, S. 146fl). Wenn die Lebensweise der Familie immer auch Aus¬

druck und Folge der sie umgebenden Lebensverhältnisse ist und wenn der Staat

wie seine Bürger nach wie vor ein hohes Interesse am Erhalt familialer Solidar-

gemeinschaft haben, muß der Ansatzpunkt für (familien)politische Gestaltungs¬

absichten darin liegen, die familiäre Lebensform gegen die allumfassende indi-
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vidualisierende „Durchmarktung" der Männer-, Frauen- und Kinderbiogra¬
phien im Sinne einer „gezielten Ermöglichung sozialer Lebensformen" abzu-

puffern (Beck 1986, S. 201f£) und damit auch für die famihale Sozialisation und

Erziehung den Bedingungsrahmen zu festigen, der es, dem gesellschaftlich do¬

minanten Erziehungsleitbild des selbständigen und selbstverantwortlichen Kin¬

des entsprechend, im Alltag möglich macht, Kindern „stabile Orientierungsmu¬
ster eines kooperativen Individualismus" (Bertram/Hennig 1995, S. 113) zu

vermitteln.

„Familie" als universale Lebensform, die auf Reproduktion, Regeneration,
emotionale Stabihsierung und Kindererziehung spezialisiert ist, hat diese

spezifischen Leistungen immer nur in spezifischen Netzwerken, meist verwandt¬
schaftlicher Art, erbringen können. Die Pluralisierung der familialen Lebensfor¬

men hat die Netzwerkkontakte vielfältiger werden lassen. Die Netzwerkbezie¬

hungen sind heute, anders als in der traditionellen Gesellschaft, weniger durch

Sitte oder Gewohnheit vorgeprägt, sie müssen vielmehr durch entsprechende
Strategien gefunden und erworben werden.

Wenn es als eine zentrale Frage der modernen Gesellschaft angesehen wird,
„ob es uns noch gelingt, verläßliche Beziehungen zwischen den Geschlechtern

und Generationen auf Dauer zu stellen" (Kaufmann 1990, S. 176), dann muß als

besonders wichtiges Ziel der Familienpolitik unter modernisierten Sozial¬

verhältnissen neben der Schaffung eines erweiterten Familienlastenausgleichs
(Lüscher/Schultheis 1988; Oberhauser 1989; Münch 1990; Cramer 1993) die

flexible Förderung des Ausbaus von familialen Netzwerkbeziehungen
Verwirklichung finden (Marbach/Mayr-Kleffel 1988; Buer 1993). Eine politi¬
sche Stabilisierung der familialen und intergenerationellen Solidarpotentiale
wird heute mit ausgeprägten Selbsthilfe-Aktivitäten zusammengehen können,
wie sie sich z.B. in Kooperationsringen von Familien, Kinderläden, Eltern-Kind-

Gruppen, Nachbarschaftsgilden, Wohngemeinschaften, Kommunen oder Alter¬

nativbetrieben finden. „Der organisierte, aber freiwillige Zusammenschluß ein¬

zelner Familien zum Zweck z.B. gemeinsamer Haushaltsführung und/oder

Kindererziehung begründet eine neue (post)moderne Qualität von .Familie'....
Freie Assoziationen von Familien können verstanden werden als ein Beispiel
für Versuche, die .Dialektik der Moderne' konstruktiv zu bewältigen und .aufzu¬
heben', und zwar in Richtung auf eine Restrukturierung der Gesellschaft durch

die Verbreitung soziativer Mitlebensformen im Alltag." (Liegle 1987, S. 12£) In

der Famihenselbsthilfe offenbart sich ein „soziales Breitband-Energeticum"
(Erler/von Tschilschke 1998, S. 26), in dem es bei grundsätzlicher Infragestel¬
lung des vorherrschenden Geschlechtervertrags „um die Vergesellschaftung
und um eine .Humanisierung' des .Arbeitsplatzes Familie', um den Anspruch
auf Mitbestimmung und Mitgestaltung der Infrastruktur und Bedingungen"
geht, unter denen in der Familie und in den Nachbarschaften Versorgungsarbeit
geleistet wird (Jaeckel 1998, S. 44). Bei kritischer Prüfung der (Familien-)Selbst-
hilfe im Wohlfahrtsmix (Erler/von Tschilschke 1998, S. 26) bleibt jedoch die

Frage: „Welche Überlebenschancen haben Einrichtungen der Familienselbsthil¬

fe in einer auf Zeitersparnis durch professionellen Service abstellenden Um¬

welt? Wie verträglich ist eine neue Kultur des Konsums und der Emanzipation
der Konsumenten mit jenen Ansprüchen auf Emanzipation durch aktive Betei¬

ligung, die sich seit den 70er Jahren herausbildeten?" (Evers 1998, S. 13)
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Das Utopiequantum dieser Interpretation der Pluralisierung familialer Le¬

bensformen und der Ausbildung neuer familialer Kooperationsformen ist sicher

nicht zu unterschätzen. Die staatliche Familienpolitik unterstützt auch nach der

jüngsten Reform des Kindschaftsrechts und der Gleichstellung der nichteheli¬

chen Lebensgemeinschaften immer noch primär die bürgerliche Familienform.

„Führt man sich die wichtigsten Leistungen (Kindergeld, Kinderfreibeträge,

Wohngeld, Erziehungsgeld und Ehegattensplitting) vor Augen, so wird schon

dabei deutlich, daß Familienpolitik in der Hauptsache aus finanziellen Zuwen¬

dungen besteht. Von einer Familienpolitik, die als Querschnittspolitik famihale

Umwelten familiengerecht gestaltet, kann jedenfalls kaum die Rede sein."

(Cramer 1993, S. 65) Die familienfördernden Maßnahmen des neuen Kinder-

und Jugendhilfegesetzes (KJHG) können allenfalls als beachtlicher Schritt in

die richtige Richtung angesehen werden (Wiesner 1990; Maas 1991; BMFSFJ

1998b, S. 294f£). Wir sind nach wie vor noch weit entfernt von einer „anderen

Familienkultur", die die Leistungsbehinderungen von Familien konsequent ab¬

baut (Hettlage 1992, S. 258).
Es dürfte auf absehbare Zeit illusorisch sein, die in Familienarbeit erbrach¬

ten Leistungen durch zu Marktpreisen errechnete Leistungen zu ersetzen. Des¬

wegen stellt sich die Frage, „ob und wie die sich vermindernde Leistungsfähig¬
keit familialer und verwandtschaftlicher Netzwerke durch neue Formen der

Netzwerkförderung und des organisierten Dienstleistungsaustausches ergänzt
werden können. Insbesondere im Bereich Altenpflege, aber auch im Bereich der

ganztägigen Betreuung von Vorschul- und Schulkindern dürften schon bald

Engpässe auftreten, die eine Besinnung auf neue Formen der Hilfe unumgäng¬
lich machen." (Kaufmann 1990, S. 149) Konsequenterweise ist, anknüpfend an

die soziologische Netzwerktheorie und die Forschungen zum „social support",
die Netzwerkarbeit, häufig anknüpfend an Selbsthilfeinitiativen, etwa im Be¬

reich der Gemeinwesen- und Stadtteilarbeit, zu einem bevorzugten Ansatz psy¬

chosozialer Arbeit geworden (Straus 1992; Oelschlägel 1992; Buer 1993).
Dabei wird verstärkt darauf zu achten sein, z.B. bei Maßnahmen sozialpädago¬

gischer Familienhilfe (Enders 1987; Nielsen/Nielsen 1992), daß es nicht zu

einer „institutionellen Umzingelung" (Hettlage 1992, S. 258) der Familie, zu

einer weitgehenden öffentlichen Kontrolle der „offenen Familie" in ihrer fami¬

liären Privatheit kommt (von Trotha 1990, S. 463f£).

Psychosoziale und pädagogische Arbeit kann nicht die strukturelle Labilität

der modernen familialen Lebensform aufheben; sie kann nicht die beengten

Wohnverhältnisse, den inhumanen Städtebau, das Fehlen von sozialer Infra¬

struktur, entfremdete Arbeitsverhältnisse, Konsum- und Prestigezwänge, kurz:

die systemimmanenten Lebensverhältnisse unserer Gesellschaft auflösen, be¬

seitigen oder abmildern. Sie kann aber Eltern und Kindern helfen, unter den

gegebenen Umständen ihren individuellen Spielraum als Partner in der Familie

wie als Erzieher zu klären, ihnen die Wirkungen der gegenwärtigen Lebensbe¬

dingungen bewußt machen und damit die Familien mobilisieren, aus einem neu¬

en Bewußtsein zu handeln. Insbesondere in der Familienpädagogik als präven¬
tiver Form der Hilfe zur Selbsthilfe kann „kritisch hinterfragt werden, welche

Wertorientierungen und Funktionen an die Familie herangetragen werden, da¬

mit Familie nicht einseitig zum Dienstleistungssystem für die Gesellschaft

degradiert wird" (Scheile 1980, S. 134; vgl. Strätling 1992).
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In einer Gesellschaft, in der es nicht allein, wie in allen historischen Kontex¬

ten zuvor, um die Organisation der Ressourcen zur Alltagsbewältigung geht,
sondern generell um die Risiken der „Lebensbewältigung" (Rauschenbach
1997, S. 74£), in der vielmehr „Soziales neu zu inszenieren" ist (Thiersch 1992,

S. 37), bedeutet „mit Kindern leben eine Lebensform mit hohem individuellen

Risiko" (Colberg-Schrader 1997, S. 88), das mit „Hilfen für Kinder" (Romei-
ke/Imelmann 1999) allenfalls gemindert werden kann. Das gilt insbesondere für

jene Kinder, bei denen im inner- und außerfamilialen Umfeld belastende Fakto¬

ren „proximale Prozesse" einer entwicklungsangemessenen Förderung mehr

oder weniger stark beeinträchtigen (BMFSFJ 1998a, S. 105f£). „Die Schere zwi¬

schen wohlhabenden und bedrückenden Lebensbedingungen von Kindern geht
immer weiter auseinander. Viele Kinder werden durch famihale Zeitprobleme
und Konflikte, durch unsichere Arbeitslebensläufe der Eltern und erst recht

durch Arbeitslosigkeit der Eltern belastet." (Colberg-Schrader 1997, S. 93)
Das Armutsrisiko ist für viele Kinder in den letzten Jahren stark angestiegen

(BMFSFJ 1998b, S. 85f£). Von Armut, Arbeitslosigkeit und Sozialhilfeabhängig¬
keit sind insbesondere alleinerziehende Mütter mit Kindern betroffen (Bien
1996, S. 140f£). Selbst wenn sich Kindertageseinrichtungen (BMFSFJ 1998b,

S. 188f£; s. auch den Beitrag von Colberg-Schrader in diesem Heft) und Schu¬

len (BMFSFJ 1998b, S. 211ff.) heute zunehmend auf die sehr unterschiedlichen

Lebensbedürfnisse von Kindern und ihren Familien einzustellen, neue Praxis¬

formen zu entwickeln und damit den Kindern stabile und förderliche Lebens¬

welten zu sichern und zugleich den Familien verläßliche Dienstleistungen zu

bieten versuchen, ist es für die (sozial)pädagogische Arbeit nach wie vor eine

große Herausforderung geblieben, Familien mit risikobelasteten Eltern-Kind-

Beziehungen gezielt und frühzeitig zu erreichen. Immer mehr Kinder müssen

die Tatsache „verlorener Elternzeit" (Elschenbroich 1994) kompensieren. In

den modernen Gesellschaften werden erheblich größere Ressourcen aufgewen¬
det werden müssen, damit das emphatisch beschworene Leitbild des emanzi¬

pierten Kindes nicht nur rhetorische Floskel bleibt, damit die Familien mit ihren

Kindern weder materiell noch psychisch immer mehr zu „Modernisierungsver¬
lierern" werden.
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Jürgen Barthelmes

Raver, Rapper, Punks, Skinheads

und viele andere

Beobachtungen ausjugendkulturellen Szenen

Die Berichterstattung der Medien sowie der gesellschaftliche Blick aufjugend¬

kulturelle Szenen insgesamt sind durch dauerhaft sich haltende Vorurteilsmu¬

ster bestimmt: Die Medien vermitteln über Jugendkulturen meist skandalisie-

rende Aspekte (insbesondere über Skinheads, Punks, Grufties, Raver); sie

reduzieren Inhalte und Themen der Jugendkulturen auf die Probleme „Gewalt"

und „Drogen"; die Erwachsenen werfen den Jugendkulturen vor allem Sprach¬

losigkeit und Eskapismus vor, merken dabei aber nicht, daß sie selber gegen¬

über Jugend und Jugendkulturen sprachlos geworden sind; sie kapitulieren vor

der Vielfalt und Mannigfaltigkeit der Jugendkulturen und jugendkulturellen

Szenen. Dies alles sind problematische Voraussetzungen für ein wirkliches Ver¬

ständnis dessen, was jugendkulturelle Szenen für die Jugendlichen, für die Ge¬

sellschaft bedeuten. Man lernt Jugendkulturen nicht verstehen durch Nicht¬

Wahrnehmung, Desinteresse, Abschottung oder durch einen fixierten Blick auf

das Gefährdende. Die Aufgabe heißt vielmehr, genauer hinzusehen. Einen Ver¬

such in diese Richtung, gleichsam eine „Anleitung zum Sehen",stellen die nach¬

folgenden Beschreibungen und Deutungen dar, wenn auch noch sehr zurück¬

haltend formuliert.1

1. Jugendkulturen beginnen in der Familie

Jugendkulturen kommen nicht von irgendwoher, entstehen nicht abgehoben

vom Alltag der Jugendlichen, sondern sie entstehen im Alltagsleben und begin¬

nen in der Familie. Bereits Kinder im Kindergarten orientieren sich an Erschei¬

nungen der Pop-Kultur, imitieren in ihren Spielen Stars aus der Musikszene; die

„Mini Playback Show" im Fernsehen beispielsweise zeigt sehr anschaulich, wie

bereits jüngere Kinder die Vielfalt der (jugendkulturellen) Musikstile sowie de¬

ren Interpreten (sei es im Fernsehen oder zu Hause) nachahmend
stilisieren und

inszenieren; schon acht- bis 13jährige Kinder orientieren sich (z.T. auch über

ältere Geschwister oder Freunde) an jugendkulturellen Szenen und fühlen sich

1 Das Material stammt aus Erhebungen und Erkundungen, die der Autor zusammen mit

Ekkehard Sander vorgenommen hat (Barthelmes/Sander 1997). Die gewählte Darstellungs¬

form - Beschreibung, interpretatorische Annäherungen, Aufweis von Verstehensmöglichkeiten

anstelle der Strenge einer wissenschaftlichen Abhandlung - scheint geeignet, angesichts der

eingangs geschilderten Sachverhalte zu einem vertieften Verständnis dessen, was Jugendkultu¬

ren heute sind, anzuleiten.

Z.f.Päd., 39. Beiheft
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zu diesen hingezogen bzw. ihnen zugehörig. - Die Musiksender und Jugendpro¬
gramme bedienen die Familien 24 Stunden lang mit Jugendkulturen und

Musikkulturen. Die Medien haben die Jugendkulturen ins Haus gebracht, und
die Kinder und Jugendlichen kommen damit in Berührung, bevor sie beispiels¬
weise selbst allein einen Rave besuchen können. Über die Peergroups kommen
die Jugendlichen unmittelbar in die jugendkulturellen Szenen hinein; diese Er¬

fahrungen tragen sie dann in die Familien zurück bzw. konfrontieren die Familie

unmittelbar mit Jugendkulturen.

Die 41jährige Mutter einer 15jährigen Hauptschülerin gab in einem Interview folgenden „Kata¬

strophen-Bericht": „Jetzt haben wir Techno im Haus. Jetzt wird es immer schlimmer. Was Schlim¬

meres gibt's nicht mehr. Ich hör' mir es ja gar nicht erst an. Aber bei uns im Wohnzimmer macht es

immer bumm-bumm,bumm-bumm,bumm-bumm. Dann schreit mein Mann wieder ,mach leiser!'.

Ja, diese Bässe, die hört man ja total. Das ist schlimm, und dann nur diese scharfen Sachen, das ist

ja richtig ... (die Mutter stockt mit ihrer Rede und beendet dieses Statement mit einem resignier¬
ten) ... naja!"

Das Erstaunen dieser Mutter über die „neue Musik" der Tochter mag insofern

überraschen, als sie sich als Jugendliche selbst mit Hard-Rock sowie den

„Rolling Stones" vom Geschmack ihrer Eltern abgesetzt hatte; doch dies ist

eine ganz normale Entwicklung. Das Entwicklungsthema der Jugendlichen mit

Beginn der Pubertät heißt: sich von den Eltern ablösen, sich vom kulturellen

Geschmack der Eltern absetzen bzw. sich vom Gemeinsamen der Familie unter¬

scheiden, und das bedeutet meist, eine „kulturell härtere Gangart" einzuschla¬

gen: Freddy Mercury und Queen gegen die Mozart-Vorliebe der Eltern; Guns
N'Roses gegen die „Ganz in Weiß"-Roy-Black-Vorliebe der Mutter; Hard-Rap
gegen die Beatles-Begeisterung des Vaters; Heavy metal gegen den Kuschelrock

der Mutter; Punk gegen die Völksmusik des Vaters; Metallica gegen die Bach-

Beethoven-Brahms-Vorlieben der Eltern.

2. Es gibt eine Vielzahl von Jugendkulturen

Jugendkultur läßt sich nicht auf eine Stilrichtung, auf eine Szene festlegen. Man
kann also beispielsweise nicht behaupten, Jugendkultur sei gleich Techno. Die

Palette der aktuellen jugendkulturellen Szenen ist vielfältig und zugleich auch

stets in Veränderung. Die Jugendkulturen lassen sich nach vier Grob-Kategori-
en bündeln, wobei jede jugendkulturelle Szene auch jeweils die anderen Kate¬

gorien mitenthält:

(1) Jugendkulturen sind Musik-Kulturen: Punker, Rapper, Raver, (Hard)Rocker, Heavy metal, Go¬
thic Punk, Britpop, Soul, Danceflor, Raga, Independent, Grunge. (2) Jugendkulturen sind Sinn-Kul¬

turen: Alternative: Müsli-Szenen, Grün-Alternativies, New Age Hippies, Travellers, Naturapostel,
Rübezahls, Wurzelzieher; Engagierte: Junge Christen (z.B. „Jesus-Freaks", Foculare-Bewegung),
Multi-Kulti, Autonome, Revolte-Zombies, Stadtindianer; Grufties, Independent- und Edel-Gruf-

ties, Todes-Waver; Faschos: Fascho- oder Scheitel-Skins, rechte Skinheads, Neo-Nazis, Boneheads,
Veganer; Antifaschistische: Red-Skins, Sharp-Skins, Oi-Skins; Yuppies, Negos (nette Egozentriker),
Anarcho- oder Neo-Punks, Siff-Punks, Proller, Slacker. (3) Jugendkulturen sind Körper-(Sport-)
Kulturen: Fußballfans (Novizen, Kuttenträger, Hools, Veteranen), Eishockey-Fans; Body-Cultures,
Trend-Sportler (z.B. Surfer, Snowboarder, Bungee-Springer, Inline-Skaters, Auto-Surfer, Hardcore-
Fahrer, Kickboxer, Crash-Kids, Joyrider, Scooter-Boys u.a.). (4) Jugendkulturen sind Kreativ-Kultu-
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ren:Creatives,Sprayer,Tagger,Trendsurfer, Writer (Graffity), Computer- und Medien-Freaks, Mail¬

box-User, Surfer Girls; Girlies, postfeministische Girlies, Riot Grrrls, Gothic Girlies, Bad Girlies;

Babes, Beauties, Funsters, Post-Rokoko-Elegante-New-Waver; Liverollen-Spieler.

In den Jugendkulturen entwickelt sich jeweils eine Vielzahl von Untergruppen,

Unterabteilungen sowie verschiedenen Stämmen. Das bedeutet auch, daß sich

Jugendkulturen einer fixierten Kategorisierung entziehen. Die verschiedenen

Jugendkulturen lassen sich nach den angeführten Dominanz-Kriterien „Musik",

„Sinn", „Körper/Sport" sowie „Kreativität" unterscheiden. Doch diese Kriteri¬

en spielen bei allen aufgeführten Jugendkulturen ebenfalls eine wichtige Rolle:

Jugendkulturen als „Sinn"-Kulturen haben auch ihre Musikstile bzw. ordnen

sich solchen zu, z.B. die Grufties eher der New-Wave- oder Punk-Musik, die

Slackers dem Grunge, Skins dem Hard Rock, und die Inline-Skaters fühlen sich

insbesondere HipHop, Rap oder Hard Rock verbunden.

Jugendkulturen sind in erster Linie Musikkulturen. Das Fernsehen mit sei¬

nen Musik-Kanälen berichtet kontinuierlich über die einzelnen Szenen und

(neuen) Stile, wie Punker, Rapper, HipHop, Waver, Rocker, Hard Rocker, Hea¬

vy metal, Metallica, Disco, Grunge, Rava, Raga, Reggae, Soul u.a. Jede dieser

Musik-Szenen hat aber auch mit Sinn-Kulturen zu tun, denn sie enthalten auch

Orientierungen, Abgrenzungen, fokussierte Themen und Inhalte. Ferner bezie¬

hen die verschiedenen Jugendkulturen immer auch den Körper mit ein. Tanz

und Tanzen sind wesentliche Ausdrucksformen jugendkultureller Praxen, wobei

sich die Stile und Bewegungen der Tänze unterscheiden: Techno-Tänze sind

eher vertikal angelegt; man bewegt sich auf engstem Raum möglichst vielseitig
und ekstatisch; bei Techno geht es um schnellen Rhythmus. HipHop und Rap
sind eher horizontal sowie auf breiten Raum angelegt; das Thema „Raum" und

„Besetzung von Raum" zeigt sich auch im Tanzstil. Grufti-Tänze sind eher me¬

ditativ sowie eckig und roboterhaft, als stünden Tote auf und versuchten, sich

wieder ins Leben zurück zu bewegen.

Jugendkulturen als Musikkulturen sind für einen Großteil der Jugendlichen (unabhängig vom Al¬

ter) am leichtesten zu leben. Die Medien zu Hause oder in den Peergroups lassen für Kinder und

Jugendliche gleichermaßen eine omnipräsente Teilnahme und Teilhabe an diesen Jugendkulturen
zu: Radio, CDs, Kassetten, Walkman, Video, Fernsehen (MTV, VIVA) u.a. Die Musikkulturen sind

Indikatoren für die Stimmung in der Jugend, denn die „Musik ist eine Art Prophezeiung. Ihre Stile

und ihre ökonomische Organisation sind dem Rest der Gesellschaft voraus" (Jaques Attali). Mu¬

sik ist, entsprechend einem Lied der Techno-Gruppe Orbital, „like a cry for survival".

Musikkulturen sind auch Fankulturen: Die Bedeutung von Gruppen und Stars ist wichtig: Madon¬

na und Jackson, aber auch Bands wie Take that, TicTacToe, Backstreet Boys, N'Sync oder Spiee

Girls. Die Bedeutung dieses Fan-Phänomens liegt vor allem in der fanatischen Schwärmerei, in der

Verehrungen den Vor-Lieben, in der Arbeit am Selbstbild mittels Star-Vorlieben.

Jugendkulturen selbst sind stets in Veränderung.An der aktuellen Techno-Szene

beispielsweise kann man diesen Wandel einer jugendkulturellen Bewegung ab¬

lesen: Aus dem Danceflor entwickelte sich sowohl musikalisch als auch szenisch

die Techno-Bewegung, verbunden mit der Programmatik einer Fun- und Spaß¬
kultur sowie der Darstellung einer „öffentlichen und kollektiven Erotik"

(„Schmuse-Kultur"). Diese Bewegung verbreitete sich als „white culture" (im
Unterschied zur „black culture" der Rap-Bewegung) sehr schnell, wurde auf

allen Ebenen kommerzialisiert (z.B. Adidas-Kleidung) aber auch attackiert
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(Ecstasy- und Drogen-Diskussion). In diesem gesellschaftlichen Spannungsfeld
frißt sich jedoch die Techno-Bewegung gleichsam selber wieder auf. Die Love-

Parades und May-Day-Moves sind eigentlich gar nicht mehr die „eigentliche

Techno-Bewegung", sondern in den verschiedenen Provinzen der Bundesrepu¬
blik entstehen mittlerweile wiederum neue „Techno-Subszenen", die sich vom

„Techno-Mainstream" unterscheiden. - Jugendkulturen als permanente Arbeit

an der Unterscheidung, an der Abgrenzung, sind für Außenstehende somit oft

schwer zu erfassen. Jugendkulturelle Szenen bieten zwar auf der einen Seite

Gefühle der Geborgenheit und Zugehörigkeit, doch sie selbst sind als jugend¬
kulturelle Orte nicht auf Dauer und Sicherheit angelegt. Jugendkulturen und

deren Szenen sind meist kurzlebig, partikularisieren sich oder verändern sich

prozeßhaft.

3. Jugendkulturen sind zunehmend auch Kulturen junger Erwachsener

Durch die Ausdehnung der Jugendzeit ins Erwachsenenalter sind Jugendkultu¬
ren nicht nur Kulturen der Teenager, sondern zunehmend auch der „Twenty-

Somethings", der jungen Erwachsenen. Jugendkulturen werden und können

oftmals erst ab 18 Jahren intensiv gelebt werden, d.h. mit der Volljährigkeit las¬

sen sich bestimmte jugendkulturelle Ausdrucks- und Lebensformen ohne Ein¬

schränkungen umsetzen (eigene finanzielle Möglichkeiten; Wegfall elterlicher

Restriktionen; Wegfall der Verordnungen des Jugendschutzes u.a.). Die Teilnah¬

me an Jugendkulturen ist häufig eng verbunden mit den Freundschaftsbezie¬

hungen, denn ein Teil von jungen Paaren lernt sich auch und insbesondere in

den verschiedenen kulturellen Szenen kennen. Jugendkulturen verwandeln sich

für die jungen Erwachsenen immer mehr zu kulturellen Szenen, in denen sie

mitunter auch Job- und Berufsmöglichkeiten finden und wahrnehmen können,

z.B. in den Bereichen Musik, Mode, Medien, Grafik, Design, Organisation, Ma¬

nagement. Junge Erwachsene bzw. junge Paare bleiben somit viele Jahre noch in

diese (jugend-)kulturellen Szenen eingebunden. Die Kinder dieser jungen Paa¬

re wiederum bekommen oftmals diese Szene-Bezogenheit ihrer Eltern mit. Er¬

fahrungsgemäß müssen und werden sich diese Kinder dann als Jugendliche wie¬

derum vom Stil und Geschmack ihrer Eltern ablösen.

4. Jugendkulturen sind Alltagskulturen und zugleich Eigensinn-Kulturen

Jugendkulturen sind Alltagskulturen, d.h. in den Alltags- und Tagesablauf der

Jugendlichen eingebettet. Die jugendkulturelle Zugehörigkeit sowie die damit

verbundenen jugendkulturellen Praxen müssen jeweils im sozialräumlichen Mi¬

lieu lebbar und umsetzbar sein (Familie, Schule, Peergroup, Job-Alltag u.a.). Ob¬

gleich der Sinn von Jugendkulturen auch Rebellieren, Widerständigkeit und

Anecken heißt, ist das sozialkulturelle Umfeld für die (Aus-)Wahl der jugend¬
kulturellen Szenen und Stile entscheidend. Jugendkulturen und deren Aus¬

drucksformen sind in die Gesellschaft eingebunden; somit sind sie auch poli¬
tisch, beziehen Stellung und reagieren auf die Gesellschaft; sie sind

Spiegelbilder unseres alltäglichen gesellschaftlichen Lebens; sie sind Arbeit an
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der Differenz, Arbeit am Unterschied; sie sind Antworten auf Fragen, die in

Familie und Gesellschaft nicht gestellt, nicht beantwortet, tabuiert, verdrängt

oder verschlampt werden; sie sind Angebote, mittels derer die Jugendlichen ihre

entsprechenden Sinn-Gehalte finden können. Jugendkulturen mit ihren be¬

stimmten Botschaften sind Stellungnahmen zu unserer Gesellschaft, zu unseren

Formen der Kommunikation, zum sozialen und kulturellen Mainstream. Ju¬

gendkulturen treffen damit immer die neuralgischen Punkte der Gesellschaft,

aber auch der Familie bzw. des Familienlebens:

(1) Die Punk-Bewegung berührt die Frage nach Gewalt bzw. Gewaltlosig-

keit, nach Krieg und Frieden, nach Freiheit oder Zwang, nach Lust oder Ekel.

Punk macht deutlich, daß sich die Gesellschaft der kritischen Auseinanderset¬

zung verweigert; sie schickt lieber ihre Ordnungskräfte, als sich den Fragen der

Jugendlichen und jungen Erwachsenen zu stellen. Wenn die Chaostage geräumt

sind, ist das Thema Punk wieder abgehakt.

(2) HipHop und Rap thematisieren die Zerstörung des städtischen Wohn¬

raums, kritisieren den Konsum und Luxus, predigen die Umdeutung von Kom¬

merz (indem die Abfallprodukte der Industriegesellschaft zu Quellen des Ver¬

gnügens und der Macht verkehrt werden), ermuntern bzw. ermahnen zur

Umkehrung sozialer Mißverhältnisse.

(3) Heavy metal und deren Fans, die „Metaller", sprechen das (in unserer

Gesellschaft tabuierte) Böse, Extreme, Brutale, Dämonische, Grauenhafte an,

indem sie es symbolisch der Gesellschaft zurückspiegeln als die Kehr- und

Nachtseite einer aufgeklärten, fortschrittlichen, rationalen Gesellschaft, in der

das Irrationale vermieden und verboten wird. Heavy metal verweist auf das

Böse als eine soziale und alltägliche Erfahrung, die aber in Gesellschaft und

Familie gern unter den Teppich gekehrt wird. Heavy metal beleuchtet insgesamt

den kollektiven Schatten, die kollektive strukturelle Gewalt einer Gesellschaft;

dieser Szene geht es um das „Extreme" und somit um das „Echte" und „Ehrli¬

che", also wider die Lebenslügen.

(4) Die Grufties, Gothik Punks und Todes-Waver zeigen der Gesellschaft die

Gesichter des Verlustes, des Alterns, des Todes und der Trauer. Sie streuen Salz

und Kreide in die Wunden einer Konsum- und Kommerz-Gesellschaft, in der

Fitneß, Fun und das Gefühl des „forever young" das Bewußtsein für Altern,

Sterben und Vergänglichkeit verdrängen. Jugend ist nicht nur „frisch, rotbackig

und braungebrannt", sondern auch blaß und leidend. Die Grufti-Bewegung ver¬

weist auf die Endlichkeit des Lebens und will soziale Defizite der Gesellschaft

aufheben, indem sie vor allem auf Vereinsamung und Kommunikationsverluste

hinweist.

(5) Techno und Raver äußern durch ihre Musik ohne Worte und durch ihre

Tanzbewegungen ein tiefes Bedürfnis nach freiem Tempo und freiem Raum;

ihnen liegt viel an Gemeinschaft und Solidarität, was sie in Raves und Parties

zum Ausdruck bringen. Freier Rhythmus gegen den kontrollierenden Zwang

und Takt einer Gesellschaft, die alles normieren und terminieren möchte.

Techno wendet sich gegen eine technokratische Gesellschaft, die nicht mehr

weiß, was sie mit ihren Kindern und Jugendlichen anfangen soll. Die unterstellte

„Sprachlosigkeit" ist dann Strategie, denn „wer nicht redet, kann nicht überre¬

det werden".

(6) Grunge und die Szene der Slacker (mit ihrem Musik-Star Kurt Cobain,
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der, verzweifelt an körperlichem und seelischem Schmerz, sich nach einem Kon¬

zert das Leben nahm) weisen durch ihre „Klagelieder" („Nirvana") auf die im¬

mer bestehende Möglichkeit des Scheiterns hin. Das Leben der Erwachsenen

mag zwar auf Absicherungen aufgebaut sein, doch es gibt keine eigentliche Si¬

cherheit des Lebens, außer der Erkenntnis, daß sich alles von heute auf morgen

ändern kann (Arbeits- und Obdachlosigkeit, Krankheit, Umweltzerstörung,
Partnerverlust u.a.). Grunge und Slacker stehen für eine Generation, für eine

Jugend, die mit dem Scheitern rechnet, und die sich ihres Platzes in der Gesell¬

schaft noch nicht im klaren ist. Der Schmerz über das Scheitern im Leben sowie

über die Perspektivlosigkeit der Zukunft wird durch Schlaf und Drogen narko¬

tisiert; somit sind Grunge und Slacker Spiegel einer leistungsfixierten und

profitorientierten Gesellschaft, deren Mitglieder zunehmend an chronischer

Müdigkeit leiden.

(7) Fußballfans legen Wert auf Hierarchien sowie auf Regeln und Rituale;
die Novizen, Kuttenträger, Hools und Veteranen setzen in ihren Fanclubs und

Gruppen auf klare Wertvorstellungen (wie Ritterlichkeit, Zusammenhalt durch

Dick und Dünn, Gemeinschaftsgefühl u.a.); sie ordnen ferner ihr „Fan-Verhal¬
ten" strengen Regeln und Ritualen unter. Selbst die Hools, deren Gruppenziel
es ist, immer „Die Besten" zu sein sowie gewalttätige Ausschreitungen rational

zu planen und durchzuführen, finden es wenig ritterlich und ruhmreich, einzelne

Hools sowie Kinder, Kuttenträger oder Veteranen anzugreifen, da diese keine

„gleichwertigen Gegner" sind. Die Fußballfans entblößen damit die Schwächen

einer Gesellschaft, deren Kommunikation immer mehr vom Stil der (gegenseiti¬
gen) Abfälligkeit beherrscht ist (insbesondere auch gegenüber Kindern und Ju¬

gendlichen); Fußballfans zeigen auf, daß es dieser Gesellschaft an Visionen und

Ritualen fehlt, die aus Jugendlichen einen Erwachsenen werden lassen.

(8) Skinheads (nicht jeder Skin ist gewalttätig oder „faschistisch") stechen

mit ihrer Haltung des „Fun an der Action" in die neuralgische Stelle einer Zwei-

Drittel-Gesellschaft. Denn es stellt sich die Frage, welche Möglichkeiten Men¬

schen in schwierigen sozialen Lebenslagen und damit verbundenen mangelhaf¬
ten Zukunftsaussichten haben, ihre Aggressionen ausdrücken zu können bzw.

ihren Problemlagen Gehör zu verschaffen sowie gehört zu werden.

(9) Surfer Girls und Riot Grrrls (jene „zupackenden gnadenlosen jungen Fe¬

ministinnen", die gleichzeitig „sanft und wild" sind und neben feministischen

Positionen auch „neue Weiblichkeit" zeigen) wühlen die männlich besetzten

Felder des Internet sowie der Medien auf und stecken diese neu ab; dabei kon¬

frontieren sie die Öffentlichkeit mit der Frage, was es heißt und wie es Spaß
macht, Frau in dieser Gesellschaft zu sein. Diese Girlie-Szenen stellen durch

ihre kreativen Aktivitäten und Ausdrucksformen die tradierten Bildungsverläu¬
fe und Bildungshierarchien einer Gesellschaft in Frage, die immer noch zwang¬

haft auf Ungleichheiten der Geschlechterverhältnisse fixiert ist. Mit ihrem Auf¬

ruf „Mädchen mehr ans Netz" sowie den Erfolgen ihrer (Medien- und

Computer-)Kompetenzen, die sie sich außerhalb des offiziellen Bildungsbe¬
reichs autonom erworben haben, stellen sie institutionelle Ausbildungswege die¬

ser Gesellschaft in Frage.
Diese Beispiele zeigen: Jugendkulturen haben einen Eigen-Sinn und tragen

bei den Jugendlichen und jungen Erwachsenen zur Bewältigung von gesell¬
schaftlichen Bedingungen bei, und damit sind Jugendkulturen Optionen für die
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Zukunft. Jugendkulturen (wie auch immer) sind politisch, da sie Spiegelbilder
der gesellschaftlichen Verhältnisse und von deren Lebensbedingungen sind -

auch wenn die Szenen sich nicht unmittelbar auf die Politik oder das Politische

beziehen. Weder Punk noch Techno haben ein Interesse, diese Gesellschaft fort¬

bestehen zu lassen noch sie abzuschaffen. Jugendkulturen sind vielmehr „Frei-

Räume" in dieser Gesellschaft, die die Jugendlichen und jungen Erwachsenen

mit ihren Sinn-Gehalten besetzen. Jugendkulturen lassen die Politik, die Gesell¬

schaft, die etablierte Erwachsenenwelt einfach auflaufen. Dabei stellt sich die

Frage, ob dies die Erwachsenenweit nicht kränken muß, ob die Erwachsenen

hierbei nicht eher neidisch und eifersüchtig werden, ob die Öffentlichkeit gera¬

de deshalb auch Angst und Mißtrauen gegenüber Jugendkulturen entwickeln

muß. Aus dieser Unsicherheit heraus wird Jugendkulturen dann sehr schnell

„Sprachlosigkeit", „Chaotentum", „Konsumrausch" sowie „Politikverdrossen¬

heit" unterstellt.

5. Jugendkulturen sind „ästhetische und symbolische" Orientierungsfelder

Jugendliche landen „nicht einfach so" in jugendkulturellen Szenen. Hinter den

Entscheidungen und Wahlen für bestimmte jugendkulturelle Szenen und Akti¬

vitäten stecken immer auch Lebens- und Alltagserfahrungen, die in der Familie

ihren Ausgangspunkt haben und durch gesellschaftliche Strömungen verstärkt

werden. Jugendliche (und auch junge Erwachsene) brauchen diese (jugend-)
kulturellen Ausdrucksformen und Praxen für den Prozeß der Ablösung sowie

für die Arbeit am Selbstbild. Insofern ist es kontraproduktiv, wenn Pädagogik
oder Politik die Zugehörigkeit und Wahl von jugendkulturellen Szenen behin¬

dern möchte, wie es beispielsweise die Kölner Kommunitaristen in ihrem Mani¬

fest fordern, nämlich „die strenge Verfolgung von Sprayern".

Jugendkulturen sind ästhetische und symbolische Ausdrucksformen; Jugend¬
kulturen sind Orientierungsfelder und bieten Alternativen zum gesellschaft¬
lichen Mainstream an. Wenn Jugendliche sich für eine bestimmte jugendkultu¬
relle Szene entscheiden, dann spielen persönliche Erfahrungen und (Medien-)
Vorlieben, Entwicklungsthemen und Entwicklungsaufgaben, ästhetische Stile

und Ausdrucksformen sowie die Bedingungen des Alltagslebens (Familie, Schu¬

le, Peergroup, Ausbildung, Arbeitswelt) gleichermaßen eine Rolle.

Eine 15jährige Hauptschülerin äußert in einem Interview, daß sie sich derzeit sehr mit dem Tod

auseinandersetze und sich auch mit dem Gedanken trage, sich selbst zu töten. Sie sei jetzt zusam¬

men mit ihrem Freund Mitglied der jugendkulturellen Szene der Todes-Waver (einer Subgruppe
der Grufties). In den jeweiligen getrennt geführten Gesprächen mit dieser Hauptschülerin und

deren Mutter kristallisiert sich dann folgende „Familien-Geschichte" heraus, aus der sich ihre Mo¬

tive für die Wahl der Gruftie-Szene herauslesen lassen: Die Mutter leidet derzeit stark an herzpho-
bischen Attacken: sie kann kaum allein das Haus verlassen bzw. allein zu Hause sein. Sie erlebt

diese Attacken in Todesangst, und sie hat das Gefühl, beim nächsten „Herzanfall" sterben zu müs¬

sen. Aus dieser Grundstimmung heraus hält sie die Tochter zu Hause fest; sie soll immer in erreich¬

barer Nähe sein, damit sie bei den panikartigen Zuständen anwesend ist und ihr beistehen kann.

Dieser sanatoriumsartige Zustand wird der Tochter jedoch zuviel. Sie will weg von der Mutter und

lieber zusammen mit dem Freund ihre freie Zeit verbringen, anstatt zu Hause die Krankenschwe¬

ster spielen zu müssen. Hinzu kommt, daß zu dieser Zeit ihr Cousin tödlich verunglückt und sie in

einer Familientherapie zum ersten Mal auch die wirkliche Todesursache ihres Lieblings-Großva-
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ters erfährt, nämlich Suizid. Sie selbst leidet noch an den Folgen der Trennung von ihrem ersten

Freund.

Das Thema „Tod" ist in dieser Familie Anlaß für Tabus, für Panikattacken, für die Bildung von

Familiengeheimnissen sowie für einen symbiotisch bestimmten Umgang miteinander, der aber der

Tochter nun zu eng wird. Mit Beendigung des qualifizierten Abschlusses bricht diese Hauptschüle¬
rin aus dem Elternhaus aus und findet Geborgenheit sowie neue Sinn- und Wert-Vorstellungen in

der jugendkulturellen Szene der Todes-Waver bzw. Grufties. Diese „schwarze Szene" ist ja keine

Szene von Friedhofschändern oder Leichenfledderern, wie es bestimmte Medien gern vermitteln,
sondern eher eine „sensible Szene". Die Teilnahme an dieser „schwarzen Szene" setzt meist ein

bestimmtes Lebensgefühl sowie bestimmte Erfahrungen voraus, wie Einsamkeit, fehlende Zuwen¬

dung und Unterstützung, verzerrte Familienkommunikation, ein symbiotisch-kontrollierendes Fa¬

milienklima sowie Enttäuschungen in den ersten Liebesbeziehungen - alles Erfahrungen, die diese

Hauptschülerin unmittelbar gemacht hat. Das Thema „Selbstmord" ist in der „schwarzen Szene"

zwar ein Faszinosum, wird aber nicht als Lösung der eigenen existentiellen Probleme anerkannt.

Man redet und fühlt darüber, aber man tut es nicht. In den ritualisierten Aktivitäten dieser Szene

geht es mehr um das Erkennen und Bewußtwerden der eigenen Gefühle von Verlust, Tod und

Trauer. Grufties, Gothic Punks und Todes-Waver setzen sich reflektierend und auf symbolische
Weise mit der eigenen Einsamkeit und Todesnähe auseinander; sie versuchen dabei, eine andere

Beziehung zum Tod und damit zum Leben zu gewinnen, als sie dies in Familie und Gesellschaft

erfahren. Ausgangspunkte bzw. Motive für die Wahl dieser Szene waren für diese Hauptschülerin
unmittelbar die Erfahrungen in der Familie sowie die Erfahrungen ihrer Freundschaftbeziehungen
(Trennung vom ersten Freund, jugendkulturelle Zugehörigkeit des neuen Freundes). Die Szenen

selber sowie deren ästhetische Ausdrucksformen bieten dann Zugehörigkeit, Trost, Geborgenheit,
Identifikation sowie gegenseitiges Verständnis. Sie bieten Pfade und Wege der Sinn-Findung und

Alltags-Bewältigung (Barthelmes/Sander 1997).

Jugendkulturen sind immer „Wege zwischen Anpassung und Abgrenzung". Die

jeweiligen Jugendkulturen sowie deren Stile und Szenen werden entsprechend
den Entwicklungsaufgaben der Adoleszenz bevorzugt und ausgewählt: sich vom

Elternhaus innerlich oder auch äußerlich lösen, der Erwachsenenwelt und ihren

Konventionen Paroli bieten sowie sich das Recht herausnehmen, den eigenen
Weg zum Erwachsenwerden zu gestalten. Jugendkulturelle Szenen sind für ei¬

nen Teil der Jugendlichen oft „der letzte Faden existentieller Geborgenheit"
(beispielsweise Punk-Szenen für die Straßenkinder). Die Zugehörigkeit zu ju¬
gendkulturellen Szenen bedeutet für die Jugendlichen und jungen Erwachsenen
vor allem „gemeinsame Erfahrungen und Erlebnisse" sowie „gemeinsame Sicht

der Welt"; jugendkulturelle Szenen sind „Erwachsenen-" bzw. „Eltern-freie Zo¬

nen", in denen die Jugendlichen ihre Regeln und Rituale selber aushandeln und

gestalten (können). Jugendkulturen sind insgesamt Erfahrungsräume, in denen

die Jugendlichen ihre Identität entwickeln sowie mit den anderen (Gleichaltri¬
gen) erproben können und dabei eine passende Sprache finden, die ihre Gefüh¬

le und Erfahrungen widerspiegelt.

6. Jugendkulturen sind Stil-Kulturen

Jugendkulturen basieren auf dem Prinzip der stilistischen Homologie (d.h. in¬

nerhalb der Szenen muß es „stilistisch stimmen") und auf dem Prinzip der Dif¬

ferenz (d.h. Abgrenzung gegenüber anderen Geschmacks- und Szene-Kultu¬

ren), wobei es auch stilistische Wahlverwandtschaften gibt, beispielsweise
zwischen Punkern und Grufties, zwischen Grufties und Todes-Wavern, zwischen

HipHop und Rap. Die Charakterisierung der jeweiligen jugendkulturellen Sze-
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nen sowie deren Abgrenzung und Unterscheidung basiert auf folgenden Aus¬

drucksformen und Merkmalen: Kleidung/Textilien; Frisuren; Accessoires (inkl.

Piercing); Körper-Sprache/Körper-Rituale; Verhaltenskodizes; Szene-Sprache

(Ausdrücke, Begriffe, Redewendungen); Szene-Medien (Flyers, Fanzines u.a.);

Treffpunkte, Zusammenkünfte (welche Orte, welche Rituale, welche Gestaltun¬

gen der Treffen); Symbole (Farben, Formen, Designs); inhaltliche Schwerpunkte

(Proklamationen; sinnstiftende, gesellschaftliche sowie politische Orientierun¬

gen u.a.); Literatur (Kultbücher), Filme (Kultfilme), Musik-Videos; Musik- und

Tanzstile.

Jugendkulturen sind Stil-Schöpfungen, und dadurch stehen Jugendkulturen
in permanenter Auseinandersetzung mit den Vereinnahmungsstrategien der

Waren- und Kultur-Industrie; sie stehen für den subversiven Eigensinn der Ju¬

gendlichen sowie für die kulturelle Widerständigkeit gegenüber Gesellschaft,

Staat und Wirtschaft. Es hat sich ein wechselseitiges Verhältnis zwischen Jugend¬
kulturen und (Kultur-)Industrie herausgebildet. Etabliert sich ein jugendkultu¬
reller Stil (beispielsweise Punk oder Techno oder in den 70er Jahren die Hip¬

pies), dann wird dieser von der Konsumgüterindustrie vereinnahmt.

Jugendkulturen impulsieren ungewollt und absichtslos die (Kultur-)Industrie zu

„neuen Wellen": Stilistische Ausdrucksformen der Punk-Bewegung beispiels¬
weise (wie schwarze Kleidung, gefärbte Haare u.a.) wurden von der Mode-In¬

dustrie aufgegriffen; die Punk-Bewegung setzte sich daraufhin mit der Farbe

Rot ab, was dann reaktiv die Mode-Industrie wieder aufgriff, worauf die Punk-

Bewegung wiederum mit der Farbe Schwarz antwortete. Die Technobewegung

dient der Mode-Industrie als „trendsetting"; „Trend-Pfadfinder" halten bei den

Moves, Raves und Parties nach originellen Kleiderkombinationen sowie nach

Models Ausschau. - Auf der anderen Seite bietet die Vielfalt der Konsumgüter¬

industrie den jugendkulturellen Szenen die Möglichkeit, beispielsweise Textilien

individualisiert auswählen zu können,um diese dann wiederum abzuändern und

zu kombinieren.

Gegen die doppelbödige Sexualmoral in den 80er Jahren wehrten sich die englischen Punk-Girls,

indem sie die Produkte der Pornoindustrie selbst als Accessoires trugen: Reiz- und Unterwäsche als

„Ober-Bekleidung", ferner Strapse, Netzstrümpfe, Dildos, Hundehalsbänder, Sicherheitsnadeln

und Ketten (aus dem S&M-Bereich). Auf diese Weise brachten sie auch symbolisch ihre Ängste
sowie ihre Gefühle der Bedrohung vor Vergewaltigung und „sexploitation" zum Ausdruck. Die

inszenierte Häßlichkeit der englischen Punk-Girls bedeutete einerseits eine drastische Absage an

die Unterdrückung der freien Sexualität, andererseits aber auch Schutz vor sexuellen Übergriffen.
„Mann" hatte Angst und Ekel vor Punk-Girls („So wie die aussehen, sind die ja alle geschlechts¬

krank!"). Aus dem Gefühl der Angst vor Bedrohung und taxierender Beobachtung von Seiten der

Männer wurde nun das Vergnügen, beachtet und gefürchtet zu werden.

Diese Stil-Schöpfungen oder Stil-Basteleien („bricolage") sind in den jugend¬
kulturellen Szenen wichtige kulturelle Praxen und signalisieren zugleich stilisti¬

sche, optische oder akustische Frechheiten. Bricolage bedeutet, die vorhande¬

nen Konsumgüter neu zu ordnen. Die Gegenstände aus einem „fremden" sowie

„befremdenden" Bereich (z.B. aus dem Pornoshop) werden am eigenen Körper

getragen und somit verfremdet. Dadurch bekommen sie eine neue Bedeutung,
die von den anderen ebenfalls verstanden wird. Durch die Verfremdung der

Dinge werden diese bewußt gemacht. Die Widerständigkeit gegenüber dem ge-
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seilschaftlichen Establishment wird (indirekt) durch Stil und durch neue Sinn¬

gebung ausgedrückt. Hierin liegt jedoch ein Paradox der Jugendkulturen: Auf

der einen Seite reagieren Jugendkulturen kulturell auf das bestehende Esta¬

blishment, andererseits werden sie aber vom Establishment wiederum verein¬

nahmt, denn was für die Gesellschaft gefährlich werden könnte, wird von ihr

absorbiert. Durch die Stilschöpfungen von Sprayern, Rappern, Ravern und

Computer-Kids bzw. Computer-Girls gewann das grafische Design in den Ju¬

gendkulturen an Bedeutung. Der Protest mit „wilden Bildern" und „wilden Tex¬

ten" wandelt sich dann zur Profession, die auch Job- und Berufsmöglichkeiten
eröffnen kann.

Jugendkulturen sind insbesondere auch geschlechtsspezifisch;zum einen gibt
es (geschlechter-)eigene kulturelle Szenen, wie beispielsweise die verschiedenen

Girlie-Szenen; zum anderen bilden sich in den einzelnen Jugendkulturen spezi¬
fische Mädchen- und Jungenkulturen bzw. Frauen- und Männerkulturen heraus.

Jugendkulturen verändern die Bilder von Weiblichkeit und Männlichkeit. Bei

jüngeren Frauen findet eher eine Gleichzeitigkeit von Ausdrucksformen statt:

Klassisch-feministische Zuordnungen werden abgelehnt; gleichzeitig werden

Ausdrucksformen konventioneller Weiblichkeit an den Tag gelegt, wobei diese

Frauen sich vor allem auf feministische Standpunkte beziehen; konventionelle

Weiblichkeit und Feminismus werden nun miteinander verbunden. Die unter¬

schiedlichen Lebensgefühle bzw. Körpergefühle von Mädchen und Jungen bzw.

jungen Frauen und Männern kommen insbesondere im Tanz zum Ausdruck.

„Die Spannung, die den Rave auszeichnet, besteht für Mädchen darin, einerseits

die Kontrolle zu behalten, andererseits sich jedoch beim Tanzen und in der Mu¬

sik zu verlieren" (McRobbie 1997, S. 201).

7. Jugendkulturen sind Medien- und Welt-Kulturen

Jugendkulturen sind heute mehr denn je kulturindustriell mitproduziert. Die

Musiksender MTV und VIVA beispielsweise setzen neue Maßstäbe für die Ver¬

breitung von Jugendkulturen. Durch die Medien (Fernsehen, Musiksender,Mu¬

sikmedien) sind die Jugend- und Musikkulturen sowie die Protestbewegungen
internationalisiert worden. Diese Globalisierung trifft sich natürlich mit den

Vermarktungsstrategien der Kultur- und der Produktgüterindustrie (Textilien,
Mode, Schmuck u.a.) und ist somit auch kommerziellen Trends unterworfen.

Andererseits bedeutet die mediale Globalisierung auch ein kulturelles Boll¬

werk gegen Rassismus, Rechtsextremismus, sexuelle Ausbeutung von Mädchen

und Frauen, indem diese Phänomene beispielsweise durch den Sender MTV

aufgegriffen und bewußt gemacht werden.

Jugendkulturelle Szenen der Computer-User (Internet, Mailbox) sind allein

schon durch das Mediensystem global mit der Welt verbunden; auch lokal sind

diese Szenen miteinander vernetzt. Die Jugendlichen und jungen Erwachsenen

treffen sich nicht nur über das Internet, sondern auch „leibhaftig" in den

entsprechenden Szene-Cafes. Die Inhalts- und Beziehungsebenen werden so¬

mit integriert, und man kann nicht von kommunikativer Isolierung und seeli¬

scher Vereinsamung in Computerszenen sprechen. Die User, Surfer und Zap¬

per (Computer und Fernsehen) flanieren in den Medienwelten. Die Medien



Barthelmes: Raver, Rapper, Punks, Skinheads und viele andere 49

liefern den Rohstoff für ihre Design-, Stil- und Sinn-Schöpfungen. In diesen

Medienwelten entsteht der Typ des „medialen Flaneurs", des „digitalen Noma¬

den".

8. Jugendkulturen sind keine Gewalt- und Drogenszenen

In den Diskussionen über Jugendkulturen kommt die Rede sehr schnell auf das

Thema „Gewalt". Bei vielen Erwachsenen (insbesondere auch im pädagogi¬

schen Bereich) herrscht die Vorstellung vor, Jugendkulturen sowie Gewalt und

Drogen seien gleichsam synonym. Jugendkulturen sind aber an sich keine „Ge¬

walt"- und „Drogen"-Szenen. Man spricht in der Jugendkultur-Diskussion zwar

auch über die sogenannten „Versager"-Kulturen und den damit verbundenen

„Überlebens-Helden", über Drop-outs, Kaputtniks, Junkies (Crack, Speed,

Fentanyl, Acid, Ecstasy). Und es gibt auch jugendkulturelle Szenen, die sich das

Thema „Gewalt" auf ihr Banner geschrieben haben; das sind klar erkennbare

Gruppen und Szenen. Sie stehen aber nicht für das Ganze. Gewalt von Jugend¬

lichen insgesamt ist kein jugendkulturelles Thema, sondern ein Thema des Ju¬

gendstrafrechts, der Psychologie und Pädagogik. Das Thema „Drogen" ist eben¬

falls kein jugendkulturelles Thema, sondern ein Phänomen in einzelnen

jugendkulturellen Szenen und hier wiederum ein Phänomen bei bestimmten

Szenegruppen; somit ist dieses Phänomen ein Thema des präventiven Jugend¬

schutzes sowie der Beratung und Therapie.

9. Jugendkulturen sind Peer-Kulturen und landen wiederum in der Familie

Selbst bei entschiedener Ablehnung bestimmter jugendkultureller Ge¬

schmacksstile bleiben die Familien bzw. die Eltern von den jugendkulturellen

Erfahrungen und Geschmacksentwicklungen nicht verschont. Die Familie wird

mehr denn je zum Ort, an dem Jugendliche in einer Balance zwischen Familien¬

kultur und Peergroup-Kultur die eigene persönliche Geschmackskultur entwik-

keln müssen. Dies gehört auch zu den Entwicklungsaufgaben der Pubertät bzw.

Adoleszenz. Dieser Prozeß bedeutet Auseinandersetzung und Abgrenzung,

aber auch Erweiterung und Bereicherung.

Eine 14jährige Hauptschülerin hat im wesentlichen den Musikgeschmack der Mutter (Rock und

Pop) übernommen; über das häufige gemeinsame Musikhören mit dem Vater (Guns N'Roses;

Klassische Musik; Vater ist Mozart- und Händel-Fan) erweitert sie ihren Musikgeschmack, und

dennoch besteht auch bei ihr, trotz Annahme der elterlichen Geschmackskultur, eine Notwendig¬

keit der Abgrenzung gegenüber ihren „verständigen und sie unterstützenden" Eltern. Denn sie

hört oft laut Hard-Rap, eine Musik, die ihre Eltern beide nicht mögen; dies führt dann zu Konflik¬

ten. Dazu die Mutter: „Da lag ich neulich in der Badewanne, und dann dreht sie eine Platte von

ihrer Freundin auf, und da kamen dann nur diese Wörter ,fuck', ,fuck', ,fuck', ,fuck' vor, da bin ich

dann aus der Badewanne und hab zu ihr gesagt, ,das geht jetzt nicht!'" (Barthelmes/Sander 1997).

Jugendkulturen und Medienkulturen sind Vehikel für die Unterscheidung vom

Geschmack der Eltern. Die jüngere Generation wird immer eine Art von Musik

finden, die die Elterngeneration „nervt", an den Rand des Aushaltbaren bringt

oder „den letzten Teil an Verständnis raubt". Ein solcher Prozeß der Unterschei-
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düng liegt wohl in der Dynamik des Ablösungsprozesses selbst begründet, auch
wenn es über die Medien (mehr denn je) zu „familialen Gemeinsamkeiten"

kommt. Die jugendkulturellen und medienbezogenen Peergroup-Erfahrungen
werden von den (Kindern und) Jugendlichen wieder in die Familien hineinge¬
tragen, was zum einen bei Konzepten der Ab- und Ausgrenzung („geschlossene
Geschmackskulturen") zur Konfliktanreicherung führen kann, zum anderen bei

Vorhandensein „offener Geschmackskulturen" zu gegenseitiger Ergänzung und

Erweiterung. Das proklamierte „Gemeinsame der Familie" erfährt somit eine

Veränderung und muß dann neu definiert und gestaltet werden.

Literatur

Barthelmes, J./Sander, E.: Medien in Familie und Peergroup. Vom Nutzen der Medien für 13- und

14jährige. (Medienerfahrungen von Jugendlichen. Bd. 1.) München 1997.

McRobby, A.: Shut up and dance. Jugendkultur und Weiblichkeit im Wandel. In: SPoKK (Hrsg.):
Kursbuch Jugendkultur. Stile, Szenen und Identitäten vor der Jahrtausendwende. Mannheim

1997, S. 192-206.

Anschrift des Verfassers:
Dr. Jürgen Barthelmes, Deutsches Jugendinstitut, Postfach 90 03 52,81503 München.



Walter Hornstein

Generation und Generationenverhältnisse

in der „radikalisierten Moderne"

Theoretische Perspektiven und Forschungsaufgaben
in der Erziehungswissenschaft

Einleitung

Unübersehbar ist das Thema „Generation, Generationenverhältnisse" in den

letzten Jahren in der öffentlichen Diskussion an prominente Stelle gerückt. Da¬

bei sind es vor allem die durch die demographischen Entwicklungen befürchte¬

ten Probleme (einer immer größer werdenden Zahl von älteren Menschen steht

eine immer geringere Zahl von jungen gegenüber), die die Diskussion immer

wieder in Gang bringen. Es ist von einem drohenden „Kampf zwischen den

Generationen" (Gronemeyer 1997) die Rede, von der „Alterslüge" und der

Notwendigkeit eines „neuen Generationenvertrags" (Schüller 1995) und

schließlich von der „Altersexplosion", die möglicherweise zu einem „Krieg der

Generationen" (Mohl 1993) führe.

Die Erziehungswissenschaft hat das Thema mit zeitlicher Verzögerung und

nur mit Unentschiedenheit aufgegriffen. Im Blick auf ein in der Pädagogik lange

bestimmendes Verständnis des Generationenkonflikts im pädagogisch-psycho¬

logischen Sinn, den es nach den Befunden der Jugendforschung nicht mehr

gebe, wird vor allem vor der „Generationenfalle" (Böhnisch/Blanc 1989) ge¬

warnt; auf der anderen Seite werden „Generationen" als eine „pädagogisch-an¬

thropologische Grundbedingung" (Liebau/Wulf 1996) wiederentdeckt und neu

ins Licht gerückt - was wiederum Bedenken und Einwände derjenigen hervor¬

ruft, die weder den Rückzug auf eine anthropologische Konstante für ausrei¬

chend erachten noch der Meinung sind, daß das Verschwinden des traditionell

als Generationenkonflikt bezeichneten Phänomens gleichbedeutend mit dem

Ende der Diskussion in der Pädagogik sein müsse.

An dieser Stelle setzen die nachfolgenden Überlegungen an. Sie gehen da¬

von aus, daß Erziehungs- und Bildungsprozesse unvermeidlich in Generatio¬

nenverhältnisse eingelassen sind, daß sie deshalb ein nicht eliminierbares, nicht

wegzudenkendes Moment von Erziehungs- und Bildungsprozessen sind und

daß die historisch und gesellschaftlich sich wandelnden Verhältnisse einer Auf¬

klärung und wissenschaftlichen Reflexion bedürfen. Dies kann auf verschiede¬

nen Wegen erfolgen: Empirische Analysen in pädagogischen Praxisfeldern wie

Familie, Schule, Jugendarbeit, Ausbildung sind ebenso notwendig wie die Erar¬

beitung theoretischer Grundlagen. Letzteres ist Ziel dieses Beitrags. Beim der¬

zeitigen Stand der Diskussion kann aber noch keine theoretische Modellbil¬

dung vorgelegt werden; es geht eher um die Entwicklung einer Hermeneutik,

die geeignet sein sollte, empirische Forschung perspektivisch anzuleiten und de¬

ren Ergebnisse einzuordnen. Dabei sollen die hier entwickelten theoretischen

Z (.Päd, 39 Beihcfl



52 Sozialpädagogisch relevante Problem- und Lebenslagen

Perspektiven anschlußfähig sein an zentrale pädagogische Kategorien, wie z.B.

Lernen, Bildung, Kompetenzvermittlung, Ermöglichung geschichtlicher Hand¬

lungsfähigkeit. Mit anderen Worten, es geht darum, die soziokulturelle und so-

zioökonomische „Rahmung" der Generationenverhältnisse und damit die Mo¬

dellierung, die diese dadurch gegenwärtig erhalten, zumindest in groben
Umrissen deutlich herauszuarbeiten.

Aus dieser Zielsetzung ergeben sich die folgenden Arbeitsschritte: Im ersten

Teil dieses Beitrags geht es um die Vergegenwärtigung traditioneller und ak¬

tueller Formen der Thematisierung der Generationenproblematik in der

Erziehungswissenschaft. Dabei soll vor allem die „Gebundenheit" dieser The-

matisierungsformen an die Bedingungen der industriellen Arbeitsgesellschaft
aufgewiesen werden. Aktuelle Thematisierungsformen erscheinen in diesem

Licht als „Suchbewegungen" angesichts der Erosion dieser Gesellschaftsstruk¬

tur. Im zweiten Teil sollen unter Bezugnahme auf aktuelle Debatten und gesell¬
schaftstheoretische Überlegungen theoretisch begründete Fragestellungen zur

Struktur der Generationenverhältnisse in der „radikalisierten Moderne" (Gid¬
dens 1995) entwickelt werden. Die leitende These dieses Vorgehens ist, daß die

neuen Verhältnisse der bisherigen Modellierung der Generationenverhältnisse,
wie sie für die industrielle Arbeitsgesellschaft charakteristisch waren und ge¬
braucht wurden, den Boden entzogen haben. Die abschließenden Überlegungen
im dritten Teil versuchen, die eingangs beanspruchten Bezüge zu den bildungs¬
theoretischen Kategorien und Fragestellungen herauszustellen und die For¬

schungsperspektiven zu verdeutlichen, die sich aus den hier entwickelten theo¬

retischen Perspektiven ergeben.

Zur Terminologie

Sinnvoll und heute weitgehend geläufig erscheint eine Terminologie, die mit Ge-

nerationenver/iä/mis5en (durchaus in Anlehnung an den vergleichbaren Sprach¬
gebrauch im Zusammenhang mit dem Thema „Geschlechter") entsprechende
Tatbestände, Zusammenhänge usw. in einem übergreifenden Sinn meint. Unter¬

halb dieses gleichsam als Oberbegriff fungierenden Begriffs lassen sich dann

unterscheiden: GenerationenMdwng als Begriff, der auf die Prozesse (und de¬

ren Bedingungen) verweist, in denen sich Generationen (im Unterschied zur

Alterskohorte, die sich qua gleichzeitigem Geburtsdatum konstituiert) durch

spezifische Erfahrungen herausbilden.

Davon zu unterscheiden wäre der strukturelle Aspekt von Generationenverhältnissen, also die in¬

stitutionalisierten oder ad hoc sich bildenden Strukturen, in denen Angehörige unterschiedlicher

Generationen miteinander agieren (Generation ist immer ein Kontrastbegriff; es gibt keine Gene¬

rationen, wo es nicht andere gibt). Dafür scheint sich gegenwärtig der Begriff der „generationellen
Struktur" (Honig 1996) anzubieten. Im Unterschied zu den Strukturen und Konstellationen, in

denen Generationen miteinander zu tun haben und die Gegenstand der „generationellen Struk¬

tur" sind, verweist der Begriff der Generationenbeziehungen auf die konkreten Formen sozialer

Interaktion zwischen Angehörigen unterschiedlicher Generationen; hier geht es demnach um die

kommunikative Ebene (s. dazu im gleichen Sinn Ecarius 1998).- Im Zusammenhang mit der Frage
nach der Rolle von Generationen für sozialen Wandel akzentuiert Becker (1997) einerseits das

Problem der Differenzierung der Generationen (angesichts des Älterwerdens der Bevölkerung,
angesichts Pluralisierung und Individualisierung); zum anderen werden Fragestellungen entwik-
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keit, die sich aufdie GenerationsdywamM: richten; hier geht es dann um die Rolle der Generationen

für gesellschaftliche Entwicklungen und für kulturelle Transformationsprozesse. - Unter dem Be¬

griff „Generationenvenrag" wird hier, wie üblich, die als Instrument der Sozialpolitik (also nicht als

individuell abgeschlossene Vereinbarung) praktizierte Regelung verstanden, wonach die jeweils im

Erwerbsleben stehende Generation die noch nicht erwerbstätige Generation (also Kinder und Ju¬

gendliche) alimentiert, daß aber als Gegenleistung die aus dem Erwerbsleben Ausgeschiedenen

von den dann Erwerbsfähigen finanziert werden (Kleinhenz 1997).

1. Generation - Generationenverhältnisse:Formen der Thematisierung

in derpädagogischen Tradition und in aktuellen Diskussionen

1.1 Traditionen in der Verwendung des Generationenbegriffs

in der Pädagogik

Das Reden über Generationen, Generationenverhältnisse und Generationen¬

konflikte in der Pädagogik ist vor allem durch das von K. Mannheim (1928)

entwickelte Generationenkonzept geprägt. Es enthält vorwiegend eine Theorie

der Generationenfe/Wung; es müssen spezifische Bedingungen erfüllt sein, damit

aus Angehörigen der gleichen Geburtenjahrgänge (Kohorten) Generationen
im

Sinne dieser Theorie werden, d.h. Gruppen von Menschen, die eine gemeinsame

Grundstimmung, ein alle verbindendes Lebensgefühl, die gleichen Einstellun¬

gen aufweisen. Zu diesen Bedingungen gehört insbesondere (s. Hornstein/Lü-

ders 1985) die Vorstellung, daß die Angehörigen bestimmter, eben dann eine

Generation bildender Jahrgänge über einen „neuen Zugang" zu zeitgeschichtli¬

chen Ereignissen und Sachverhalten verfügen; eine eigene Bewußtseinslage ist

sowohl Voraussetzung wie Ergebnis dieses neuen Zugangs. Darüber hinaus lebt

das Generationenkonzept von der Vorstellung einer vor allem die Adoleszenz

bestimmenden „Prägephase", die den Heranwachsenden empfänglich macht

für Einflüsse und Erfahrungen, die für seine ganze Existenz folgenreich sind.

Schließlich lebt das Generationenkonzept in Mannheims Fassung von der An¬

nahme der „Persistenz" einmal erworbener und die Einheit von Generationen

stiftenden Dispositionen und Orientierungen und von der Vorstellung, daß Ge¬

nerationserfahrungen letztlich für eine bestimmte Epoche stehen - auch wenn

identische Erfahrungen von den Individuen durchaus unterschiedlich verarbei¬

tet werden können.

In der pädagogischen Tradition ist der Stellenwert des Generationenkon¬

zepts vor allem durch zwei Momente bestimmt (eine ausführliche Rekonstruk¬

tion bei Ecarius 1998, S. 41-66): Das eine Moment ist die Suche nach „Genera¬

tionsgestalten", die zugleich offensichtlich auch einem starken öffentlichen

Interesse an handhabbaren Kennzeichnungen der jeweiligen Jugend entspricht.

Dieses Interesse spiegelt sich in den unermüdlich vorgenommenen Versuchen,

sowohl historisch rekonstruierend (s. dazu Jaide 1988; Fend 1988) als auch für

die jeweilige Gegenwart charakteristische Jugendgenerationen zu beschreiben:

von Schelskys (1957) „Skeptischer Generation" bis zu den allerjüngsten Ju¬

genduntersuchungen, die sich jeweils auf eine „Generationsgestalt" kaprizieren.

Von der Kritik dieser Versuche (vgl. Hornstein/Lüders 1985) ist die Praxis re¬

lativ unberührt geblieben. Es liegt eine gewisse Logik darin, daß die Konzentra¬

tion der Aufmerksamkeit auf Prozesse der Generationenbildung vor allem zur
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Thematisierung der Konflikte führt, die aus dem Zusammentreffen verschiede¬

ner Generationen mit ihren jeweiligen unterschiedlichen Wertvorstellungen,

Orientierungen usw. resultieren. Das andere Moment ist die Befassung mit den

verschiedenen Formen und Ausprägungen des Generationenkonflikts, u.a. auch

die Verlagerung seiner Schauplätze von der Familie in die Institutionen und auf

die Straße (vgl. Hornstein 1982).1

1.2 Die aktuelle Debatte zur Generationenthematik

Kennzeichnend für die aktuelle Form der Thematisierung der Generationen¬

problematik ist, daß sie vor allem in Sammelbänden zum Thema stattfindet

(Liebau/Wulf 1996; Krappmann/Lepenies 1997; Ecarius 1998; Becker 1997).
Das mag für die Art der gegenwärtigen Behandlung des Themas symptomatisch
sein: Sie ist geprägt durch den Aufweis der Vielschichtigkeit, durch die Aspekt-

haftigkeit des Themas; es gibt keine von einer theoretischen Perspektive geleite¬
te Monographie (in gewisser Weise ist sie am ehesten sichtbar in M. Winklers

„Theorie der Sozialpädagogik" [1988]). Eine moderne Theorie der Generatio¬

nen oder der Generationenverhältnisse gibt es derzeit allerdings nicht, sondern

eher Suchbewegungen, die sich um die Wiederaufnahme des Themas2 bemühen

sowie in Kritik und Auseinandersetzung mit der Geschichte des Problems, wie

eingangs bereits erwähnt, neue, den aktuellen Situationen entsprechende Fas¬

sungen des Themas suchen.

Programmatisch plädiert Mollenhauer (1996) dafür, drei Forschungsthe¬
men bevorzugt zu bearbeiten, nämlich zum einen das Thema der Auseinander¬

setzung der nachwachsenden Generation mit der kulturell-institutionellen Glie¬

derung des Lebenslaufs und der daraus resultierenden Formierung von

Generationsprofilen; zum anderen solle das Thema nicht mehr „kulturalistisch

verkürzt" behandelt werden, sondern auch materielle Fragen der Reproduktion
einschließen, also auch sozialpolitisch sein; da Generationenverhältnisse heute

auch die Form von „Verträgen", von „rechtsförmigen Regelungen" haben, müß¬

ten schließlich die damit zusammenhängenden „vertragsambivalenten Struk¬

turfragen" ebenfalls Gegenstand der Forschung werden. - Zusammengefaßt

zeigt die derzeit neu beginnende Diskussion zum Thema Generation, Genera¬

tionenbeziehungen und Generationenverhältnisse mehreres:

Umgekehrt fällt auf, daß das Generationenthema entgegen der weit verbreiteten Beteuerung

seiner Wichtigkeit systematisch, z.B. in den „Allgemeinen Pädagogiken" (etwa bei Flitner

1957; Langeveld 1962), nicht behandelt wird, obwohl die genannten Autoren wie auch fast alle

anderen Vertreter der geisteswissenschaftlichen Pädagogik (z.B. Litt 1947) sich außerhalb ihrer

systematischen Bemühungen durchaus mit dem Thema befaßt haben.

M.Honig verweist darauf,daß der Generationenbegriff derzeit „auch in der Familiensoziologie
und in der Biographieforschung" eine „Renaissance" erlebe, die im Zeichen der Lebenslauf¬

forschung stehe (Honig 1996, S. 205). Zu erinnern ist in diesem Zusammenhang allerdings

daran, daß im Kontext der Arbeiten zur historischen Sozialisationsforschung, wie sie U. Herr¬

mann und sein Schülerkreis vorgelegt haben, kontinuierlich mit dem Konzept der Generatio¬

nen gearbeitet wurde (Herrmann 1991).
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(a) Der Generationenbegriff als eine Kategorie, die sich für die Beschreibung

und Behandlung von Erziehungsverhältnissen immer wieder aufdrängt,

scheint unvermeidlich zu sein; erziehungswissenschaftliche Reflexion, ins¬

besondere über Lernen und Bildung, kommt ohne diese Kategorie offenbar

nicht aus.

(b) Es scheint charakteristisch, daß gegenwärtig für eine neue Form der Thema¬

tisierung, für eine Überprüfung herkömmlicher Fassungen des Konzepts

Generation geworben wird; es werden Phänomene empirisch untersucht,

die eine solche Revision notwendig erscheinen lassen, wenn auch in den

meisten Veröffentlichungen die Verbindung von empirisch festgestellten

Sachverhalten zu theoretischen Überlegungen eher locker ist; immerhin

heißt dies, daß nach einer Phase eher polemisch geführter und auf Abschaf¬

fung hinauslaufenderDebatten heute das Thema
wieder differenzierter auf¬

gegriffen und theoretisch und empirisch zur Sprache gebracht wird.

(c) Ferner fällt auf, daß in der aktuellen Debatte die selbstverständliche Bezug¬

nahme auf das MANNHEiMSche Konzept einer zunehmend kritischeren Ein¬

schätzung Platz macht. Es wird herausgestellt, daß das Konzept der Genera¬

tionenbildung in seiner Begrenztheit und in seiner Struktur, die in Analogie

zu Prozessen der Klassenbildung gebildet ist, einer Kritik und Revision

bedarf.3 In der Tat liegt die Bedeutung des MANNHEiMschen Generationen¬

konzepts vor allem darin, daß mit seiner Hilfe Prozesse der Generationen¬

bildung verstanden werden können, aber die Beschreibung von Generatio¬

nenverhältnissen bzw. -konstellationen und -konfigurationen entschieden

zu kurz kommt, wohl auch nicht intendiert ist. Honig (1997) nennt dies die

„generationelle Struktur", in der Generationen miteinander in bestimmten

Konfigurationen und Strukturen agieren, also in Familie, Schule, Ausbildung

und Jugendarbeit, in Politik und Wirtschaft. Diese Sichtweise erst eröffnet

Aussichten auf die Frage, welche Bedeutung dem Moment „Generation" in

den Auseinandersetzungen zukommt, in denen Angehörige verschiedener

Generationen miteinander agieren. Darüber hinaus hebt die Kritik an der

MANNHEiMschen Konzeption die Tatsache hervor, daß eine rein soziologi¬

sche Analyse, wie sie bei ihm vorliegt, gegenüber der Vielzahl von Interessen

und Aspekten, die in die Generationenthematik hineinspielen, erheblich zu

kurz greift. Für Mannheim als Wissenssoziologen geht es vor allem um Pro¬

zesse der Wissenserzeugung und der Wissensvermittlung, des Zugangs zu

Formen und Inhalten des Wissens durch unterschiedliche Generationen;da¬

mit sind beispielsweise ökonomische Aspekte ausgeblendet.

Schon 1985 machte Matthes aus soziologischer Sicht die Grenzen des MANNHEiMschen Kon¬

zepts deutlich, indem er darauf hinwies, daß bei ihm Generation ein „Konstrukt zur Erklärung

sozialen Wandels in einer funktional differenzierten und alterssegregierten Gesellschaft" ist,

daß der Generationenbegriff aber, wenn er auf Generation, auf Gruppe und Prozesse der

Gruppenbildung sich konzentriert, das Problem der „Synchronisation" von sozialem Wandel

und individuellem Erleben verdeckt. Gerade dies, so Matthes, mache aber den Kern der Ge¬

nerationenthematik aus. Die daraus abgeleitete Forderung lautet, aus einer „Sozialmorpholo¬

gie der Generationen", wie sie Mannheim vorgelegt habe, müsse eine „Theorie generationeller

Verhältnisse" werden; Gruppierungen hätten nur „akzidentellen" Charakter; sie stehen für

kulturelle Typisierungen von Zeitlichkeit.
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(d) Schließlich fällt auf, daß über die punktuelle Behandlung des Themas hinaus

(Generationenverhältnisse in der Familie, in der Schule usw.) die Bezüge zu

den pädagogisch und erziehungswissenschaftlich grundlegenden Kategori¬
en (Lernen, Bildung, Persönlichkeitsentwicklung) so gut wie ganz ausge¬

blendet bleiben.

Eine Ausnahme stellen zwei Veröffentlichungen dar: Böhnisch/Blanc (1989), die die These

und Pointe ihrer Darstellung in den Begriff der „Generationenfalle" fassen, konstatieren eine

„Relativierung der Lebensalter" und bemühen sich um den Nachweis, daß die Generationen¬

thematik dem Ideologieverdacht ausgesetzt ist, daß, wer ihn verwendet, leicht in eine Falle

gerät, daß aber „Generationenerleben" als Zeiterleben und Generationenverständnis als

„Zeitverständnis" Sichtweisen und Aufschlüsse ermöglichen, die den Generationenbegriff
dennoch als Bezugsrahmen „wichtig" und „unentbehrlich" erscheinen lassen (S. 8). Im Unter¬

schied zu der eher essayistischen Behandlung des Themas bei Böhnisch/Blanc bemüht sich

Winkler (1988) mit systematischem Anspruch um die Einbeziehung der Generationenthema¬

tik in seinen systematischen Entwurf einer „Theorie der Sozialpädagogik". Auch er warnt vor

einer unreflektierten Verwendung des Generationenkonzepts in der (Sozial-)Pädagogik; der

Generationenbegriff hat für ihn nur die Funktion eines „Idealtypus", der eine Problemstruk¬

tur für die Theoriebildung freilegt, die allerdings „nur unter ganz spezifischen Bedingungen
ins Bewußtsein treten kann" (S. 354). In Wirklichkeit vermischen sich die Generationen, und

die Generationendifferenz läßt sich, so Winkler, gegenwärtig nur noch im Bereich der Familie

ausmachen; dennoch ist das Generationenverhältnis für Winkler einer genaueren Betrach¬

tung wert.4

1.3 Fazit: die epochale Gebundenheit des Generationenkonzepts an die

Bedingungen der industriellen Arbeitsgesellschaft

Die beschriebenen Formen der Behandlung und Erörterung der Generatio¬

nenthematik in der Gegenwart können als „Suchbewegungen" verstanden

werden. Suchprozesse kommen zur Darstellung sowohl in den Formen der Arti¬

kulation des Unbehagens gegenüber der weiteren Verwendung des Generatio¬

nenbegriffs als einer brauchbaren Kategorie zur Erfassung und zum Verständnis

von Erziehungsverhältnissen wie auch in der Artikulation des Unbehagens ge¬

genüber traditionellen Formen der Inanspruchnahme des Konzepts und tradi¬

tionellen Sichtweisen. Dies alles, so die These, die dem nachfolgenden zugrunde

liegt, bringt zum Ausdruck bzw. ist die Konsequenz der Tatsache, daß bisherige
Thematisierungsformen nicht mehr „stimmen", weil sie an die Bedingungen

Die entsprechenden Überlegungen kreisen um die Struktur des Prozesses von „Vermitteln und

Aneignen", der im Mittelpunkt des Generationenverhältnisses steht und bei dem es um die

Vermittlung des „gesellschaftlich-geschichtlichen Erbes" geht, das Winkler als „dritten Fak¬

tor" bezeichnet (gegenüber der älteren Generation als erstem und der nachwachsenden als

zweitem Faktor). Das zentrale Problem im Generationenverhältnis - und dies ist die Quintes¬

senz der WiNKLERSchen Argumentation - besteht in einem „Bruch im dritten Faktor", der

Winkler zufolge zu einer neuen Form pädagogischer Reflexion nötige, für die Pestalozzi pro¬

totypisch stehe. Dieser Bruch ist auch der eigentliche Grund dafür, daß in der WiNKLERSchen

Sicht das Generationenverhältnis als „Bezugspunkt pädagogischer Problembestimmung" heu¬

te ausgespielt hat. Dies wird damit begründet, daß das „prometheische Gefälle" (G. Anders),
das in der Übermacht der modernen zerstörerischen Technikherrschaft liege, zu einer parado¬
xen Aufhebung der Generationendifferenz geführt habe; die Dynamik des gesellschaftlich-ge¬
schichtlichen Erbes habe die Generationenfolge überrollt. Die jüngere Generation „überholt"
die ältere in bezug auf den dritten Faktor.
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und Strukturen der industriellen Arbeitsgesellschaft gebunden sind und weil die

aktuellen Versuche deren Wandlungen nicht genügend reflektieren. Die „indu¬

strielle Arbeitsgesellschaft" hat aus den ihr eigenen Notwendigkeiten zu einer

Modellierung des Generationenverhältnisses geführt, die heute zwar in vielerlei

Hinsicht vor allem organisatorisch-technisch weiterbesteht, deren „Sinn" und

inhaltliche Basis aber durch die Entwicklungen einer zweiten „radikalisierten

Moderne" (A. Giddens) fraglich geworden ist. - Was waren die Grundzüge der

Generationenverhältnisse, wie sie die industrielle Arbeitsgesellschaft in An¬

spruch genommen, gestaltet und modelliert hat?

Die gesellschaftliche Organisation der Generationenverhältnisse in der „industriellen Arbeitsge¬

sellschaft" ergibt sich aus deren strukturellen Merkmalen und den daraus resultierenden Bedürf¬

nissen im Hinblick auf die mit diesem Stichwort bezeichnete Form der Produktion und Reproduk¬

tion. Als allgemeinste Elemente einer solchen Beschreibung lassen sich identifizieren: die

Verallgemeinerung der Lohnarbeit im Zusammenhang mit gesellschaftlicher Arbeitsteilung und

Ausdifferenzierung; eine geschlechterspezifische Arbeitsteilung (der Mann als Ernährer der Fami¬

lie, die Frau als „Hüterin" des Hauses); die Entstehung und der Ausbau einer öffentlichen Erzie¬

hung und die damit verbundene Freisetzung der Kinder und fortschreitend auch der Jugendlichen

zum Zweck vorbereitenden Lernens. Für die Art und Ausgestaltung der Generationenverhältnisse

sind dabei besonders folgende Momente wichtig:

(a) Die Verzeitlichung und Organisierung des Lebenslaufs nach den Bedürfnissen der industri¬

ellen Produktion (im Unterschied zu vorausgegangenen eher agrarisch-handwerklichen Formen

des Wirtschaftens) stellt eine Folge notwendig gewordener Regelungen bezüglich Sukzession, Or¬

ganisation der Generationenfolge im Hinblick auf den Produktionsprozeß dar (Kohli 1985).

(b) Die konkrete Modellierung der Generationenverhältnisse, insbesondere aber die Möglich¬

keiten der Generationenbildung, haben ihre kulturelle Basis in der jeweiligen Stellung im Produk¬

tionsprozeß; für Kinder und Jugendliche ist diese bestimmt durch die kollektive Zusammenfassung

zum Zweck vorbereitenden Lernens in Schule und Ausbildung mit dem Effekt der Freisetzung zum

Zweck generationenspezifischen Lernens; die Rolle der Erwachsenen ist durch ihre Mitwirkung im

Produktionsprozeß (und die der Alten durch das Ausscheiden aus diesem Prozeß) bestimmt.

(c) Aus dieser Konstellation folgt eine ganze Reihe von Konsequenzen, die für die konkrete

Form der Generationenverhältnisse von großer Tragweite sind: Im Unterschied zur vorindustriel¬

len Epoche, in der die Zugangsregelungen im Adel durch Geburt, in den Zünften durch Privilegien

und Standesregeln und im Bürgertum durch Erbschaftsregelungen bestimmt waren, erfahren das

Generationenverhältnis in der industriellen Arbeitsgesellschaft, vor allem die mit diesem Verhält¬

nis verbundenen Konflikte eine neue Gestalt und Qualität. Es entstehen spezifische Konkurrenz¬

verhältnisse zwischen den Generationen (Musgrove 1964). Die jeweils nachwachsende Generati¬

on kann u.a. als „Puffer" verwendet werden zur Abfederung von Restriktionen; sie steht in

gewisser Weise als Dispositionsmasse zur Verfügung, wird je nach Bedarf für längere oder kürzere

Zeit in der Sphäre der Ausbildung und Vorbereitung gehalten und damit von der Teilhabe an gesell¬

schaftlichen Prozessen ausgeschlossen. Jugendgenerationen haben ihr „Schicksal" aus der jeweili¬

gen Konstellation, und unterschiedliche Definitionen der Rolle der Jugend sind von der jeweiligen

Konstellation abhängig.
(d) Vor diesem Hintergrund wird auch der Zusammenhang von Jugendbewegungen, Jugendkul¬

turen und Generationenkonflikt deutlich: Die durch die industrielle Arbeitsform notwendig ge¬

wordene Ausgliederung derJugend aus dem Produktionsprozeßund ihre kollektive Zusammenfas¬

sung zum Zweck vorbereitenden Lernens stellt die strukturelle und soziale Voraussetzung für

Jugendbewegungen dar - in Verbindung selbstverständlich mit den kulturellen Bewegungen.Aber

es ist keine Frage, daß es einen engen Zusammenhang gibt zwischen industrieller Arbeitsorganisa¬

tion und Arbeitsteilung, gesellschaftlicher Ausdifferenzierung und der Bildung von Generationen¬

gestalten (ein Phänomen, das die Diskussion zur Generationenthematik am meisten bestimmt hat).

Grundlegend ist, daß hier - zunächst für die bürgerlichen und später für die Jugendlichen generell
- in der Freisetzung und Zusammenführung in altershomogene Gruppen die sozialen Vorausset¬

zungen für ein starkes Gruppenbewußtsein,für altershomogene Erlebniswelten entstehen, die sich

in Absetzung von den jeweiligen Erwachsenengenerationen ihr Selbstbewußtsein und ihre Identi¬

tät schaffen, als „junge Generation", als „Bewegung" (zur Darstellung und Rekonstruktion von
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Generationsgestalten s.Fend 1988;Jaide 1988; zur Debatte um die Existenz einer eigenen jugend¬

lichen Subkultur s. Clarke 1979; Eisenstadt 1956; Tenbruck 1965). All dies zusammen ergibt, daß

sich die bürgerliche Bildungsgesellschaft eine Form der Generationenverhältnisse leistet, in der -

auf der sozialen Basis der Freisetzung vom Zwang des Broterwerbs - Jugend als Phase und Instanz

der kulturellen Erneuerung, als Zeichen für Kreativität, Verlebendigung gesehen wird und ihr ent¬

sprechende Lebensmöglichkeiten eingeräumt werden.

(e) Schließlich lassen sich die Generationenverhältnisse in der industriellen Arbeitsgesellschaft

auch im Zusammenhang mit den miteinander konkurrierenden gesellschaftstheoretischen Model¬

len beschreiben: So läßt sich die Theorie altershomogener Gruppen, die Eisenstadt (1956) vor dem

Hintergrund einer strukturfunktionalistisch ausgerichteten Gesellschaftstheorie im Anschluß an

Parsons entwickelt hat, leicht im Hinblick auf die darin enthaltene „generationelle Struktur" inter¬

pretieren. In ähnlicher Weise bietet sich die in der Kritik am „extremen Funktionalismus" von

Eisenstadt entwickelte Theorie des Verhältnisses von „Jugend und Gesellschaft" von Tenbruck

(1965) mit ihrer These von der „Sozialisation in eigener Regie" für eine Interpretation grundlegen¬

der generationeller Verhältnisse an. Entsprechendes gilt für Colemans These vom „Aufwachsen in

unpersönlichen Systemen" (Coleman 1986); auch sie enthält eine Aussage über Bedingungen und

Formen der Generationenbeziehungen in der industriellen Gesellschaft.

Die Art und Weise, in der die Generationenthematik auch heute noch behandelt

wird, trägt in vielerlei Hinsicht die Spuren der Orientierung an Verhältnissen der

Arbeitsgesellschaft, der „ersten Moderne". Dies zeigt sich daran, daß in der Päd¬

agogik der Generationenkonflikt im Vordergrund steht - mit der beobachtba¬

ren Tendenz, ihn gleichsam „abzuschreiben", weil er entdramatisiert sei. In der

Jugendforschung stehen Fragen der Generationenbildung immer wieder aufs

neue im Vordergrund. Dies verkürzt die Behandlung des Themas in einer spezi¬
fischen Weise, weil in diesen Formen der Thematisierung selten die Struktur und

Qualität „generationeller Verhältnisse" als Medium und Grundlage pädagogi¬
scher Prozesse reflektiert wird, also die Art und Weise, in der Generationen mit¬

einander kommunizieren, wie ihre Beziehungen organisiert sind. Darüber hin¬

aus sind diese Formen der Thematisierung aber auch historisch überholt, weil sie

eindeutig auf die Situation der industriellen Arbeitsgesellschaft bezogen sind,

die heute so nicht mehr besteht, sich zumindest in einem rasanten Transformati¬

onsprozeß befindet. Es stellt sich somit die Aufgabe, die neue Situation im Hin¬

blick daraufzu reflektieren, was sie für die Generationenverhältnisse bedeutet.

Daraus ergibt sich für eine erziehungswissenschaftliche Reflexion die Aufga¬

be, zunächst die Verhältnisse, in denen die Generationen miteinander interagie-

ren, zu beschreiben (empirischer Aspekt), sodann vor allem in ideologiekriti¬
scher Hinsicht die Widersprüche und Konflikte herauszuarbeiten, die sich durch

den Machtanspruch und die Herrschaftsansprüche der älteren Generation trotz

wegbrechender sozialer und realer Grundlagen angesichts einer gesellschaftli¬
chen Dynamik ergeben, welche den Machtanspruch der älteren Generation ob¬

solet werden läßt (aber nichts daran ändert, daß er geltend gemacht wird, und

zwar mit Folgen sowohl für die Individuen wie für den gesellschaftlichen Pro¬

zeß).

5 Einer eigenen Betrachtung bedürfte in diesem Zusammenhang die ethnopsychoanalytisch aus¬

gelegte Theorie der Adoleszenzverläufe und damit zusammenhängend die Darstellung der

Rolle der Adoleszenz für Kulturentwicklung und Traditionsentwicklung bei Erdheim (1984).
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2. Generationenverhältnisse in der „radikalisierten Moderne" - Zur

Notwendigkeit neuer Reflexions- und Thematisierungsformen der

Generationenthematik nach dem Ende der Arbeitsgesellschaft

Die leitende These der nachfolgenden Überlegungen ist, daß die Bedingungen,

die die gesellschaftliche Struktur nach dem Ende der Arbeitsgesellschaft kenn¬

zeichnen, der bisherigen Modellierung der GenerationenVerhältnisse, wie sie für

die industrielle Arbeitsgesellschaft maßgebend waren (und wie sie dort in An¬

spruch genommen wurden), den Boden entzogen haben. Das Ziel besteht darin,

grundlegende Zusammenhänge zwischen Gesellschaftsstruktur, der Definition

der Rolle der heranwachsenden Generation, der Organisation der Sozialisati-

onsprozesse und der damit verbundenen Art und Weise, in der die Generationen

zusammengespannt sind, aufzudecken sowie zu untersuchen,wie die soziokultu-

relle „Rahmung" der Generationenverhältnisse den Horizont von Bildung, Er¬

ziehung und Lernen zwischen den Generationen bestimmt.

Gesellschaftstheoretische oder gegenwartsdiagnostische Entwürfe bewegen

sich notwendigerweise, indem sie die gesellschaftliche Lage im ganzen zu be¬

schreiben versuchen, auf einer allgemeinen, pauschalierenden Ebene. Sie sind

deshalb geeignet, „Grundzüge" gesellschaftlicher Verhältnisse herauszustellen;

sie beleuchten aber möglicherweise Sachverhalte, die für eine bestimmte The¬

matik (hier die der Generationen) wichtig sind, weniger. Deshalb sollen zu¬

nächst drei Sachverhalte diskutiert werden: die Rolle demographischer Ver¬

schiebungen für die Generationenthematik (2.1), die Rolle, die die gegenwärtig
stattfindenden Transformationen der Arbeits- und Erwerbsgesellschaft für das

GenerationenVerhältnis spielen (2.2), und der Zusammenhang von Zukunft und

Generationenverhältnissen (2.3). Schließlich soll der gesellschaftstheoretische

Zugang im Anschluß an Giddens' Theorie der „radikalisierten Moderne" er¬

probt werden (2.4).

2.1 Generationenverhältnisse in einer „älter" werdenden Gesellschaft

Die Auswirkungen der Verschiebungen im gesellschaftlichen Altersaufbau zu¬

gunsten der älteren Generation werden in der öffentlichen Diskussion vor allem

unter dem Gesichtspunkt erörtert, ob und in welcher Form der Generationen¬

vertrag unter diesen neuen Umständen aufrechterhalten werden kann oder

aber einer neuen Form bedarf. Selten jedoch wird die Auswirkung dieses Vor¬

gangs auf die Qualität der Generationenbeziehungen in einer differenzierten

Analyse bedacht. Dabei ist die Zunahme des quantitativen Übergewichts der

älteren Generation gegenüber der jüngeren unabweisbar; Jugend wird zu einer

Minderheit in der Gesellschaft. Es ist kein Zweifel, daß sich Qualität und Art

des Nebeneinanderlebens der Generationen, vor allem die Austauschprozesse
zwischen den Generationen durch diese Sachverhalte ändern - aber die demo¬

graphischen Sachverhalte als solche reichen zur Erklärung von Wandel nicht aus

(vgl. zur Übersicht in knapper Form Kleinhenz 1997). Erst die genauere Be¬

trachtung der generationellen Beziehungen macht die Probleme deutlich: Wo

die Jungen länger für die Alten sorgen und länger auf das Erbe warten müssen,

herrscht eine andere Qualität als da, wo dies nicht zutrifft.
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Eine wichtige Rolle spielt in diesem Zusammenhang die Entwicklung des

Sozialstaats als einer spezifischen Form der Regelung von Verteilungen und

Zuständigkeiten (Pflegeversicherung, Lebensversicherung für Kinder, Adop¬

tion). Zu analysieren wäre die Frage, wie sich die Durchkapitalisierung aller

Verhältnisse einerseits und die Versuche der Sozialpolitik, die daraus resultie¬

renden Probleme wenigstens einigermaßen zu dämpfen und abzufedern, auf die

Generationenverhältnisse auswirken. So ist anzunehmen, daß sozialstaatliche

Maßnahmen wie die Pflegeversicherung zu einer „Neutralisierung" des Gene¬

rationenverhältnisses und möglicher Generationenkonflikte führen. Angewie¬

senheiten, Abhängigkeiten, Austauschprozesse zwischen den Generationen fin¬

den gleichsam auf einer abstrakten, für den einzelnen gar nicht mehr

erkennbaren Ebene statt. Alte Menschen haben soziale Sicherheit über Renten

und hängen nicht von der Fürsorge der Kinder ab. Die Pflegeversicherung regelt

die Versorgung und Pflege „versicherungsmäßig" durch eigene Versicherungs¬

leistungen.Vorausgreifend auf die These von Giddens, wäre zu sagen: Die „Ent-

bettung" (die Herauslösung zentraler ökonomischer Vorgänge aus den sozialen

Strukturen) führt zur Unsichtbarwerdung gesellschaftlicher und sozialer Kon¬

flikte - und so auch derjenigen zwischen den Generationen. Damit verändern

sich auch Funktionen und Rolle sozialer und pädagogischer Angebote und

Dienste; sie treten an die Stelle familiärer und verwandtschaftlicher Unterstüt¬

zungsleistungen. Soziale Dienste werden so zu einer „Antwort auf die Erosion

privater Generationenverträge" (Rauschenbach 1998).

2.2 Generationenverhältnisse und Transformation der Arbeitsgesellschaft

Die industrielle Arbeitsgesellschaft, deren Erosion wir gegenwärtig erleben, or¬

ganisiert die Lebensalter nach ihrer jeweiligen Stellung im Produktionsprozeß

(vorbereitend, tätig, ausgeschieden) und schafft so durch eine alterssegregierte

Struktur, die zugleich auf eine arbeitsteilig organisierte Gesellschaft bezogen ist,

bestimmte Bedingungen für Prozesse der Generationenbildung, die über die

bloßen Alterskohorten hinausgehen. Die gegenwärtige Diskussion zum „Ende

der Arbeitsgesellschaft" (zu der Frage, ob der Arbeitsgesellschaft die Arbeit

ausgeht) verweist auf eine Transformation dessen, was Arbeitsgesellschaft bis¬

her hieß. Die Stichworte, die diese Transformation bezeichnen, sind bekannt: die

in rasantem Tempo erfolgende Umgestaltung der Arbeitswelt im Zeichen von

Computerisierung und Automatisierung, das Entbehrlichwerden menschlicher

Arbeitskraft, Rationalisierung und Globalisierung, neue Kommunikationstech¬

nologien; dies alles ist mit einem grundlegenden Wandel im Stellenwert von Ar¬

beit für das Individuum verbunden, mit fortdauernder Entwertung beruflicher

Qualifikationen, und zwar durch Wegfall entsprechender Tätigkeiten und durch

den Zwang, flexibel sich immer wieder neuen Qualifikationsanforderungen zu

stellen. Das hat für die Generationenverhältnisse Folgen: So wie die Transfor¬

mation die Funktion der Jugend (Hornstein 1996a), ihre gesellschaftliche Stel¬

lung, aber auch ihr Selbstverständnis und ihre Selbstwahrnehmung verändert, so

stellt sie auch eine neue Bedingung für Prozesse der Generationenbildung dar.

Diese erfolgt heute weniger in bezug auf Ausbildung und Arbeit (oder Politik,

wie Ende der sechziger Jahre), sondern in bezug auf die Zugehörigkeit zu ju¬

gendkulturellen Szenen mit ihren spezifischen Stilen.
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Im Kontext dieser höchst widerspruchsvollen Situation wäre vor allem die

Rolle der Jugendkulturen und jugendkultureller Stile für die Modellierung der

Generationenverhältnisse eingehender zu untersuchen: z.B. die Entstehung ei¬

nes eigenen, von Erwachsenen nicht betretbaren Schutzraums, die Verselbstän¬

digung der Jugendphase vor allem im Kulturellen, der neue „Eigenwert" der

Jugendphase, wo es auch kaum mehr Austausch und Auseinandersetzung mit

Angehörigen anderer Generationen gibt; die Entwicklung von der lebensalters¬

spezifischen Jugendkultur, also von einer auf ihren transitorischen Charakter

ausgerichteten Angelegenheit, zu einer „Einstiegskultur" (in der man über die

Jugendphase hinaus bleibt).6
Offensichtlich verändern auch die Arbeitsplatz- und Ausbildungsplatzpro¬

bleme die Prozesse der Generationenbildung: Die Desintegrations- und Spal¬

tungsprozesse in der Gesellschaft (Böhnisch 1994;Honneth 1994) schlagen auf

die Generationenbildung durch, neue Generationenabgrenzungen kommen zu¬

stande entlang den neuen gesellschaftlichen Konfliktlinien als gleichsam hori¬

zontale, gegen den zeitlichen Ablauf erfolgende Form der Generationenbildung
über Alters- und Lebensaltersabgrenzungen hinweg, auf der Basis von Dazuge¬
hören oder Ausgeschlossensein. Es ist zu vermuten, daß die spezifische Form, in

der sich heute Prozesse gesellschaftlicher Integration bzw. Desintegration, von

„Inklusion" und „Exklusion" stellen, neuartige Konstellationen in der Heraus¬

bildung von Generationen mit sich bringt.
Damit sind die Strukturen und Generationenbeziehungen angesprochen.

Aufschlußreich ist es, in diesem Zusammenhang die Generationenverhältnisse

aus der Sicht der Jugendlichen heute im Spiegel der Ergebnisse aktueller Studi¬

en zu betrachten. Als Fazit der Antworten auf die entsprechenden Fragen for¬

muliert die Shell-Studie im Kapitel „Erlebter Gegensatz der Generationen"

(Jugendwerk der Deutschen Shell 1997, S. 17; die zugrunde gelegte Skala:

S. 416): Jugendliche sehen die Ursachen für ihre schlechten Chancen im Tun bzw.

Nichttun/Unterlassen der Erwachsenengeneration; Generationenverhältnisse

werden als Machtverhältnisse beschrieben (Erwachsene lassen nicht mitreden!);

Jugendliche sehen sich vor allem von der Politik vernachlässigt. In diesen Zu¬

sammenhang gehören auch die Aspekte Wissen und Erfahrung im Verhältnis

der Generationen sowie Wissen und Wissenstransfer als Moment der Genera¬

tionenbildung und der Kommunikation zwischen den Generationen. In der

Kontrastierung mit den Verhältnissen in der bürgerlichen Gesellschaft, auf die

sich beispielsweise die Darstellung dieser Thematik bei Spranger (1924) be¬

zieht, und den Verhältnissen heute lassen sich zumindest die Fragen formulie¬

ren, die sich hier neu stellen: Hat sich die Asymmetrie zwischen den Generatio¬

nen, was ihren Wissensvorsprung betrifft, wirklich „umgekehrt", wie immer

Zum Thema „Jugendkulturen" s. D. Kellner: Jugend im Abenteuer Postmoderne. In: SPoKK

1997, S. 70-78. Hier wird die These vertreten, daß für Jugendliche der Gegenwart die Postmo¬

derne nicht bloß eine avancierte Ästhetik oder ein akademisches Thema sei, sondern vielmehr

„Form und Struktur ihres alltäglichen Lebens" (S. 78). Der Autor unterscheidet zwischen „Boo¬

mer" (1940-1960 geboren) und „Post-Boomer" (1960-1980 geboren); die Post-Boomer seien

die erste Generation, die nach dem Kalten Krieg in einer postindustriellen Gesellschaft mit

postmoderner Kultur aufwachse. Und der Generationenkonflikt sei heute genauso unüber-

windbar wie in den 60er Jahren der Konflikt zwischen Establishment und Jugend; nur - so ist zu

fragen: Worum ging es damals, und worum geht es heute?
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wieder behauptet wird? In welchen Hinsichten trifft dies zu? In welchen nicht?

Und welche Vorkehrungen gesellschaftlicher Art wirken diesem Prozeß entge¬

gen bzw. fördern ihn womöglich?
Entscheidend aber ist die Diskrepanz, die sich daraus ergibt, daß die gesell¬

schaftliche Organisation der Generationenverhältnisse nach wie vor nach den

Mustern und Strukturen der Arbeitsgesellschaft erfolgt, als ob die klaren Ab¬

grenzungen und Zuordnungen aus der Stellung im Produktions- und Beschäf¬

tigtensystem, die für dieses System maßgebend waren, nach wie vor bestimmend

seien. In Wirklichkeit verliert im Zeichen der Erosion von Erwerbsarbeit die

Stellung im Produktionsprozeß ihre generationenbildende Funktion. Dies be¬

deutet, daß es eine grundlegende Differenz gibt zwischen Selbstdeutung und

Selbstinterpretation der Heranwachsenden, die nicht mehr in dem Maß wie frü¬

her an die Stellung im Produktionsprozeß gebunden ist, und der Form der ge¬

sellschaftlichen Programmierung der Altersphasen und damit des Generatio¬

nenverhältnisses.

2.3 Generationenverhältnisse und Zukunft

Wie Ergebnisse vielfältiger Jugenduntersuchungen belegen, sehen viele Jugend¬
liche auf sich zukommen, daß sie die Versäumnisse der Erwachsenen, vor allem

was den Umgang mit den ökologischen Problemen betrifft, später einmal „aus¬

baden" müssen. Ihrer Meinung nach verbraucht die Erwachsenengeneration die

Zukunft auf Kosten der Nachwachsenden (Hornstein 1996b). Der Konflikt

zwischen den Generationen, so läßt sich daraus folgern, bezieht sich heute weni¬

ger auf Ablösungsprozesse von den Eltern, auf unterschiedliche Wertorientie¬

rungen, Einstellungen und auf Erziehungsfragen, sondern auf die Frage, welche

Zukunft für die Heranwachsenden angesichts des Zukunftsverbrauchs der Er¬

wachsenen übrigbleibt. Damit stellt sich auch das Konkurrenzmotiv zwischen

den Generationen (Musgrove 1964) unter den Bedingungen des ausgehenden
20. Jahrhunderts in einer spezifischen und gleichsam radikalisierten Form: Die

Zukunft als ganzes, nicht nur Besitz, Verfügenkönnen über Einfluß o.a. steht zur

Debatte; nicht mehr nur geht es um knapp gewordene Arbeitsplätze, sondern

um nicht weniger als um Verbrauch und Wegnahme der knapp gewordenen
Überlebensressourcen der Menschheit. Damit steht unvermittelt, aber mit un¬

übersehbarem Gewicht das Thema Zukunft im Mittelpunkt des Generationen¬

verhältnisses. Zukunft für die Heranwachsenden ist an die Voraussetzung ge¬

bunden, daß im Kommen und Gehen der Generationen die das Leben und eine

Zukunft ermöglichenden Güter weitergegeben werden. Für die Heranwachsen¬

den muß die Hoffnung berechtigt und erfahrbar sein, daß sie an die Stelle der

jetzt Erwachsenen treten und deren „Erbe" übernehmen werden. Zu den

grundlegenden Erfahrungen der gegenwärtigen Heranwachsenden gehört die

Befürchtung, daß es nichts mehr zu übernehmen gibt, weil die jetzt Herrschen¬

den alles das schon verbraucht haben, was die Lebensgrundlage für die Zukunft

sein müßte.

Vor diesem Hintergrund erscheint es verwunderlich, daß die damit verbun¬

dene Konstellation nicht zu einem dramatischen Kampf zwischen den Genera¬

tionen führt. Dafür lassen sich allerdings Gründe benennen: Es ist ein Merkmal
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moderner Formen der Erziehungsorganisation, daß sich in der Schule, in der

Jugendarbeit und in der Ausbildung zwar Generationen gegenüberstehen, daß

sie sich aber nicht als solche zu erkennen geben (zumindest tun die Erwachse¬

nen dies nicht, während sie umgekehrt Kinder und Heranwachsende generatio¬

nenmäßig beschreiben). Es werden deshalb die aus Generationszugehörig¬

keiten resultierenden Ansprüche und die aus dieser Unterschiedlichkeit

resultierenden Kämpfe nicht ausgetragen. Dies alles ist gleichsam stillgestellt

innerhalb der Institutionen, in denen pädagogische Profis in einer von den Insti¬

tutionen vorgegebenen Weise ihr Handwerk verrichten, aber sich nicht als An¬

gehörige einer zeitgeschichtlich geprägten Persönlichkeit zu erkennen geben

(Hornstein 1982).
Damit könnte zusammenhängen, daß die Verhältnisse zwischen den Gene¬

rationen heute stärker bestimmt sind durch den Kampf mit den gesellschaftlich

vorgegebenen Mustern der Institutionalisierung (Jugendliche kämpfen im

Kontext der beschriebenen widersprüchlichen Konstellation mit der als sinnlos

empfundenen Jugendrolle, Lehrer mit den Frustrationen, die ihnen durch die

Lehrerrolle auferlegt werden) als durch die Auseinandersetzung mit dem

jeweiligen Gegenüber als Angehörigen einer anderen Generation. Dies inter¬

essiert nicht und braucht nicht zu interessieren in einer Situation, in der in

professionell organisierten und institutionell abgesicherten Formen die

Interaktionen kanalisiert sind und sich die Angehörigen unterschiedlicher Ge¬

nerationen in den durch die Institutionen zur Verfügung gestellten „Rüstun¬

gen" gegenübertreten.

2.4 Generationenverhältnisse im Licht der Theorie

der
„
radikalisierten Moderne

"

Die Frage nach den spezifischen Ausprägungen der Generationenverhältnisse

in einer bestimmten gesellschaftlichen Formation kann schließlich auch disku¬

tiert werden im Rahmen gesellschaftstheoretischer Entwürfe. Das Angebot an

solchen Entwürfen ist gegenwärtig beeindruckend. U. Becks Theorie der „Risi¬

kogesellschaft" zählt neben G. Schulzes Theorie der „Erlebnisgesellschaft"
und den vielerlei Entwürfen, die die gegenwärtige Situation mit dem Etikett der

„Postmoderne" (in bezug auf GenerationenVerhältnisse: Lüscher/Schultheiss

1993) belegen, zu den auch und gerade in der Erziehungswissenschaft am leb¬

haftesten aufgegriffenen Entwürfen. Die BECKsche Theorie der „Risikogesell¬

schaft" hat dabei das HABERMASsche Modell,das auf der Gegenüberstellung von

„System" und „Lebenswelt" als der grundlegenden Struktur moderner Gesell¬

schaft beruht, abgelöst, während die systemtheoretische Gesellschaftstheorie

von N. Luhmann, von den rasch aufeinanderfolgenden Moden unberührt, kon¬

tinuierlich ausgearbeitet erscheint.

Es ist hier nicht der Ort, die Vorzüge und Stärken der Theorie der „radikali¬

sierten Moderne", wie sie A. Giddens in verschiedenen Veröffentlichungen

(grundlegend: 1984) vorgelegt hat, auf einer allgemeinen Ebene zu referieren.

Aber es soll wenigstens darauf aufmerksam gemacht werden, daß Giddens'

Theorie im Vergleich zu der von Habermas den generellen Vorzug hat, daß sie

nicht mit kontrastierenden Gegenüberstellungen („System" und „Lebenswelt")
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operiert, sondern die Zusammenhänge, die Vermittlungen, die Dialektik heraus¬

arbeitet, die die gegenwärtigen gesellschaftlichen Strukturen und Prozesse be¬

stimmen, und damit auch Generationenverhältnisse zu lokalisieren ermöglicht.

So trifft es nach Giddens nicht zu, daß die abstrakten Systeme eine bereits be¬

stehende, unabhängig davon existierende Lebenswelt „kolonialisieren" und

persönliche Entscheidungen dem Fach- und Sachversand von Experten unter¬

werfen; vielmehr gibt es ein „dialektisches Wechselverhältnis", zu dessen Ver¬

ständnis Giddens den Begriff der „Entbettung" entwickelt. Dieser Begriff und

der damit gemeinte Sachverhalt können auch als Schlüssel für das Verständnis

der Generationenverhältnisse unter den Bedingungen der Gegenwart, wie Gid¬

dens sie unter dem Begriff einer „radikalisierten Moderne" faßt, dienen. Unter

„Entbettung" versteht Giddens die Herauslösung und Verselbständigung öko¬

nomischer Prozesse aus den sozialen und kulturellen Zusammenhängen. Dies

führt zur Entstehung dessen, was er „abstrakte Systeme" nennt und was wieder¬

um zu einer „Transformation der Intimität" (S. 155) führt und den Zusammen¬

hang von Wissen, Vertrauen und die Entstehung von Expertensystemen (anstatt

persönlich verbürgtem Wissen) befördert.

Für Prozesse der Generationenbildung lassen sich aus diesen Analysen Per¬

spektiven gewinnen, die sich aus der „Transformation der Intimität" ergeben.
Wenn Giddens von der „Konstruktion des Selbst" als einem „reflexiven Pro¬

jekt" spricht und davon, daß die Individuen sich „umsehen" müssen, um die

eigene Identität „ausfindig" zu machen, dann stellt sich die Frage, wie dieser

Prozeß im Generationenbezug und Generationenverhältnis stattfindet (also in

bezug auf die eigene Generation und auf die jeweilig andere), an welchen Stel¬

len, in welchen institutionell vorgegebenen Formen dies erfolgt, wer dabei mit¬

wirkt, wer dabei hilft.

Auch im Hinblick auf Generationenbeziehungen lassen sich aus der Theorie

der „radikalisierten Moderne" aufschlußreiche Fragen gewinnen, die zu Trans¬

parenz und einem besseren Verständnis der entsprechenden Vorgänge führen

können. So läßt sich eine Verbindung herstellen zwischen den üblicherweise ge¬

handelten Topoi zu diesem Thema und dem Licht, das von Giddens' Gesell¬

schaftstheorie auf die entsprechenden Sachverhalte geworfen wird. So legen

Giddens' Ausführungen die Vermutung des „Abstraktwerdens" der Generatio¬

nenverhältnisse (auch als Folge von Kinderlosigkeit und der Nivellierung der

Geschlechterverhältnisse und -unterschiede) nahe: Die Angewiesenheit der Ge¬

nerationen aufeinander wird abstrakter, vermittelter, unsichtbarer, auch ökono¬

mischer durch sozialstaatlich vermittelte Leistungen und Sicherungssysteme; es

gibt nicht mehr wahrnehmbare Formen der Angewiesenheit (Kinderbetreuung

geht schon früh in professionelle, öffentliche Formen über; die Pflegeversi¬

cherung regelt die Betreuung im Alter). Dies alles sind Folgen des grundlegen¬
den Prozesses der „Entbettung".

Aus der Theorie der „radikalisierten Moderne" ergeben sich Sichtweisen auf

die Strukturen, in denen Generationen miteinander in Schule, Ausbildung usw.

agieren, wie sie in ähnlicher Weise J.S. Coleman (1986) mit dem Begriff der

„unpersönlichen Systeme" umschrieben hat. Beide Sichtweisen stimmen darin

überein, daß sich die Generationen tendenziell gegeneinander isolieren, daß ab¬

strakte Verhältnisse vorherrschen, daß das, was man „lebendigen Austausch"

zwischen den Generationen nennen könnte, schrumpft. Unter diesen Umstän-
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den werden die Generationenverhältnisse zunehmend abstrakt und damit auch

allmählich unsichtbar.

3. Ertrag und bildungstheoretische Perspektiven

Der hier vorgelegte Versuch einer Hermeneutik der Generationenverhältnisse

unter den Bedingungen der „radikalisierten Moderne" sollte diejenigen Dimen¬

sionen von Bildungs- und Erziehungsprozessen herausarbeiten, die generatio¬

neller Art, also durch die Zugehörigkeit zu einer Generation bestimmt sind. Si¬

cher sind Umgangsformen und soziale Prozesse zwischen alt und jung in den

verschiedensten Konstellationen nicht durchgehend bestimmt durch Generatio¬

nenzugehörigkeit und durch das,was sich daraus ergibt (also eine bestimmte Art

von Differenz, von Konkurrenz und Kooperation, von gegenseitiger Angewie¬

senheit usw.), aber theoretische Überlegungen und Forschungen der hier vorge¬

schlagenen Art können immerhin den Anteil, der auf dieses Konto geht, „auf¬

klären" und auch die „Verkleidungen" sichtbar machen, unter denen solche

Beziehungen unter den Bedingungen der Gegenwart stattfinden. Offensichtlich

ist es geradezu ein Charakteristikum heutiger Verhältnisse zwischen den Gene¬

rationen, daß sie in einer höchst folgenreichen Weise „verkleidet" stattfinden.

Die Art der Organisation, in der Generationen miteinander agieren, z.B. in der

Schule, bewirkt eine Wahrnehmung und auch eine faktische Art der Beziehun¬

gen, die so „aussieht", als wären die Beteiligten gar nicht Angehörige verschie¬

dener Generationen. Es gibt kein generationelles Gegenüber - im Unterschied

zu den Zeiten von Studentenprotest und Schülerbewegung, wo der Kampf ge¬

gen das Establishment, gegen die Lehrer als Vertreter einer überholten Ord¬

nung immer auch ein Angriff gegen die Vertreter einer bestimmten Generation

war und insofern Ausdruck eines Konflikts zwischen Generationen. Heute er¬

scheinen Lehrer als unbedeutend, als bloß ausführende Organe anonym blei¬

bender Mächte und als Zuteiler von Bildungsnachweisen, die zu nichts berech¬

tigen; sie erscheinen selber als Opfer eines Systems und einer Ordnung, mit

denen man eher Mitleid haben müßte und denen gegenüber zumindest ein ge¬

wisses Maß an Verständnis angebracht ist. Dies verbindet Lehrer und Schüler

und führt zum Arrangement des Sich-gegenseitig-in-Ruhe-Lassens. Die Gene¬

rationenauseinandersetzung läuft leer, sie fällt aus.

Mit der Einbeziehung solcher Fragestellungen in die pädagogische Reflexi¬

on erweitert sich der Blick vom „pädagogischen Bezug" und von individuell

verstandenen Generationenkonflikten auf die soziale Einbettung erzieheri¬

scher Verhältnisse und deren Zusammenhang mit gesellschaftlichen Strukturen,

historisch-konkreten Organisationsformen der Gesellschaft und auf die Rolle,

die in diesem Kontext Veränderungen und Verschiebungen in den „generatio¬
nellen Verhältnissen" als einer Grundkonstellation erzieherischer Situationen

spielen. Dieses Vorgehen ermöglicht auch die Kritik fragwürdig gewordener,
überholter Organisationsformen des Generationenverhältnisses, z.B. in der

Schule, und gibt den Blick frei auf die Prozesse kultureller Transformation (s.
Erdheim 1984). Schließlich ergeben sich aus den vorgetragenen Überlegungen
auch weiterführende Perspektiven und Möglichkeiten der Verbindung und des

Anschlusses an grundlegende Kategorien erziehungswissenschaftlicher Reflexi-
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on: Lernen, Persönlichkeitsbildung, die Rolle gesellschaftlicher Strukturen für

die Persönlichkeitsentwicklung - dies alles hat eine „generationelle Seite", und

es gibt die Möglichkeiten der gegenseitigen Beleuchtung.
Die Untersuchung von Generationenverhältnissen in der hier vorgeschlage¬

nen Art kann als Beispiel für diejenige Art erziehungswissenschaftlicher Refle¬

xion verstanden werden, die gekennzeichnet ist durch eine explizite Form der

Bezugnahme auf die geschichtliche Dimension des Erziehungshandelns und

durch ein Verständnis von Bildungsprozessen als Beförderung geschichtlicher

Handlungsfähigkeit (s. Hornstein 1988; ferner Fatke/Hornstein in diesem Bei¬

heft). - Aus der hier vorgeschlagenen Hermeneutik der Generationenverhält¬

nisse ergeben sich ferner Forschungsaufgaben in den verschiedensten Richtun¬

gen. Die vorliegende Empirie ist sehr punktuell und zufällig in der Auswahl der

Bereiche, in denen Generationenverhältnisse untersucht wurden; im Vorder¬

grund steht die Familie, aber gerade Bereiche, in denen es um Analyse und Re¬

flexion der verdeckten Formen ginge wie Schule, offene Jugendarbeit usw., sind

unerforscht. Weiterhin bemüht sich die Forschung nach wie vor, wenigstens Re¬

ste des Generationenkonflikts zu identifizieren. Ein zweiter Mangel besteht in

der Ausblendung bildungs- und erziehungstheoretischer Gesichtspunkte und

Kategorien. Generationenverhältnisse werden als Probleme des Umgangs, der

Kommunikation, des Miteinanderumgehens behandelt, aber nicht unter dem

Aspekt,was sie in einer pädagogischen Hinsicht für den Bildungsprozeß,für den

Erwerb von Kompetenz und Handlungsfähigkeit bedeuten. Die Berücksichti¬

gung dieser Fragestellungen würde ganz andere Akzentsetzungen mit sich brin¬

gen.
Schließlich ist darauf aufmerksam zu machen, daß aus dem hier zugrunde

gelegten Konzept der generationellen Verhältnisse als Teil der sozialen Voraus¬

setzungen der Bildung und aus der Frage nach den Konsequenzen derartiger
Verhältnisse für das Soziale sich auch Verbindungen herstellen ließen zu der

kulturwissenschaftlichen Behandlung des Themas. Vor dem Hintergrund der

Unterscheidung zwischen „heißen" und „kalten" Kulturen, wie sie von C. Levy-

Strauss entwickelt und von Erdheim (1984) aufgegriffen und für die Analyse
der Adoleszenz fruchtbar gemacht worden ist, wird die dramatische Wider¬

sprüchlichkeit von Generationenverhältnissen in der Gegenwart deutlich. Die

Strukturen, in denen heute das Verhältnis und Miteinander der Generationen

organisiert ist, führen zu einer kulturellen Initiation der nachwachsenden Gene¬

ration, die derjenigen in „kalten Kulturen" entspricht, d.h., die notwendige Aus¬

einandersetzung findet kaum statt (vgl. dazu die Analysen bei Hornstein 1982;

1996b). Erforderlich wäre statt dessen eine innere Aneignung, die solcher in

„heißen Kulturen" entspräche, d.h. in einer spannungsvollen Weise sich vollzöge
sowie kulturell-gesellschaftlichen Wandel ermöglichte und seitens der Erwach¬

senen auch akzeptiert würde.
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Thomas Gericke

Von der Schule ins Aus

Die Krise des Ausbildungssystems und die Aufgaben der

Jugendsozialarbeit

Einleitung

Seit Mitte der 70er Jahre ist zu beobachten, daß der Zugang Jugendlicher und

junger Erwachsener zu beruflicher Bildung und Erwerbstätigkeit, von demogra¬

phischen und modernisierungsbedingten Entwicklungen unterschiedlich beein¬

flußt, immer schwieriger geworden ist (Braun 1996; Felber 1997). Zahlreiche

Untersuchungen haben gezeigt, daß die Krise des Arbeits- und Ausbildungs¬

marktes mit ihren verengten Zugangsmöglichkeiten zu beruflicher Ausbildung

und Erwerbstätigkeit die Biographien von Jugendlichen und jungen Erwachse¬

nen in Abhängigkeit von der individuellen Bewältigung der Übergänge von der

Schule in die Ausbildung und von der Ausbildung in die Erwerbstätigkeit nach¬

haltig beeinflußt (Blossfeld 1985; Baethge et al. 1988; Heinz 1995; Lex 1997;

Schäfer 1997).
In diesem Zusammenhang wird immer wieder auf die strukturellen Mängel

des dualen Systems hingewiesen (Freudenberg-Stiftung 1998). Sie werden

darin gesehen, daß das duale System auf die wechselnden Entwicklungen auf

dem Arbeits- und Ausbildungsstellenmarkt nicht dynamisch reagieren kann.

Diese Erkenntnis führte bereits Anfang der 70er Jahre zur Entstehung eines

Systems sozialer und beruflicher Integrationshilfen, das anfänglich vor allem in¬

dividuell beeinträchtigten und/oder sozial benachteiligten Jugendlichen den

Übergang ins Erwerbsleben ermöglichen sollte. In den letzten Jahren mußte

dieses „Parallelsystem" aber immer stärker auch von Jugendlichen genutzt wer¬

den, die von ihren Voraussetzungen her den Anforderungen des Regelsystems

der beruflichen Ausbildung hätten gerecht werden können, wenn ein ausrei¬

chendes Angebot vorhanden gewesen wäre (Lex 1997).
Die für die Jugendhilfe in diesem Handlungsfeld geltenden gesetzlichen Re¬

gelungen wurden in § 13 des KJHG gegenüber § 5, Abs. 1, des JWG deutlich

präzisiert. Danach hat die Arbeitsweltbezogene Jugendsozialarbeit die Aufgabe,

,,... jungen Menschen, die zum Ausgleich sozialer Benachteiligungen und zur

Überwindung individueller Beeinträchtigungen in erhöhtem Maße auf Unter¬

stützung angewiesen sind", sozialpädagogische Hilfen anzubieten, die
„...

ihre

schulische und berufliche Ausbildung, Eingliederung in die Arbeitswelt und ihre

soziale Integration fördern" (Münder 1993, S. 167).
Ziel dieses Beitrags ist es, die in den letzten Jahren immer größer gewor¬

denen Diskrepanzen zwischen den Erwartungen und Zielvorstellungen der

Jugendlichen und jungen Erwachsenen im Hinblick auf ihre berufliche Ausbil¬

dung und Erwerbstätigkeit einerseits und den tatsächlichen Realisierungschan-
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een auf dem Arbeits- und Ausbildungsstellenmarkt andererseits sowie den dar¬

aus resultierenden Modernisierungs- und Reformbedarf im Ausbildungssystem
zu verdeutlichen. Ziel dieser Reformmaßnahmen muß es sein, daß alle Jugend¬

lichen, die die Voraussetzungen für eine berufliche Ausbildung erfüllen, unab¬

hängig von demographischen und konjunkturellen Schwankungen und Regio-

nalisierungsprozessen in den Betrieben in eine berufliche Ausbildung eintreten

können. Zweitens geht es in diesem Beitrag darum, die Aufgaben der Arbeits-

weltbezogenen Jugendsozialarbeit, wie sie sich aufgmnd der beschränkten

Funktionstüchtigkeit des dualen Systems der beruflichen Ausbildung, aber auch

angesichts erwartbarer Entwicklungen in diesem Bereich abzeichnen, heraus¬

zustellen. Vor dem Hintergrund dieser Zielsetzung sollen im nachfolgenden
zunächst die arbeitsweit- und erwerbslebenbezogenen Einstellungen und Ori¬

entierungen der Jugendlichen vergegenwärtigt werden; dem sind gegenüberzu¬
stellen die Entwicklungen bei den Zugangsmöglichkeiten zu einer beruflichen

Ausbildung und die Risiken bei der sogenannten „zweiten Schwelle", also beim

Übergang von der abgeschlossenen Ausbildung in den Arbeitsmarkt; schließlich

sollen Konsequenzen und Forderungen, die sich aus der gegenwärtigen Situati¬

on und aus den absehbaren Entwicklungen in diesem Bereich für die Arbeits-

weltbezogene Jugendsozialarbeit ergeben, dargestellt werden.

Die Zugangsbedingungen für Jugendliche und junge Erwachsene haben sich

in den letzten Jahren, insbesondere seit der deutschen Vereinigung mit ihren

vielfältigen wirtschaftlichen Implikationen, noch weiter verschlechtert. Dabei

gibt es in der Bundesrepublik Deutschland bereits seit etwa 1974 Hinweise auf

strukturelle Defizite beim Übergang von der Schule in eine berufliche Ausbil¬

dung: War die Rezession 1967/1968 mit ihrer Arbeitslosigkeit an den Jugendli¬
chen und jungen Erwachsenen noch relativ spurlos vorübergegangen, so zeigten
sich Mitte der 70er Jahre insbesondere für lernbeeinträchtigte und/oder sozial

benachteiligte Jugendliche, aber auch schon für Jugendliche ohne oder mit

schlechtem Hauptschulabschluß, Übergangsprobleme an der Schwelle zu Aus¬

bildung und Berat Die Entwicklung von Hilfen zur beruflichen Orientierung
und Integration bei freien Trägern der Jugendhilfe setzte ein und wurde über die

Arbeitsmarktkrise zu Beginn der 80er Jahre bis in die Gegenwart gleichsam zu

einem Parallelsystem der beruflichen Ausbildung - neben dem System der dua¬

len Ausbildung - ausgeweitet (vgl. Reckzeh 1991; Braun 1996; Lex 1997; Fel-

ber 1997). Jenseits aller subjektiven Einschätzungen und politischen Erklärun¬

gen ist die Existenz dieses Parallelsystems damit auch manifester Ausdruck für

die strukturellen Defizite des dualen Systems.

Arbeitswelt- und erwerbslebenbezogene Einstellungen und Orientierungen

Jugendlicher

Der seit Erscheinen der letzten „Shell-Studie" wohl am meisten zitierte Satz

charakterisiert, wie die Probleme auf dem Ausbildungsstellen- und Arbeits¬

markt von den Jugendlichen und jungen Erwachsenen wahrgenommen werden:

„Die gesellschaftliche Krise hat die Jugend erceicht!" (Jugendwerk der deut¬

schen Shell 1997). Es sind nicht mehr einzelne Jugendliche, nicht mehr nur die

mit ungünstigen schulischen Voraussetzungen und die aus strukturschwachen
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Regionen, denen der Übergang in die berufliche Ausbildung und Erwerbstätig¬

keit Sorgen und Zukunftsangst verursacht und die den Übergang nicht oder nur

mit Problemen meistern. Die Ausbildungs- und Arbeitsmarktkrise hat die junge

Generation insgesamt erreicht. Die Autoren der „Shell-Studie" verweisen dar¬

auf, daß es in der Wahrnehmung der Arbeitslosigkeit keine wesentlichen Unter¬

schiede zwischen den Geschlechtern und zwischen Ost und West gibt, und kon¬

statieren eine „gewissermaßen ... prägende Generationserfahrung" (op. cit.

1997, S. 14).
Dies mag nicht immer mit dem öffentlichen Erscheinungsbild dieser Gene¬

ration, die sich gern als „coole Fun-Generation" gibt, übereinstimmen;aber spä¬

testens an der Schwelle von der Schule zur beruflichen Erstausbildung erfahren

die Jugendlichen in ihrer Mehrzahl die Probleme, die sich aus dem Auseinander¬

fallen von Angebot und Nachfrage ergeben und ihnen den Start in ein Erwerbs¬

leben, das ihre ökonomische Selbständigkeit ermöglicht, erschweren. Sie sind zu

diesem Zeitpunkt zumeist zwischen 16 und 19 Jahre alt und in eine Gesellschaft

hineingewachsen, in der sich Ansehen und sozialer Status nach wie vor in erster

Linie über die Teilhabe am Erwerbsleben definiert. Wie sehr diese Schwierigkei¬

ten beim Übergang in berufliche Ausbildung und Erwerbstätigkeit „ausstrah¬

len" und Altersgruppen eneichen, die eigentlich noch nicht direkt von dieser

Problematik betroffen sind, diese aber in ihrem Lebensgefühl schon antizipie¬

ren, zeigen z.B. auch die Ergebnisse einer von der Jugendzeitschrift Bravo in

Auftrag gegebenen Emnid-Untersuchung: Danach sind für 76% der untersuch¬

ten 14- bis 18jährigen die Arbeitslosigkeit und für 52% die Ausbildungs- und

Lehrstellensituation die dringendsten politischen Handlungfelder (Heinrich
Bauer Verlag 1998).

Der krisenhafte Charakter der Entwicklungen auf dem Ausbildungsstellen-
und Arbeitsmarkt wird vor allem dann deutlich, wenn man sie mit den Erwar¬

tungen und Lebensorientierungen der Jugendlichen konfrontiert. Zwar finden

sich in der Literatur immer wieder Hinweise darauf, daß sich vor dem Hinter¬

grund der quantitativ und qualitativ veränderten Arbeitsmarktbedingungen, die

Beck (1996) in den knappen Satz faßte: „Der Arbeitsgesellschaft geht die Arbeit

aus!", auch die Berufswahlentscheidungen, die zeitliche Verbindlichkeit von be¬

ruflichen Plänen und nicht zuletzt der Stellenwert von Erwerbstätigkeit generell

verändert haben bzw. sich verändern mußten (Bertram 1994; Preiss 1996); die

überwiegende Mehrheit der Jugendlichen aber verbindet nach wie vor mit der

Vorstellung vom Leben die Erwerbstätigkeit (Gericke 1994; Preiss 1996; Raab

1996; Beer et al. 1997; Heinz/Lappe 1998). Es gibt also keine empirischen Hin¬

weise darauf, daß die Mehrheit der Jugendlichen in einer Existenzsicherung jen¬

seits von Arbeit und Berufstätigkeit eine Alternative sehen würde.

In den Wertvorstellungen Jugendlicher verknüpft sich aber mit Erwerbstätig¬

keit nicht nur die Existenzabsicherung. Mit der Teilhabe am Erwerbsleben ver¬

binden männliche wie weibliche Jugendliche auch inhaltliche Ansprüche, die die

Arbeit erfüllen soll, wie u.a. Raab (1996) in zwei westdeutschen Regionen er¬

mittelte. Aber auch die Befunde bei Jugendlichen in den neuen Bundesländern

weisen eine starke Orientierung an Erwerbstätigkeit als Grundlage einer eigen¬

ständigen Lebensführung aus (Beer et al. 1997), wobei die Bedeutung des Werts

„Arbeit" mit zunehmendem Alter sogar wächst. Die zentrale Bedeutung der

Erwerbstätigkeit für die Lebensgestaltung wird auch dadurch dokumentiert,
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daß diejenigen, die arbeitslos oder in einer arbeitsmarktpolitischen Maßnahme

tätig sind, den Stellenwert von Arbeit noch wesentlich höher ansetzen bzw. den

Verlust von Arbeit als noch gravierendere Beeinträchtigung ihrer Lebensgestal¬

tung empfinden als alle anderen (Hans-Böckler-Stiftung 1997, S.38; Bertram

1997).
Vor dem Hintergrund einer so starken Orientierung an beruflicher Erwerbs¬

tätigkeit wird der versperrte Zugang zu Ausbildungsstellen- und Arbeitsmarkt

von den Jugendlichen als eine herbe Zäsur in ihrer Lebensplanung empfunden.
Die Konsequenzen dieser Erfahrung reichen weit über die Berufs- oder Er¬

werbsbiographie hinaus: Sie verschließen einem Teil der Jugendlichen einen

zentralen Sozialisationsbereich und verhindern oder erschweren dadurch das

Erlangen fachhcher und sozialer Kompetenzen, die wiederum Grundlage für

ein erwerbsorientiertes Arbeitsleben sind (Lappe 1991). Für eine wachsende

Anzahl von Mitgliedern einer Gesellschaft, die die soziale Reputation in erster

Linie über Arbeit und Einkommen definiert, bedeutet das eine nachhaltige Stig¬

matisierung. Die Betroffenen empfinden bzw. erleben gleichsam eine unzurei¬

chende Wahrnehmung ihrer Probleme durch die Gesellschaft. Die Entfremdung
der Jugendlichen von den politischen Institutionen und ihren Ritualen sowie die

Überzeugung, daß eigene Interessen nicht durchsetzbar sind - mit der Folge
abnehmender Identifikation mit dem politischen System und seinen Gestal¬

tungsmechanismen - stehen damit im Zusammenhang. Das findet seinen Aus¬

druck u.a. in dem verschwindend geringen Anteil Jugendlicher und junger Er¬

wachsener (bis 30 Jahre) im Mitgliederbestand der etablierten Parteien, der z.B.

bei der SPD 6,5% und bei der CDU 4,7% ausmacht (Dürr 1998).
Die Art und Weise,wie Jugendliche mit dem Dilemma umgehen, das sich aus

der Orientierung auf ein Erwerbsleben und den unzureichenden Realisierungs-

möglichkeiten dieser Orientierung ergibt, zeigt sehr unterschiedliche Facetten.

Generell versuchen die Jugendlichen, ihre individuellen Chancen durch Lei¬

stungsbereitschaft, Engagement und (Weiter-)Bildung zu erhöhen, familienbe¬

zogene Planungen werden modifiziert, und auch die geographische Mobilität

wird ausgeweitet (Gericke 1996). Unterhalb dieser allgemeinen Strategien ist

allerdings eine deutliche Differenzierung zu beobachten, die von einer „menta¬

len Abkopplung" von der Erwerbsgesellschaft bis zur engagiert gestalteten Aus¬

bildungs- und Erwerbsbiographie reicht. Untersuchungen zur Mobilität Jugend¬
licher im Kontext von Ausbildung und Erwerbstätigkeit im Freistaat Sachsen

erbrachten, daß gerade die leistungsstarken Jugendlichen, die mit größerer Si¬

cherheit auch unter den schwierigen Bedingungen des Ausbildungsstellenmark¬
tes einen betrieblichen Ausbildungsplatz bekommen hätten, dem Freistaat den

Rücken kehrten, um nicht irgendeine, sondern die für ihre beruflichen

Wunschvorstellungen passende Berufsausbildung zu erlangen. Eine Rückkehr

machten viele dieser Jugendlichen vom Karriereverlauf abhängig. Im Gegensatz
dazu gab es eine Gmppe Jugendlicher, die sich unter dem Dmck des Ausbil¬

dungsstellenmarktes zu Zugeständnissen in der beruflichen Ausbildung bereit

erklärten oder sich sogar auf ein alimentiertes Leben in der Sicherheit ihres

sozialen Netzes (Familie, Freunde) einstellten (Gericke/Karig 1996). Die über¬

wiegende Mehrheit versucht aber offensichtlich, mit einer großen Kompro¬
mißbereitschaft die Hürde zu einer beruflichen Ausbildung zu nehmen und

sich damit die Grundlage für ein Erwerbsleben zu schaffen. Das Verhältnis von
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offenen Stellen zu noch nicht in eine Berufsausbildung vermittelten Jugendli¬
chen deutet gleichzeitig darauf hin, daß der Ausbildungsstellenmarkt im Osten

Deutschlands bei den Jugendlichen eine größere „Kompromißbereitschaft"

erzeugt als in den alten Ländern (s. u.).

Die Entwicklungen bei den Zugangsmöglichkeiten zu beruflicher

Ausbildung

Seit Beginn der 80er Jahre hat das deutsche System der beruflichen Ausbildung,

das in seiner Verbindung von theoretischer und betrieblicher und damit arbeits-

marktnaher Ausbildung auch lange Zeit als Garant für einen annähernd rei¬

bungsarmen Übergang in das Erwerbsleben galt, einen Imageverlust hinneh¬

men müssen. Erstmals in der Nachkriegsgeschichte der Bundesrepublik war in

diesen Jahren für einen beträchthchen Teil der Nachwuchsjahrgänge der Über¬

gang von der Berufsausbildung in die Erwerbstätigkeit versperrt (Schober

1991). Als 1983 von den nahezu 725.000 Bewerbern um eine betriebliche Ausbil¬

dungstelle immerhin 47.000 leer ausgingen und diese Zahl in den Jahren bis

1985 auf 58.000 stieg (BMBWFT1997, S. 2), war das damals geradezu eine Krise

des Ausbildungssystems. Es setzte zwar bei allen Akteuren erste Nachdenklich¬

keit ein; das Vertrauen in die regulierende Kraft des Marktes war aber noch

nicht erschüttert. Und obwohl die Anzahl neu geschaffener Ausbildungsplätze
im Westen Deutschlands bis Mitte der 90er Jahre zunahm, brachten eine wirkli¬

che Entspannung am Ausbildungsmarkt erst der demographisch bedingte Rück¬

gang der Schulabgänger und damit einhergehend die rückläufige Nachfrage
nach Plätzen der betrieblichen Berufsausbildung (von 1984 bis 1994 sank die

Nachfrage im Westen um 296.000 oder 39%; BMBWFT 1997, S. 2).
Wurde für das Ausbildungsjahr 1995/96 mit 483.000 gemeldeten Ausbil¬

dungsstellen für 473.000 Nachfragende im Westen Deutschlands noch ein rech¬

nerisches Überangebot ausgewiesen, so schlug die Angebots-Nachfrage-Relati¬
on 1997 in Fortsetzung des Trends der vorangegangenen Jahre auch in einen

rechnerischen Ausbildungsplatzmangel um. Trotz der Erhöhung der Anzahl an¬

gebotener Ausbildungsplätze ergab sich aus der deutlich stärkeren Nachfrage
ein Defizit von 21.500 Ausbildungsplätzen (BMBWFT 1998, S. 11). Zwei Drittel

dieses Defizits entfielen dabei auf den Osten Deutschlands, wo 14.500 Ausbil¬

dungsplätze fehlten (ebd.). Die bloße Angebots-Nachfrage-Relation vermittelt

aber nur ein unzureichendes Bild von der tatsächlichen Ausbildungssituation;
die beruflichen Vorstellungen der Jugendlichen lassen sich nämlich bei aller Fle¬

xibilität, die sich unter den schwierigen Bedingungen des Ausbildungsstellen¬
marktes bei den Jugendlichen entwickelt hat, nicht ohne weiteres mit den noch

unbesetzten Ausbildungsstellen in Übereinstimmung bringen. Das hat zur Folge,
daß auch 1997 in den alten Ländern ca. 32.000 Jugendliche noch keinen Ausbil¬

dungsplatz hatten. Dem standen 25.200 offene Stellen gegenüber. In den neuen

Ländern gab es lediglich 647 offene Stellen, denen 15.200 nicht-vermittelte Ju¬

gendliche gegenüberstanden (BMBWFT 1998, S. 2 ).

Spätestens mit der die deutsche Vereinigung begleitenden wirtschaftlichen

Strukturkrise wurde unübersehbar, daß nicht das bildungspolitische Konzept
des dualen Systems mit seiner Aufteilung in einen berufstheoretischen Teil in
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den Berufsschulen unter Verantwortung derLänder und eine praktische Ausbil¬

dung in den Ausbildungsbetrieben der Wirtschaft, des Handwerks und der öf¬

fentlichen Verwaltungen in Frage gestellt war, sondern daß die Praxis des dua¬

len Systems gravierende strukturelle Mängel in sich birgt, die dazu führen, daß

für einen großen Teil der Jugendlichen die berufliche Ausbildung nicht mehr

gewährleistet ist. Diese strukturellen Mängel bestehen vor allem darin, daß das

duale System auf die demographisch oder konjunkturell bedingten Schwankun¬

gen des Arbeitsmarktes nicht dynamisch reagieren kann, sondern diese gleich¬

sam nachvollzieht.

Unter dem wirtschaftlichen Druck der deutschen Einheit war die Berufsaus¬

bildung eines der ersten Segmente, von denen sich die ehemaligen DDR-Be¬

triebe mit dem Verweis auf die Kosten verabschiedeten. Trotz zahlreicher Ab¬

bruche und veränderter Bildungswege gelangten die meisten Jugendlichen und

jungen Erwachsenen durch ein staatlich subventioniertes System der überbe¬

trieblichen Ausbildung zu einer abgeschlossenen Berufsausbildung (Schober

1991). Die Ausbildungssituation hat sich aber für die Jugendlichen seitdem wei¬

ter verschlechtert, obwohl die Anzahl der angebotenen betrieblichen Ausbil¬

dungsplätze seit 1992 auf 128% erhöht werden konnte (126.300). Sie wurde von

der demographischen Entwicklung überlagert, die im gleichen Zeitraum die

Nachfrage auf 146% anwachsen ließ (BMBWFT 1998, S. 11). Die Angebots-

Nachfrage-Relation hat sich damit im Osten Deutschlands 1997 gegenüber 1996

von 90,8 auf 89,7 weiter verschlechtert (ebd.). Diese Entwicklung konnte selbst

mit den zahlreichen Bemühungen um die Schaffung neuer betrieblicher Ausbil¬

dungskapazitäten nicht gestoppt werden. Das Spektrum der Bemühungen

reichte dabei von Appellen der Bundesregierung an die Arbeitgeber über die

vollständige oder anteilige Finanzierung von Ausbildungsplätzen bis zu den

jährlichen Aktionen der Arbeitsämter, in denen die Mitarbeiter direkt in den

Betrieben Ausbildungsplätze akquirieren. In der Summe konnte so zwar ein An¬

stieg der Ausbildungskapazitäten eneicht werden, die Anzahl der Plätze reicht

aber bei weitem nicht aus. Die regionalen Unterschiede sind dabei erheblich.

Vor allem in Brandenburg und Ost-Berlin haben die Angebots-Nachfrage-Re¬
lationen mit 82,4 bzw. 80,6 inzwischen Werte eneicht, die für die ausbildungswil¬

ligen Jugendlichen eine düstere Zukunft bedeuten. Aber selbst ein wirtschaft¬

lich aktives Bundesland wie Sachsen liegt mit einem Wert von 88,3 weit hinter

den Schlußlichtern der alten Bundesländer zurück (z.B. Bremen: 92,4;

BMBWFT 1998, S. 198).
Die erschwerten Zugangsbedingungen zu beruflicher Ausbildung haben ver¬

schiedene Implikationen: Sie führen unter den Lehrstellenbewerbern grund¬

sätzlich zu einer größeren Konkurrenz. Das wäre unter Umständen, soweit es

um die Zugangsmöglichkeiten zu bestimmten, attraktiven Berufszweigen geht,

noch annehmbar. Aber für viele bedeutet dieser Sachverhalt nicht nur eine Ein¬

schränkung der Berufswahlmöglichkeiten, sondern ist insbesondere für die Ju¬

gendlichen mit weniger guten Leistungsvoraussetzungen gleichbedeutend mit

der Ausspenung von der betrieblichen Berufsausbildung. Sowohl in den alten

wie auch in den neuen Bundesländern erzeugt der Mangel an Ausbildungsplät¬

zen eine von Jahr zu Jahr wachsende Anzahl nicht-vermittelter Jugendlicher

(BMBWFT 1998) und vor allem unter den Benachteiligten eine immer größer

werdende Gmppe nicht-vermittelbarer Jugendlicher. Denn wer eigentlich einer
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betrieblichen Berufsausbildung zuneigt, aber keinen Ausbildungsplatz be¬

kommt, weicht in eine schulische Ausbildung bis zum Abitur aus, um dann - mit

besseren Chancen in zahlreichen Ausbildungsberufen - wieder in eine betriebli¬

che Berufsausbildung einzumünden (BMBWFT 1997, S. 47). 1996 waren es al¬

lein 14% der nicht-vermittelten Lehrstellenbewerber, die sich für einen weite¬

ren Schulbesuch entschieden (Schäfer/Wahse 1997, S. 81). Der Druck auf dem

Ausbildungsstellenmarkt wird dadurch so groß, daß Jugendliche mit weniger

guten Leistungen, mit Lernschwächen oder anderen Beeinträchtigungen, die

früher nicht den Ausschluß von einer betrieblichen Ausbildung bedeutet hätten,

keinen Zugang mehr zu einer betrieblichen Ausbildung finden. Eine vergleich¬
bare Entwicklung hat sich bereits zu Beginn der 70er Jahre infolge der Bildungs¬

expansion an der Gruppe der Hauptschüler beobachten lassen, die durch das

Nachrücken besser gebildeter bzw. ausgebildeter junger Erwachsener nur unter

großen Schwierigkeiten Zugang zum Erwerbssystem fanden (Beck 1986, S. 239).

Wenngleich das duale System trotz der skizzierten Entwicklungen auf dem

Ausbildungsstellenmarkt für die Mehrheit der Jugendlichen, die sich für eine

betriebliche Berufsausbildung entschieden haben, nach wie vor den Königsweg
der Berufsausbildung darstellt, so ist doch deutlich zu erkennen, daß unter den

Bedingungen einer weniger prosperierenden Wirtschaft das duale System die

rezessiven Entwicklungen der Wirtschaft meist noch vorwegnimmt und damit

ausbildungswilligen Jugendlichen die zentrale Zugangsmöglichkeit zu betriebli¬

cher Berufsausbildung nachhaltig erschwert wird. Der berufspädagogisch mo¬

derne Ansatz des dualen Systems steht damit im krassen Gegensatz zu seiner

ordnungspolitischen Verbindlichkeit. Solange sich die Wirtschaft unter Hinweis

auf die Kosten der Bemfsausbildung oder den praktisch nicht vorhandenen Be¬

darf an jungen Facharbeitern - quasi über Nacht - aus dem dualen System zu¬

rückziehen kann, ist das duale System ein ausgesprochenes „Schönwettersy¬
stem" und in Krisenzeiten unter gesellschaftspolitischen Kriterien nicht

bedarfsgerecht funktionstüchtig, weil es für einen Teil der ausbildungswilligen

Jugendlichen den Weg ins Berufsleben nur schwer oder sogar unmöglich macht.

Das wissen natürlich auch die Politik und die Tarifparteien. Die bisherigen

Strategien zur Lösung des Problems kommen aber über eine Schadensbegren¬

zung nicht hinaus. Diese besteht vor allem in der Subventionierung betrieblicher

Ausbildungskapazitäten oder der Finanzierung überbetriebhcher Ausbildungs¬

gänge mit Mitteln der Länder, des Bundes oder der Europäischen Union. Bei¬

des sind wichtige und in Anbetracht der Problemlage auch notwendige In¬

terventionen, die letztlich einem größeren Teil der Jugendlichen eine

Ausbildungsperspektive geben. Trotzdem sind diese Maßnahmen für die Ent¬

wicklung des Berufsbildungssystems in Deutschland nicht ohne Risiken. Über¬

betriebliche Ausbildungsgänge kranken zumeist daran, daß die Ausbildung fern¬

ab der tatsächlichen Arbeitswelt erfolgt. Jugendliche aus überbetrieblichen

Ausbildungsgängen haben zwar eine abgeschlossene Bemfsausbildung, aber

deutlich schlechtere Perspektiven auf dem Arbeitsmarkt als betrieblich ausge¬

bildete Jugendliche (BMBWFT 1997, S. Ulf.). Ihr Risiko, nach der Ausbildung
arbeitslos zu werden, ist deutlich höher als das von Jugendlichen aus einer be¬

trieblichen Ausbildung (Davids 1997). Hinzu kommt, daß die angebotenen Aus¬

bildungsgänge häufig völlig losgelöst von den potentiellen Verwertungsbedin¬

gungen des regionalen Arbeitsmarktes - wenn es die überhaupt gibt - durchge-
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führt werden. So wurde Schulabgängerinnen in den neuen Ländern lange Zeit

die Ausbildung zur Hauswirtschafterin empfohlen. Dieses Berufsbild machte

die Hälfte aller angebotenen überbetrieblichen Ausbildungsgänge für diese

Zielgmppe aus (BMFSFJ 1992).
Das größere Problem der subventionierten Ausbildung besteht allerdings in

der damit einhergehenden Unterhöhlung des dualen Systems. In den neuen

Ländern ist inzwischen etwa jeder zweite Ausbildungsplatz durch Länderpro¬

gramme gefördert; dazu kommen die Bund-Länder-Programme (8% der Aus¬

bildungsplätze) und die Ausbildung von Benachteiligten nach (vormals) § 40c

Abs. 2 AFG (9,2% der Ausbildungsplätze). Damit sind in den neuen Ländern

bereits zwei Drittel der abgeschlossenen Ausbildungsvereinbarungen in irgend¬

einer Form staatlich subventioniert (BMBWFT 1997, S. 30). Mit den in den alten

Bundesländern ebenfalls schlechter werdenden Angebots-Nachfrage-Relatio¬
nen werden auch dort über die klassischen Benachteiligtenprogramme hinaus

betriebliche und überbetriebliche Ausbildungsgänge subventioniert; das ist z. B.

in Hamburg, Bremen, Nordrhein-Westfalen, Hessen, Rheinland-Pfalz und Ba¬

den-Württemberg der Fall (BMBWFT 1997).
Es ist zu befürchten, daß das Auftreten des Staates als Ausbildungsfinanzier,

bei aller Notwendigkeit, das falsche Signal an die eigentlich für die Ausbildung

Zuständigen ist. Diese können sich aus der beruflichen Ausbildung zurückzie¬

hen und gleichzeitig sicher sein, daß sie im Bedarfsfall auf ausgebildete Jugend¬

liche zugreifen können. Selbst die Arbeitsverwaltungen konstatieren inzwischen

im Zusammenhang mit der Ausbildungsbereitschaft der Betriebe eine manife¬

ste „Subventionsmentalität" (Streich 1998). Es ist in Krisenzeiten zweifelsohne

Aufgabe der Politik, Schadensbegrenzung zu betreiben, vor allem dann, wenn es

um die Kompensation von Krisenlagen geht, die, wie im Fall der beruflichen

Ausbildung, von den betroffenen Jugendlichen nicht zu verantworten sind.

Übergeordnete Aufgabe der Politik muß es in diesem Fall aber sein, zwischen

allen beteiligten Akteuren der beruflichen Bildung Verbindlichkeiten herzustel¬

len, die den Zugang zum dualen System für all jene Jugendlichen garantiert, die

die Voraussetzungen dafür erfüllen. Die Forderung kann nur lauten: mehr Aus¬

bildungsbetriebe, in den Ausbildungsbetrieben ggf. auch über den gegenwärti¬

gen Bedarf hinaus ausbilden und Jugendlichen mit sozialen und schulischen

Problemen Hilfen anbieten, die ihnen eine Ausbildung im dualen System, also

unter praxisnahen Bedingungen, ermöglichen. Adressaten dieser Fordemng

sind vor allem die Wirtschaft, das Handwerk, die freien Berufe und nicht zuletzt

die öffentlichen Verwaltungen sowie die Politik, die eine größere Verbindlich¬

keit der Ausbildungsverantwortung herstellen muß.

Risiko und Scheitern an der „zweiten Schwelle"

Jugendliche haben bei ihrem Weg ins Erwerbsleben nicht nur die Hürde, die das

Finden eines Ausbildungsplatzes schwierig macht, sondern eine zweite Schwelle

vor dem Finden eines Arbeitsplatzes zu überwinden. Wie hoch und für wie viele

unüberwindbar diese im Zeichen der Arbeitsmarktkrise ist, zeigt die Tatsache,

daß immer mehr jüngere, auch gut ausgebildete Arbeitsplatzsuchende von Ar¬

beitslosigkeit betroffen sind. Die Klientel von Jobbörsen im Osten Berlins ist
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z.B. durch einen hohen Anteil Jugendlicher mit abgeschlossener Berufsausbil¬

dung gekennzeichnet (Gericke 1997). Die diesbezüglichen Zahlen sprechen für

sich: Seit 1992 hat sich die amtliche Arbeitslosenquote bei den unter 20jährigen
von 4,5% auf etwa 10% (1997) verdoppelt. Die anteilige Quote für die neuen

Länder liegt in dieser Altersgruppe sogar bei knapp 17% . Für die 20- bis 25jäh-

rigen sieht die Erwerbssituation noch schlechter aus: 12% von ihnen in den alten

und 22% in den neuen Ländern haben keinen Arbeitsplatz (Bundesanstalt
für Arbeit 1998; zit. nach Freudenberg-Stiftung 1998). Jugendliche ohne Ab¬

schluß in einem anerkannten Ausbildungsberuf sind in beiden Altersgmppen

übenepräsentiert. Bei den 20- bis 25jährigen sind es 58% und bei den unter

20jährigen sind es sogar 79% der Erwerbslosen. Den Mangel an Arbeitsplätzen
bekommen also zuerst diejenigen zu spüren, die keine Berufsausbildung haben.

Die Arbeitsmarktkrise führt aber auch immer öfter dazu, daß Jugendliche nach

erfolgreicher Berufsausbildung in die Arbeitslosigkeit geraten. Waren es in den

alten Ländern 1992 ca. 13% der Jugendlichen, die nach der Ausbildung in einem

anerkannten Ausbildungsberuf arbeitslos wurden, so betraf es 1997 bereits 25%

(BMBWFT 1998, S. 117). In den neuen Ländern sehen die Perspektiven noch

schlechter aus: Meldeten sich 1993 24% der Absolventen einer Berufsausbil¬

dung arbeitslos, so waren es 1997 bereits 40% (BMBWFT 1998, S. 117).
Besonders schwer haben es weibliche Jugendliche, nach dem Abschluß der

Berufsausbildung einen Arbeitsplatz zu finden; ähnlich schwer ist es für Jugend¬

liche, die auf dem Weg einer außerbetrieblichen Ausbildung einen Fachabschluß

anstreben. Nach Untersuchungen des Bundesinstituts für Berufsbildung gelang
in den neuen Ländern von den Jugendlichen, die eine betriebliche Ausbildung

erfolgreich abgeschlossen hatten, 77% und von denen aus einer außerbetriebli¬

chen Ausbildung lediglich 27% im Anschluß an die Ausbildung der Übergang in

ein Beschäftigungsverhältnis. Werden allerdings die im Bemfsbildungsbericht
1997 ausgewiesenen Jugendlichen zusammengefaßt, die unmittelbar nach Ab¬

schluß einer Bemfsausbildung, befristet oder unbefristet, erwerbstätig waren

(82%), so zeigen sich für die alten Länder erwartungsgemäß bessere Übergangs¬
chancen. Auch mit dem Abstand von 15 Monaten wird der Trend bestätigt, daß

Jugendliche, die im Anschluß an die Ausbildung keinen Anschluß ans Erwerbs¬

system finden, wesentlich nachhaltiger von Arbeitslosigkeit betroffen sind

(BMBWFT 1997, S. 108 u. 110).
Damit sind die Grundtendenzen in der Problematik der Berufseinmündung

nach der abgeschlossenen Berufsausbildung in den alten und neuen Ländern

vergleichbar, wenn auch auf einem anderen quantitativen Niveau. Die Prozesse

hinter dieser Entwicklung sind allerdings sehr unterschiedlich. In den alten Län¬

dern haben sich die Unternehmen, selbst die in den industriellen Kernberei¬

chen, von der lange praktizierten Übernahmegarantie verabschiedet (Lappe

1997). Sie haben gleichzeitig mit dem Hinweis auf Konjunktur und „Modernisie¬

rungserfolge" die Anzahl der Ausbildungsplätze drastisch verringert. Aus dem

„Übernahmedilemma" der Betriebe wurde so für die Jugendlichen das „Zu¬

gangsdilemma" zu beruflicher Ausbildung. Im Osten hat es diese praktisch rea¬

lisierten Übernahmegarantien allerdings nach 1990 nie gegeben. Eine der weni¬

gen Ausnahmen findet sich im Bereich der Industriegewerkschaft Steine-Erden,
die 80% der Auszubildenden vereinbarungsgemäß übernimmt.

Der schwierige Übergang von der Berufsausbildung in die Erwerbstätigkeit
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ist im Osten aber auch aus strukturellen Gründen bzw. aus Gründen der Träger¬

schaft der Berufsbildung problematisch, er ist geradezu „hausgemacht" und

zeigt, daß partielle Interventionen im Bereich Ausbildung bei aller Notwendig¬

keit das Problem bemfsbiographisch nur auf die sich anschließende Erwerbstä¬

tigkeit verschieben. Insofern sind die deutlich geringeren Übernahmechancen

der Jugendlichen im Osten die direkte Folge der zu 60% durch Bund und Län¬

der subventionierten betrieblichen und außerbetrieblichen Ausbildung in aner¬

kannten Ausbildungsberufen.
Mit dieser Feststellung soll nicht einem Rückzug der Interventionspolitik aus

den Bereichen der beruflichen Erstausbildung von Jugendlichen das Wort gere¬

det werden. Diese Interventionen sind immer dann unerläßlich, wenn nach er¬

folgreichem Abschluß der Schule aus strukturellen Gründen, die die Jugendli¬

chen nicht zu verantworten haben, ihnen der reguläre Weg ins Erwerbsleben

über das duale System unmöglich gemacht wird. Sie sind aber um so wirkungs¬

voller und auch vor dem Hintergrund der eingesetzten Mittel effizienter, je stär¬

ker sie einem berufsbiographisch komplexeren Ansatz folgen. Dies würde be¬

deuten, daß den Jugendlichen der Weg über eine berufliche Ausbildung und

deren erfolgreichen Abschluß bis zur beruflichen Erstplazierung ermöglicht

wird. Sie hätten dann - im Alter von 21 bis 22 Jahren - neben der beruflichen

Ausbildung und Sozialisation auch einen allgemeinen Soziahsationsstand, der

sie mit den Risiken des Arbeitsmarktes kompetenter,problembewußter und fle¬

xibler umgehen ließe.

Zu erwartende Entwicklungen aufdem Ausbildungsstellen- und

Arbeitsmarkt und die Anforderungen an die Arbeitsweltbezogene

Jugendsozialarbeit

Der zu erwartende Handlungsbedarf der Arbeitsweltbezogenen Jugendsozi¬

alarbeit wird neben den beschriebenen aktuellen Zugangsschwierigkeiten zum

Ausbildungs- und Erwerbssystem auch von den bereits absehbaren, mittel- und

längerfristigen Entwicklungen beeinflußt und verlangt, daß sich sowohl die Trä¬

ger der sozialen Arbeit wie auch ihre Partner rechtzeitig darauf einstellen.

Die Prognosen werden dabei von zwei wichtigen Kriterien beeinflußt: der

demographischen Entwicklung und dem zu erwartenden Bildungsverhalten der

Jugendlichen. Letzteres bleibt in der zentralen Kategorie, nämlich dem Anteil

Jugendlicher, die den Weg ins Berufsleben über eine Ausbildung im dualen Sy¬

stem oder über eine Berufsfachschule anstreben, mit großer Wahrscheinlichkeit

auch bis zum Jahr 2010 unverändert bei 60%. Eine nennenswerte Entspannung

der angespannten Ausbildungssituation - Münch (1997) nennt es aus einer an¬

deren Perspektive eine (zahlenmäßige) „Aushöhlung des dualen Systems" -

wird es nicht geben. Auch bei Berücksichtigung aller angestrebten wirtschaftli¬

chen Strukturveränderungen und den damit verbundenen qualitativen Verän¬

derungen innerhalb des dualen Systems, z.B. in bezug auf die Ausbildungsberufe

oder die „Modularisierung" der Ausbildung, werden also nahezu zwei Drittel

aller auszuübenden Tätigkeiten eine Berufsausbildung voraussetzen. Der Anteil

Arbeitsplätze, die einen Hochschulabschluß verlangen,wird von 11% (1987) auf

18% im Jahr 2010 ansteigen. Die gravierendste Veränderung wird es nach einer
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Prognose des Instituts für Arbeitsmarkt- und Bemfsforschung allerdings bei

den Einfachtätigkeiten geben (Buttler/Stooss 1992). Ihr Anteil wird im ge¬

nannten Zeitraum von 23% auf möglicherweise 13% zurückgehen. In Arbeits¬

plätzen ausgedrückt, bedeutet das einen realen Abbau von bis zu 3,2 Millionen

Arbeitsplätzen, für die keine abgeschlossene Berufsausbildung notwendig ist

(ebd.). Dabei handelt es sich vor allem um Arbeitsplätze in der Massenfertigung,
die bisher eine Domäne der angelernten Arbeitskräfte war. Insgesamt wird da¬

mit gerechnet, daß für 90% der Arbeitsplätze ein zertifizierter Berufsabschluß

notwendig ist: 72% mit einer abgeschlossenen Bemfsausbildung und 18% mit

einem akademischen Abschluß (Tessaring 1996).
Die Hürde, die beim Zugang zum Ausbildungsstellen- bzw. Arbeitsmarkt zu

nehmen ist, wird also vor dem Hintergrund dieser Prognosen deutlich höher,

und der Konkunenzdruck auf den einzelnen Marktteilnehmerwird stärker. Für

die Arbeitsweltbezogene Jugendsozialarbeit verlangt das im präventiven Be¬

reich nach einer Verstärkung insbesondere bei den berufsorientierenden und

-vorbereitenden Angeboten und einer Verstärkung der ausbildungsbegleiten¬
den Angebote, um auch unter diesen erhöhten Konkunenzbedingungen auf

dem Ausbildungsstellenmarkt denjenigen eine Chance auf berufliche Ausbil¬

dung zu erhalten, die ansonsten von diesem Markt verdrängt würden.

Der Druck auf den einzelnen wird aber nicht nur durch die höheren Anfor¬

derungen hinsichtlich Ausbildung, Leistungsfähigkeit und Lern- bzw. Qualifika¬

tionsanstrengung zunehmen, sondern auch dadurch, daß im Ergebnis der demo¬

graphischen Entwicklung die Nachfrage zuerst nach Ausbildungsplätzen und

dann nach Arbeitsplätzen erheblich ansteigen wird. Im Gegensatz zu den Pro¬

gnosen über die zu erwartenden Bildungs- und Qualifikationsanforderungen
bzw. die zu erwartende Struktur der Arbeitsplätze haben die Vorausberechnun¬

gen der demographischen Entwicklung bei den Schulabgängerzahlen und der

daran anschließenden Lehrstellennachfrage bereits den Status von Fakten, d.h.

hinter diesen Vorausberechnungen verbergen sich bereits die Jugendlichen, die

gegenwärtig in der schulischen Ausbildung stehen und deren Nachfrage nach

einem Ausbildungsplatz feststeht. Mag es bei den Entscheidungen über den ein¬

zuschlagenden Bildungsweg der Jugendlichen noch in der Form Modifizierun¬

gen geben, so steht bereits heute fest, daß sich der Bevölkerungsanteil der 14-

bis 18jährigen bis zum Jahr 2005 auf rd. 1 Million erhöhen wird. Bei annähernd

konstanten Zugangsqoten zur Ausbildung im dualen System bedeutet das ein

Ansteigen der Ausbildungsplatznachfrage bis zum Jahr 2004/05 im Westen

Deutschlands von derzeit rund 470.000 auf annähernd 580.000 und im Osten

von gegenwärtig 120.000 auf nahezu 150.000. Das entspricht in beiden Teilen

Deutschlands einer Steigerungsrate von 23,3% im Verlauf von 8-9 Jahren.

Selbst wenn ein Teil der zu erwartenden Lehrstellennachfrage durch einen kon¬

junkturellen Aufschwung aufgefangen werden könnte, so würde bei Beibehal¬

tung der derzeitigen Zugangsregelung zu beruflicher Ausbildung eine wachsen¬

de Anzahl Jugendlicher nach der Schule keinen Anschluß an das reguläre

Ausbildungssystem bekommen.
Mit dem Auftreten erster Friktionen beim Übergang von der Schule in die

berufliche Ausbildung zu Beginn der 70er Jahre hat sich parallel zum dualen

System der beruflichen Ausbildung ein System der Übergangshilfen entwickelt,
das auf diejenigen zugeschnitten war, denen der reguläre Übergang in eine be-
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rufliche Ausbildung nicht gelang oder die keine oder sehr schlechte Chancen auf

dem Arbeitsmarkt hatten. Bis heute hat dieses System eine Diversifizierung er¬

fahren,so daß es Angebote für verschiedene Lebenslagen bereithält. Gegenwär¬

tig und in absehbarer Zukunft kommen diesem „Parallelsystem" vor allem drei

Aufgaben zu: Erstens muß es denjenigen Jugendlichen den Zugang zu einer

beruflichen Erstausbildung ermöglichen, die wegen sozialer Defizite und Be¬

nachteiligungen oder individueller Beeinträchtigungen unter normalen Bedin¬

gungen, also ohne zusätzliche Unterstützung und Förderung, keine Chance hät¬

ten. Zweitens muß es orientierende und unterstützende Angebote entwickeln,

die die Berufsorientierung fördern und den Ausbildungsverlauf fachlich stützen

können. Drittens muß es in Zeiten eines dramatischen Mangels an Ausbildungs¬

plätzen denjenigen dennoch eine berufliche Ausbildung ermöglichen, die zwar

alle Voraussetzungen mitbringen, aber am Fehlen von Ausbildungsplätzen

scheitern. Angesichts der Tatsache, daß im Umfeld von Ausbildungsstellen- und

Arbeitsmarktkrisen die Betroffenen nicht selten auch in ihrer Lebensführung

Hilfe und Unterstützung benötigen, kann davon ausgegangen werden, daß die

Handlungsfelder der Arbeitsweltbezogenen Jugendsozialarbeit inzwischen den

Hauptteil der sozialen Arbeit mit Jugendlichen ausmachen. Im einzelnen rei¬

chen sie, dem eben skizzierten Aufgabenspektrum entsprechend,vom präventi¬

ven Bereich im Rahmen der Berufsorientierung und Berufswahlentscheidung

über außerbetriebliche Beschäftigungs- und Qualifikationsangebote bis zu

betriebsförmigen und zertifizierten Ausbildungsgängen in anerkannten Ausbil¬

dungsberufen. Flankiert werden diese Beschäftigungs- und Qualifizierungsan¬

gebote durch begleitende Hilfen, die sowohl auf den Erfolg der Maßnahme wie

auch die eigenständige Lebensführung gerichtet sind.

Für alle in diesen Handlungsfeldern tätigen Akteure bedeutet das, daß sich

allein aus den zu erwartenden Anfordemngen an berufliche Ausbildung und

Qualifikation ein erhöhter Handlungsbedarf ergibt. Dieser wird zu einem Teil

daraus entstehen, daß die sozialpädagogisch zu betreuende Gruppe zahlenmä¬

ßig zunehmen, die Anfordemngen an die Qualität der Hilfsangebote wachsen

und sie nur noch dann eine wirkliche Hilfe auf dem Weg in ein nicht alimentier¬

tes Leben sein werden, wenn sie sich an den tatsächlichen Anfordemngen und

Bedingungen des Arbeits- und Ausbildungsstellenmarktes orientieren. Der tat¬

sächliche Hilfe- und Unterstützungsbedarfwird aber über ausbildungs- oder er¬

werbsbezogene Hilfen hinausgehen, da sich im Umfeld von Erwerbskrisen im¬

mer auch ein steigender Bedarf an allgemeiner Lebenshilfe entwickelt.

Die skizzierten Entwicklungen auf dem Ausbildungsstellen- und Arbeits¬

markt erfordern in der sozialen Arbeit im allgemeinen bzw. bei den Trägern

sozialer Arbeit im speziellen zwei strategisch unterschiedliche Handlungsrich¬

tungen: Zum einen haben die Träger der freien Wohlfahrtspflege auch im Kon¬

text der Arbeitsweltbezogenen Jugendsozialarbeit eine Lobbyfunktion: Sie

müssen auf eine politische Regelung dringen, die möglichst allen Jugendlichen

eine Perspektive bis zur beruflichen Erstplazierung sichert. Zum anderen müs¬

sen sie sich, was die Ausgestaltung ihrer Maßnahmen betrifft, vor allem bei den

sog. „Marktbenachteiligten" auf eine steigende Nachfrage einstellen, wobei nur

dann eine erfolgreiche Ausbildung oder der Übergang ins Beschäftigungssystem

zu eneichen ist, wenn sich die Maßnahmen an den Anfordemngen des realen

Beschäftigungssystems orientieren. Insbesondere für Angebote zur beruflichen
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Integration lassen sich vor diesem Hintergrund zwei Anforderungen formu¬

lieren:

(1) Hilfen zur beruflichen Integration für Jugendhche sind noch zu häufig als

pädagogische Schonräume gestaltet. Die Jugendlichen werden zu wenig Anfor¬

derungen mit Emstcharakter ausgesetzt. Die Erfahmngen von Praxisprojekten

zeigen, daß Jugendliche, denen ungünstige Voraussetzungen attestiert werden,

optimal gefördert werden, wenn sie mit ernsthaften, an der Arbeitswelt orien¬

tierten Ausbildungs- und Arbeitsanforderungen konfrontiert werden und wenn

die pädagogische Anleitung ein hohes fachliches Niveau hat. Vor diesem Hinter¬

grund sollten die Angebote der Arbeitsweltbezogenen Jugendszozialarbeit von

maßnahmeförmig zu betriebsförmig angelegten Beschäftigungs- und Ausbil¬

dungsangeboten entwickelt werden. Die Jugendlichen werden so nicht nur be¬

schäftigt oder zum Abschluß einer Ausbildung in einem anerkannten Ausbil¬

dungsberuf geführt, sondern sie erwerben auch die sozialen Kompetenzen, die

für das Bestehen im normalen Erwerbsleben notwendig sind, und können trotz¬

dem auf die spezifische Hilfe und Unterstützung der Arbeitsweltbezogenen Ju¬

gendsozialarbeit zurückgreifen.
(2) Viele Jugendliche und junge Erwachsene in diesem Handlungsfeld haben

im Zeitraum von fünf bis zehn Jahren nach Verlassen der allgemeinbildenden

Schule oft mehrfach an Hilfen zur beruflichen Integration teilgenommen, häufig

unterbrochen durch Phasen der Arbeitslosigkeit und z.T. durch kurzfristige Be¬

schäftigung. Der Mangel an Koordination zwischen den für die berufliche Inte¬

gration von Jugendlichen zuständigen Instanzen führt für die Jugendlichen häu¬

fig zu Maßnahmekanieren statt zur beruflichen Integration. Auch wenn die

Vielfalt der Zuständigkeiten erhalten bleiben wird, so ist doch eine stärkere Ko¬

ordination auf der lokalen bzw. regionalen Ebene dringend notwendig - und

auch möglich. Diese Koordinationsfunktion kann nur durch eine Instanz ausge¬

füllt werden, die von den beteiligten Akteuren als neutral und legitimiert akzep¬

tiert wird. Dies erfordert nicht zuletzt auch ein politisches und finanzielles En¬

gagement von Kommunen bzw. Landkreisen.
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Herbert E. Colla

„In Rußland war ich der ,Faschist',
in Deutschland bin ich der ,Russe', eigentlich
sollte ich hier nur »Deutscher' sein."

Zuwanderungjunger Spätaussiedler aus der ehemaligen Sowjetunion -

eine Problemskizze

Der Sozialpädagogik ist seit dem Ende der achtziger Jahre mit der Zuwande¬

rung von Aussiedlern ein neues Arbeitsfeld zugewachsen, das in sich hoch dif¬

ferent ist und für das es engagierte Lösungsversuche, aber nur wenige abgesi¬

cherte Handlungsentwürfe gibt (Kiefl et al. 1997). Obwohl prima facie ein

unübersehbarer Hilfebedarf besteht, sowohl aus der Sicht der Betroffenen als

auch aus der Perspektive einer Gesellschaft, die die jugendlichen Aussiedler zu¬

nehmend als kriminalitätsbelastet wahrnimmt, muß sich die Sozialpädagogik

erst der gegebenen Problemstruktur vergewissern. Dies fällt ihr nicht leicht,

denn u.a. zeichnen sich deutliche Differenzen des subjektiven Hilfebedarfs ab:

In der sozialen Arbeit mit Aussiedlern gibt es Gruppen, die, getragen von ihrem

Selbstverständnis und Zusammenhalt, kaum nach flankierender Unterstützung

zur Integration fragen; der größte Teil der Aussiedler aber erlebt einen Zusam¬

menbruch von Familiengeschichte, die immer auch Rahmung von Norm- und

Wertvorstellungen war und Handlungssicherheit gewährte. Neue soziale und

kulturelle Ordnungsmuster müssen gesucht und geprüft werden. In dieser Pro¬

blemstruktur hätte die Sozialpädagogik die historischen und milieubedingten

Erfahrungen als einen wichtigen Teil der Lebensgeschichte zu würdigen, um,

davon ausgehend, einen selbstverantworteten Entwurf für die Bewältigung des

Alltags begleiten, beraten und unterstützen zu können. Die Konfrontation (bis¬

herigen) sozialistisch-kollektiven Denkens und eine Orientierung am Gemein¬

wesen der Ethnie mit der eher leistungsorientierten, individualistisch ausgerich¬

teten westlichen Erziehung innerhalb des Eingliederungsprozesses kann zu

einer Belastung, aber auch zu einer persönlichen Herausforderung werden

(Herwartz-Emden 1997); notwendig ist eine Auseinandersetzung zwischen den

alten und neuen Anforderungen und Erfahrungen, in denen auch „neue" erzie¬

herische Praktiken und Haltungen ausprobiert werden können.

Vor diesem Hintergrund zielen die folgenden Überlegungen weniger auf die

Darstellung eines Handlungsfeldes, sondern auf Skizzen eines Problems mit

prekären Dimensionen: „Ich hab' das Gefühl, daß jemand entscheidet, was wir

brauchen." Diese Bemerkung einer Aussiedlerin illustriert, daß die Subjektori¬

entierung der Sozialpädagogik noch nicht ausschließliche Praxis ist. Die Schwie¬

rigkeiten der Integration von Spätaussiedlem sind in der Komplexität des All¬

tags in der neuen Heimat der Aussiedler angelegt, die mitbestimmt wird durch

Arbeitslosigkeit und Armut mit ihren psychosozialen Begleiterscheinungen und

durch die zur Verfügung stehenden sozialstaatlichen Ressourcen.

ZIPäd.39 Beiheft
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1. „Paradbe lost"

Die Angehörigen der deutschen Minderheit in der ehemaligen UdSSR wandern

erst seit einigen Jahrzehnten nach Deutschland aus. Die Rückwandemng in das

Herkunftsland ihrer Vorfahren hat entgegen der weit verbreiteten Auffassung

und den politisch motivierten Aussagen noch keine lange Tradition. Historisch

betrachtet, suchten die Vorfahren der jetzt aussiedlungswilligen Rußlanddeut¬

schen bis in die dreißiger Jahre dieses Jahrhunderts hinein mehrheitlich in Nord-

und Südamerika ihren neuen Lebensmittelpunkt. Erst nach dem Zweiten Welt¬

krieg, nach erfahrener Deportation, Repression, Stigmatisierung als „Faschi¬

sten" und „Kollaborateure" wurde für Familien mit russischem Paß und der

darin vermerkten deutschen Nationalität das Projekt der endgültigen Aussied¬

lung in die Bundesrepublik ein Thema. Die sozialen Verwerfungen der Transfor¬

mationsprozesse in Osteuropa stellen die gewohnte Lebensform ebenso wie die

in den 70er Jahren wiedererworbene relative ökonomische Sicherheit der Ruß¬

landdeutschen in Frage. Die Generation der Großeltern und Eltem reagiert

darauf mit einem Wunsch der „Heimkehr in die Vergangenheit", eben in die

„Heimat", gedacht auch als ein „paradise lost", ohne daß ihr Spektrum von Er¬

wartungen an die Realität in einem „Deutschland" realistisch verankert war

oder sein konnte. Sie waren mehr als vierzig Jahre vom direkten Informati¬

onsaustausch durch die Ost-West-Differenzen ausgeschlossen. Das komplexe

Erscheinungsbild der Bundesrepublik Deutschland wurde folglich selektiv, mit

diffusen Konturen, in die eigenen Vorstellungen integriert. Es basiert allenfalls

auf Sekundärerfahrungen. Mit der Umsiedlung ergeben sich Bruchstellen in

den Bereichen des Wissens, der Werte, aber auch in den Qualitäten von Interak¬

tion und Kommunikation. DerFluß gelebter Gewohnheiten wird unterbrochen.

Die gesuchte „Heimat" der Vorfahren ist dann auch nicht notwendigerweise das

geographische Herkunftsgebiet der frühen Kolonisten; vielmehr wird sie von

den Aussiedlern der späten achtziger und der neunziger Jahre dort gesucht, wo

sich schon Verwandte und Freunde der Aussiedler der ersten Migrationswellen
nach dem Zweiten Weltkrieg niedergelassen haben. „Heimat ist da, wo unsere

Leut' leben."

In der Zeit zwischen 1950 und 1990 sind 3,6 Millionen Aussiedler in die Bundesrepublik gekom¬

men. Bei Aussiedlerzuwanderungen handelt es sich stets um Zuwanderungen von Familien oder

Großfamilien. Im Vorfeld gravierender politischer und sozialer Umwälzungsprozesse in den Staa¬

ten Süd- und Osteuropas und in der vormaligen Sowjetunion, die auch eine erhebliche Erleichte¬

rung der Emigration mit sich brachten, stieg die Aussiedlerzuwanderung am Ende der achtziger

Jahre stark an und erreichte 1990 ihren Höhepunkt. Bis 1987 lag die Zahl der Aussiedler jährlich
erheblich unter 70.000, sie stieg 1988 auf 202.654,1989 auf 377.036 und 1990 auf 397.075 an.

Seit dem Beginn der neunziger Jahre sind die Zuwanderungen aus den bisher wichtigsten Her¬

kunftsländern der Aussiedler,Polen (1990-1997:203.143, davon in 1997:687 Aussiedler) und Rumä¬

nien (1990-1997:184.480, davon in 1997:1.777 Personen), stark zurückgegangen, der Großteil der

ausreisewilligen Aussiedler aus diesen Ländern ist bereits in die Bundesrepublik gekommen. Be¬

ginnend mit 1990 (147.455 Personen), übersteigt die Zahl der rußlanddeutschen Spätaussiedler alle

Zahlen der Ausreisewilligen aus den osteuropäischen Ländern, seit 1993 kamen über 90% der

Aussiedler aus den GUS-Staaten, in der Zeit von 1990-1997 insgesamt 1.227.078 Aussiedler, davon

in 1997:131.896. Verstärkend wirkt, daß das „Kriegsfolgenbereinigungsgesetz" vorschreibt, daß mit

Ausnahme der Deutschen aus der vormaligen Sowjetunion alle Ausreisewilligen aus den Staaten

Osteuropas individuell glaubhaft machen müssen, daß sie aufgrund ihrer nationalen Zugehörigkeit

benachteiligt werden.
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Von den heutigen Aussiedlern aus den Nachfolgestaaten der UdSSRstammen etwa zwei Drittel

aus Kasachstan und den mittelasiatischen Staaten (Kirgistan, Usbekistan und Tadschikistan), Staa¬

ten, in denen die Industrialisierung, Urbanisierung und Modernisierung (z.B. der Infrastruktur und

der Kommunikation) weit weniger fortgeschritten sind als z.B. in Rußland oder der Ukraine (vgl.

Dietz 1997a, S. 13). In der GUS leben nach der Volkszählung von 1989 noch 2.038.603 deutsche

Volkszugehörige,davon 41,4% auf dem Territorium Rußlands, vor allem im südwestlichen Sibirien,

1,8% in der Ukraine und 46,9% in Kasachstan, 4,9% in Kirgistan, 1,9% in Usbekistan, 1,6% in

Tadschikistan und die weiteren Angehörigen in anderen ehemaligen Sowjetrepubliken. Diese Zah¬

len berücksichtigen nicht die bi-ethnischen Familien.

Die Generation der Jüngeren wird vor dem Hintergmnd eines relativ rigiden

Lebenslaufregimes der deutsch-russischen Kolonistengemeinschaft, aber auch

der sozialistischen Sozialisationsorganisationen der ehemaligen UdSSR mit ih¬

ren klaren Übernahmevorschriften und Handlungsanweisungen zur Auswande¬

rung angehalten,sie sind imFamilienverband die Mitgenommenen.Die Mehrzahl

der jugendlichen Aussiedler - 38% der Aussiedler sind jünger als 20 Jahre - war

an der Ausreiseentscheidung der Familie beteiligt, etwa ein Drittel hat die Ausrei¬

se mit Freude und großen Erwartungen begrüßt; die meisten aber berichten von

gemischten Gefühlen, wenn sie sich an ihre Ausreise erinnern (Dietz 1997a, S.

32f.). Sie erleben den Verlust bekannter Erfahrungsräume, Orientierungen und

Handlungsweisen stärker als die übrigen Familienangehörigen. Für sie ist der

Aufbruch in eine von den Eltern/Großeltern zugewiesene neue „Heimat" eine

spannende Reise in die Fremde, belastet mit einer zunächst eingeschränkten

Befähigung einer verständigungsorientierten Kommunikation. Der erworbene

kulturelle Lebensstil hinsichtlich von Verhaltenssicherheit, Regelkompetenz für

Gestik und Gebräuche, die Normenkenntnis, vor allem die unzureichenden

Sprachkenntnisse erschweren einen Einstieg in einen „gelingenderen Alltag" der

pluralen Gesellschaft. Andererseits erweist sich der in der Umbruchphase im

Herkunftsland erworbene Umgang mit den Medien und dem traditionell gepfleg¬

ten Sport als ein Lern- und Erfahrungshintergmnd, der nach einer Phase der

Eingewöhnung die Integrationskompetenz in die vorfindbare Jugendkultur stär¬

ken kann. Die jüngere Aussiedlergeneration kann folglich leichter ethnozentri-

sche Begrenzungen des familialen Erfahrungszusammenhangs unterlaufen als

die Generation ihrer Eltern und Großeltem.Für sie ist die Gegenwart dann keine

verlängerte Vergangenheit. Sie fühlen sich als Jugendliche häufig entlastet vom

Topos desMigrantendenkens,sich ständig ihr „Deutschsein" beweisen
zumüssen.

Bei den Jugendlichen scheinen keine geschlossenen und dichotomen
kulturellen

Sphären ihrem Handeln zugrunde zu liegen. Abhängig von der Dauer und Quali¬

tät erfahrener Abweisungen durch die Mehrheitsgesellschaft und bedingt durch

eine eingeschränkte Sozialisationskapazität in manchen Aussiedlerfamilien,kön¬

nen sie den Rückzug in die Authentizität ihrer bisherigen kulturellen Identität

antreten (rossijskie nemcy = rußländischeDeutsche) mit abgrenzenden verbalen

und nonverbalen Kommunikationsmustem.

Praxisberichte belegen, daß es den Kindern am leichtesten fällt, sich in den

Alltag der Bundesrepublik zu integrieren. Für die junge Generation stellt sich -

trotz der Schwierigkeiten und Desorientierung und der erfahrenen sozio-kultu-

rellen Distanz in der ersten Phase des Einwandemngsprozesses - ebenso wie für

ihre Eltern nicht die Frage einer Remigration: Es gibt keine Rückkehrhilfe, vor

allem aber läßt die traditionelle Einbindung in den Familienverband eine indi-
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viduelle Rückkehrentscheidung nicht zu, die Eigenmittel zur Rückkehr und die

ökonomische Aufnahmebereitschaft der Herkunftsregionen sind nicht vorhan¬

den. Die Rückwandererquote lag bisher unter 1%. Das „Bekenntnis zum

Deutschtum" ist nach der Immigration ohne Alternative.

Der anhaltende Migrationsprozeß läßt die Frage aufkommen, ob es ange¬

sichts der Gesamtzuwanderung von Asylbewerbern, Kontingentflüchtlingen
und Aussiedlem objektiv noch ausreichende Ressourcen für eine weitere Immi¬

gration gibt. Hinzu kommen die sich ausweitenden subjektiven Integrations¬

sperren bei den Bundesbürgern, z.T. auch bei den hier ansässigen Ausländern.

Ist die Einreise in die Bundesrepublik eine gesellschaftlich und politisch beding¬
te Entscheidung, so ist die Bewältigung der kulturellen, sozialen und mentalen

Probleme von den Aussiedlerfamilien und Individuen letztlich eine überwie¬

gend privat zu lösende Aufgabe. Die (Sozial-)Pädagogik wird mit Rückgriff auf

die zentralen sozialstaatlichen Grundsätze wie dem der sozialen Gerechtigkeit
und der Menschenwürde eine soziale Integration versuchen müssen, situations¬

angemessene Hilfen zur Bewältigung der Migrationsfolgen - unter Berücksich¬

tigung der Mentalitätsgeschichte - zu entwerfen und zu praktizieren (vgl. hierzu

Meister 1997; Koch 1991).

2. Das Familienleben der Rußlanddeutschen und die Situation

vor der Aussiedlung

Die Qualität des Familienlebens der Rußlanddeutschen kann aufgrund fehlen¬

der Forschungsarbeiten nur mit Hilfe der Ergebnisse von Befragungen der Aus¬

siedler nach ihrer Aussiedlung rekonstruiert werden. Das Familienleben wird als

Ressource, Schutzraum und Rückhalt für den einzelnen, als Gegenwelt zur tota¬

litären Staatsmacht in einer Minoritätenlage durch die Erwachsenen beschrie¬

ben (Herwartz-Emden 1997; Dietz 1997a; Ingenhorst 1997; Boll 1992; Dem-

bon et al. 1994). Verwiesen wird auf eine Einstellung zur Arbeit,zum häuslichen

Leben, zu den familiären Beziehungen und auf einige weitere kulturelle Mo¬

mente (Ordnung, Umgang mit Alkohol etc.), die sie von anderen Völkern der

ehemaligen Sowjetunion unterscheiden. Das Erziehungsverhalten der Eltern,

z.T. auch der Großeltern zeigt sowohl autoritär-bestimmende als auch zärtlich¬

fürsorgliche Elemente, ist oft eingebettet in die traditionelle Wertorientierung

aus der Zeit vor der Deportation. Es dominiert eine starke Mutterzentriertheit

im Familienhaushalt und in der familialen Sozialisation und Erziehung; nur eine

Minderheit der Väter nimmt aktiv an den Familientätigkeiten teil, trotz notwen¬

diger außerhäushcher Erwerbstätigkeit der Mutter. Die ältere Generation ver¬

sucht, den Kontakt zu Verwandten, Angehörigen ihrer Minoritätengruppe oder

Religionsgemeinschaft - oft verbunden mit der Überwindung von erheblichen

geographischen Distanzen, die durch die Auflösung früherer Siedlungseinheiten

bedingt sind - „lebendig" zu gestalten, auch um sich ihrer kulturellen Eigenart
zu vergewissern und gleichzeitig eine soziale Distanz zu den nicht-rußlanddeut¬

schen Nachbarn aufrecht zu erhalten. Dieses Ausgrenzungskonzept wird zuneh¬

mend von der Generation der nach 1960 Geborenen nicht mehr verfolgt, die

Zunahme von bi-nationalen Ehen, vor allem in heterogen zusammengesetzten,

verstreuten Mischsiedlungen belegt dies.
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Um die beruflichen Chancen ihrer Kinder zu verbessern, verzichteten viele

Eltern aufmuttersprachliche Erziehung durch die Schulen. Die Kinder der Ruß¬

landdeutschen haben jedoch Schwierigkeiten mit der ihnen unvertrauten

Schrift. Deutschsprachige Kinder- und Jugendbücher sind in öffentlichen Biblio¬

theken und Bildungseinrichtungen kaum vorhanden. Der Grundstock für die

russischsprachige Ausbildung wurde schon durch die Erziehung in Kindertages¬

stätten gelegt und durch die Schule und in den Jugendverbänden weiter ausge¬

staltet. Die deutsche Sprache als Symbol der Gmppenidentität verliert an Be¬

deutung, wird vermehrt nur noch in der Familie oder im Kreis von Freunden

gepflegt. Eisfeld (1987, S. 174) verweist darauf, daß die „ethnische Identität"

und der Sprachbesitz nicht zusammenfallen müssen und es immer weniger tun:

Bei jedem Zensus in der ehemaligen Sowjetunion gab es erheblich mehr „Deut¬

sche" als „Deutschsprecher". Die ältere Generation der Rußlanddeutschen

spricht noch (alte) deutsche Dialekte, ggf. auch Hochdeutsch, Russisch ist aber

das Kommunikationsmittelin öffentlichen Verwendungsbereichen.Der Faschis¬

musvorwurf der Titularnationen gegenüber den Rußlanddeutschen bewirkte

eine ausgeprägte Diglossie. Die mittlere und vor allem jüngere Generation der

,Rossijskie nemcy' spricht, mit rational gut nachvollziehbaren Argumenten,

überwiegend nur noch Russisch. Die meisten jungen Menschen haben einen ge¬

mischten nationalen oder russischen Freundeskreis. Befragt nach ihrer „ethni¬

schen Identität", begründen sie diese mit dem Wissen um ihre Abstammung,

aber zunehmend weniger durch die Sprache oder Religionszugehörigkeit, kaum

aus ihrer alltäglichen Handlungspraxis heraus (Dietz et al. 1996). Die jungen

Menschen suchen Freiräume des gesellschaftlichen Transformationsprozesses,

um sich selbst zu inszenieren, sie suchen je nach Zeit und Raum nach Handlungs¬

variationen, die sich in ihrem Alltag bewähren und als biographisch sinnstiftend

erlebt werden. Der Verselbständigungsprozeß und die Suche nach neuer Hand¬

lungsautonomie ist aber noch nicht abgeschlossen, fast alle Rußlanddeutschen

teilen auch Merkmale mit der Mehrheit der Titularnation. Dazu gehören u.a. die

hohe Autoritätsgläubigkeit,Unselbständigkeit und Verunsicherung im Umgang

mit der Administration als Ergebnis sozialistischer Persönlichkeitserziehung.

In den GUS-Staaten ist seit 1989 ein starkes Ansteigen der Armut und somit

auch der sozialen Ausgrenzung zu registrieren. Die Armutsquote lag 1994 bei

23,2%. In Rußland werden 72% der Familien mit drei oder mehreren Kindern

von der Unicef als „arm" eingestuft. Im Kontext von Armut steht auch der

Rückgang der Versorgungsrate für die Erziehung. In ihrem Bericht „Central

and Eastern Europe in Transition" sieht die Unicef 1994 die Gefahr des Verhun-

gerns großer Bevölkerungskreise, gesundheitliche Schäden nehmen zu, die Kri¬

minalitätsraten steigen besonders bei den Jugendlichen. Kleinkriminalität wird

häufig zur Notwendigkeit gedeutet, den gesellschaftlichen Widrigkeiten zu be¬

gegnen, Eigentumsdelikte werden als Möglichkeit gesehen, die eigene soziale

Lage zu verbessern und an dem z.T. ostentativ zur Schau getragenen „neuen

Reichtum" teilzuhaben. Zudem hat sich eine gewaltbereite Drogenszene eta¬

bliert. Die Zahl der Vemrteilungen Jugendlicher stieg in der Zeit von 1990-1993

um 78,5% an. Von einem bisher ungekannten Klima gesteigerter Gewaltbereit¬

schaft im Alltag sind vor allem Kinder und Frauen betroffen, gewaltsame sexu¬

elle Übergriffe und Prostitution gehören zu den krassesten Erscheinungen in

den Transformationsländern.
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Die Erwartungen und Hoffnungen einer neuen sozialen Ordnung im Kon¬

text der Einführung der sozialen Marktwirtschaft haben sich bisher nicht erfüllt.

Die Emigration in die Bundesrepublik wird von der ethnischen Minderheit folg¬

lich als Möglichkeit gedeutet, einer ausweglosen Situation und einer feindlichen

Geschichte zu entkommen (Graudenz/Römhild 1996, S. 31ff).

3. Die soziale Situation der Spätaussiedler in der Bundesrepublik

Am Rande der noch immer wohlhabenden Bundesrepublik, die sich als Sozial¬

staat begreift, lebt eine permanent steigende Anzahl junger Menschen, deren

Lebenslage durch Armut von zunehmender zeitlicher Dauer gekennzeichnet ist

(Hauser/Hübinger 1993; Ansen 1998; Sünker 1991; Otto 1997). Die Anteile

der Sozialhilfeempfänger bei den Kindern und Jugendlichen, gemessen als An¬

teil an den jeweiligen Altersgruppen, sind weit über den Durchschnitt hinaus

angestiegen. Etwa eine Million junger Menschen leben in Armutsverhältnissen.

Zudem Kreis der Betroffenen gehören ein großer Anteil von Arbeitsmigranten,

Bürgerkriegsflüchtlingen/Asylbewerbern ebenso wie von unbegleiteten Flücht¬

lingskindern und illegalen Flüchtlingen sowie Angehörige aus der Gruppe der

Spätaussiedler. Für die Aussiedler selbst hat sich die Situation nach 1990 mit

dem Eingliederungsanpassungsgesetz finanziell verschlechtert. Wenn Aussied¬

ler arbeitslos waren, erhielten sie bis Ende 1992 aus Bundesmitteln Eingliede¬

rungsgeld für 20 Monate und hatten anschließend nach dem Arbeitsförderungs¬

gesetz (AFG) Anspruch auf Arbeitslosenhilfe. Von Januar 1993 an wurde nur

noch eine (gegenüber dem Eingliederungsgeld erheblich gekürzte) Eingliede¬

rungshilfe geleistet, dies nur für neun Monate.

Seit dem 1.1.1994 ist die Eingliederungshilfe auf längstens sechs Monate be¬

grenzt. Anschließend haben die Aussiedler, anders als noch 1992, keinen An¬

spruch mehr auf Arbeitslosengeld oder Arbeitslosenhilfe. Sie sind dann im Be¬

darfsfall auf Sozialhilfe angewiesen. Damit steigt aber gleichzeitig die Belastung

der Sozialhilfekassen der Städte, Landkreise und Gemeinden. Eine weitere

Konsequenz der neuen Regelung ist, daß die nach dem AFG vorgesehenen son¬

stigen Leistungen und Möglichkeiten, Arbeitslose bei der Suche nach Arbeit zu

unterstützen (Jobclubs, ABM-Sonderprogramme), für Aussiedler nicht mehr

zum Tragen kommen. Nach sechs Monaten werden arbeitslose Aussiedler fak¬

tisch wie Asylbewerber oder Flüchtlinge behandelt. Besondere Regelungen und

Vergünstigungen für Aussiedler, z.B. bei der Vergabe von öffentlichen Aufträ¬

gen, beim Kranken- und Mutterschaftsgeld, bei der Berechtigung einer Sozial¬

wohnung und dem Wohngeld, im Einkommenssteuerrecht, im Kriegsentschädi¬

gungsrecht und im Frührentenrecht, wurden ersatzlos gestrichen oder restriktiv

modifiziert (ausführlich Haberland 1994; s. auch: Herold 1997, S. 49f.). Konn¬

ten die Aussiedler bis Ende 1992 durch staatliche Fördermaßnahmen relativ

kurzfristig nach ihrer Einreise ein Haus bauen oder andere größere Investitio¬

nen tätigen, zinsgünstige Einrichtungsdarlehen der Ausgleichsbank in Anspruch

nehmen, werden ihnen diese Fördemngsmaßnahmen seit Januar 1993 nicht

mehr angeboten (IES 1995, S. 22£). Auch konnte früher in relativ großem Um¬

fang Eigentum mitgebracht werden, da der Transport von Hausrat, Möbeln, Be¬

kleidung etc. auf Kosten des Bundes möglich war.
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Zu den gravierenden Einschnitten bei der materiellen Grundsichemng kom¬

men weitere Kürzungen hinzu: beim Garantiefonds mit seiner Zweckbindung,

jungen Aussiedlern die Eingliederung in Schule und Hochschule zu erleichtern,

bei der sozialen Beratung und Betreuung durch Verbände (Holzmüller 1997),
Wohlfahrtsverbände und Kirchen, bei den Rückführungskosten und den Ent¬

schädigungen nach dem Häftlingshilfe- und Kriegsgefangenenentschädigungs¬
gesetz. Die Beschränkung der Sprachkurse von ursprünglich einem Jahr auf

sechs Monate ist eine gravierende Eingliederungsverschlechterung: sprachge¬
bundene Kompetenzen sind davon ebenso betroffen wie das Informations- und

Kommunikationsbedürfnis. Junge Aussiedler werden in einer raschen schuli¬

schen oder ausbildungsbezogenen Eingliederung behindert. Nach Auswertung

der Schülerzahlen durch das nordrhein-westfälische Landesamt für Datenverar¬

beitung und Statistik besuchen 27,4% der jungen Aussiedler die Hauptschule

(gegenüber 13% der Gesamtschülerpopulation); beim Gymnasium ergibt sich

ein umgekehrtes Bild: 6,7% der jungen Aussiedler gegenüber einer durch¬

schnittlichen Quote von 23% bei allen Schülern (Dietz 1997b, S. 5). Die Migra¬

tionsforschung belegt, daß in größeren Gmppen neu Zuwandernde eine beste¬

hende Gesellschaft „Unterschichten", das heißt, daß die Zuwanderer

vornehmlich in die unteren Positionen der Beschäftigungsstruktur eintreten

(Lüttinger/Rossmann 1989) und in Konkunenz zu Ausländem, sozial benach¬

teiligten einheimischen Randgruppen und Asylbewerbern stehen. Den Spätaus¬
siedlern sind diese Mechanismen des bundesdeutschen Arbeitsmarktes unbe¬

kannt, die Struktur des Arbeitsmarkts in den Herkunftsländern ist auf die

vorfindbare Situation kaum in Ansätzen übertragbar.
Die Aussiedler müssen sich in Deutschland darauf einstellen, wenn über¬

haupt, dann nur mit großen Verzögerungen eine dauerhafte berufliche Chance

zu erhalten. Die Erwerbsarbeit ist aber in der Wertestruktur der Aussiedler dop¬

pelt verankert: Einmal gilt sie als Ausweis ihrer Kultur, zum anderen lebten sie

in einer Gesellschaft, in der Berufstätigkeit nicht nur eine schlechthin erwünsch¬

te Tätigkeit war, sondern als Norm des gesellschaftlichen Verhaltens galt. Nicht

zu arbeiten, nicht arbeiten zu können, galt und gilt als Makel, bedingt einen

Rückzug in die Familie oder Bezugsgmppe, erschwert wiedemm die Integration
in die Gesellschaft. Produktionsseitig ist aber die Mehrzahl der Aussiedler hin¬

sichtlich ihrer deutschsprachigen Kompetenz und ihrer beruflichen Qualifika¬

tionen von der Moderne abgekoppelt.Von der beruflichen Umorientierung und

geänderten Qualifikationsanforderungen sind vor allem Aussiedlerfrauen be¬

troffen. Sie müssen bei Berufswechsel oft berufliche Dequalifiziemngen in Kauf

nehmen, sind insgesamt stärker von Arbeitslosigkeit betroffen als männliche

Aussiedler. Ohne Zusatzqualifikationen ist die Ausübung gelernter Organisati-
ons- und Verwaltungsberufe sowie Sozial- und Erziehungsberufe kaum möglich.
Unterdem Aspektpsychosozialer Qualifikationen gelten die Aussiedler persön¬
lichkeitsstrukturell als benachteiligt: Sie weisen mehrheitlich eine geringe Flexi¬

bilität auf, ihre Lebensstile, erworben in planwirtschaftlichen Systemen und So-

zialisationsinstanzen, entsprechen nicht den Bedingungen einer modernen

Industriegesellschaft. Anstelle von konkunenzfähigen Individuen mit Zu¬

kunftsorientiertheit und offenem, kommunikativem Verhalten, Selbständigkeit
und Mobilität stehen die Spätaussiedler als sich ins Kollektiv einfügende, in ih¬

rer Eigeninitiative oftmals gebremste, zu solidarischem Verhalten bereite Men-
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sehen dar (Ingenhorst 1997; Schafer et al. 1995). Kurzfristig lassen sich diese

habituell verfestigten subjektiven Deutungen der Spätaussiedler
sicherlich nicht

modifizieren.

Aus der Deutungsmusteranalyse ist bekannt, daß kollektiv geprägte Formen

der Wahrnehmung und Interpretation der sozialen Welt immer auch ein Mittel

sind, um Handlungsprobleme zu bewältigen. Deutungsmuster haben eine nor¬

mative Geltungskraft, sie sind insofern relativ stabil und resistent gegen kogniti¬

ve Konekturen, wobei aber gegenläufige Erfahrungen zu Veränderungen

führen können (Meuser/Sackmann 1991). Der Rückgriff auf Wahrnehmungsri¬

tuale, die reale Handlungsmöglichkeiten verkennen, impliziert die Gefahr, daß

Integrationswege von den Spätaussiedlern nicht adäquat genutzt werden. Diese

subjektive Integrationsbarriere wird bisher in der Aussiedlerforschung noch zu

wenig berücksichtigt. Die Diskrepanz zwischen weitergehenden Wünschen und

Erwartungen und den real verfügbaren Ressourcen werden kognitiv und sozial

oft nur schwer verarbeitet (Sterbling 1998). Ohne eine ökonomische Integrati¬

on droht aber auch die weitergehende kulturelle Eingliederung zu scheitern,

denn nicht der deutsche Paß, sondern der faktische Grad der Integration ist für

den sozialen Status ausschlaggebend. Die Spätaussiedler müssen in kurzer Zeit

lernen, daß ihnen zugemutet wird, sich an reale Unsicherheiten des Lebens zu

gewöhnen, ohne ständig von Angst und Depression bedrückt zu sein.

Unzureichende finanzielle Bedingungen in den Aussiedlerfamilien behin¬

dern junge Menschen in der Teilhabe am Alltag und an den Alltagsroutinen

ihrer Gleichaltrigengruppe. Die Nicht-Teilhabe an den Symbolen der Waren¬

welt wird in dieser Entwicklungsphase, so Klocke (1996), von den jungen Men¬

schen als belastend empfunden und erschwert den Prozeß der sozialen und ge¬

sellschaftlichen Plazierung in diesem Lebensabschnitt. Wie sich die durch

materielle Entbehrung verursachte soziale Ausgrenzung, die Erfahrung kollek¬

tiven Status- und Anerkennungsdefizits auf die psychosoziale Befindlichkeit

und die Handlungsentwürfe junger Menschen auswirken, ist abhängig von

den vorhandenen, wahrgenommenen und eneichbaren Unterstützungs- und

Schutzfaktoren der Familie, des Elementarbereichs, der Schule, der Jugendhilfe

und auch der Gleichaltrigen, der Nachbarschaft und Kommune.Bei einer länger

anhaltenden Armutslage steht zu vermuten, daß die damit verbundenen Risiko¬

faktoren der Marginalisierung ein Übergewicht erhalten. Jugendlichen Spätaus¬

siedlern werden bei einer allgegenwärtigen Konsumwerbung Verzicht abver¬

langt und das Warten darauf, daß sie „später einmal" vielleicht doch in der Lage

sein werden, sich aus eigener Kraft ihre Konsumwünsche zu erfüllen. „Man muß

davon ausgehen", so Pfeiffer et al. (1997, S. 35), „daß insbesondere junge Men¬

schen in dieser für sie frustrierenden Situation die Geduld verlieren und sich

illegal das verschaffen, was sie sich legal nicht leisten können". Schulen, beson¬

ders Bemfsschulen, Sozialarbeit, Jugendgerichtshilfe, Jugendrichter und Polizei

berichten zunehmend, daß sich durch (relative) Armut, vor allem aber durch

eine von sozialer Ausgrenzung geprägte Lebenssituation bei jungen Aussiedlern

das Risiko abweichenden Verhaltens stark erhöht hat. Insgesamt aber gibt es

keine gesicherten Erkenntnisse über die Kriminalität und Gewaltbereitschaft

bei jugendlichen Aussiedlern.

In einer ersten fundierten Studie von Pfeiffer et al. (1997, S. 36f.) wurden

zwei Gmppen von niedersächsischen Landkreisen, eine mit einem sehr hohen
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Anteil von Aussiedlern und eine mit einem niedrigen Anteil, miteinander vergli¬
chen. In der Zeit von 1990 bis 1996 hat sich die Gesamtzahl der von der Polizei

registrierten Straftaten in der ersten Gruppe um 31,9%, in der zweiten Grappe

nur um 4,8% erhöht. Die Kriminalitätsbelastung dokumentiert sich in Raubde¬

likten, gefährlicher, schwerer Körperverletzung sowie im Ladendiebstahl. Auf¬

fallend war der Anstieg beim illegalen Handel und Schmuggel mit Betäubungs¬

mitteln, deren absolute Zahl in der Aussiedler-Landkreisgruppe um 87,7%, in

der anderen um 20% anstieg. Der Verdacht drängt sich auf, daß die rassische

Mafia die Gruppe wenig integrierter junger Aussiedler als Rekrutierungspoten¬
tial für ihre Expansionsinteressen entdeckt haben könnte. Die Studie kommt zu

dem Schluß, daß der Anstieg der Kriminalität eine Folge fehlender und man¬

gelnder Integrationshilfe ist; dort, wojugendliche Aussiedler betreut und unter¬

stützt werden, sind sie weniger auffällig. Praktiker berichten, daß rassische Ju¬

gendliche offensichtlich eine niedrige Schwelle im Hinblick auf körperliche

Auseinandersetzung aufweisen und daß ihr oft überzogenes Männlichkeitspro¬
fil durch problematische Leitbilder in Fernseh- und Videofilmen die Handlungs¬
muster der Mediengewalt in ihr eigenes Verhalten übernehmen.

Indem die Kinder die Verunsicherungen der Eltern in der Ausgestaltung ih¬

res Alltags wahrnehmen, können die Geltungskraft bisher gelebter familialer

Lebensformen in Frage gestellt und der Zusammenhalt der Groß- bzw. Mehrge¬
nerationenfamilie labilisiert werden; somit könnte eine neue Qualität der El¬

tern-Kind-Abhängigkeiten entstehen. Dennoch versuchen viele Aussiedlerfa¬

milien, die im Herkunftsland gelebten Muster in der Bundesrepublik zu

reproduzieren; der „starke familiäre Zusammenhalt und die familieninternen

Lösungen aller privaten Probleme behalten einen hohen Stellenwert" (Dietz

1997a, S. 68). Diese Dominanz privater Konfliktlösungsstrategien erschwert das

Aufsuchen und Nachfragen von Entlastungen, z.B. durch Nachbarn und die In¬

anspruchnahme professioneller Hilfen durch Lehrer oder Sozialarbeiter. Exi¬

stenzfragen der Eltern können die Zeit reduzieren, sich um die Sorgen und Nöte

der Kinder zu kümmern. Resignation, Scham, depressive Reaktionsformen, psy¬

chische Auffälligkeiten (wie Konzentrations- und Schlafstörungen etc.) als mög¬

liche Folgen der Armut treten zu den mit der Übersiedlung nach Deutschland

verbundenen Orientierungs- und Statusproblemen noch hinzu. In diesem Klima

werden latente Konfliktpotentiale aktualisiert und der familiäre Zusammenhalt

gefährdet. Auch mit Hilfe eines stabilen sozialen Umfelds lassen sich die Folgen
von Armut und Unterversorgung nur begrenzt kompensieren. Probleme eska¬

lieren vor allem dann, wenn mehrere Belastungen zusammenkommen. Spätaus¬
siedler sind, zumindest vorübergehend,mit Einkommensarmut und mangelnder

Wohnraumversorgung konfrontiert.

Ein biographisches Bewältigungsmuster, bedingt durch Verunsicherung und

Orientierungslosigkeit durch den Verlust der bisher gelebten rußlanddeutschen

Traditionen, Werte und Normen, kann in der Abwahl elterlicher Supervision
und der allmählichen Angleichung an die Orientierung der Aufnahmekultur ge¬

sehen werden. Die Studie von Schmitt-Rodermund/Silbereisen (1996) belegt,
daß im Kontext innerfamiliärer Auseinandersetzungen und häufigeren Kontak¬

ten zu Gleichaltrigen der neuen Umgebung sich eine deutliche „Verfrühung"
der Erwartungen für Autonomie im Sinne individueller Freiheiten junger Men¬

schen einstellt.
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4. Heimat im Kleinen: die oft dbkriminierende Wohnsituation

Die Spätaussiedler erhalten nach ihrer Verteilung auf die Bundesländer und der

festen Zuweisung eines vorläufigen Wohnsitzes für die ersten zwei Jahre in der

Regel einen Platz in einem Übergangsheim, denn nur wenige haben die Mög¬

lichkeit, bei schon angesiedelten Verwandten zu wohnen. Die Aufenthaltsdauer

in diesen Unterkünften variiert von fünf bis sechs Tagen bis zu vier Jahren, die

durchschnittliche Verweildauer hegt bei mehr als einem Jahr. Bei den Über¬

gangswohnheimen handelt es sich um Sammelunterkünfte von unterschiedli¬

cher Qualität. Die Unterbringung erfolgt z.B. in ehemaligen Schulen, Hotelpen¬

sionen, aufgelassenen Produktionsstätten oder Kasernen, Wohnschiffen, in

sogenannten Notwohnungen (Containerbauten) oder in normalen Wohnungen,

die dann mehrfach belegt werden. Die Auswahl der Wohnanlagen wird be¬

stimmt durch das bloße Vorhandensein von kostengünstigen Unterbringungs¬

möglichkeiten des freien Wohnungsmarkts der aufnehmenden Gemeinden, die

allenfalls auf die Integrationsbereitschaft der unmittelbaren Nachbarschaft

Rücksicht nimmt. Die Unterkünfte lassen keinen Raum für die bisher gelebte

Alltagskultur der Spätaussiedler, oft grenzt die raumsprachliche Qualität an vi¬

suelle Beleidigung, sie wirken diskreditierend und stigmatisierend. Spätaussied¬

ler beklagen häufig den „Lagercharakter" der Wohneinheiten, viele sicher im

Anschluß an historisch erfahrene Diskriminierungen während der Zwangsde¬

portationen. „Dort waren wir die Faschisten, hier sind wir die Russen", so oder

ähnlich beschreiben viele Aussiedler ihr erfahrenes Fremdbild, das des gedulde¬

ten Marginalisierten, im Widerspruch (abhängig vom Alter) zum ständigen

Selbstansprach, ein „guter Deutscher" zu sein.

In einem Übergangswohnheim stehen im Durchschnitt 5,6 qm pro Person

zur Verfügung, d.h. in der Regel lebt eine Familie mit bis zu sechs Personen und

unter Umständen mehreren Generationen in einem Zimmer, wohingegen viele

Familien in ihrem Herkunftsland nach eigener Aussage jeweils über ein Haus

mit Garten verfügten, je etwa 40% der Stadtbewohner und 57% der Landbe¬

wohner; pro Kopf standen ihnen ca. 16 qm zur Verfügung (Dietz 1988). Das

Haus/die Wohnung als Wohnstätte und Entfaltungsraum familiären Lebens mit

all seinen Teilen, konstruktiven Komponenten und Schmuckelementen, auch

hinsichtlich der Integration in das Siedlungsgefüge, galt als ein demonstrativ ge-

lebtes Unterscheidungsmerkmal gegenüber den sowjetischen Mitbürgern und

war ein integrativer Teil ihres Selbstwertgefühls, das auch durch Deportations¬

schicksale und Umsiedlungsprozesse nicht verlorenging. In der Bundesrepublik

werten sie das Eigenheim bzw. die Wohnung und deren Einrichtung als Assimi¬

lationsmerkmal. Die mangelhafte Wohnsituation am Neubeginn der rußland¬

deutschen Spätaussiedler in der „Heimat" beinhaltet für die Kinder und Ju¬

gendlichen ebenso wie für ihre Eltern eine Reihe von erziehungs- und

sozialisationsbeeinträchtigenden Faktoren. Aussiedlerkinder haben im zeitlich

verlängerten Provisorium keine Chance, den Raum und seine Einrichtungsge¬

genstände eigensinnig zu nutzen oder spielend anzueignen.Die Wohnraumenge

bewirkt „Streß" bei den Eltern, der sich wiederum negativ auf das Erziehungs¬

verhalten auswirken kann. Die physische Wohnungsumwelt ist eine wichtige

Hintergrandvariable, „deren Wirksamkeit durch soziale Vermittlungsprozesse

bedingt und modifiziert wird, die allen materiellen Erfahrungen erst ihre kultu-
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relle Bedeutung verleihen" (Grossmann/Spangler 1990). Diese Problemlage

teilen die Spätaussiedler mit anderen sozial benachteiligten Gruppen, z.B. Asyl¬

bewerbern oder Obdachlosen. Notwendig wäre hier die Entwicklung und Ge¬

staltung sozialer Orte, die zuallererst das Ziel verfolgen, Lebensbedingungen zu

schaffen, die den Individuen sowohl existenzielle Sicherheiten geben als auch

Lern- und Entwicklungsmöglichkeiten eröffnen, die schließlich zu einem selbst¬

bestimmten Leben führen.

Viele der Wohneinheiten liegen außerhalb von Wohnquartieren am Stadt¬

rand und haben keine zureichende Infrastruktur. Dies birgt schon dadurch die

Tendenz zur Isolation und Ghettobildung. Aus sprachlichen, finanziellen oder

religiösen Gründen sind die Kontakte zur Bevölkerung eingeschränkt; oftmals

gelingt es den Aussiedlern nicht, eine Orientierung an den innerhalb der Gesell¬

schaft zentralen und damit für sie existentiell notwendigen Systemen zu finden.

Man zieht sich zurück, besinnt sich auf das unter den neuen und nun wieder

alten Bedingungen Machbare, bescheidet sich (Dembon et al. 1994). Für Dreit-

zel (1970) ist die Beschränkung von Kontaktchancen eine strukturelle Ursache

von Einsamkeit. Derartige relative Deprivationen können sich durch Diskrimi¬

nierungen zu absoluten ausgestalten, diese Individualisierungsformen können

zu Krankheit oder zum Suizid führen. Einen (vorläufigen) Schutz kann das Zu¬

sammenleben auf Zeit mit anderen Aussiedlern bieten. Durch eine eigene Infra¬

struktur in der Unterkunft kann eine rassischsprachige „Gesellschaft in der Ge¬

sellschaft" entstehen, die über eine Subintegration alltägliche Dienstleistungen
sichert und Informationen austauscht. Die Konformität des Verhaltens wird als

Schutz der individuellen Isolation wahrgenommen; die schon entstandenen Le¬

bensformen, Einstellungsmuster und Verhaltensstandards sind nur begrenzt

kompatibel, d.h. sie erschweren die Erkundung und Teilhabe am Alltagsleben
des sozialen Nahbereichs, die fehlende soziale Interaktion läßt keine Nachbar¬

schaft aufkommen. Häufig müssen zudem die Quartiere der Spätaussiedler
durch Wachpersonal vor Übergriffen Jugendlicher mit rechtsradikalen Orientie¬

rungsmustern geschützt werden (Nadig 1993, S. 280): „Wir haben keine Proble¬

me. Wir sind ein Problem. Uns will hier keiner."

Auch wenn seitens der Öffentlichkeit der Druck wächst, die Politik Hand¬

lungsbedarf erkennt, die soziale Arbeit endlich zunehmend in Hilfeprojekten

engagiert ist, liegt das unübersehbare Dilemma darin, daß unklar ist, worin ge¬

nau das sozialpädagogische Problem besteht. Offensichtlich tragen einfache De¬

finitionen nicht; sie können weder sozialpolitische Maßnahmen noch Hilfestra¬

tegien der Jugendhilfe hinreichend begründen. Die prekäre Lage von jungen

Aussiedlern, die Belastungen in ihrer Lebenslage, Anzeichen auch ihrer zuneh¬

menden Ausgrenzung stellen Teile eines Bildes dar, das noch nicht annähernd

erschlossen ist - möglicherweise muß die Sozialpädagogik erst lernen, wie sich

solche Problemsituationen angemessen erfassen lassen, um kurzgreifende Hil¬

festrategien zu vermeiden.
Hinzu kommt freilich, daß die sozialen Rahmenbedingungen und die mittler¬

weile sehr begrenzten Verteilungsspielräume dazu zwingen, die Belange unter¬

stützungsbedürftiger Gmppen abzuwägen. Bei Flucht und Asyl geht es im Inter¬

esse der Betroffenen um den Schutz der Flüchtlinge und um die Bekämpfung
der Fluchtursachen in den Herkunftsgebieten, auch um internationale Solidari¬

tät, bei Einwandemng aber auch um die Steuerung von Migrationsprozessen im
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Eigeninteresse des Aufnahmelandes. Aus (sozial-)pädagogischer Sicht wäre es

unverantwortlich, die limitierten Integrationsspielräume für Spätaussiedler zu

ignorieren und sich so zu verhalten, als gäbe es keinen materiellen Engpaß bei

der Aufnahme dieser Gruppe. Die (Sozial-)Pädagogik muß auf die politische

Entscheidung zur Kürzung von Integrationshilfen fachlich reagieren. Damit ist

immer die Gefahr verbunden, daß verschiedene Bedarfslagen mit abgestuften

Präferenzen belegt werden müssen und die für die unmittelbare Versorgung zu¬

ständige Instanz für die Privilegierung und die Vernachlässigung von sozialen

Aspiranten zur Rechenschaft gezogen wird. Haben die Aussiedler ihre Identität

aus einer gemeinsam erlebten Vergangenheit und Geschichte gewonnen (In¬

genhorst 1997, S. 212), stehen sie nach der Übersiedlung im Konflikt mit dem

Aufbrechen traditionsgebundener Normen und Werte in der Moderne. „Ich

hab' hier doch keine Zukunft. Das hab' ich schon verstanden und erfahren müs¬

sen über meine Kinder. Vielleicht werden sie auf ihre Weise mal Deutsche wer¬

den." Die Sozialpädagogik wird sich, unter Beteiligung der Betroffenen, um die

Ermöglichung von Handlungsautonomie zu bemühen haben und Selbsthilfepo¬

tentiale fördern, damit der jugendliche Aussiedler als Person anerkannt und

eine individuelle Wertschätzung erfahren kann in einer gleichwertigen Lebens¬

form. Praktiker vor Ort sollten mit Konzepten von Einmischungsstrategien, d.h.

aktive Interessensvertretungen,z.B. im Rahmen von Arbeitsgemeinschaften ge¬

mäß § 78 KJHG diesen Ansatz flankieren.
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Hedi Colberg-Schrader

Kindertagesemrichtungen -

selbstverständlicher Teil kindlichen Lebens

1. Verändertes Gefüge von Familie, Erwerbsarbeit und Kinderleben

Das Zusammenleben von Erwachsenen und Kindern hat in den letzten Jahrzehn¬

ten sowohl im privaten Bereich wie auch in den öffenthchen Formen neue Zu¬

schnitte bekommen. Weitreichende Veränderungen in den Lebenssituationen

von Familien und Kindern haben dazu beigetragen, daß die außerfamiliäre Be¬

treuungvonKindern heute in einembreiterwerdendenSpektrumvonJugendhil¬

feleistungen, Elternselbsthilfeformen bis hin zu kommerziellen Angeboten der

Kinderkultur eine wichtiger werdende Rolle im Leben von Kindern spielt.

Tageseinrichtungen für Kinder haben erheblich an Bedeutung gewonnen.

Gerade dieser Teil der Jugendhilfe wurde in den letzten Jahrzehnten ausgebaut,
hat sich etabliert und ist inzwischen unbestritten öffentlich akzeptiert. Der Kin¬

dergarten gilt heute als selbstverständliche Station im Lebenslauf von Kindern,

„Kindergartenkind" ist eine ebenso übliche Bezeichnung für eine Lebensphase
wie „Schulkind". Mit dem Rechtsanspruch auf einen Kindergartenplatz, der als

verbindliche (und kostenträchtige) neue Jugendhilfeleistung in einem Klima

des generellen Abbaus sozialer Leistungen durchgesetzt werden konnte (Meyer

1996), werden veränderte gesellschaftliche Lebensformen und Erwartungen

aufgegriffen. Kinder werden - dies kann aus der neuen Rechtslage gefolgert
werden - nicht mehr nur als Privatsache der Familien betrachtet, sondern es

wird auch eine öffentliche Verantwortung für Kinder zugestanden. Offensicht¬

lich ist unsere Gesellschaft gegenwärtig dabei, das Leben mit Kindern in einem

neuen Verhältnis zwischen privaten und öffentlichen Formen zu organisieren.
Daß Kindereinrichtungen heute nicht mehr nur Notlösungen für benachteiligte
Kinder sind, sondern Teil des durchnittlichen Lebenslaufs werden, hat vor allem

damit zu tun, daß die Familie nicht mehr als alleiniger Ort des Aufwachsens

betrachtet wird. Motor dafür, daß die Vorstellungen und Bewertungen zu Kin¬

dereinrichtungen in Bewegung sind, sind insbesondere die heutigen Lebensla¬

gen und Lebenskonzepte von Frauen. Die sich verändernden Geschlechtenol-

len haben weitreichende Folgen für die Organisation des familiären Alltags und

nachbarschaftlicher Hilfenetze. Die vormals gewohnten privaten Ressourcen

zur Kindererziehung stehen nicht mehr unbegrenzt zur Verfügung. Frauen su¬

chen in der auf Erwerbsarbeit orientierten Gesellschaft zunehmend nach Le¬

bensformen in Kombination von Beruf und Familie, was zu veränderten Zeit¬

budgets in den Familien führt und neue Gestaltungsformen der Erziehungs- und

Versorgungsaufgaben notwendig macht. Insofern ist es auch nicht verwunder¬

lich, daß der Rechtsanspruch auf einen Kindergartenplatz nicht als kinderpoliti-

Z.f.Päd„ 39. Beiheft
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sches Anliegen bei der Reform des Jugendhilferechts durchgesetzt werden

konnte, sondern erst als Begleitmaßnahme zum § 218. Vieles, was in der Vergan¬

genheit in der Familie, in Verwandtschaft und in Nachbarschaft bewältigt wurde,

muß heute in sozialen Diensten berufsförmig geleistet werden. Vertraute Le¬

bensformen brechen auf, die Grenzen zwischen privater Lebensführung und Er¬

werbsarbeit verschieben sich, an die Soziahsationskapazität von Familien und

öffentlichen Einrichtungen werden neue Anforderungen gestellt (vgl. Colberg-

Schrader/Honig 1996).

2. Ambivalenz moderner Kindheit

Die Bedingungen des Heranwachsens von Kindern haben sich im Prozeß gesell¬

schaftlicher Modernisierung verändert und stellen neue Anforderungen an Po¬

litik und Jugendhilfe. Für die Jugendhilfe und ihre Leistungen für Kinder sind

folgende Entwicklungen zu berücksichtigen:

Kinder als Bevölkerungsteil geraten aufgrund demographischerEntwicklun¬

gen in eine gesellschaftlich prekäre Position. Der Rückgang der Kinderzahl

zeigt sich sowohl auf der Ebene der Familie als auch auf der Ebene der Gesell¬

schaft: Die Zahl der Kinder insgesamt geht absolut ebenso zurück wie ihr rela¬

tiver Anteil an einer älter werdenden Gesamtbevölkerung. Es wird von einer

„Marginalisierung von Kindheit in der modernen Gesellschaft" (Wintersber-

ger 1998, S. 15) gesprochen, und es werden in diesem Zusammenhang die Aus¬

wirkungen der Modernisierung auf die Verteilungsgerechtigkeit zwischen Kin¬

dern und Erwachsenen erörtert. Die wohlfahrtsstaatliche Entwicklung hat, da

der größte Teil der „Kinderkosten" von der Familie aufgebracht werden muß

und da die Erwerbschancen von Erwachsenen, die sich auf das Leben mit Kin¬

dern einlassen, vermindert sind, zu einer tendenziellen Benachteiligung von Fa¬

milien mit Kindern geführt. Daß Kinder eine Bevölkerungsgrappe mit über¬

durchschnittlichem Armutsrisiko sind, wird seit Beginn der 90er Jahre verstärkt

diskutiert. Sozialhilfebedürftig sind in Deutschland inzwischen neun Prozent

der Kinder und Jugendlichen; bei den Kindern unter sieben Jahren übertrifft ihr

Anteil den der Senioren um ein Dreifaches (Walper 1995). Bei der in ökonomi¬

schen Mechanismen verankerten „strukturellen Rücksichtslosigkeit" (Kauf¬

mann 1990) unserer Gesellschaft gegenüber Kindern und Familien werden in¬

zwischen die „gesellschaftliche Sicherung frühkindlicher Bildungsprozesse"

(Peukert 1997, S. 278) und eine „Kultur des Aufwachsens" (Krappmann 1996,

S. 26) angemahnt. Parallel zu der Entwicklung, daß Kinder in modernen Indu¬

striegesellschaften zu randständigen Gruppen werden, wird seit geraumer Zeit

in der europäischen Forschung der gesellschaftliche Stellenwert von Kindern

thematisiert. Das Gemeinsame an diesen Bemühungen ist eine Neubestimmung

von Kindheit im gesellschaftlichen Kontext und das Bestreben, Kinder als ei¬

genständige soziale Gmppe anzuerkennen. In dieser Perspektive werden Kin¬

der als Personen mit eigenständigen Menschenrechten und der Fähigkeit, diese

selbständig auszuüben, betrachtet (Zeiher 1996). Welche Konsequenzen die

Diskussion um die Umsetzung der UN-Konvention zu Kindenechten für die

Praxis von Kindereinrichtungen und deren pädagogische Arbeit haben kann,

wird seit Beginn der neunziger Jahre diskutiert (AGJ 1992).
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Die moderne Gesellschaft hat für Kinder ein Leben in widersprüchlichen

Verhältnissen mit sich gebracht. Kinderleben ist bei der sozialen Vielfalt von

Familienleben und den regionalen Unterschieden sehr breit gefächert. Der „In-

dividualisierangsschub" hat auch die Kinder nicht ausgelassen. Auch wenn ge¬

genwärtig die tendenzielle Benachteiligung von Familien mit Kindern und zu¬

nehmende Kinderarmut festgestellt werden, lebt gleichzeitig die Mehrheit der

Kinder unter günstigen materiellen Verhältnissen, was Ernährung, Wohnbedin¬

gungen und Konsummöglichkeiten angeht. Kinder wachsen vorwiegend in klei¬

nen Haushalten, häufig auch ohne Geschwister auf. Ein Teil der Kinder lebt in

Ein-Eltern-Familien. Vielfältige Lebensformen.wie nichteheliche Gemeinschaf¬

ten, Zweitfamilien,Wechsel von einer zur anderen Familienform, gehören heute

zur sozialen Wirklichkeit, die Kinder erleben und in der sie sich anangieren

müssen. Kinder haben zunehmend mit variableren und instabileren Familienbe¬

ziehungen zurechtzukommen. Viele Kinder wachsen in multikulturellen Zu¬

sammenhängen auf und machen früh die Erfahrung, daß es unterschiedliche

Werte, Religionen und Lebensformen gibt.

Typisch für jüngere Kinder in hochentwickelten Industriegesellschaften ist,

daß sie außerhalb der Familie kaum noch am sozialen Leben der Umgebung
teilhaben können. Städtebauliche Entwicklungen mit der fortschreitenden

Funktionalisierung öffentlicher Räume und die Dominanz des Straßenverkehrs

haben gerade für jüngere Kinder die Zugänglichkeit der Wohnumgebung und

der Straße verbaut. Kinder haben in diesem Prozeß solche Orte verloren, an

denen sie ihre eigene Sozialwelt aufbauen können. Die geringere Zahl der Kin¬

der und moderne Wohnformen haben gerade auch nachbarschaftliche Kinder¬

netzwerke reduziert. Das Wohnumfeld ist für Kinder sehr unterschiedlich. In

Wohngebieten mit engen und ärmlichen Wohnverhältnissen mangelt es häufig

auch an Qualität für Kinder im Nahbereich: Parkplätze statt Grünflächen, zu

wenig Spielplätze und unverbauter Streifraum, kaum Freizeitangebote. Unter¬

suchungen zur regional unterschiedlichen sozialen Infrastruktur verweisen dar¬

auf, daß in schlechtsituierten Wohngebieten auch die Versorgung mit Kinder¬

einrichtungen ungünstiger ist (Bertram u.a. 1993). Die Schere zwischen

begünstigten und benachteiligten Lebenslagen geht immer weiter auf, wenn

man nicht nur die familiäre Lebenssituation, sondern auch die Teilhabechancen

der Kinder an den Angeboten von Jugendhilfe und Kinderkultur betrachtet. Es

entstehen völlig neue Linien der Chancenungleichheit je nachdem, welche öf¬

fentlichen Angebote am Ort zugänglich sind oder nicht. Die industrialisierte

Gesellschaft hat Kindern viele traditionelle Einbindungen (wie die Geschwi¬

stergruppe, die Kinderclique in der Nachbarschaft) genommen, sie hat aber auf

der anderen Seite neue Möglichkeiten und Freiräume geschaffen (wie z.B. er¬

weiterte Angebote der Kinderkultur). Um aber die Chancen heutigen Kinderle¬

bens zu nutzen, sind Kinder davon abhängig, ob sie in gut ausgestatteten Regio¬

nen leben und ob sie Eltem haben, die ihnen soziale Kontakte erschließen und

Angebote der Kinderkultur finanzieren können. Und sie müssen dabei selbst

initiativ, kontaktfreudig und flexibel sein. Viele Kinder schaffen das hervona-

gend, andere tun sich schwer damit (Deutsches Jugendinstttut 1992).
Ähnlich ambivalent ist der Einfluß der kommerziellen Welt: Die von Er¬

wachsenen gestaltete Kinder- und Medienkultur eneicht die Kinder auch schon

in jüngerem Alter; hier werden Kinder als potentielle Kunden und Nutzer ge-



102 Konzepte - Arbeitsformen - Praxisfelder

zielt angesprochen. Damit werden neue Handlungs- und Erfahrungsräume für

Kinder erschlossen, Kinder werden aber auch zunehmend von einer kommer¬

ziellen Freizeitwelt und von Konsumgewohnheiten instmmentalisiert. Insge¬

samt sind die Modernisierungsprozesse des 20. Jahrhunderts für Kinder zwei¬

schneidig: „Kinder erhalten einerseits viel mehr Aufmerksamkeit, mehr

Entwicklungschancen, mehr Förderung; andererseits erfahren sie auch viel

mehr gesellschaftlichen Druck. Aus Familienkindern, die mitleben in der Le¬

bens- und Arbeitswelt ihrer Eltern, sind Institutionenkinder und Laufbahnkin¬

der geworden, deren Vorankommen an Leistungen, Prüfungen und Anpassung

gebunden ist" (Flitner 1996, S. 24). In der sozialpädagogischen Diskussion wird

die Widersprüchlichkeit des zunehmenden Institutionenlebens von Kindern

problematisiert: Mit der Chance, Kindern auf ihre Bedürfnisse zugeschnittene

Lebensräume zu sichern, findet auch eine zunehmende Ausgrenzung der Kinder

und der ihnen zugewiesenen Lebenswelten statt. Mit den Gestaltungmechanis¬

men von geplanten und organisierten Veranstaltungen für Kinder greift die Ra¬

tionalität des Erwachsenenlebens auf die Kinder über und setzt sich letztlich

eine wirksame Vergesellschaftung der Kinder durch.

3. Kindertageseinrichtungen ab Antwort aufLebenssituationen

von Kindern

3.1 Gegenwärtiges Angebot

Die Selbstverständlichkeit, mit der gegenwärtig der Kindergarten akzeptiert

und eingefordert wird, hat in der (alten) Bundesrepublik noch keine lange Tra¬

dition. Noch weit bis in die 60er Jahre standen Kindergärten nur einem kleinen

Teil der Bevölkerung - nämlich nur 31% der drei- bis unter sechsjährigen Kin¬

der - zur Verfügung, ohne daß dies in der Öffentlichkeit als Mangel gesehen

wurde. Die aktuelle Jugendhilfestatistik (Statistisches Bundesamt 1996; Beher

1997) weist für diese Altersgruppe immerhin einen Versorgungsgrad von 90,7 %

aus, wobei die Länder des früheren Bundesgebiets einen Versorgungsgrad von

85,2 % und die neuen Länder einschließlich Berlin-Ost von 116,8 % haben. Die

alte Bundesrepublik hat damit unter dem Einfluß des Rechtsanspruchs auf ei¬

nen Kindergartenplatz einen erheblichen Platzausbau hinter sich, jedoch es

reicht noch nicht; trotz des Rechtsanspruchs findet noch nicht jedes Kind in

jeder Region einen Platz. Und in Ostdeutschland, das eine Tradition mit Vollver¬

sorgung im Kindergartenbereich hat, gibt es derzeit Überkapazitäten, weil

durch Wanderungsbewegungen der Bevölkerung sowie aufgrund des gewalti¬

gen Geburtenrückgangs in den ersten Nachwendejahren das Verhältnis von

Kinderzahl und Platzangebot auseinandergeraten ist. Hinter den für den Kin¬

dergartenbereich ausgewiesenen Versorgungsquoten verbergen sich regionale
Unterschiede und teilweise beträchtliche Schwierigkeiten in den Kommunen

bei der konkreten Umsetzung des Rechtsanspruchs auf einen Kindergarten¬

platz (vgl. Colberg-Schrader/Zehnbauer 1996).Dennoch läßt sich der Kinder¬

garten als unbestrittenes Angebot für alle nicht mehr verleugnen.
Anders sieht dies bei den Angeboten für Kinder unter drei Jahren und für

Schulkinder aus, Krippe und Hort konnten nicht so wie der Kindergarten von
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den Anstößen der Bildungsreform der siebziger Jahre profitieren und geraten

bei der derzeitigen Konzentration auf den Ausbau des Kindergartens in den

Hintergrund: Bei den Kindern unter drei Jahren ist bundesdurchschnittlich für

6,3 % der Kinder ein Krippenplatz vorhanden, wobei die neuen Bundesländer

für 41,3 % und die alten Bundesländer nur für 2,2 % der Kinder einen Platz

anbieten. Ähnlich unterschiedlich ist auch das Angebot für Kinder im Schulal¬

ter: Hier gibt es bundesdurchschnittlich für 17,5 % der Kinder Hortplätze, auf¬

geteilt auf 34,1 % in den neuen und 5,1 % in den alten Bundesländern.

Die Zahlen machen deutlich, daß die einzelnen Altersgruppen höchst unter¬

schiedlich versorgt sind und daß insbesondere bei den Angeboten für Kinder

unter drei Jahren und für Kinder im Schulalter beträchtliche regionale Unter¬

schiede (Stadt - Land; Ost - West) bestehen. Westdeutschland steht mit seinem

knappen Angebot für Kleinkinder wie auch für Schulkinder nach wie vor im

europäischen Vergleich (Moss 1988) am unteren Ende. Die sich hier auswirken¬

den ideologischen Kontroversen um verschiedene Lebenskonzepte von Frauen

haben lange Tradition und sind durch die bei der Wiedervereinigung Deutsch¬

lands zusammengeratenen gegensätzlichen Lebensmuster noch einmal neu ak¬

zentuiert worden. Die Abwertung von Krippe und Hort als „Notlösung" ent¬

spricht allerdings nicht mehr der Lebenspraxis von Familien: Das Angebot in

den westlichen Bundesländern steht in eklatantem Mißverhältnis zu der Nach¬

frage - ist doch die Chance auf Ausbildungs- und Arbeitsplatz eng mit dem Vor¬

handensein einer verläßlichen Kinderbetreuung verbunden und wünschen doch

immer mehr Eltern auch für ihre Kinder unter drei Jahren und im Schulalter die

bereichernden Erfahrungen öffentlich organisierter Kindergruppen.
Unterschiedlich ist auch der zeitliche Zuschnitt der Einrichtungen: In den

alten Ländern sind nach der Jugendhilfestatistik 1996 nur 23 % der Plätze in

Kindertageseinrichtungen Ganztagsplätze mit Mittagsversorgung. Gerade im

ländlichen Bereich henscht ein Mangel an ganztägiger Betreuung; solch ein An¬

gebot gibt es bisher vorwiegend in Großstädten. In den neuen Bundesländern

stellen Ganztagsplätze mit Mittagsversorgung mit 92 % das Standardangebot

dar, hier kannte man auch zu DDR-Zeiten nur ein solches Vollangebot, das mit

der Vollzeiterwerbstätigkeit der Eltem konespondierte. Auch bei der Träger¬

schaft von Einrichtungen unterscheiden sich Ost und West in typischer Weise:

66 % der Einrichtungen sind in den alten Bundesländern in freier Trägerschaft,

in den neuen Bundesländern beträgt deren Anteil 199416 %.

Trotz des bisher lückenhaften zahlenmäßigen Angebots werden Kinderta¬

geseinrichtungen gegenwärtig als infrastrukturelle Ressourcen der Lebensfüh¬

rung und Lebensbewältigung von Kindern und Familien begriffen. Sie sollten

zum einen den Kindern eine anregungsreiche Umwelt bieten, in der Bildung,

Erziehung und Betreuung in einer an den Bedürfnissen der Kinder orientierten

Weise (wie es das Kinder- und Jugendhilfegesetz verlangt) gewährleistet sind.

Zum anderen sollen Kindertageseinrichtungen Unterstützungsleistung für Fa¬

milien sein, und dies unter den Bedingungen individualisierter Lebensentwürfe

und flexibilisierter Arbeitsabläufe bei der insgesamt knapper gewordenen Res¬

source Erwerbsarbeit. Schließlich stehen die Mitarbeiter/innen der Jugendhilfe

in der Verpflichtung, sich kinderpolitisch zu engagieren und sich (gemäß KJHG

§ 1, Abs. 3.4) für positive Lebensbedingungen von Kindern und Familien am Ort

einzusetzen.
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3.2 Kindertageseinrichtungen - Orte gegenwärtigen Kinderlebens

Die Tatsache, daß Kindertageseinrichtungen ein gewichtiger Ort der Kinderle¬

bensgestaltung geworden sind, hat den Blick neu auf die Bedeutung dieser Orte

und ihrer Lebensqualität für Kinder gerichtet. Kindertageseinrichtungen, die zu

„allgemeinen Sozialisationsinstanzen" und zu „einem selbstverständlichen und

unverzichtbaren Bestandteil der gesellschaftlichen Grundversorgung" (Rau¬

schenbach 1994, S. 171) geworden sind, können nicht nur als Orte pädagogi¬
schen Handelns betrachtet werden, sie sind zu bedeutsamen Orten des Kinder¬

lebens geworden, in denen Kinder im Sinne einer „dual socialization" (Dencik

1989) spezifische und in ihrer Besonderheit unverzichtbare Erfahrungen ma¬

chen können. Kindertageseinrichtungen kann man als sozialpädagogische und

sozialpolitische Antwort auf eine sich differenzierende und komplizierende
Normalität in der Lebenswelt von Kindern und Familien verstehen. Sie sind für

viele Kinder so etwas wie ein zweites Zuhause, das ihnen die Einbindung in ein

lokales Miteinander sichert. Für manche Kinder sind sie eine sichernde Umwelt

in instabil und unsicher gewordenen Verhältnissen und können das Minimum an

sozialem Gefüge bedeuten, das sie zum Aufwachsen brauchen.

Wie die in der Praxis von Kindertageseinrichtungen immer häufiger gefor¬

derte und praktizierte Konzeptionsentwicklung deutlich machen kann, liegt ein

Schwerpunkt heutiger Kindergartenarbeit darin, vieles, was früheren Kinderge¬

nerationen gleichsam „naturwüchsig" in ihrer Umgebung begegnete, als „Er¬

fahrungsfelder" zu rekonstruieren. Solche Erfahrungsebenen können sein:

Naturbegegnung, der Umgang mit vielfältigem Material, das Kennenlernen

kultureller Grundbestände regionalen Lebens, die Erfahrung von Geschwister¬

lichkeit und das Lernen von gleichberechtigtem Zusammenleben in einer Grup¬

pe Gleichaltriger. Kindergärten verstehen sich heute insbesondere auch als

Orte, an denen Zeit und Raum für eigenständiges unbeaufsichtigtes Kinderle¬

ben zugestanden werden muß.

Dementsprechend findet man heute in vielen Kindertageseinrichtungen eine

räumliche Gestaltung, die zu vielfältigen Tätigkeiten anregt: wohnliche, mög¬

lichst individuelle Ausstattung der Gruppenräume; gegliederte Räume; Nischen

und Höhlen zum Ausruhen und Rückzug; abgeschirmte Ecken, in denen sich

kleine Gruppen ungestört beschäftigen können; frei zugängliche vielfältige Ma¬

terialien, Spiele, Bücher; größere Flächen für Bewegung und Toben; möglichst

freier Zugang zu Eingangshalle, Küche und Garten - dies gehört heute zu einer

spielfördernden anregungsreichen Umgebung im Kindergarten. Es geht also um

offene Arrangements, in denen Kinder möglichst vielfältige Anregungen für

ihre Interessen und Spielkontakte finden.

Auch in der Beziehung zwischen Erzieherinnen und Kindern sowie in der

inhaltlich-pädagogischen Arbeit werden Umgangsformen favorisiert, die die

Phantasie, die Selbständigkeit und die sozialen Kompetenzen der Kinder her¬

ausfordern. Kinder sollen im alltäglichen Ablauf ihres Zusammenlebens sinn¬

stiftende Erfahmngen machen können.Derweniger stark vorgegebene und von

den Kindern mitzugestaltende Tagesablauf fordert die Kinder heraus, selbst

Ideen zu entwickeln und ihre Vorschläge einzubringen. Das Gruppenleben regt

an, sich über eigene Interessen und Abneigungen klar zu werden, bietet vielfäl¬

tige Aktivitäts- und Gesprächsanreize, erfordert aber immer auch die Auseinan-
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dersetzung bei konkunierenden Interessen und zwingt zum Aushandeln und

Sich-Arrangieren.
Gerade in den letzten Jahren wird in vielen Einrichtungen versucht, durch

erweiterte Altersmischungen (z.B. von ein bis sechs Jahren oder von drei bis

zehn Jahren oder auch anderen Altersspannen), die über die Grenzen bisheri¬

gen Institutionenlebens hinausgehen, den Kindern neue Erfahrungsdimensio¬
nen einzuräumen: Der Kontakt mit Kindern verschiedenen Alters erlaubt, daß

die Kinder die Verschiedenheit erfahren und damit umgehen lernen. Vor- und

Nachteile solcher alterserweiterten Formen wurden untersucht und werden

weiterhin in der Praxis diskutiert (vgl. Haberkorn 1994; Krappmann/Peukert

1995; Thiersch/Maier-Aichen 1996). Um Kindern mehr Selbständigkeit und

Entscheidungsfähigkeit zuzugestehen, haben sich Formen der Öffnung von

Gruppen verbreitet, die es Kindern erlauben, sich zeitweise frei im Haus zu be¬

wegen und sich Spielort und Kontakte über die eigene Gmppe hinaus zu su¬

chen. Inwieweit solche Formen der Öffnung von Gruppen die Kinder in ihrer

Selbständigkeit stützen und wieweit andererseits auch das Bedürfnis der Kin¬

der, sich zugehörig und „zuhause" zu fühlen und in der Unübersichtlichkeit ei¬

ner Institution einen sicheren Platz zu haben, berücksichtigt werden muß, hat zu

einer breiten pädagogisch-konzeptionellen Diskussion geführt (vgl. z.B. Deut¬

sches Jugendinstitut 1993; R. Thiersch 1997).

3.3 Konzeption und Bildungsziele

Pädagogisches Handeln in Kindertageseinrichtungen hat das Ziel, die Entwick¬

lung der Kinder in möglichst allen Dimensionen zu fördern. Das Verständnis

von Entwicklung und Erziehung in früher Kindheit ist im Wandel. Die jüngere

Kinderforschung hat darauf hingewiesen, daß Kinder schon vom Säuglingsalter
an über eine erstaunliche Kompetenz und ein beachtliches Handlungsvermögen

verfügen. Mit dieser Perspektive und auf der Basis neuerer Befunde wird das

Kind als ein Wesen beschrieben, das aktiv und einfallsreich darum bemüht ist,

die Welt zu begreifen und handlungsfähig zu werden. Dabei sind die Kinder auf

Interaktionen und auf die Kultur, die die Erwachsenen bieten, angewiesen. Die

Entwicklung des Kindes ist in diesem Verständnis ein sozialer Prozeß, in dem

das Kind Wirklichkeit aktiv und kreativ konstruiert und auf der Grundlage des

Dialogs mit Erwachsenen und Gleichaltrigen eine sinnvolle Welt gemeinsam

geteilter Bedeutungen aufzubauen versucht (Peukert 1995; Flitner 1996). Wie

die jüngere Forschung deutlich macht, kommt insbesondere auch der Interakti¬

on mit den Gleichaltrigen eine große Bedeutung im elementaren Lernen der

Kinder zu (Krappmann 1993).
Für die meisten Kinder ist die Kindertageseinrichtung der erste Ort, an dem

sie verläßliche und belastbare Beziehungen in einer Kindergruppe aufbauen

können. Kinder müssen im Kindergartenalter lernen, sich mit Spielpartnern zu

verständigen, Konflikte zu bewältigen und im Spiel zu kooperieren. Die Bedeu¬

tung dieses Lernens liegt „in der konstruktiven Tätigkeit des Kindes selbst, in

seinen immer wieder aufgenommenenen Versuchen, selbständig ein Spiel zu

gestalten" (Peukert 1995, S. 81). Spielen ist im Kindergartenalter der vitale

Eigenbeitrag der Kinder zu ihrer Entwicklung, spielend verarbeiten sie
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Umwelteindrücke. Aus der Perspektive der Kinder ist die Welt noch voller neu¬

er Eindrücke und Geheimnisse, die sie entdecken wollen. Sie entwickeln Erklä¬

rungen, Lösungen, Handlungsstrategien und eignen sich auf diese Weise die

Welt aktiv an. Mit Spielgefährten werden unterschiedliche Sichtweisen ausge¬

tauscht.

Für die Theorieentwicklung zum Kindergartenbereich und für die Gestal¬

tung der pädagogischen Arbeit in Kindertageseinrichtungen sind die neueren

Ansätze und Befunde von Kinderforschung und Entwicklungspsychologie bis¬

her kaum aufgearbeitet. Zwar gehen Informationen über Lebensbedingungen

von Kindern und die sich wandelnden Vorstellungen von Kindern und kindli¬

cher Entwicklung in „Alltagstheorien" des Praxisfeldes ein, aber eine auf die

besonderen Bedingungen von Kindertageseinrichtungen bezogene Theoriebil¬

dung und Forschung steht noch aus. Über das Sozialisationsgeschehen in Kin¬

dertageseinrichtungen, über Auseinandersetzungs- und Aneignungsprozesse

der Kinder, über das Verhalten der Erzieherinnen, über die Umsetzung von

Konzepten und über institutionelle Eigengesetzlichkeiten gibt es zwar plausible

Annahmen, aber es besteht ein erhebhcher Forschungsbedarf. Es fehlt bisher

eine Forschungspraxis, die über vereinzelte Ansätze hinausgeht und die Ent¬

wicklungslinien der vielgestaltigen frühpädagogischen Landschaft zur Kenntnis

nimmt.

Die Diskussion darum, wie Kindertageseinrichtungen ein geeigneter Rah¬

men dafür sein können, Kindern angemessenen Lebens- und Lernraum zu si¬

chern und die Möglichkeit zur eigenaktiven Auseinandersetzung mit ihrer Um¬

welt zu schaffen, ist bisher vorwiegend im Rahmen von praxisnahen

Entwicklungsprojekten geführt worden. Lebens- und Lernmöglichkeiten für

Kinder in Kindergärten sind in den vergangenen Jahrzehnten vor allem mit

dem im Laufe der Jahre weiterentwickelten Konzept des Situationsansatzes

(Zimmer 1984; Colberg-Schrader/Krug/Pelzer 1991) diskutiert worden. Das

im Situationsansatz angelegte Selbstverständnis der Kindertageseinrichtungen

als gestaltbarer Lebensräume für Kinder und offener Orte für Kinder und Er¬

wachsene (Deutsches Jugendinstitut 1994) umfaßt institutionenkritische

Aspekte, indem zum einen die Bedingungen der Institution immer wieder dar¬

aufhin überprüft werden, ob sie die Eigenaktivitäten und die Mitwirkungs¬

chancen der Kinder ermöglichen, und indem über die Grenzen der Institution

hinaus auch nach Räumen und Lebensqualität für Kinder im Wohnumfeld ge¬

fragt und diese, soweit möglich, in Kooperation mit Eltern sichergestellt wer¬

den. Ein wesentliches Merkmal des Situationsansatzes ist die Qualifizierung

der Fachkräfte in einer diskursiven Praxis. Es ist Teil der pädagogischen Arbeit

von Erzieherinnen, mit Situationsanalysen regionales Kinderleben immer wie¬

der neu zu untersuchen und eine reflexive und regional begründete Praxis zu

gestalten.
Im deutschen Wiedervereinigungsprozeß sind im Bereich der öffentlichen

Kleinkinderziehung mit dem im Westen dominierenden Situationsansatz und

dem in der DDR geltenden „Programm für die Bildungs- und Erziehungsar¬

beit im Kindergarten" sehr unterschiedliche Konzeptionen und Praxisselbst¬

verständnisse aufeinandergetroffen. Obwohl die Chancen für eine gemeinsame

Reform der Frühpädagogik nicht genutzt wurden (Neumann 1997), hat doch

eine Diskussion über eine Neuorientierung begonnen. Ausgehend von der Kri-
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tik, daß in Westdeutschland die Reformanstrengungen der 70er Jahre an vielen

Orten versickert seien und daß die Praxis in ihrer Arbeitsweise und Qualität

sehr heterogen sei, wurde in einem Evaluationsprojekt nach den Wirkungen

des Erprobungsprogramms nach zwanzig Jahren gefragt und wurde die Ar¬

beitsweise von damals beteiligten Einrichtungen mit anderen Einrichtungen

verglichen. Die Studie kann neben dem Ergebnis, daß sich „Reformspuren"

nur in wenigen beteiligten Einrichtungen über zwei Jahrzehnte erhalten und

entfalten konnten, die Bedingungen aufzeigen, die eine Qualitätssicherung und

eigenständige Entwicklungen eher befördern bzw. eher behindern (Zimmer u.a.

1997).
Die kritische Diskussion zum Situationsansatz und zu konzeptionellen Neu¬

orientierungen für die Arbeit in Kindertageseinrichtungen (Laewen u.a. 1997)
konzentriert sich schwerpunktmäßig auf den Stellenwert von Lernen und kind¬

licher Kompetenzentwicklung in der pädagogischen Arbeit von Kindertagesein¬

richtungen (Krappmann 1995) sowie auf anthropologische Grundlagen von Bil¬

dungsprozessen im Kindesalter (Schäfer 1995). Eine neue Bildungsdebatte ist

angestoßen worden, die nicht nur die wissenschaftliche Auseinandersetzung

prägt, sondern auch die Kindergartenszene beeinflußt, wie sich an den Themen

in den Fachzeitschriften und der Fortbildungsangebote ablesen läßt. Es wird

angemahnt, den Stellenwert von systematischem Lernen und kindlicher Kom¬

petenzentwicklung in der pädagogischen Arbeit des Kindergartens neu zu fas¬

sen (Elschenbroich 1997; Krappmann 1995). Allerdings läßt sich angesichts der

Ungewißheit zukünftiger Anforderungen kaum ein verbindlicher Katalog von

Lernzielen formulieren. Wie werden Bildungsvorstellungen begründet, wenn

die um Erwerbsarbeit herum konstruierte Gesellschaft brüchig wird und zu¬

künftige Qualifikationsanforderungen kaum noch antizipiert werden können?

Die mit den gewachsenen wirtschaftlichen Unsicherheiten und Modernisie¬

rungsprozessen verbundenen Risiken, Offenheiten und Unbestimmtheiten stel¬

len neue Anforderungen an die Entwicklung individueller Wert- und Orientie¬

rungsmuster. Deutlich weniger als früher werden sie durch in Traditionen

verankerte und verbindliche Vorgaben gestützt und sollen doch eine situations-

übergreifende, langfristige Orientierung gewährleisten sowie individuelle Ei¬

genständigkeit und Verantwortungsbereitschaft fördern. Wie wird unter heuti¬

gen Bedingungen gesichert, daß Kinder heranwachsen, die stabil und

lebenstüchtig sind und die bei den Unsicherheiten und verschwimmenden ge¬

sellschaftlichen Perspektiven bestehen können? Was sind Chancen, was sind Ri¬

siken und unbeabsichtigte Nebenwirkungen des zunehmenden Kinderlebens in

Institutionen? Die Diskussion um Bildungsfragen in einer Gesellschaft, die sich

rasch wandelt, konzentriert sich auf „Schlüsselqualifikationen", wie z.B. soziale

und kommunikative Kompetenzen; Selbstvertrauen; die Fähigkeit, Initiative zu

ergreifen und Verantwortung zu übernehmen; die Fähigkeit, mit Schwierigkei¬
ten fertig zu werden und Übergänge (in der Familie, in der Kindergruppe) zu

bewältigen (vgl. dazu Bericht von der 7. EECERA-Konferenz; Peukert 1997;

Dencik 1989).
Daneben hat inzwischen auf unterschiedlichen Ebenen eine Diskussion über

die Erziehungs- und Betreuungsqualität von Kindertageseinrichtungen begon¬

nen, die, angeregt durch die internationale Forschung und Diskussion (z.B.
Clarke-Stewart 1998; Netzwerk Kinderbetreuung der EU 1996), sowohl
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praxisorientierte Beiträge zur Beschreibung von Qualität und von qualitätssi¬

chernden Rahmenbedingungen wie auch eher wissenschaftliche Ansätze zur

Bestimmung von Kriterien und zur empirischen Erfassung und Messung von

Qualität umfassen (ausführlicher Überblick bei Fthenakis 1998).

3.4 Vielfältige Lebensformen erfordern vielfältigere Angebote

der Kinderbetreuung

Kinder leben heute in einem dichten Nebeneinander von sehr unterschiedli¬

chen Lebensverhältnissen und Lebensstilen. Die Verknüpfung von bildungs-

und sozialpolitischen Aufgaben des Kindergartens, wie sie seit den achtziger

Jahren diskutiert wird, hat eine auf Kinder und Familien gerichtete Sichtweise

befördert (Achter Jugendbericht 1990). Diese Perspektive, die den Kindergarten

als Teil eines Ensembles der Maßnahmen für Kinder sieht und die den spezifi¬

schen Beitrag des einzelnen Kindergartens unter Berücksichtigung des lokalen

Bedarfs und der regional und lokal vorhandenen sonstigen Ressourcen ein¬

schätzt, bedeutet, daß diese Institution in ihrer Organisationsform (Angebots¬

spektrum, Alterskonstellationen, Öffnungszeiten) vielfältiger wird. Der Kinder¬

garten muß sich zunehmend in das Netz von verschiedenen Angeboten, die für

Kinder am Ort zur Verfügung stehen, einfügen.

Die Landschaft der Kindertageseinrichtungen ist derzeit sehr vielgestaltig:

Neben den sogenannten Regeleinrichtungen traditionellen Stils sind in den letz¬

ten Jahren neue Einrichtungsformen entstanden, die eine lebenslagenorientier¬

te Öffnung und Flexibilisierung des Angebots sowie eine bunte Formenvielfalt

vorantreiben (Ledig u.a. 1996). Modellprojekte (z.B. Deutsches Jugendinsti¬

tut 1994; Zimmer 1997) haben dies angeregt und befördert. Kindertageseinrich¬

tungen sind angesichts veränderter Anforderungen in eine Phase experimentel¬

ler Suchbewegungen nach neuen bedarfsangemessenen Praxisformen geraten,

wobei es bisher keine verläßliche Datenbasis gibt, um diese Entwicklung ange¬

messen zu beschreiben. Der Jugendhilfestatistik mit ihren begrenzten Erfas¬

sungskategorien (Beher 1997) entziehen sich die vielfältigen Organisationsfor¬

men und die entstehenden Mischungen von Institutionen und Initiativen.

Die Frage nach bedarfsgerechten Öffnungszeiten beschäftigt die Kindergar¬

tenszene schon lange. Gerade Kindergärten haben nach wie vor in vielen Regio¬

nen noch sehr anachronistische Öffnungszeiten, die ein Familienleben voraus¬

setzen, in dem ein Eltemteil uneingeschränkt für das Kind Zeit haben muß.

Ergebnisse der Elternbefragung im Projekt „Orte für Kinder" (Deutsches Ju-

gendinstttut 1994; Ledig u.a. 1996) machen deutlich, wie groß die Kluft zwi¬

schen Lebensmustern der Familien und Zeitstrukturen der Einrichtungen

manchmal ist. So richten sich die Betreuungswünsche sehr stark auf flexiblere

Besuchsmöglichkeiten und auf veränderte Öffnungszeiten: Ganztagsangebote,

erweiterte Vormittagszeiten, Angebote über Mittag und verlängerte Öffnungs¬

zeiten am Abend werden je nach unterschiedlichen familiären Zeitabläufen ge¬

wünscht. Die aktuellen Diskussionen um flexiblere Arbeitszeiten sind ein Vor¬

geschmack darauf, was hier auf Kindereinrichtungen zukommt. Es wird noch

einiges an Auseinandersetzungen darüber geben, wieweit Einrichtungen fami¬

liäre Lebensbedingungen berücksichtigen müssen - aber auch darüber, was Kin-
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dem zugemutet werden kann und wo Grenzen ihrer „Flexibilität" gesetzt wer¬

den müssen.

Auch die Altersspanne in den Einrichtungen wird neu diskutiert (Krapp¬
mann/Peukert 1995). Im Achten Jugendbericht (1990) wurde noch moniert, daß

die Finanzierungsregelungen der Länder nur für Kinder im Kindergartenalter

gelten. Hier ist inzwischen einiges in Bewegung geraten: Neue Richtlinien und

Bezuschussungsregelungen in einigen Bundesländern erlauben erste Schritte

zur Erweiterung des Angebots (Colberg-Schrader 1995). Eltern sind - wie die

Elternbefragung des Projekts „Orte für Kinder" zeigt (Ledig u.a. 1996) - daran

interessiert, möglichst in Wohnungsnähe auch ein Angebot für Kinder unter drei

Jahren sowie für Schulkinder zu haben, wobei die konkreten Formen, die jeweils

gewünscht werden, sehr stark nach Lebenssituation der Familien und nach der

sonstigen regionalen Ausstattung differieren. Für Kinder unter drei Jahren wer¬

den zum Teil regelmäßige Betreuungsplätze, zum Teil aber auch nur gelegentli¬
che Betreuungsangebote, Spielgruppen oder Mutter-Kind-Angebote ge¬

wünscht. Auch bei den Schulkindern ist der Bedarf je nach Wohngebiet sehr

differenziert: Es werden teils Plätze in Horten und Ganztagsschulen gebraucht,
teils aber auch eher offene Freizeitangebote und verläßliche Anlaufstellen ge¬

wünscht. Hier sind es - wie einschlägige Untersuchungen zeigen - auch die Kin¬

der selbst, die mehr Bewegungsfreiheit und eigenständige Freizeitgestaltung
wünschen (Deutsches Jugendinstitut 1992). Je älter die Kinder sind, desto

souveräner gehen sie mit den Angeboten zwischen Institutionen, Vereinen und

Anbietern der Kinderkultur je nach Interesse um und lassen sich ungern in das

Korsett einer Ganztagsversorgung durch eine Institution zwängen.
Bei der real existierenden Vielfalt familiärer Lebensformen und regionaler

Ausstattung läßt sich ein bedarfsgerechtes Angebot - wie es das KJHG fordert

- nicht mit durchschnittlichen Versorgungsquoten planen, sondern es muß je¬
weils konkret vor Ort ausgehandelt und abgestimmt werden. Dies erfordert

mehr Autonomie aber auch Bereitschaft zur permanenten Revision und

Neustrakturierung bei Einrichtungen und Trägern. Dies erfordert Finanzie-

rangskonzepte, die lokale Profile erlauben. Dies macht auch eine weitere Qua¬

lifizierung der Erzieherinnen und neue Zuschnitte ihres Aufgabenspektrums

nötig.
Voraussetzung für die Gestaltung passender Angebote ist eine Jugendhilfe¬

planung, die den Bedarf und die Ressourcen in der Region in ihrer Besonder¬

heit differenziert ermitteln kann. Eine Befragung von Jugendämtern zu deren

Planungspraxis (Colberg-Schrader/Zehnbauer 1996) ergab, daß bisher nur

wenige Jugendämter das Angebot mit Blick auf den lokalen Bedarf konzipieren.
Zwarmuß im Kindergartenbereich inzwischen fürjedes Kind ein Platz bereitge¬
stellt werden; von welcher Art dieser Platz ist und ob er dem Bedarf der Famili¬

en entspricht, wird bisher wenig berücksichtigt. Die wenigen Beispiele differen¬

zierterer und auch über die Grenzen bisheriger Einrichtungen hinausgehender

Planung zeigen, daß ein differenziertes Betreuungsangebot, das im Kindergar¬
ten von Halbtagsangeboten über verschiedene zeitliche Formen bis hin zur

Ganztagsbetreuung reicht und das daneben auch ergänzende Formen wie Mut¬

ter-Kind-Gruppen, Spielkreise, Initiativen, Tagespflege und offene Angebote

umfaßt, den Eltern erst die Chance gibt, das für sie passende Angebot zu wählen

und gegebenenfalls auch zu kombinieren. Die Planungsperspektive auf solch
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eine Angebotsvielfalt eröffnet die Möglichkeit, sowohl in den einzelnen Ein¬

richtungen wie auch in der Kommune ein aufeinander abgestimmtes Leistungs¬

spektrum für Kinder und Familien zu entwickeln. Solch ein Geflecht von unter¬

schiedlichen Angebotsformen scheint sich mit Blick auf den vielfältiger

werdenden Bedarf von Familien zu bewähren. Es dürfte gleichzeitig auch dem

Interesse von Kommunen und Trägern an effizienten Strukturen entsprechen,

da bei einer solch differenzierten Planung auch Mehrausgaben durch sich er¬

gänzende (und nicht planlos verdoppelnde) Unterstützungsformen vermieden

werden (a.a.O., S. 12).
Eine bedarfsgerechte und auf Wünsche von Kindern und Familien eingehen¬

de Gestaltung von Angeboten wird mit Blick auf die in den nächsten Jahren

wieder sinkenden Geburtenzahlen (Prognose der Bevölkemngsstatistik) eine

Existenzfrage für manche Kindertageseinrichtungen der Jugendhilfe. Es treten

zunehmend neue Anbieter auf, die die Trägerlandschaft verändern und den

Wettbewerb fördern. Neben privatwirtschaftlichen Angeboten gibt es z.B. inter¬

essante neue Formen betrieblich geförderter Kinderbetreuung (Seehausen

1994), und es entstehen umfassende Serviceleistungen, in denen private Unter¬

nehmen maßgeschneiderte Betreuungspakete zwischen Tagesmutter, Platz in

der Einrichtung und Platz in einer Initiative oder Nachbarschaftshilfe schnüren

(z. B. Kinderbüro München, Familienservice Frankfurt; vgl. Erler 1996).

3.5 Kindertageseinrichtungen und Elternöffentlichkeit

Wenn man neuere Entwicklungen in der Szene der Kindertageseinrichtungen

verfolgt, fallen vor allem die Chancen der Kooperation von institutionellen und

informellen Formen der Kinderbetreuung ins Auge. Bewußt praktizierte

Verbundsysteme scheinen insofern richtungsweisend sein, als sie die Angebots¬

vielfalt, die Eltem heute wünschen, gewährleisten und gleichzeitig für Kinder

generationenübergreifende Lebenszusammenhänge erschließen. Kindertages¬

einrichtungen haben bei den dünner werdenden Verwandtschafts- und Nach¬

barschaftsnetzen immer mehr die Funktion, Kontakte zwischen Familien und so

etwas wie eine neue Nachbarschaftskultur zu stiften. H. Thiersch (1992, S. 37)

spricht davon, daß „das Anangement belastbarer Beziehungen und die Insze¬

nierung von sozialen Ressourcen Aufgabe alltagsorientierter sozialer Arbeit"

wird.

Die Ergebnisse der Elternbefragung im Projekt „Orte für Kinder" (Seehau¬

sen 1994) verweisen deutlich darauf, daß Eltern die Kindertagesstätte nicht nur

als Lebensorte für ihre Kinder schätzen, sondern sie auch als Treffpunkt und

Kommunikationsort für sich selbst wollen. So ist bei der räumlichen Mobilität

der Kindergarten für viele Eltem die erste öffentliche Einrichtung, in der sie mit

anderen Familien in Kontakt kommen. Wie die Aktivitäten von Elterninitiati¬

ven und die Betreuungsansätze in Mütterzentren belegen können, wollen Müt¬

ter nicht nur Entlastung bei der Zuständigkeit für Kinder, viele von ihnen su¬

chen auch neue gemeinschaftliche Formen der Kinderbetreuung in

öffentlichem Rahmen (Gerzer-Sass 1998). Sie suchen auf diese Weise Möglich¬

keiten der sozialen Integration und öffentlichen Teilhabe und schaffen dabei so

etwas wie Zwischenbereiche zwischen öffentlichem Engagement und Privatheit
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des eigenen Haushalts. Die so entstehende Elternöffentlichkeit kommt mit der

Wiederbelebung des Nahbereichs auch den Kindern zugute, die neben dem In¬

stitutionenleben auch wieder Zugehörigkeit und Spielräume im Wohnumfeld

entdecken. Paare mit Kindern sind nach einer Untersuchung der Kommission

für Zukunftsfragen (1997, S. 149) der Haushaltstyp, der sich am stärksten frei¬

willig engagiert und in soziale Netzwerke eingebunden ist - ein Befund, der

sicher nicht auf größeres soziales Engagement dieser Bevölkerungsgruppe, son¬

dern vielmehr auf den größeren Bedarf an gegenseitigen Hilfeleistungen bei der

Bewältigung des Alltags mit Kindern hinweist.

In den semi-formellen Formen der Kinderbetreuung (Becker-Textor 1998)
entwickelt sich eine Qualität des familienübergreifenden Zusammenlebens mit

Kindern, die die professionelle Arbeit in Kindereinrichtungen ergänzen und mit

dem neu entstehenden Bedarf an Organisations- und Beratungsarbeit auch neu

fordern wird. Solche Mischungen können insofern nicht - wie von Erzieherin¬

nen häufig befürchtet - als Aushöhlung der Fachlichkeit mißverstanden werden.

Im Gegenteil, eine mehr auf infrastrukturelle Tätigkeiten, auf Koordination und

Beratung gerichtete Tätigkeit ist nur auf der Basis einer soliden und selbstbe¬

wußten Fachlichkeit möglich, die im Bereich der Kindertageseinrichtungen
weiterentwickelt werden muß.

4. Professionalität in Kindertageseinrichtungen

Ein Problem der derzeitigen Praxis in Kindertageseinrichtungen liegt darin, daß

das Berufsbild und die Qualifikation von Erzieherinnen nicht auf die Praxisent¬

wicklungen abgestimmt sind. Die Qualifizierung der Fachkräfte ist insofern ein

Schlüsselthema in der derzeitigen Qualitätsdiskussion (Oberhuemer 1998), die

Ausbildung ist in mehrfacher Hinsicht reformbedürftig (Ebert u.a. 1994).
Nach wie vor scheint die Tätigkeit in Kindereinrichtungen für viele Erziehe¬

rinnen eher ein Durchgangsberuf als ein längerfristig tragfähiger Beruf zu sein,

wie die hohe Fluktuation im Erzieherinnenberuf (vgl. Gleich 1993) sowie die

relativ geringe durchschnittliche Verweildauer der Mitarbeiterinnen in Tages¬

einrichtungen für Kinder (Rauschenbach u.a. 1995) zeigt. Dieses altbekannte

Phänomen ist heute ein großes Problem für das Arbeitsfeld, in dem zunehmend

qualifizierte und erfahrene Fachkräfte gebraucht werden. Es dürfte aber auch

ein persönliches Problem für viele betroffene Erzieherinnen sein, die nach zeit-

und arbeitsaufwendiger Ausbildung und nur wenigen Jahren Berufstätigkeit
wieder aus dem Berufsleben ausscheiden oder wieder neu auf die Suche nach

beruflicher Orientierung gehen, ohne daß bisher geeignete Wege der aufbauen¬

den Weiterbildung und der Durchlässigkeit zu weiterführenden Berufsfeldern

da sind.

Warum verlassen so viele Erzieherinnen das Arbeitsfeld? Die Studien, die in den letzten Jahren zur

Situation des Erzieherberufs gemacht wurden, ergeben einige Signale des Unmuts und der Über¬

forderung. Zwar sind - wie eine Untersuchung der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft her¬

ausfand - die meisten befragten Erzieherinnen trotz einiger Probleme mit ihrem Beruf zufrieden,

zwar wird die Tätigkeit von vielen Erzieherinnen selbst als sinnvoll und abwechslungsreich ge¬

schätzt, dennoch fühlen sich die Erzieherinnen eigenen Angaben nach durch Rahmenbedingungen
belastet: Es sind vor allem die zu großen Gruppen, die unzureichende räumliche Ausstattung und
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die große Anzahl schwieriger Kinder, die als erschwerende Arbeitsbedingungen hervorgehoben

werden. Auch fehlende Zeit zu Vor- und Nachbereitung, fehlende Fortbildungsmöglichkeit und

ungenügender Personalschlüssel werden als Grund für Unzufriedenheit genannt (GEW 1994).

Aber nicht nur Überforderung, auch das Gefühl der Unterforderung läßt Erzieherinnen unzu¬

frieden werden. Daß sich so viele Erzieherinnen mittleren Alters mit der Frage plagen, ob dies

denn nun der Beruf für das weitere Leben ist oder ob sie nicht noch etwas anderes erreichen

könnten, verweist darauf, daß die Kindertageseinrichtung bislang zu wenig Entwicklungschancen

und Karrierewege bietet. Nach einer Befragung nennen rund 90 % der befragten Erzieherinnen

fehlende Aufstiegsmöglichkeiten als Grund für eine mögliche Berufsaufgabe (Gleich 1993). Die

bisher fehlende Perspektive, auf der Basis des Erzieherinnenberufs Zukunftspläne zu schmieden,

kontinuierlich weiterzukommen und in späteren Lebensphasen eine Weiterbildung für andere Bil¬

dungsbereiche, für Beratungs- oder Ausbildungsberufe machen zu können, bedeutet für viele Er¬

zieherinnen, daß sie sich in der Sackgasse fühlen - mit der Folge, daß sich nicht wenige von ihnen

baldmöglichst in eine weitere Ausbildung (z.B. Fachhochschule) begeben,um beruflich beweglicher

zu werden.

In den breiter werdenden Berufsinteressen liegen aber auch Chancen für eine

neue Konturierung des Berufsbildes. Der Erzieherberuf könnte entscheidend

von den sich verändernden Lebenskonzepten von Frauen profitieren und dies

nicht nur, weil der Bedarf und die Bedeutung öffentlicher Kindererziehung ge¬

stiegen ist, sondern auch, weil die Fachkräfte selbst in ihrer eigenen Berufsbio¬

graphie mehr wollen, als es die traditionelle Kindergartenarbeit bisher ermög¬

licht. In der Praxis ist dies schon spürbar. Immer mehr Erzieherinnen bleiben

auch nach der Familiengründung im Berufund suchen mit Teilzeitarbeit und mit

der Inanspruchnahme von Hilfenetzen (Großmutter, Tagesmutter, selbstorgani¬

sierten Kindergrappen) über die Runden zu kommen. Viele kehren nach einer

Familienphase in den Beruf zurück und tragen dazu bei, daß der Altersdurch¬

schnitt im Team steigt und Mitarbeiterinnenverschiedenen Alters zusammenar¬

beiten. Hier normalisiert sich das Arbeitsfeld. In der Statistik läßt sich diese

Entwicklung an einer sich verändernden Altersstruktur und an dem anhalten¬

den Trend zur Teilzeitarbeit festmachen. Für die Arbeit in Kindertageseinrich¬

tungen könnte diese Entwicklung positiv sein, wenn beweglichere Strukturen

der Fort- und Weiterbildung sowie der Arbeitsteilung in den Einrichtungen dies

aufgreifen würden. Frauen, die ihren Beruf nicht mehr als kurze Lebensphase

vor der Familiengründung betrachten, sondern die sich darauf einstellen, wo¬

möglich ein Berufsleben lang tätig zu sein, entwickeln andere Ansprüche an das

Berufsfeld. Und Frauen, die bei ihren kombinierten Berufs- und Familienper¬

spektiven verschiedene Lebensabschnitte gestalten und buntere Arbeitslebens¬

wege aufweisen, sammeln persönliche und fachliche Erfahrungen, die für die

derzeitige Weiterentwicklung der Praxis wertvoll sein können: Pädagogische

Fachkräfte - dies zeichnet sich in der Praxis schon ab - werden in Kindertages¬

einrichtungen nicht nur im Zusammenleben mit Kindern Bildungsprozesse neu

gestalten und begründen müssen, sie werden auch darüber hinaus eine neue

Rolle in der Zusammenarbeit mit Eltern und in der Unterstützung von Eltern¬

netzwerken finden müssen. Ihnen werden bei den heutigen Anforderungen, lo¬

kale Profile und vielfältige Angebote zu gestalten, Aufgaben der Analyse regio¬

nalen Kinderlebens und der darauf basierenden Bedarfsplanung zugewiesen.

Sie bekommen im Zuge von Verwaltungsreformen bisher ungewohnte Zustän¬

digkeiten delegiert: Sie müssen so etwas wie unternehmerische Fähigkeiten

entwickeln, wollen sie ihren Betrieb mit Blick auf die Anforderungen des Ein¬

zugsgebiets und auf die Mittel, die ihnen zur Verfügung stehen, möglichst effizi-
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ent gestalten. Kindertageseinrichtungen verlieren als inzwischen unverzichtba¬

rer Bestandteil der sozialen Infrastruktur den Anstrich von „Nothilfe" und

entwickeln sich zu stabilisierenden Orten für Kinder mit einer eigenständigen

Qualität, mit eigenen Inhalten und Bildungszielen.

5. Perpektiven

Kindertageseinrichtungen als Angebote der Jugendhilfe stehen vor der Aufgabe,

sowohleine vertrauteundsichernde Lebensweltfür
Kinderherzustellenwie auch

verläßliche Dienstleistungen für Familien zu erbringen. In der sich aktuell wan¬

delndenArbeitsweltfunktionierenKindertageseinrichtungen als institutionelles

Bindeglied zwischen Familien und (Sozial-)Staat, zwischen Privatsphäre, Beruf

und Öffentlichkeit, zwischen Familienleben und sozialer Kinderwelt.Die Diskus¬

sion um das sich wandelnde Verhältnis von privater und öffentlicher Erziehung,

die in den vergangenen Jahren um das Thema der Vereinbarkeit von Familie und

Beruf kreiste und die zu dem Rechtsanspruch auf einen Kindergartenplatz ge¬

führt hat, muß unter den sich verändernden Bedingungen der Arbeitswelt mit

neuen Eckpunkten weitergeführt werden (Colberg-Schrader/Honig 1996,S.9).

Der Ausbau eines den Ansprüchen von Eltern entsprechenden quantitativ und

qualitativ ausreichenden Angebots steht weiterhin an, wobei, bezogen auf die

wachsende Bandbreite der Lebensformen von Kindern und Eltern,jeweils pas¬

sende Zuschnitte, Mischformen und Kooperationen entwickelt werden müssen.

Heute existieren sehr unterschiedliche Familienrealitätennebeneinander,die
mit

jeweils differierenden Ansprüchen an die öffentlich organisierte Kindererzie¬

hung herantreten.Ein Teil derFamilien braucht Entlastung durch verläßliche und

zeitlich ausreichende Betreuung,andere suchen den Zugang zu anderen
Familien

und Elternöffentlichkeit,wieder andere Eltem suchen Mitwirkungs- und Gestal¬

tungsmöglichkeiten nicht nur in Elterninitiativen, sondern zunehmend auch in

herkömmlichen Kindertageseinrichtungen. Als zusätzliche familienstützende

Qualität von Kindertageseinrichtungen entwickeln sich an manchen Orten Ser¬

vice-Leistungen wie z.B. das Vermitteln von Tägesmüttern, Hilfe bei der Suche

nach Beratungsdiensten, heilpädagogischen Diensten oder aber auch Hilfestel¬

lungen und Informationsbörsen für alltägliche Dinge wie Tauschringe oder Ur¬

laubsangebote für Familien.

Ein neues Zusammenspiel von Institutionen und vorhandenen lebensweltli¬

chen Ressourcen könnte die institutionelle Ausgrenzung von Kindern an man¬

chen Punkten entschärfen: Das Projekt „Orte für Kinder" (Deutsches Jugend-

institut 1994) konnte folgende Zusammenhänge aufzeigen: Wenn es gelingt,

die Angebote wohnungsnah zu gestalten, können auch private Ressourcen (z.B.

Nachbarschaftshilfe) einbezogen werden. Längere und für mehr Familien pas¬

sende Öffnungszeiten der Einrichtungen führen nicht zu längeren Betreuungs¬

zeiten für die einzelnen Kinder. Verbesserungen im Wohnumfeld (Verkehrsbe¬

ruhigung, Spiel- und Treffräume für Kinder) können Aktivitäten der Kinder

außerhalb der Institution fördern und neue Verhältnisse zwischen Zeiten in der

Institution und Zeiten unorganisierten nachbarschaftlichen Kinderlebens an¬

bahnen.

Kindertageseinrichtungen als Orte, an denen gebündelt breitere Dienstlei-
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stungen für Kinder und Familien angeboten werden, können sich so zu einer Art

von „niederschwelligen" Nachbarschaftszentren entwickeln. Dies könnte in Zu¬

kunft existenzsichernd sein, denn bei der bereits jetzt wachsenden Konsumen¬

tensouveränität der Eltern beginnt in der Praxis das Nachdenken um mehr At¬

traktivität der Einrichtung. Die Frage ist allerdings, wie bei der desolaten

Finanzlage der Kommunen das Angebot in Zukunft sichergestellt sein wird.

Werden wir auf der einen Seite bedarfsorientierte reichhaltige Bildungs- und

Betreuungsangebote von einer bunten Trägerszene für Kinder, deren Eltern

sich dies materiell leisten können, und auf der anderen Seite minimal ausgestat¬
tete Betreuungsformen für den weniger zahlungskräftigen Rest der Bevölke¬

rung haben? Wenn keine soliden Finanzierangskonzepte für die regional ange¬

messene Gestaltung des Angebots entwickelt werden, läßt sich die Entwicklung
einer solchen Zwei-Klassen-Kinderbetreungsszene kaum vermeiden.

Das gegenwärtige Anforderungsprofil und die völlig unzureichende Be¬

rufssituation der pädagogischen Fachkräfte machen es immer notwendiger, so¬

wohl die einzelnen Qualifizierungsfelder (Aus-, Fort- und Weiterbildung, Praxis¬

einrichtung) wie auch ihr Verhältnis zueinander neu zu konzipieren. Neue Wege
der Qualifizierung müssen sowohl die individuellen Ansprüche von Erzieherin¬

nen in verschiedenen Lebens- und Berufsphasen wie auch die Interessen der

Praxis im Kontext von Personalentwicklungskonzepten berücksichtigen.
Schließlich sind Theoriebildung und Forschung zu diesem Bereich sozialpäd¬

agogischer Praxis zu intensivieren. Kindertageseinrichtungen stellen ein profes¬
sionelles und methodisches Verhältnis zur nachwachsenden Generation dar.

Nötig ist eine theoriegeleitete funktionale Analyse der Kinderbetreuung als Teil

einer Soziologie der Jugendhilfe. Sie sollte bezogen sein auf eine Kindheitsfor¬

schung, welche die Kindheit als institutionalisierte Lebensphase und gesell¬
schaftliche Lebensform zum Thema macht.
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Mathias Schwabe

Sozialpädagogische Prozesse in Erziehungshilfen
zwischen Planbarkeit und Technologiedefizit

Ausgangslage

Zielorientierung, Evaluation, Effizienz, Hilfeplanung, Total Quality Manage¬

ment, Neue Steuerungsmodelle - Jugendhilfe scheint geradezu eine Planungs¬

wut erfaßt zu haben. Obwohl sie bisher durchaus funktioniert hat (vgl. Bürger

1992), obwohl sie die ihr vom neuen Kinder- und Jugendhilfegesetz (KJHG)

auferlegten Reformdesiderate gerade abgearbeitet hat, soll wieder einmal alles

von Grund auf anders werden. Aber dies muß keineswegs übenaschen. Nicht

nur behenschen vergleichbare Planungs-, Effektivitäts- und Ökonomisierungs-

strategien auch andere gesellschaftliche Bereiche. Vielmehr verlangen knapper

gewordene finanzielle Ressourcen, den Mangel mit geschickterer Organisation

zu kompensieren und genauer zu sichten, mit welchem Input welche Effekte

zu erzielen sind. Aber rechtfertigt dies einen Planungsaufwand, der selbst au¬

ßer Kontrolle gerät - zumal man nicht mit Sicherheit angeben kann, ob nach

Verwaltungsreform und Qualitätsmanagement besser gearbeitet wird? Ist

nicht eher anzunehmen, daß zwar bestimmte Aufgaben und Abläufe genauer

analysiert und effektiver gestaltet werden, andere dagegen aus dem Aufmerk¬

samkeitsfokus geraten und somit zu neuen Fehlerquellen werden? Gibt es

vielleicht prinzipielle Grenzen einer Planbarkeit sozialpädagogischen Gesche¬

hens?

Bislang wurden vor allem zwei Argumente gegen die Zumutungen umfas¬

sender Planungsrationalitäten in der Sozialpädagogik vorgebracht: Ein ethi¬

scher Einwand besagt, daß Subjekte, insbesondere Kinder und Jugendliche als

Subjekte im Werden, vor allen Apparaten mit umfassenden Planungs- und

Steuerungsansprüchen zu schützen seien, da sie sonst gleichsam an den Wur¬

zeln ihrer Autonomie mit Elementen der Fremdbestimmung kontaminiert

würden. Eine professionsspezifische Variante dieses „Technologie-Verdikts"

(Luhmann/Schorr 1979; 1982) lautet: Weil die erzieherischen Bezüge zwischen

Kind und Pädagogen sich in einmaliger Weise entwickeln und in einzigartige

Beziehungskonstellationen münden, sind alle planerischen Prozesse unbrauch¬

bar, die diese Prozesse abstrakten Handlungsregeln und Verfahrensweisen sub¬

sumieren wollen. Aufgeklärt besagt hingegen der andere Einwand: Selbst wenn

man wollte und dürfte, es geht gar nicht. Luhmann/Schorr (1979) sprechen

daher von einem „strukturellen Technologiedefizit" in der Pädagogik: Planeri¬

sche Zugriffe scheitern von unten an der Komplexität mehrfacher Selbstrefe¬

renzen, wie sie sich im Erziehungsprozeß zwischen den beteiligten Personen

ergeben. Sie scheitern aber auch von oben her, weil „die Ergebnisse der Inter-

Z.LPäd., 39. Beiheft
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aktion organisatorisch nicht ausreichend verfügbar, wissenschaftlich nicht aus¬

reichend erklärbar, politisch nicht ausreichend verantwortbar und schließlich

ökonomisch auf die Rentabilität der Investitionen hin nicht ausreichend kalku¬

lierbar sind" (S.356). Technologiedefizit meint nicht, „daß in Sachen Erziehung

falsch oder stümperhaft gehandelt wird. Man kann sich durchaus vorstellen,

daß das Technologiedezifit durch Intuition oder Erfahrung mehr als ausgegli¬

chen wird", was jedoch nichts daran ändert, „daß eine auf Metaebenen nicht

behebbare Unsicherheit darüber besteht, ob falsch oder richtig gehandelt wor¬

den ist" (S. 120).
Beide Argumente lassen sich nicht von der Hand weisen. Gegenwärtig aber

setzt sich faktisch der „Wille zur Planung" durch, dem kaum Paroli geboten

wird (vgl. z.B. Baecker 1995; Klatetzki 1994a; 1994b; Müller 1997). Dabei

wären der Sinn und die Reichweite der Begriffe „Planbarkeit" und „Technolo¬

giedefizit" erst einmal genau zu klären: Was kann und muß in sozialpädagogi¬
schen Prozessen geplant werden, damit sie Aussicht auf Erfolg oder zumindest

auf Legitimierung durch Betroffene und Auftraggeber beanspruchen können?

An welchen Punkten entziehen sich sozialpädagogische Prozesse dagegen dem

planerischen Zugriff und müssen als ergebnisoffene Koproduktionen begriffen

werden, deren Ergebnisse von keiner Seite aus zu kontrollieren sind. Offen¬

sichtlich dürfen banale „Schlampereien" wie z.B. das Fehlen eines Proto-

koll(buch)s in einem Betreuungsteam, das jeden dazu einlädt, den anderen für

die Durchführung einer gemeinsam geplanten Intervention verantwortlich zu

machen, nicht dem „Technologiedefizit" zugeschlagen werden. Aber kann man

auf die Möglichkeit setzen, bestimmte Zielvorgaben in sozialpädagogischen
Prozessen (Steigerung der Vermittlungen in Ausbildungsplätze, Senkung der

Abbruchrate von Heimaufenthalten u. ä.) mittels prozeßorientierter Steuerung

zuverlässig zu eneichen, und dennoch ein „strukturelles Technologiedefizit"

postulieren?
Ziel dieses Beitrags ist es, beide Begriffe durch Reflexion gegen unangemes¬

sene Inanspruchnahme ebenso zu schützen wie gegen Abwehr aus Prinzip. Pla¬

nungsmöglichkeiten und Planungsgrenzen sollen auf vier Ebenen diskutiert

werden: Zunächst auf einer handlungstheoretischen Ebene (1), auf der Pla¬

nungsdimensionen und unbestreitbare Planungsspielräume in bezug auf (Erzie-

hungs-)Mittel aufgezeigt werden sollen; dann auf der Ebene reflexiver und

kommunikativer Prozesse (2) als der zentralen Bedingungen einer partizipati¬

ven Hilfeplanung (Planung von Erziehungszielen); ferner auf der Ebene des

Alltagsbewußtseins (3), auf der Sozialpädagogen Erfolg und Scheitern ihrer

Planungen und Strategien reflektieren, sowie schließlich auf der Ebene subjek¬
tiver Bedeutung (4), die sozialpädagogische Prozesse im Zusammen- und Ge¬

genspiel mit institutionellen Verfahren für die Adressaten gewinnen können

oder nicht. Auf allen vier Ebenen werden je andere Planungsmöglichkeiten und

-grenzen deutlich. Planbare und unplanbare Bereiche und Inhalte bezüglich so¬

zialpädagogischer Prozesse sind demnach mehr ineinander verschachtelt und

stärker in Übergangs- und Grenzbereichen angesiedelt, als es die „glatte" Termi¬

nologie von Planbarkeit und Technologiedefizit nahelegt.
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1. Planungsebenen, Planungsmöglichkeiten und Planungsgrenzen in

handlungstheoretischer Sicht

Die Begriffe Planung, Steuerung und Evaluation haben im sozialpädagogischen

Diskurs auf unterschiedlichen Ebenen Bedeutung: Der Sozialpädagoge, der ei¬

nen Nachmittag „Soziale Gruppenarbeit" (nach § 29 KJHG) für einige Kinder

aus dem örtlichen „Brennpunkt" vorbereitet, bezieht sich auf konkrete Perso¬

nen, Orte und Aktivitäten. Er plant beispielsweise den Nachmittag so, daß sich

die Gruppe aufeine Aktivität einigen muß,daß sie selbst etwas zur Organisation

der zur Durchführung notwendigen Materialien beitragen kann, und überlegt

sich Indikatoren, anhand derer er im Nachhinein das Gelingen des Nachmittags

überprüfen wird (interaktive Ebene). Zur selben Zeit wertet eine Einrichtungs¬

leiterin die halbjährige Belegungsstatistik aus, enechnet die mittlere Verweil¬

dauer der Jugendlichen in den Wohngruppen, konstatiert die angestiegene Ab¬

brachrate bei männlichen drogenkonsumierenden Jugendlichen und macht sich

Gedanken über die Ausdifferenzierung des von ihr geleiteten Jugendhilfever¬

bundes (Ebene einzelner Einrichtungen und Dienste). Zwei Straßenzüge weiter

berät der Jugendhilfeausschuß Steuerungsmöglichkeiten bei der Umschichtung

des Jugendhilfehaushalts von stationären zu ambulanten Hilfeformen im Rah¬

men der „dezentralen Ressourcenverantwortung" (Ebene der einrichtungsüber-

greifenden Jugendhilfeplanung). Und wieder an einem anderen Ort debattieren

die Mitglieder des Gemeinderats, welche Summen im nächsten Haushaltsjahr

mit welchen anzustrebenden Ergebnissen in sozialpolitische Beschäftigungs¬

projekte für Jugend- und Langzeitarbeitslose bzw. in wirtschaftsfordernde Infra¬

strukturmaßnahmen wie Straßenbau, Erschließung neuer Industriegelände u. ä.

zu investieren seien (Ebene derpolitischen Entscheidung und Verantwortung).

Auf allen vier Ebenen sind Personen und Systeme mit der Planung, Organi¬

sation und Evaluation von sozialpädagogischen Prozessen beschäftigt. Ent¬

scheidungen auf allen vier Ebenen können die konkrete Gestaltung sozialpäd¬

agogischer Prozesse unmittelbar berühren. Auf jeder Ebene ist jeweils

spezifisches Planungs- und Steuerungswissen gefragt, entwickeln sich unter¬

schiedliche Sprach-Codes und andersartige Bündnisformen (Brülle u.a. 1996;

Merchel 1996). Beinahe jeder hält die Planungsebene, auf der er sich bewegt,

für die entscheidende, und kaum jemand ist in der Lage, ebenenübergreifend

Diskurse zu führen bzw. Transparenzen herzustellen. Wenn im weiteren von Pla¬

nung und Steuerung sozialpädagogischer Prozesse die Rede ist, so beziehen sich

die Begriffe auf die interaktive Ebene bzw. deren Einbettung in die institutionel¬

le und organisatorische Ausgestaltung spezifischer Einrichtungen oder Dienste.

In der Mehrzahl der Fälle bilden die Planungen auf den anderen Ebenen (Poli¬

tik, Jugendamt/Jugendhilfeausschuß) lediglich „Voraussetzungen für sozialpäd¬

agogische Prozesse", haben aber keine „unmittelbare Relevanz".

Die genaue Dokumentation von Ereignissen und Absprachen, eine präzise

Weitergabe von Informationen innerhalb von Teams und zwischen Institutionen

und das zuverlässige Abarbeiten von Arbeitsaufträgen sind für sozialpädagogi¬

sche Prozesse in Erziehungshilfen von so großer Bedeutung, daß man eine so

professionsunspezifische Eigenschaft wie Zuverlässigkeit zu einer der Haupt¬

säulen sozialpädagogischer Professionalität erklären möchte (kein Wort davon

z.B. in Combe/Helsper 1996). Dabei handelt es sich zwar auch um die Entwick-
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lung einer persönlichen Tugend,in erster Liniejedoch um die einer institutionel¬

len Planungskultur. Alle Mitarbeiter einer Einrichtung müssen sich auf verbind¬

liche Verfahrensregeln einigen können, damit jeder weiß, welche Ereignisse do¬

kumentiert werden müssen, was wem an Information weitergegeben wird, wie

weit der Spielraum für autonomes Handeln von Einzelpersonen oder Teams

reicht und wann Leitungspersonen einbezogen werden müssen. Relevant für die

Planung sozialpädagogischer Prozesse sind vor allem die formalen Ebenen Zeit

(Dienstplanung, Terminkoordination, Konferenzplanung, Sitzungsplanung,

personelle Tagesplanung, Urlaubsplanung), Informationen (Dokumentation,
Info-Transport, Datenschutz/Diskretion) und Aufgaben (Verantwortung/Kom¬

petenzen,Schwierigkeiten/Krisen, Vertretung). Diese dreiformalen Planungsdi¬
mensionen sind hinsichtlich sozialpädagogischer Prozesse in Erziehungshilfen
wiederum auf fünf inhaltlichen Ebenen relevant: Interventionsplanung (Wie ver¬

halte ich mich sinnvoll gegenüber Person/Gruppe A in Situation X?), Erzie¬

hungsplanung (Wie setzen wir gemeinsam mit Person/Familie A die Zielformu¬

lierungen des gemeinsam erstellten Hilfeplans im Alltag um?), Hilfeplanung

(Welche Perspektiven und Ziele werden zwischen Jugendamt, Personensorge¬

berechtigten, Kind/Jugendlichem und Einrichtung mit welcher Verbindlichkeit

für welche Zeiträume vereinbart?), Setting-Planung (Wie gestalten wir die all¬

tagsrelevanten Bedingungen in bezug auf Wohnen, Betreuung, Kontakt mit

Gleichaltrigen, Arbeit/Ausbildung, Intimität etc., damit sich Zielgruppe A, B

oder C auf die Erziehungshilfe einlassen können?), Konzeptplanung (Welche
Schlüsse ziehen wir aus ge- bzw. mißlungenen Hilfeprozessen für die Konzepti¬
on unserer Einrichtung, unseres Dienstes, bezüglich der Setting-Planung?).

Jegliche Planungs- und Steuerungsabsicht von sozialpädagogischen Prozes¬

sen kommt an der Berücksichtigung der Eigenschaften komplexer Systeme
nicht vorbei. Für diese gilt (Bardmann u.a. 1991;Herborth 1996,S. 5;Luhmann

1990, S.59ff): (1) Die Vielzahl der das Feld beeinflussenden Variablen (Wir¬
kungsfaktoren) ist schwer einzugrenzen. (2) Jede Variable wird von einer Viel¬

zahl anderer beeinflußt und beeinflußt ihrerseits andere; daraus ergeben sich

nicht-beabsichtigte und nicht-voraussehbare Kombinationen von Wirkungsfak¬
toren, die sich untereinander - meist entgegen den Intentionen der einzelnen im

Feld aktiven Prozeßteilnehmer - verstärken, abschwächen, überlagern, aufhe¬

ben etc. (3) Die zu bearbeitenden Situationen sind aus sich heraus (d.h. auch

ohne gezielte planerische Einwirkung von außen) eigendynamisch und instabil;

weil sich ständig neue Situationen ergeben, hinken die Planungen den Entwick¬

lungen immer hinterher. (4) Zu keinem Zeitpunkt der Planung von Entschei¬

dungen liegen alle planungs- bzw. entscheidungsrelevanten Daten und Infor¬

mationen vollständig vor, d.h. keiner der Prozeßteilnehmer überschaut die

Komplexität des Feldes, es können nur unterschiedliche Komplexitäts-Reduk¬
tionen vorgenommen werden. (5) Prognosen treffen deshalb selten exakt zu.

Planungen können zwar durchaus erfolgreich sein hinsichtlich der gelunge¬
nen Koordination der eingesetzten (Planungs-)Mifte/ (Zeit, Information und

Aufgaben), aber zugleich erfolglos hinsichtlich des angestrebten Zwecks (z.B.

Beheimatung eines Jugendlichen in einem Wohngruppen-Setting, Veränderung
seiner Symptomatik). Sie beinhalten demnach immer zwei Ziele: die Koordina¬

tion von Mitteln (Ziel 1) zur Erreichung spezifischer Zwecke (Ziel 2). Genau an

dieser Stelle kommt das „strukturelle Technologiedefizit" zum Tragen: „Neben
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der primären Ungewißheit, ob man richtig handelt, entsteht eine sekundäre Un¬

gewißheit, ob es am Wissensstand, an den Organisationsformen oder am eige¬
nen Verhalten liegt, wenn Mißerfolge eintreten oder ein gegebenes Leistungsni¬
veau nicht weiter angehoben werden kann. Im Schutz dieser sekundären

Ungewißheit wird die primäre Ungewißheit stabilisiert: Sie wird einerseits er¬

träglich, andererseits auf Dauer gestellt; denn niemand kann jemandem unwi¬

derlegbar klar machen, wie es besser gemacht werden könnte" (Luhmann/
Schorr 1979, S. 127). Das bedeutet also, daß das finale Ziel (2) eneicht werden

kann, ohne daß es mit Sicherheit auf die gelungene Koordination von Mitteln

(Zeit, Informationen, Aufgaben) zurückgeführt werden kann.

Ebenso muß, wenn der Planungszweck (Ziel 2) nicht eneicht wurde, offen

bleiben: (1) ob der Zweck überhaupt über Planung und Koordination zu enei-

chen gewesen wäre; (2) ob die Ausgangslage oder das (finale) Ziel richtig oder

falsch analysiert bzw. diagnostiziert waren; (3) ob die gewählten Methoden zur

Differenz-Reduzierung zwischen Ist (Ausgangslage) und Soll (gewünschter Zu¬

stand in der Zukunft) angemessen waren oder nicht (z.B. tagesstrakturierendes

Programm versus erlebnispädagogisches Reiseprojekt); (4) ob der Beobach¬

tungszeitraum zur Entscheidung der drei vorangegangenen Fragen lange genug
oder zu kurz angesetzt war. Angesichts eines einmal gewählten Settings für ein

Kind/einen Jugendlichen können Pädagogen nie exakt angeben, wie lange es

aufrechterhalten werden muß, um Aussicht auf Wirkung reklamieren zu kön¬

nen, bzw. wie schnell es durch ein alternatives ersetzt werden muß, weil es aller

Voraussicht nach auch in naher Zukunft unpassend und wirkungslos bleiben

wird.

2. Die (Un-)Planbarkeit kommunikativer und reflexiver Prozesse

Aber geht es bei der Planung von sozialpädagogischen Prozessen überhaupt um

das Abarbeiten von Aufgaben durch Professionelle mit dem Ziel, gewünschte
Zustände bei Klienten/Adressaten herbeizuführen, oder nicht vielmehr um die

gemeinsame Gestaltung von Hilfeprozessen durch so unterschiedliche Akteure

wie den Adressaten, die Leistungsberechtigten, das Jugendamt und die ausfüh¬

rende Einrichtung? Gerade hierin läge der entscheidende Paradigmawechsel
von einer normativen, Experten-bestimmten „problemlösenden" zu einer refle¬

xiven, partizipativen und „problemsetzenden" Jugendhilfe (vgl. Klatetzki

1994b, S. 64ft; Merchel 1996). Dieser Paradigmawechsel enthält hinsichtlich

des Planungsanspruchs von Jugendhilfe mindestens drei relevante Implikatio¬

nen:

Erstens: Planung von Hilfeverläufen durch Professionelle im Sinne von Regieführung scheint nicht

möglich. Planung und Steuerung gewinnen erfolgsträchtige Ansatzpunkte, wenn sie die z.T. ganz

anderen, aber ebenso sinnhaften Planungs- und Steuerungsversuche der anderen Prozeßteilneh¬

mer wahrnehmen und anerkennen. Planung und Steuerung sind dann nur möglich als kooperation-

sorientiertes Mitsteuern, wobei Planungen in eigener Sache dann Aussicht auf Erfolg/Realisierung

besitzen, wenn sie auch zur Sache der anderen werden bzw. an deren Planungen anknüpfen, d. h. als

gemeinsame Planungs- und Steuerungsprozesse organisiert werden können. Daher der Boom von

„runden Tischen" zur Hilfeplanung unter Beteiligung der Betroffenen, wie sie modellhaft in §36

KJHG (Hilfeplangespräch) entwickelt sind.
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Zweitens: Die „kommunikative Wende" verändert die Rolle der Professionellen; sie können und

müssen den Anspruch auf Machbarkeit von Ergebnissen durch institutionelle Systeme und profes¬

sionelle Aufgabenerfüllung zurückweisen und den „Eigensinn" von unterschiedlichen Teilsystemen

und Perspektiven der am Hilfeprozeß Beteiligten unterstreichen. Die Selbstdefinition wechselt

vom „Macher" zum Moderator und vom Produzenten der Dienstleistung zum „Prosumenten"

(Gross 1983) bzw. Koproduzenten (Effinger 1994). Diese Begriffe besagen, daß bei „personenbe¬

zogenen Dienstleistungen" keiner nur Produzent oder Konsument der Dienstleistung ist, sondern

alle Mitarbeit und Unterstützung durch den anderen benötigen, um eigene oder gemeinsame Ziele

zu verfolgen.
Drittens: Die kommunikative Wende macht den sozialpädagogischen Planungsanspruch an¬

schlußfähig an den systemtheoretischen Steuerungsbegriff: „Planen und steuern heißt: Unterschie¬

de zwischen Zielen und Realitäten zu verringern, wobei begrifflich und sachlich offen bleibt, ob die

Realitäten an die Ziele oder die Ziele an die Realitäten herangeführt werden" (Baecker

1994a, S. 142).

Das reflexive Planungsmodell ist dem Konsens verpflichtet: Keiner soll dem an¬

deren seine Perspektive aufzwingen, alle sollen sich beteiligen können, Kompro¬

misse und Einigungen werden angestrebt. Aber die realen Interessen der Betei¬

ligten sind oftmals auf fundamentale Weise voneinander verschieden und

gleichzeitig widersprüchlich in sich: Eltern suchen z.B. in der Erziehungshilfe-

Einrichtung eine Disziplinierungsagentur, die an ihrem Kind exekutieren soll,

was ihnen mißlungen scheint. Zugleich fürchten sie den Erfolg dieses Versuchs,

weil er ihr Scheitern um so nachdrücklicher bestätigen würde. Der Jugendliche

sucht in der Erziehungshilfe-Einrichtung Verbündete, die den Eltern z.B. klar¬

machen, daß ihre Forderungen altmodisch und rigide sind. Zugleich kann er

keine „parteilichen" Betreuer brauchen, die seine Eltem ablehnen, weil das den

Jugendlichen über kurz oder lang in Loyalitätskonflikte stürzen würde (Schwa¬

be 1996c, S. 64ff.). Das Jugendamt möchte, daß z.B. im stationären Kontext ver¬

sucht wird, Versöhnungsprozesse anzuleiten, was in der ambulanten Betreuung

nicht gelungen ist, wo doch abzusehen ist, daß die mit dem Setting einhergehen¬

de räumliche Distanz zwischen Familie und Kind genausogut zur Versöhnung

wie auch zur wachsenden Entfremdung der Familienmitglieder führen kann.

Aber Unterschiede und Widersprüche ergeben sich nicht nur in bezug auf

Auftragsinhalte, sondern auch für Auftragsformen (explizite - implizite, offene -

geheime, sprachlich kommunizierte - nonverbal agierte/symbolisierte), Selbst¬

definitionen (Gast - Klagender - Kunde; vgl. De Shazer 1992), Leistungsakzep¬

tanzen (Abstufungen von Freiwilligkeit und Zwang) (vgl. Schwabe 1996a,

S. 11-31). So entsteht auch und gerade im reflexiven Planungsmodell eine laby¬

rinthische Komplexität, die aus unterschiedlichen Gründen kommunikativ oft

gar nicht einholbar erscheint: Erstens sind die zeitlichen Ressourcen knapp;man

kann sich nicht beliebig oft und lange treffen, bis ein Konsens ausgehandelt ist.

Zweitens entsprechen die Fähigkeiten der Teilnehmerinnen realistischerweise

häufig nicht dem Anspruchsniveau von halbwegs demokratischen Aushand¬

lungsprozessen. Manchmal fehlen Verbalisierungsfähigkeiten, noch häufiger

aber bewegen sich Eltern und Kinder nach z.T. jahrelang andauernden Macht¬

kämpfen, nicht selten aber auch Einrichtungen und Jugendämter in Streß- und

Eskalationssituationen auf dem niedrigsten Niveau ihrer sonst verfügbaren Be¬

wältigungsstrategien, die mit Entweder/Oder-Optionen operieren, d.h. zwi¬

schen Selbstabwertung/Selbstüberschätzung, Kampf/Flucht, Unterwerfung/Do¬

minanz hin- und herschwanken. Das Angebot von Partizipation wird auf dieser

Ebene häufig als die Möglichkeit verstanden, einseitig Festsetzungen und Kon-
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trolle auszuüben, da demokratische Prozeduren situative und/oder strukturelle

Überforderung darstellen.

Beide Bedingungen führen leicht in zwei typische maligne Zirkel: Je stärker

zu Beginn der Erziehungshilfe zu Partizipationsmöglichkeiten eingeladen wur¬

de, um so häufiger und schneller werden von einzelnen Konekturwünsche hin¬

sichtlich der Gestaltung der Erziehungshilfe eingebracht, und um so größer ist

die Enttäuschung, wenn der dafür notwendige Konsens zwischen allen Beteilig¬

ten nicht gelingt oder „nur" Kompromisse ausgehandelt werden können. Um so

heftiger fällt dann die Ablehnung von Hilfeplangesprächen bzw. der Abbruch

der Hilfe aus. In dieser Hinsicht erscheint die normative Setzung von Regeln
und Zielen rückwirkend als (durchaus sinnvoller) Versuch der Komplexitätsre¬
duktion und Enttäuschungsprophylaxe.Der zweite Zirkel betrifft die unplanba¬

re Dynamik von Konsens und Dissens: Vereinbarungen, die verbal gemeinsam
beschlossen wurden, werden in der Folge oft nicht oder kaum in konkretes Han¬

deln umgesetzt. Der Konsens erweist sich nachträglich als brüchig oder als „fau¬

ler Kompromiß". Deswegen ist Konsens im Hilfesystem, wenn überhaupt, häu¬

fig nur über die Offenlegung von (unterschwelligem) Dissens zu eneichen. Die

sich daraus ergebenden Konflikte wurden allerdings unterschwellig gehalten,
weil sie (auch aufgrund der realistisch eingeschätzten eigenen Verhandlungs¬

kompetenzen) als derzeit nicht bewältigbar betrachtet wurden. Und tatsächlich

kann kein Prozeßteilnehmer voraussagen, auch die professionellen nicht, ob

sich aus dem offengelegten Konflikt ein Konsens entwickeln läßt oder ob er zu

Eskalationen führt oder ob es bei einem Dauer-Dissens bleibt.

Zusätzlich kommt man auch beim reflexiven Planungsmodell um die An¬

wendung von generalisierten Normen nicht herum (kritisch zu Freigang 1997,

S. 177 f.). Zwar kann und muß man sich als Erziehungshilfe-Anbieter hinsichtlich

der von Auftraggebern oder Adressaten kommunizierten Ziele vorsichtig und

skeptisch positionieren. Zweifellos ist es sinnvoll, den eigenen Auftrag so zu for¬

mulieren, daß die Erziehungshilfe zunächst dazu dient,die Eltern zu entlasten und

denJugendlichen kennenzulernen,um gemeinsam mitihm seine Ressourcen und

vitalen Impulse herauszufinden und zu erproben, wie an diese anzuknüpfen sei.

Mit einer solchen Auftragsdefinition kann mannicht scheitern und doch nachwei¬

sen, daß die eigene Arbeit nützlich ist und ein Ziel besitzt. Aber diese „Problem¬

setzung" (Klatetzki 1994b) kann durch institutionsinterne oder externe Ereig¬

nisse obsolet werden: Dealt der Jugendliche in der Wohngruppe mit Heroin,

stiehlt er die Gruppenkasse oder faßt ihn die Polizei aufgrund eines brutalen

Überfalls auf eine ältere Dame,kommt man um die eigene normative Positionie¬

rang nicht umhin.Durch selbst- und fremdgefährdende Handlungen (Kinder und

Jugendliche in Erziehungshilfen besitzen ein schier unerschöpfliches Repertoire

davon) kommt so eine interaktive Dynamikzustande,die die nur-kommunikative

Oberfläche des sozialpädagogischen Prozesses durchbricht. Der Pädagoge ist an¬

läßlich solcherEntwicklungennichtmehr alsModeratoreines Aushandlungspro¬

zesses gefragt, sondern als einer, der weiß, was er will, dies überzeugend vertritt

und bestimmte Regeln auch gegen den Jugendlichen durchzusetzen versteht.

Würde er weiterhin auf seiner reflexiven Distanz bestehen und nur unterschied¬

liche Deutungen des Verhaltens probeweise in die Diskussion einbringen wollen,

entspräche daszwardem selbstformuliertenoffiziellen Auftrag,verfehlteaberdie

aktuelle Situation.Natürlich kann derPädagoge Prozeßsequenzen an die Gruppe
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zurückspielen (welche Wiedergutmachung soll geleistet werden?),kann ein Kri¬

sengespräch einberufen u.a. Aber er muß, allein z.B. zum Schutz der anderen im

Gruppen-Setting lebenden Minderjährigen und aus dem Interesse, sich selbst

rechtlich abzusichern, die Verantwortung übernehmen und sich dem Konflikt

stellen. Damit verläßt er den Rahmen von verbalen Aushandlungen und freund¬

lich zugewandter Konsenssuche: Er verwickelt sich, gerät in Wut, stellt einseitig

Bedingungen, spielt seine Macht aus etc. Dabei ist die Frage berechtigt, ob der

Jugendliche nicht genau darauf abzielte, d.h. den Pädagogen aus seiner Modera¬

torenrolle zu locken und als unmittelbar betroffene und ohne die Möglichkeit zu

planerischen und reflexiven Absicherungen handelnde Person sichtbar zu ma¬

chen. Erst aufeiner Meta-Ebene kann auch diese heftige Auseinandersetzung als

Aushandlungsprozeß begriffen werden, wobei er auf dieser Ebene stärker dem

Kampf um Anerkennung zwischen Hen und Knecht verpflichtet ist als dem

„henschaftsfreien Dialog". Verantwortliches Handeln in Erziehungshilfe-Ein-

richtungen muß der Förderung der Diskurs-, Aushandlungs- und Vertragsfähig¬

keitderKinder/Jugendlichen verpflichtetsein,kommtaberumgeneralisierte und

einseitige Normsetzungen, die nicht oder nur ansatzweise per Diskurs oder Ver¬

trag abgesichertwerden können,nichtherum (Brumlik 1992). Gerade an diesem

Widerspruch und am Zusammenspiel von Aushandlung und Unverhandelbarem

findet Sozialpädagogik ihre eigentliche Bewährung.
Mit dem reflexiven Planungsmodell hätte man zunächst also nur einen zwei¬

ten Bezugsrahmen gewonnen: Man muß sich (erstens) auf eigene Aufträge,Nor¬

men und Aufgaben beziehen und diese stringent verfolgen und (zweitens) soviel

reflexive Distanz zu ihnen behalten, daß man sie als eine Perspektive unter an¬

deren wahrnimmt und, wo möglich und sinnvoll, zu verhandel- und veränderba¬

ren Optionen erklärt. Man müßte also zwischen beiden Planungsmodellen: dem

aufgabenorientierten und dem reflexiven, situationsadäquat und flexibel wech¬

seln bzw. Verbindungen herstellen können, ohne jeweils das andere aus den Au¬

gen zu verlieren.

Damit hätte man allerdings auch zwei Ecksteine gewonnen, zwischen denen

man aufgerieben werden kann, denn einerseits können Erziehungshilfen auf die

Konstruktion von normativen und generalisierten Settings nicht verzichten, und

andererseits machen sie keinen Sinn, wenn sie ihre Adressaten ausstoßen, weil

deren „Eigensinn" unvereinbar mit den Spielräumen der Institution erscheint.

Als Lösung in diesem Dilemma bietet sich ein Einzelfall-bezogenes „Sich-

Durchwursteln" an. Das „Durchwursteln" bezieht sich hier auf das Ergebnis,
nicht auf den Stil und die Reflexivität von EntScheidungsprozessen, die ihrer¬

seits ausdrücklich als professionell unterstellt werden (Lindblom 1975; Seibert

1992). Eine solche Theorie des Durchwursteins oder „Basteins" oder der situa¬

tiven Unsicherheitsbewältigung zu entwickeln steht in der Sozialpädagogik
noch bevor (vgl. Schwabe 1994, S. 342; Müller 1997).

3. Gelingen und Scheitern strategischer Planung in Alltagstheorien der

Pädagogen

„Zwischen Allmacht, Ohnmacht und ,macht nichts'" (Simon/Weber 1987) -

dieser Aufsatztitel läßt sich umstandslos auf Sozialpädagogen übertragen, wech¬

seln sie doch beständig zwischen zwei semantbchen Lagern: Haben sie ein Ver-
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halten oder eine Lebenslage eines Kindes/Jugendlichen als problematisch er¬

kannt, entwickeln sie eine Lösungsstrategie und setzen sie in konkrete Hand¬

lungsschritte um.

Jugendlicher Hans z.B. aus dem Betreuten Jugendwohnen kommt immer häufiger zu spät in den

Ausbildungsbetrieb und gefährdet damit seine Lehrstelle. Sehr wahrscheinlich zöge ein Abbruch

weitere negative Konsequenzen nach sich, wie z. B. übermäßiger Alkoholkonsum,Verlust der Woh¬

nung etc. Also thematisiert der Pädagoge mit Hans die Lage, bietet ihm konkrete Unterstützungen

beim morgendlichen Aufstehen an, zeigt dabei gegenüber Hans je nachdem eine betont coole Ein¬

stellung oder aber seinen ganz persönlichen Ärger, da er sich beim Finden der Lehrstelle besonders

engagiert hatte. Alle drei Handlungen werden vom Pädagogen unternommen, um Hans zu größe¬

rer Pünktlichkeit zu bewegen. Selbst die (scheinbar) spontane Äußerung des eigenen Ärgers (die

ja auf Hans', Betroffenheit kalkuliert) muß als Teil dieses strategischen Versuchs, Einfluß auf Hans

zu gewinnen, angesehen werden.

Verändert Hans sein Verhalten, rechnet der Pädagoge dies trotz aller Komplexität im Feld seiner

eigenen Intervention zu: Offensichtlich war sie in dieser Situation bei diesem Problem und dieser

Person angemessen und deswegen erfolgreich. Weiterreichende theoretische Reflexionen stören

nur den Gang der Dinge. Ändert Hans sein Verhalten dagegen nicht, werden zunächst Reflexionen

unternommen: Möglicherweise hat das Zuspätkommen einen bisher übersehenen Sinn, vielleicht

war das Ärgerzeigen zu stark oder im Gegenteil noch zu schwach, oder unterstützen andere Perso¬

nen im Feld das Zuspätkommen gewollt oder ungewollt? Aber auch diese Deutungen des Gesche¬

hens, beispielsweise im Rahmen einer Fallbesprechung, geschehen zum Zweck weiterer Interven¬

tionen „im Rahmen einer strategischen Einstellung" (Klatetzki 1993, S.100ff.). Erst wenn alle

gut vorbereiteten Interventionen gescheitert, alle Reflexionen erschöpft scheinen, Hans die Lehr¬

stelle verliert und die befürchteten Folgewirkungen eingetreten sind, wechselt der Pädagoge (frü¬

her oder später) das semantische Feld: Er gibt es auf, Hans strategisch beeinflussen zu wollen; er

entdeckt, daß Hans ein „freier Mensch" ist, der sowieso tut, was er tun will oder muß. Er wird sich

darauf beschränken, Hans in Form einer „Intensiven Sozialpädagogischen Einzelhilfe" nach § 35

KJHG auf seinem Lebensweg zu begleiten, und wird versuchen, seine „brüchigen Lebensweltbezü¬

ge" abzustützen (Böhnisch 1993). Oder er stürzt sich auf die Lektüre von Luhmann (1991) und

meint (irrtümlicherweise), daß es ja sowieso gleichgültig sei, was er tut. Freilich geschieht dieses

Umschalten kaum ein- für allemal; auch wenn der Pädagoge Hans in Zukunft „nur noch" begleitet,

wird er versuchen, nicht jedesmal am verabredeten Treffpunkt stundenlang warten zu müssen. Und

sollte sich Hans dazu bequemen, in Zukunft pünktlicher zu sein, wird der Pädagoge angesichts

dieses Erfolges bald wieder dazu übergehen, neue strategische Planungen vorzunehmen.

Zwischen den beiden theoretischen Lagern scheint sich noch eine dritte Form

des Übergangs etablieren zu können: Pädagoge und Kind/Jugendlicher bzw. Er¬

ziehungshilfe und Problemsystem müssen nicht als strukturell entkoppelte oder

linear und kausal verkoppelte Systeme gedacht werden. Ein drittes Modell, das

der „losen Kopplung" (Weick 1985) wäre denkbar. „Lose Kopplung bedeutet,

daß Elemente eines Systemzusammenhangs [...] aufeinander eher plötzlich als

dauerhaft, eher unscheinbar als überdeutlich, eher indirekt als direkt und eher

verzögert als sofort Einfluß nehmen. Die Unkalkulierbarkeit und Unvorherseh-

barkeit dieser wechselseitigen Einflüsse zwischen den Elementen hat den Nach¬

teil, daß Durchgriffe von einem Element auf ein anderes nahezu ausgeschlossen

sind, zugleich jedoch jedes einzelne Element freigestellt ist, sich mögliche Deter¬

minationen durch ein anderes Element selbst zu suchen und auch zu entschei¬

den, [...] inwieweit es sich determinieren läßt" (Baecker 1995, S. 24). Der Nach¬

teil der Unkalkulierbarkeit gegenseitiger Beeinflussung bedeutet zugleich einen

großen Vorteil: „Lose gekoppelte Systeme reagieren nur partiell auf Störungen.

Stömngen schießen nicht gleich durch das ganze System, sondern können in

einem Teil des Systems abgefangen und in anderen Teilen des Systems daraufhin

beobachtet werden, ob aus ihnen etwas zu lernen ist" (Baecker 1994b, S.116).
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Diese Zwischenposition der „losen Kopplung" hilft, mehrere Vorgänge bes¬

ser zu verstehen: Warum hält das pädagogische Alltagsbewußtsein trotz aller

Erfahrung des Technologiedefizits an der Möglichkeit und Wirksamkeit seiner

strategischen Interventionen fest? Offensichtlich weil Kopplungen mit großen

Effekten auf das Gegenüber durchaus möglich sind und gelingen, nur eben nicht

regelmäßig und unvermittelt, sondern zeitverzögert, unerwartet und auf einige

Gelegenheiten beschränkt. Diese reichen allerdings dazu aus, dem strategischen

Alltagsbewußtsein der Pädagogen so viel „Nahrung" zu geben, daß dieses auch

bei häufiger Enttäuschung weiterexistieren kann.

Aber was ist gewonnen, wenn man weiß, mit welcher Technik sich die Hal¬

tung „strategischer Einflußnahme" selbst bestätigt? Und wer sagt denn, daß die¬

se Vergewisserung so und nicht ganz anders erfolgt? Die Vertreter strategischer

Planungs- und Steuerungsoptionen würden von sich behaupten, daß sie sich für

ihre Operationen Bereiche „strikter" Kopplung (im Gegensatz zur „losen"

Kopplung) zunutze machen. Ihre Mißerfolge seien lediglich Ausdrack einer

noch unvollständigen Kenntnis weiterer Möglichkeiten strikter Kopplung. Eine

ganz andere Möglichkeit, die beiden unterschiedlichen semantischen Lager und

die damit konespondierenden Erziehungsbegriffe zu verbinden, wäre, sie als

notwendige Prozeßelemente sozialpädagogischer Reflexivität und Praxis zu be¬

greifen. Gerade der wiederholte Hin- und Rückweg vom strategischen Kalkül

zur Anerkennung des strukturellen Technologiedefizits, könnte eine Bewegung

darstellen, die für sozialpädagogische Prozesse äußerst fruchtbar sein kann: Of¬

fensichtlich gewinnen die Pädagoginnen aus der strategischen Haltung heraus

Anknüpfungspunkte für konkrete Handlungen und rücken mit diesen den Kin¬

dern und Jugendlichen selbstbewußt gleichsam „auf den Pelz"; genauso wie sie

aus der Anerkennung des Technologiedefizits reflexiven Abstand von den eige¬

nen Versuchen der unmittelbaren Personenveränderung eneichen und aus die¬

sem heraus eventuell neue Anknüpfungsmöglichkeiten entdecken. Was könnte

Kindern/Jugendlichen Besseres passieren, als sowohl aus der Position des Enga¬

gements heraus „behandelt" als auch aus einer Position der Reflexivität „gelas¬

sen" zu werden, sofern diese beiden Modi nachvollziehbar auseinander folgen

oder zumindest im Nachhinein als sinnvoll verknüpft betrachtet werden kön¬

nen? Und was könnte einem Sozialpädagogen Besseres passieren, als zwischen

dem Bewußtsein seiner eigenen professionellen Möglichkeiten (Macht) und der

Position der Demut (Ohnmacht) hin- und herzuwechseln, sofern sein Bewußt¬

sein beweglich genug ist, diese verschlungenen Wege mitzugehen, ohne die eige¬

ne Handlungsfähigkeit aus dem Auge zu verlieren?

4. Die (Un-)Planbarkeit von Bedeutung und Verfahren

Sozialpädagogische Prozesse können (während oder nach ihrem Vollzug) nach

zwei Seiten hin beobachtet werden: Die eine betrifft die Anwendung fachlicher
Standards und Verfahren. Damit sind verbindliche Handlungsanweisungen im

Umgang mit wiederkehrenden und damit planbaren Situationen gemeint. So

besitzt eine Einrichtung z.B. ein Aufnahmeverfahren, das durch spezifische
fachliche Standards charakerisiert ist (keine Aufnahme, ohne daß das Kind/der

Jugendliche/die Familie von mindestens zwei Personen aus dem Team gesehen
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wurde, ohne daß die Möglichkeit zu einem Probewohnen gegeben wurde, etc.),

oder ein Verfahren für den Umgang mit Eskalationen/Krisen (Wer kann von

wem zu Hilfe geholt werden? Wer ist wie schnell eneichbar und verfügbar? Wer

ist für die Dokumentation des Vorfalls verantwortlich? Wer informiert wen?

Wer beschließt weitere Konsequenzen?). Verfahren erwachsen aus (dem wahr¬

genommenen Mangel von) Routinen, die sich als sinnvoll erwiesen haben und

zu einem bestimmten Zeitpunkt überprüft und formuliert werden. Das muß

nicht immer in schriftlicher Form erfolgen, wird aber überwiegend in dieser Wei¬

se praktiziert. Verfahren existieren im sozialpädagogischen Bereich sowohl auf

der Ebene von Einrichtungen und Diensten, aber auch auf der Ebene des Zu¬

sammenspiels von öffentlichen und freien Trägem bei der Gestaltung von Erzie¬

hungshilfen, wie z.B. beim Hilfeplanverfahren nach § 36 KJHG, der Jugendhil¬

feplanung (Schwabe 1996b; s. auch den Beitrag von Schefold in diesem Heft).

Ob Verfahren etabliert sind und ob sie konekt, d. h. in Übereinstimmung mit

den Verfahrensregeln, angewandt werden, läßt sich relativ gut überprüfen. An¬

läßlich des Hilfeplans z.B. kann nachgesehen werden, wann er das letzte Mal

stattgefunden hat, ob die relevanten Personen daran beteiligt waren, ob ihre

Perspektiven einzeln abgefragt wurden, ob und wie ein Konsens zustande kam

etc. Allerdings ist die Grundlage hier wie bei allen Verfahrensüberprüfungen
eine hinreichende Dokumentation (Hilfeplanformular, Protokollvordruck für

Elterngespräch, Dienstbuch, Checkliste für Informationen aus dem Vorstel¬

lungsgespräch). Das Fehlen oder die Nichtbeachtung von Verfahren können so¬

zialpädagogische Prozesse scheitern lassen, oder zumindest läßt sich ihr Schei¬

tern relativ problemlos dem Fehlen oder der Nichtbeachtung von Verfahren

zurechnen.

Verfahren sind Antworten auf das Technologiedefizit in der Pädagogik. Sie

erkennen es an und zeigen, wie unter seinen Prämissen dennoch nachvollzieh¬

bar und verbindlich gehandelt werden kann. Aber Verfahren garantieren nicht

bzw. noch nicht, daß der sozialpädagogische Prozeß auch bedeutungsvoll ist. So

ist es durchaus möglich, daß (beinahe) alle oder zumindest die für das mögliche

Scheitern als relevant erachteten Verfahren eingehalten wurden und doch der

Verlauf eines sozialpädagogischen Prozesses von allen Beteiligten als unbefrie¬

digend bezeichnet wird. Fast immer wird dann deutlich, daß etwas anderes ge¬

fehlt hat: Keiner in der Heimgruppe z.B. hatte eine „Beziehung" zu dem

Kind/Jugendlichen. Keiner hatte das Gefühl, daß seine Handlungen bedeu¬

tungsvoll waren. Es wurde viel und durchaus fachlich gehandelt und reflektiert

und doch schmerzt eine Leerstelle. Bedeutung als Pendant zu Verfahren ist mit

Bedacht gewählt: Es geht über die Einschätzung der Betroffenen bezüglich des

sozialpädagogischen Prozesses hinaus, da eine Betreuung für beide Seiten

durchaus lästig und unerfreulich erlebt werden kann, vielleicht sogar mit einem

Abbrach beendet wurde, aber durchaus bedeutsam sein kann. Es ist auch nicht

von Erfolg gesprochen, denn das setzte die Möglichkeit einer Zurechenbarkeit

von Intervention und Wirkung und/oder das Wissen um Zeitpunkte und Metho¬

de, mittels derer ein Erfolg festgestellt werden soll, voraus. Bedeutung bedarf

weder der gegenseitigen Zustimmung noch des gegenseitigen Verstehens (auch

wenn das erleichternde Bedingungen sind), wohl aber einer Verständigung auf

einer basalen Ebene.

Auch wenn das Kind/der Jugendliche über „seinen" Pädagogen schimpft, so
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kann er doch auf einer anderen Ebene durchaus davon überzeugt sein, daß die

„Nervereien" des Pädagogen Sinn machen und persönliches Engagement

ausdrücken. Erhebbar sind solche inneren Zustimmungen zum Erzogenwerden

kaum. Ob Bedeutung in einem sozialpädagogischen Prozeß zustandekommt, ist

eine ebenso einfache wie unbeantwortbare Frage: Beim Scheitern eines sozial¬

pädagogischen Prozesses können die Beteiligten, sofern man ihnen sagen kann,

daß sie alle professionellen Verfahren eingehalten haben, eigentlich immer ein¬

räumen, daß es ihnen nicht gelungen ist, Bedeutung zu erlangen, ohne daß sie

angeben könnten, wie Bedeutung in bezug auf ein anderes System zustande

gekommen ist.

Verfahren und Bedeutung sind nicht als Form- bzw. Inhalts-Seite des pädago¬

gischen Prozesses auseinanderzudividieren, weil Verfahren durchaus Orte und

Gelegenheiten von Bedeutung(sgestaltung) sein können (wie z.B. bei einem ge¬

lungenen Hilfeplangespräch). Verfahren können aber auch, obwohl bzw. weil sie

konekt eingehalten werden, den sozialpädagogischen Prozeß in seiner Bedeu¬

tungsdimension behindern: Ein Jugendlicher droht z.B. in manipulativer Ab¬

sicht mit Selbstmord. Das Verfahren innerhalb der Erziehungshilfe-Einrichtung
schreibt nun vor, daß bei jeder Suizidankündigung von dem Kind/Jugendlichen
ein Versprechen abzugeben ist, sich innerhalb eines bestimmten Zeitraums (z.B.
drei Tage, innerhalb derer alle Beteiligte zu einer Krisensitzung zusammenkom¬

men können) nicht umzubringen, oder, wenn das nicht möglich ist, ein sofortiger

Kontakt mit einer psychiatrischen Ambulanz Zustandekommen muß.Durch die¬

ses Verfahren erhält die Selbstmordankündigung des Jugendlichen eine Drama¬

tik, die ihr selbst nicht zukommt, sondern ihn und eventuell auch andere dazu

ermuntert, mit solchen Ankündigungen weiter zu „spielen". Situativ angemesse¬
ner und bedeutungsvoller wäre ein Satz im Hinausgehen wie: „Laß doch den

Scheiß, dieses Drohen ist unter deiner Würde!" Dieser eine Satz hätte den Ju¬

gendlichen wahrscheinlich besser getroffen als alle langwierigen Verhandlungen

nach dem institutionseigenen Verfahrensschema.

Wer Bedeutung anstrebt, muß u.U. riskieren, außerhalb von Verfahren zu

agieren. Er bewegt sich in einem offenen Feld, in dem keinerlei Fixpunkte absi¬

chern, was als richtig oder falsch zu gelten hat. Häufig sind das Situationen, in

denen man allein ist und spontan handelt wie in dem berühmten Beispiel mit

der Ohrfeige bei A. S. Makarenko: ein durch keinerlei Verfahren abgesichertes

Vorgehen mit beziehungsstiftender Bedeutung (Bittner 1973, S. 144; Hör-

ster/Müller 1983, S. 345). Es ist eine verführerische These, daß vielleicht erst

das Verlassen der Verfahrenswege den eigentlichen sozialpädagogischen Prozeß

eröffnet, d.h. daß alles vorher zwar professionelles, aber durch die eigenen Si¬

cherheitsbedürfnisse motiviertes Tun darstellt, sich also einem außerpädagogi¬
schen Bezugspunkt verdankt. Aber das wäre zu einfach, denn in den Verfahren

haben sich Erfahrungen von Bedeutung niedergeschlagen, sie kristallisieren sich

in ihnen gleichsam aus. Verfahren öffnen Foren für die „Produktion" von Be¬

deutung, ohne sie garantieren zu können. Ein zu direktes Zusteuern auf Bedeu¬

tung ohne Verfahren führt häufig zu einer Neuauflage der eigenen Projektionen
oder zum Mitschwingen im redundanten Erfahrungsmuster des anderen. Zu¬

dem garantieren Verfahren Legitimität nicht nur für den Pädagogen, sondern

auch hinsichtlich des Kindes/Jugendlichen bzw. seiner Eltern als Rechtssubjekt.

Das Ausbleiben oder mangelhafte Einhalten von Verfahren liefert Ansatzpunk-
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te, an denen sich die Kritik der Betroffenen oder der Auftraggeber festhaken

kann. Und diese Möglichkeit ist angesichts der Vertuschung von Fehlern und

des schnell einrastenden Zerredens von eigener Verantwortung von nicht zu

unterschätzender Bedeutung.
Verfahren und Bedeutung bleiben also in Spannung aufeinander bezogen.

Ihr Gegen- und Zusammenspiel macht die Qualität des sozialpädagogischen
Prozesses aus. Er ist als gelungen zu betrachten, wenn er fachlichen Verfahren

genügt und Bedeutung entwickelt. Er bleibt vertretbar und legitimiert, wenn er

Verfahren einhält, ohne Bedeutung entwickeln zu können (zumindest wenn dies

mitreflektiert wird). Und der Prozeß bleibt achtenswert oder im Nachhinein

rechtfertigbar, wenn er Bedeutung aufgrand des Verzichts von Verfahren

entwickeln kann. Der sozialpädagogische Prozeß bleibt mangelhaft, wenn Ver¬

fahren nicht eingehalten werden und (deshalb) Bedeutung nicht zustande

kommt.

5. Schluß

Insofern die Gestaltung sozialpädagogischer Prozesse die Koordination von

Zeit, Informationen und Aufgaben voraussetzen, sind verbindliche und zielori¬

entierte Planungen unerläßlich. Ihre Reichweite erstreckt sich allerdings „nur"

auf die Koordination von (Erziehungs-)Mifre/«. Erziehungsziele bzw. -zwecke

können zwar geplant werden; das Verhältnis von Zieleneichung und Planung
bleibt jedoch unbestimmbar bzw. kontingent. Planungen von Erziehungszielen

geschehen am erfolgsträchtigsten dann, wenn alle Prozeßbeteiligten durch refle¬

xive und kommunikative Schleifen vernetzt werden und ihre unterschiedlichen

Perspektiven systematisch aneinander abarbeiten können. Damit rückt die ge¬

plante Initiierung und Koordination von Beobachtungs- und Kommunikations¬

prozessen in den Mittelpunkt der professionellen Bemühungen, nicht mehr die

Realisierung normativer Vorgaben. Trotzdem oder deswegen entwickelt sich in

vielen Erziehungshilfeprozessen die Dynamik eines Kampfes um (einseitige
und/oder gegenseitige) Anerkennung, der die Pädagoginnen zu normativen Po¬

sitionierungen zwingt und in einen unplanbaren Strudel von Interaktionen

reißt. Sozialpädagoglnnen schwanken bei diesem „Kampf" mit ihrer Klientel

zwischen dem Willen zur strategischen Beeinflussung und dem geduldigen Be¬

gleiten eigensinniger Bildungsbewegungen. Ein reflektiertes Pendeln zwischen

beiden Positionen eröffnet mehr Optionen für die Gestaltung sozialpädagogi¬
scher Prozesse als der Versuch, sich konsequent auf eine Linie festzulegen. Plan¬

mäßig entwickelte und systematisch verknüpfte Verfahren können als Antwort

auf mangelnde Planbarkeit von sozialpädagogischen Prozessen unter bestimm¬

ten institutionellen Programmbedingungen gelten. Sie bilden die einzig rationa¬

le Grundlage für deren Gestaltung und sichern deren Legitimität. Sie garantie¬
ren aber keinesfalls, daß die sozialpädagogischen Prozesse, die sie unterstützen,

Bedeutung für die Adressaten gewinnen. Bedeutung entwickelt sich häufig jen¬
seits von Verfahren oder im Bruch mit ihnen, ohne daß diese dadurch ihren Sinn

verlören.
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Michael Winkler

Flexibilisierung und Integration
von Erziehungshilfen
Oder auch: Überlegungen zur Selbstvergessenheit der Pädagogik

Wieviel Eigensinn hat die Pädagogik? Wieviel ihrer eigenen Erfahrungen, Re¬

flexionen und Wissensbestände sind ihr bewußt, was macht sie selbst als pädago¬

gisch bedeutsam in ihren eigenen fachlichen Debatten geltend, angesichts ge¬

sellschaftlicher Veränderungen und öffentlicher Anmutungen, endlich auch

gegenüber Problemwahrnehmungen und Lösungsangeboten in den eigenen

Handlungsfeldem? Paradox formuliert: Wieviel Pädagogik gibt es überhaupt
noch in pädagogischen Zusammenhängen?

Solche Fragen scheinen in der Erziehungswissenschaft längst deplaziert und

initieren in Debatten, wie sie unter der Formel von der Flexibilisierung und der

Integration erzieherischer Hilfen innerhalb der Sozialpädagogik geführt wer¬

den: Wenigstens vordergründig markiert nämlich diese Formel Veränderungen,
die als überfällig gelten; sie verweist auf Reform oder Modernisierung, mit wel¬

chen die Jugendhilfe ballastgewordene Traditionen hinter sich läßt, um zeitge¬
mäße Perspektiven einer Neugestaltung zu finden. Demgegenüber venät die

Frage nach dem Eigensinn des Pädagogischen Behanlichkeit, gar Stönigkeit.
Gleichwohl (oder gerade deshalb) leitet sie hier die Auseinandersetzung mit

den flexiblen und integrativen Hilfen in der Jugendhilfe. Das hat gute Gründe:

Einmal geht es nicht allein um Sozialpädagogik. Die Vorstellung einer Flexibili¬

sierung und Integration von Hilfen bezieht sich auf strukturelle Probleme päd¬

agogischen Handelns, die in vielen Handlungsfeldern der Erziehung virulent

sind. Wie unterschiedlich die Formulierungen im einzelnen sein mögen, Flexibi¬

lität und Integration gehören zu den Topoi pädagogischer Reflexion, die profes¬
sionelle und disziplinare Ausfächerungen übergreifen. Zum anderen belegt die¬

se Debatte jedoch (einmal mehr), wie Pädagogik zur Selbstvergessenheit

tendiert, werden doch pädagogische Problemstellungen auf die Tagesordnung

gesetzt, von den pädagogischen Professionen und Disziplinen indes nicht mehr

als eigene wahrgenommen.
Deshalb soll hier am Beispiel der flexiblen und integrierten Angebote in der

Jugendhilfe eine für pädagogische Handlungsfelder geführte Debatte daraufhin

geprüft werden, ob sie sich eines solchen pädagogischen Eigensinns noch verge¬

wissert. Dieser Versuch verlangt eine Rekonstruktion der einschlägigen Überle¬

gungen. Weil aber mit der Idee eines pädagogischen Eigensinns Gewißheiten

unterstellt werden, die längst als fragwürdig gelten, wäre die Frage vorsichtiger
so zu stellen: Zeichnen sich hier Problemstellungen und gegenständliche Vor¬

stellungen ab, die über die jeweils geltend gemachten Referenzen hinaus auf

einen Bereich verweisen, der pädagogischer Reflexion zugeordnet werden

kann?

ZtPäd,39 Beiheft



132 Konzepte - Arbeitsformen - Praxbfelder

1. Flexibilisierung und Integration in der Jugendhilfe - Annäherung

an ein Problem

Begriffe für pädagogische Zusammenhänge und Handlungen verfügen über die

Qualität des Injunktiven (vgl. Liedtke 1980). Inhaltlich offen und auslegungsbe¬

dürftig, ermöglichen sie Verständigung, in der sich personale und situative

Besonderheiten, endlich auch Prozesse thematisieren lassen; selbst juristisch

werden für die Jugendhilfe unbestimmte Rechtsbegriffe, wie der des „Kindes¬

wohls", genutzt, die im Horizont von programmatisch gesetzten Zusammenhän¬

gen auf den jeweiligen Fall hin auszulegen sind.

In solcher Offenheit und Unbestimmtheit gründen Erfolg und zugleich auch

Dilemmatik des Konzepts flexibler und integrierter Hilfen. Reüssieren konnte

das Konzept zunächst, weil seine Programmatik im öffentlichen Gespräch zwar

umstritten, gleichwohl präsent ist (vgl. zuletzt Gensicke 1998, bes. S. 19). Sie

bezeichnet Strategien der Modernisierung vonangig im ökonomischen Kontext;

die Flexibilisierung etwa von Arbeitszeiten gilt als ein arbeitsmarktrelevantes

Instrament und steht für den Wandel zu einer Dienstleistungsgesellschaft. In

den Zusammenhängen von Erziehung, Bildung und Untenicht soll Flexibilisie¬

rung helfen, einem doppelten Unbehagen zu entkommen: Einerseits gelten

nämlich Sozialisationssituationen als komplex und diffus, während hingegen der

pädagogische Umgang mit ihnen als reduktionistisch erscheint und (beispiels¬

weise) Erfahrungshintergründe ausblendet. Professionell geleistete und institu¬

tionell geregelte Pädagogik wirkt insofern unzulänglich, als sie das im pädagogi¬

schen Zusammenhang für entscheidend gehaltene „Ganze" verkennt und

auflöst, indem unterschiedliche Kompetenzträger beansprucht werden; der

Fachunterricht gilt hier als ein besonderer Stein des Anstoßes. Zum anderen

verfehlen, so die Kritik, institutionell geordnete pädagogische Aktivitäten durch

ihre Spezialisierung stets die Eigenart des einzelnen Falls; dem konkreten Sub¬

jekt in seiner besonderen Verfaßtheit werden sie daher kaum gerecht. So plau¬

sibel Flexibilisierangsansprüche klingen, sprechen sie zunächst jedoch vor¬

nehmlich Öffnungsformeln aus. Dabei beziehen sie sich keineswegs immer auf

die gleichen Sachverhalte, verfolgen auch unterschiedliche Intentionen.

So richten sie sich beispielsweise in der schulpädagogischen Debatte (unter dem Stichwort „Po-

lyvalenz") darauf, angesichts möglicher Überfüllungskrisen in der Ausbildung Kompetenzen zu

vermitteln, die auch eine schulferne Beschäftigung erlauben. Hingegen setzt die Flexibilisierung

der Lehrerrolle voraus, daß im schulischen Kontext selbst die Qualifikation zu einer unterrichtlich-

didaktischen Vermittlung nicht mehr hinreicht, um die pädagogischen Anforderungen zu befriedi¬

gen (vgl. z.B. Struck 1994). Endlich steht Flexibilität in der schulpädagogischen Debatte auch für

eine „Öffnung der Institution": In der schulischen Binnenwelt verlangt Flexibilität Überwindung

von Stundenplänen und Fachunterricht zugunsten von Projekten, endlich die Auflösung des „star¬

ren" Systems der Jahrgangsklassen in Gruppen. Nach außen hin sollen „verläßliche Schulen" über

den Unterricht hinaus mit vielfältigen Beziehungsformen und -inhalten eine Betreuung sichern,

zudem gemeindenah als „Haus des Lernens" dienen, mithin für sozialpädagogische Aufgaben wie

für solche der Erwachsenenbildung genutzt werden. Flexible Pädagogen wären so als Jongleure

von Handlungsformen zu sehen, die ihr Geschäft in reichlich zugigen Ecken betreiben, wobei sie

selbst noch dafür sorgen, daß schützende Mauern abgerissen werden.

Auch in der Debatte um flexible und integrierte Hilfen in der Sozialpädagogik fehlen zunächst

eindeutige Referenzen und Konturen des Programms. Die Literatur zum Thema ist umfangreich,

umfaßt programmatische, grundlegende und allgemeine Texte, mittlerweile auch „graue" Verwal¬

tungsvorlagen. Flexibilisierung und Integration erzieherischer Hilfen sollen dabei bis zur „Entthro-
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nung der Heimerziehung" (vgl. Wolf 1995) eine Alternative zu klassischen Hilfeformen bieten und

stehen für einen ambitionierten Ausbau von milieunahen Angeboten, die eine „soziale Integrati¬
on" von Kindern und Jugendlichen erhoffen (vgl. Peters/Wolff 1997, S. 117). Zuweilen wird ein

Zusammenhang zur Gemeinwesenarbeit hergestellt. Endlich bieten sich Flexibilisierung und Inte¬

gration von Hilfen an, wo es um den „Umbau der sozialen Dienste" geht - was zunächst im Rah¬

men einer Dienstleistungsideologie eine stärkere Annäherung an Problemlagen, Bedürfnisse und

Forderungen der Klienten, dann auch eine höhere Effektivität des Mittel- und Personaleinsatzes

im Sozialbereich meint.

Vonangig markieren „Flexibilisierung und Integration" also ein diskursives

Feld, das in den sozialpolitischen Auseinandersetzungen wie in den Prozessen

fachlicher Verständigung sein Gewicht und seine Verankerung findet. Die prak¬
tische Verwirklichung der Formel ergibt dagegen eine Vielzahl von unterschied¬

lichen Gestalten, für die als Gemeinsamkeit gilt, daß sie sich selbst als flexible

und integrierte Hilfen begreifen (vgl. zu den Jugendhilfestationen: Wolf 1998).
Mehr noch, die Rede von den flexiblen und integrierten Hilfen dient als ein

begrifflicher Joker, der auf einen unbefriedigten Veränderungsbedarf verweist:

In der Sache geht es um einen Ausweg aus dem Dilemma von Institutionalisie¬

rung und Spezialisierung der Jugendhilfe einerseits, lebensweltlicher Komplexi¬
tät und biographischer Besonderheit auf sehen ihrer Adressaten andererseits,

endlich um das ungelöste Dilemma einer Lern- und Entwicklungsfähigkeit von

Institutionen, die biographische Veränderung von individuellen Subjekten be¬

wirken (wollen), ohne sich von ihren Eigenstrukturen her selbst verändern zu

können: Unübersehbar steht die institutionell-organisationelle Logik von päd¬

agogischen Einrichtungen nämlich in Widerspruch zu den Bildungsprozessen,
welche ihre Mitglieder durchmachen (vgl. Winkler 1988).

Allerdings spitzt sich dieses Dilemma im Kontext der Sozialpädagogik noch einmal zu. Während

etwa Schulpädagogik sich auf einen Kernbereich didaktischen Handelns beziehen kann, sieht sich

Sozialpädagogik auf Lebenswelten und Personen verwiesen; Angebote und Interventionen der Ju¬

gendhilfe wirken tief in biographische Kontexte hinein. Heimerziehung kann hier als das dramati¬

sche Beispiel gelten: Anders als Schule, neben der familiäres Leben und Freizeit für die Beteiligten
bestehen bleiben und Abgrenzungen erlauben, stellt das Heim einen umfassenden, in seinen einzel¬

nen Merkmalen und Effekten kaum definitiv zu beschreibenden Lebenszusammenhang her. Hier

wirkt sich aber besonders aus, was für Pädagogik schlechthin unvermeidlich erscheint: Die pragma¬

tischen Zusammenhänge der Sozialpädagogik sowohl im Ganzen des Jugendhilfesystems wie auch

in konkreten Betreuungssettings müssen als aleatorisch und kontingent gelten; in der Jugendhilfe
kann buchstäblich alles passieren - das gilt für die Wahl von Betreuungsformen,die empirisch eben

hochgradig zufällig erfolgt (vgl. Niederberger 1997, S. 175ff.), trifft aber nicht minder für einzelne

Interaktionen und deren Effekte zu, auch wenn sich zu diesen erfahrungsgesättigte Prognosen for¬

mulieren lassen.

Die Debatte um die flexiblen und integrierten Hilfen nimmt nun ihren Ausgang
an der Kritik einer juristisch und administrativ „versäulten" Jugendhilfe. Damit

geht es ihr um Probleme der Organbation von Hilfe: So zielt die Kritik auf das

unvermittelte Nebeneinander unterschiedlicher sozialer Dienste; im Einzelfall

können mit einer Problemfamilie der Allgemeine Soziale Dienst des Sozialamts,

im Außendienst wirkende Sozialpädagoginnen des Jugendamts, Schuldnerbera¬

ter, Mitarbeiterinnen der Erziehungsberatung und endhch Erzieherinnen tätig
werden, die eine stationäre Hilfe bieten. Diese „Säulen" der Sozialen Arbeit

verfolgen ihre eigene Rationalität, unter extremen Bedingungen ohne Berück¬

sichtigung von parallelen Angeboten und Leistungen. Zum anderen richtet sich
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die Kritik auf das Nebeneinander von Hilfen, wie sie das KJHG in seinen

§§ 28-35 benennt.

Flexibilisierung und Integration zielen auf eine Überwindung dieser für

falsch gehaltenen Trennung, indem die Hilfen „aus einer Hand" angeboten und

erbracht werden. Dies verlangt neue organisatorische Zusammenhänge, zu¬

gleich werden Formen reflexiver Kompetenz auf Seiten des Fachpersonals erfor¬

derlich, um angemessen auf gegebene Situationen und den in ihnen sichtbaren

Hilfebedarf reagieren zu können. Erwartet wird eine Art generativer Hand¬

lungskompetenz, die es den Beteiligten ermöglicht, aus einem Set vorhandener

Hilfen eine individuelle Strategie zu entwerfen (vgl. hierzu Winkler 1984).

Praktisch werden dafür weder sozialpädagogische Generalisten noch „profes¬

sionelle Universalisten" (Ltttwin/Winter 1994, S. 201), sondern ein operatives

Team gefordert, aus dessen Zusammenhang heraus die je besonderen Leistun¬

gen fallbezogen organisiert werden. Es dient als Ort, an welchem Auswahl und

Ausgleich von Spezialisten möglich werden.

Systematisch lassen sich die Ansprüche auf Flexibilisierung und Integration

von Hilfen mithin in zwei Dimensionen situieren: (1) Strukturell ermöglichen

sie, aus einer Vielzahl von Hilfen das geeignete Angebot auszuwählen, ohne

durch die so getroffene Entscheidung Hilfeverläufe innerhalb eines methodi¬

schen Settings zu präjudizieren. Dazu müssen Hilfen in einem breiten Spektrum

verfügbar sein, in welchem sie als gleichwertig gelten. Damit lassen sich das juri¬

stische Tatbestands-Rechtsfolgedenken und kausal-technische Sichtweisen auf¬

lösen, welche dazu führen, daß sich Kanieren innerhalb des einmal eingeschla¬

genen Betreuungsverfahrens verfestigen oder aber eine Praxis des Verschiebens

zwischen unterschiedlichen, aber inadäquaten Hilfen entsteht. (2) Diachron

zeichnet flexible Hilfen aus, daß sie explizit dem Hilfeprozeß Aufmerksamkeit

schenken. Gegenüber Schematisierangen, die noch das Extrem eines „Alles

oder Nichts" annehmen können, sollen, bezogen auf die durch die Hilfe eneich-

ten Lebensformen und Leistungspotentiale der Betroffenen, Angebote intensi¬

viert oder abgeschwächt werden. Dies soll das Grunddilemma der Jugendhilfe

entschärfen, daß ihre institutionellen und methodischen Angebote kaum be¬

rücksichtigen, wie sich Kinder, Jugendliche und ihre Familien entwickeln, am

Ende auch als Ergebnis des Hilfeprozesses verändern.

2. Die Eigenbegründung der flexiblen und integrierten Hilfen

Bei den Überlegungen über flexible und integrierte Hilfen lassen sich fünf Ebe¬

nen unterscheiden: Zum einen schließen sie an eine längere Tradition von Dein-

stitutionalisierungskonzepten an. Zum anderen entwickelte sich die Debatte

eher pragmatisch, zunächst aus dem Kontext schon bestehender Hilfeangebote,

dann aufgrund der besonderen Lage der Jugendhilfe in den neuen Bundeslän¬

dern. Dazu kamen Anstöße aus den Ansätzen zur Verwaltungsreform und zur

Neuordnung der sozialen Dienste, endlich aus der kritischen Auseinanderset¬

zung um Kostenstrukturen, Qualität und Effektivität der Jugendhilfe, wie sie

insbesondere in den unterschiedlichen Denkschriften der Kommunalen Ge¬

meinschaftsstelle (KGSt) vorgelegt wurden. Über diese Impulse hat sich ein ei¬

gener Diskussionszusammenhang etabliert, der eine theoretische Begründung
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verfolgt, die über die traditionellen und pragmatischen Impulse hinauszugehen

beansprucht:

Vorstellungen von Flexibilisierung und Integration von Erziehungshilfen deuteten sich schon in

den Vorbehalten an, welche der Zwischenbericht der Kommission Heimerziehung (1977) gegen¬

über einer modernisierten Jugendhilfe deutlich gemacht hat. Aus seinem Verständnis einer „offen¬

siven Jugendhilfe" nahm er die Kritik an totalen Institutionen auf und entwickelte Vorbehalte

gegenüber therapeutischen Spezialisierungen, zumal für diese keine hinreichenden diagnostischen

Grundlagen zu erkennen waren. Milieunähe und Alltagsorientierung von Hilfen boten sich hier als

Perspektiven einer Jugendhilfe an, die zugleich dem Grundsatz der am wenigsten schädlichen Al¬

ternative wie aber auch der Forderung entsprechen sollte, subjektiven Bedürfnissen und Fähigkei¬

ten möglichst gerecht zu werden; insbesondere der „Achte Jugendbericht" hat hieraus strukturelle

Prämissen und Maximen einer modernen Jugendhilfe entwickelt, die im Kern die Konzepte der

Flexibilisierung und Integration vorwegnahmen (vgl. Deutscher Bundestag 1990). Bei aller Kritik

an der Beharrlichkeit insbesondere stationärer Betreuungsformen werden daher u.a. EntSpeziali¬

sierung, Entinstitutionalisierung, Professionalisierung und Individualisierung als die großen Ent¬

wicklungslinien in der jüngeren Heimerziehung beschrieben (vgl. Wolf 1993), in welchen sich doch

schon wesentliche Intentionen von Flexibilisierung und Integration abzeichnen.

In pragmatischer Hinsicht wurden Vorformen flexibler und integrierter Hilfen im Rahmen von

ambulanten und mobilen Betreuungsformen entwickelt. Sie entstanden, wo junge Menschen nach

längerfristiger stationärer Unterbringung den Übergang hin zu einem alltäglich selbstbestimmten

Leben ohne Betreuung zu bewältigen hatten. Solche Hilfen im Verselbständigungsprozeß reagier¬
ten zunächst darauf, daß Heime mit Überbetreuung eine Versorgungsmentalität erzeugen, mithin

nur für das Leben in der Institution erziehen. Faktisch gründete das Problem darin, daß die Rege¬

lungen des alten Jugendwohlfahrtsgesetzes einen Verbleib der Jugendlichen innerhalb der jeweili¬

gen Maßnahme nur in dem Ausnahmefall einer berufsqualifizierenden Ausbildung zuließen, anson¬

sten einen Abschluß der Heimerziehung mit dem 18. Lebensjahr verlangten. Anders als in

familiären Zusammenhängen fehlten Übergangs- und Erprobungsformen auf dem Weg zu einer

selbständigen Lebensform. Dem sollten Hilfen begegnen, die flankierend, in einer Kombination

von Beratung, Begleitung im Alltag und deutlicher Führung einzelne Jugendliche betreuten, denen

zugleich die Möglichkeit zu einem selbstbestimmten Wohnen in eigenen, durch Maßnahmeträger

angemieteten Wohnungen eröffnet wurde. Zunehmend zeigte sich allerdings, daß solche Betreu¬

ungsformen früher einsetzen müßten, um kontinuierliche Übergänge zu ermöglichen und Jugend¬
lichen gerecht zu werden, die selbständige Lebensformen entwickelten (vgl. Winkler 1988). Zu¬

gleich erwies sich das pädagogische Konzept als sinnvoll für hochbelastete junge Menschen, die

einem Gruppenalltag nicht standhalten. Damit deutete sich eine eigene Methodik für solche indi¬

vidualisierenden Betreuungsformen an. So entwickelten Arend/Hekele/Rudolph (1994) ein vor¬

bildliches pragmatisches Konzept, das unter dem Stichwort „sich am Jugendlichen orientieren"

fachlich gebotene Orientierungen in einer konkretisierbaren Weise verknüpft.

Wenn sich auch in Gestalt der „regionalen Jugendhilfezentren" (vgl. Gropper

1996) Ansätze zu einer Strukturveränderung in Jugendhilfeeinrichtungen schon

länger abzeichneten, erhielt die Entwicklung flexibler und integrativer Hilfen

den entscheidenden Impuls durch den Zwang, in den neuen Bundesländern

rasch eine Jugendhilfe aufzubauen, die den Bestimmungen des KJHG ent¬

sprach, den spezifischen Problemstmkturen gerecht werden und innovativ sein

sollte. Parallel zu einer in der DDR wurzelnden Jugendhilfe mit Schwerpunkt
auf institutioneller Betreuung entstand ein Angebot, das im Vorfeld und mit

vergleichsweise geringen Ressourcen ein breites Spektrum an Leistungen an¬

bieten sollte. Das Modell dafür fand sich in den „Jugendhilfestationen", wobei

dieser Begriffmehr Einheitlichkeit verspricht, als in der Realität aufzufinden ist.

Mittlerweile nähert sich allerdings die Jugendhilfestraktur der neuen Bundes¬

länder derjenigen Westdeutschlands an (vgl. Seckinger u.a. 1998), so daß die aus

der Übergangssituation entstandenen Jugendhilfestationen an Bedeutung ver-
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Heren, zumal ihr Erfolg auch damit zu tun hatte, daß sich Fachkräfte mit hohem

Engagement beteiUgten, die selbst „flexible" Biographien zeigten (vgl. Wolf

1998, bes. S. 228ff.). Zweifelsohne stellen flexible Hilfen Anforderungen, die

über einen längeren Zeitraum kaum durchzuhalten sind. Nicht nur, daß prinzi¬

piell ein höheres Qualifikationsniveau vorausgesetzt werden muß (vgl. schon

Lambach 1994), vielmehr scheinen sehr bald Burnout-Effekte einzutreten, so

daß auch Verfechter der flexiblen und integrierten Hilfen davon ausgehen, daß

nur junge, hochbelastbare Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter diese Form der Ju¬

gendhilfe in begrenztem zeitlichen Rahmen verwirklichen können. Inzwischen

schwindet offensichtlich die Bereitschaft, solche Mehrbelastungen auf sich zu

nehmen und offene Hilfeformen zu praktizieren. Möglicherweise entstehen so¬

gar Vorbehalte gegenüber flexiblen und integrierten Hilfen, weil die „Säulen"

der Hilfesysteme größere Handlungssicherheit bieten.

Ferner gewinnen flexible und integrierte Hilfen unter dem Gesichtspunkt an

Bedeutung, daß von ihnen eine höhere Effektivität der Jugendhilfe erwartet

wird. Flexible und integrierte Hilfen bilden somit ein entscheidendes Moment in

jenem Umbau der Jugendhilfe, der als Wende zu ökonomisch definierter Re¬

striktion, als Modernisierung, zuweilen aber auch als Fortschritt gewertet wird,

weil er eine stärkere Orientierung an den Bedürfnissen der Kinder und Jugend¬

lichen nach sich ziehen könnte. Insofern fügen sie sich in jenen durch die KGSt

maßgeblich geförderten Diskurs um eine ökonomische Beurteilung und Quali¬

tätsverbesserung von Jugendhilfe. Prima facie besticht hier der Gedanke flexi¬

bler und integrierter Hilfen, weil sie einen zielführenden Einsatz vorhandener

Personalressourcen insbesondere bei wechselndem Bedarfversprechen. Gleich¬

zeitig könnte die Ablösung der üblichen Finanzierungsform von Jugendhilfean¬

geboten über Tagespflegesätze durch eine Abrechnung von sozialpädagogi¬
schen Fachleistungsstunden dazu beitragen, die einzelnen Leistungen präzise zu

erfassen und das jeweilige Jugendhilfeangebot transparent zu gestalten. Doch

muß offenbleiben, ob sich etwa die alltägliche Begleitung von jungen Menschen

rechnerisch angemessen darstellen läßt. Befürchtet wird zumindest, daß die er¬

hoffte Entspezialisierang in ihr Gegenteil verkehrt wird, weil sich zwar spezifi¬

sche, etwa auch therapeutische Aktivitäten erfassen lassen, während beispiels¬

weise die diffus bleibende „Tag-und-Nacht-Betreuung" trotz ihrer hohen

Belastungen unterbewertet bleibt.

Endlich hat sich ein eigener Begründungszusammenhang für flexible und

integrierte Hilfen entwickelt, dem inzwischen eine paradigmatische Qualität für

das Verständnis von Jugendhilfe zugesprochen wird. Das Konzept der „flexiblen

Erziehungshilfen" steht so für einen „alternativen Diskurs" (Peters 1997,S.

317), der „Neutralisierungsversuchen" seitens „traditioneller Jugendhilfe" aus¬

gesetzt sei (a.a.O., S. 319), die auf eine Verteidigung der Heimerziehung sich

richte. Das Konzept nehme einen grundlegenden „Perspektivenwechsel" vor,

der „generell von Bedeutung" sei - wobei in den gewählten Formulierangen H.

Nohls Rhetorik anklingt: „Nicht mehr der oder die Jugendliche/das Kind/die

,Familie' muß sich den vorab vorhandenen Hilfesystemen anpassen
- mit der

Folge, daß jene Fälle, die am wenigsten dem jeweiligen (spezialisierten) Setting

des Hilfesystems entsprechen, verwiesen, verlegt, ver- oder abgeschoben, etc.

werden, ein Vorgang, der um so häufiger auftritt, je spezialisierter ein Hilfesy¬

stem ist und der letztendlich immer wieder die Notwendigkeit der Ausschlie-
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ßung ,theoretisiert', sondern die erzieherische Hilfe paßt sich dem (ggfs.

wechselnden) Bedarf und der Lebenslage ihrer prospektiven Klienten an"

(a.a.O., S. 315).

Zwar dienen die Jugendhilfestationen als empirischer Referenzpunkt, doch geht die Debatte über

pragmatische Ansätze hinaus und zielt auf eine explizite wissenschafts- und erkenntnistheoretische

Absicherung. Grundlegende Überlegungen hat vor allem Th. Klatetzki angestellt. Er knüpft ei¬

nerseits an das im „Rauhen Haus" entwickelte Modell einer „zwischen Streetwork und Heimerzie¬

hung" angesiedelten, flexiblen Betreuung an, die durch Veränderung der Lebensformen gleichsam

eine „lernende Organisation" realisiert, innerhalb derer die eigenen Entwicklungs- und Kommuni¬

kationspotentiale der Jugendlichen gefördert werden (vgl. Klatetzki/Winter 1990). Andererseits

nutzt er das DuRKHEiMsche Konzept der „kollektiven Repräsentationen" als Analyse- und Organi¬

sationsmodell für sozialpädagogische Handlungszusammenhänge; ausdrücklich empfiehlt er die

Abkehr von technologisch problemlösenden Modellen hin zu einem Denken in Kategorien der

Problemsetzung, der es nicht um Wahrheit, sondern um eine - im Sinne Richard Rortys - solida¬

rische Perspektive geht (vgl. Klatetzki 1993, bes. S. 109f.). Innovationen in der Jugendhilfe hängen

demnach fundamental davon ab, daß „von den Mitarbeiterinnen eine andere Form des Denkens

entfaltet" wird, „als es für die gängige Repräsentation typisch ist" (Klatetzki 1994a, S. 17). Dieser

„konstruktivistische" Zugang bedeute, daß zwischen Organisationsform und mentalen Mustern

der beteiligten Akteure ein enger Zusammenhang bestehe, der bei entsprechenden selbstreflexiven

Kompetenzen und Kapazitäten ein hohes innovatives Potential berge, das die Fähigkeiten zur „Per¬

spektivenübernahme" (a.a.O., S. 18) und des „sozialen Verstehens" (Klatetzki 1994b, S. 69) förde¬

re und im kreativen Umgang mit Klienten sich auswirke. Dieser kommunikationsfördernde Denk¬

habitus und die ihm entsprechenden Organisationsformen befreien aus institutionellen

Verhärtungen, müssen freilich einerseits praktisch durch konsequente Teamarbeit und andererseits

durch eine von den Mitgliedern der Teams geteilte Ethik gestützt werden (Klatetzki 1994a, S. 18).

Sie folge dem Grundsatz der „Gerechtigkeit" und ermögliche ein moralgestütztes, „reflexives Han¬

deln" (Klatetzki 1994b, S. 69), das an die vorhandenen sozialräumlichen Ressourcen zurückgebun¬

den werden soll, um so - wie die etwas schwer zu deutende Formulierung lautet - „zu einer So¬

zialintegration auf der Basis lebensweltlicher Legitimationen beizutragen" (S. 72).

Klatetzki wie die ihm folgenden Autoren verbinden flexible und integrierte Hilfen mit einem

deutlichen Professionalisierungsschub der Sozialpädagogik, da das von ihnen entworfene Modell

systematisch sowohl vor einer für naiv gehaltenen Vorstellung von sozialpädagogischer Realität

wie auch vor unmittelbar handlungsleitenden technischen Verfahren, bzw. Methoden einsetzt. Es

geht ihnen um ein Hintergrundkonzept, das als eine neue Philosophie Sozialer Arbeit auf die Vor¬

einstellungen von professionellen Helfern zielt, nehmen diese doch die „Probleme von Klienten,

Jugendlichen und Familien [...] immer vor einem bestimmten konzeptionellen Hintergrund wahr

[...], der gleichzeitig die Bearbeitungsmöglichkeiten für dieses Problem miteinschließt" (Litt-

win/Winter 1994, S. 201).

3. Defizite der Debatte

Programm und Realität einer Flexibilisierung und Integration von Hilfen bewe¬

gen sich auf zwei Ebenen. Einerseits geht es um eine Veränderung des Hilfesy¬

stems. Andererseits muß zur Debatte gestellt werden,was diese Veränderung für

die Betroffenen bedeutet. Denn prima facie stellt das so möglich gewordene,

individuell zusammengestellte „Hilfepaket" einen deutlichen fachlichen Fort¬

schritt dar. Aber was sind seine Implikationen? Organisationstheoretisch zielt

jedenfalls das Vorhaben einer Flexibilisierung und Integration von Hilfen auf

einen eher unwahrscheinlichen Fall. Es stellt sich gegen die für neuzeitliche Ge¬

sellschaften typische Ausdifferenzierung gesellschaftlicher Leistungssysteme,

bei der Rationalitätssteigerung mit Spezialisierung einhergeht. Soll Entspeziali-

sierangzu fachlicher Leistungssteigerung führen, setzt dies mindestens eine An-
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hebung des Qualifikationsniveaus durch Ausbildung einschlägig gebundener

Reflexions-, Steuerungs- und Organisationskompetenzen voraus, wobei bislang
noch offen scheint, ob diese Fähigkeiten dann in unmittelbar personenbezoge¬
nen Dienstleistungen ergiebig implementiert werden können. Die Entwicklung
anderer Professionen, insbesondere der Medizin mit ihrer Tendenz zum Fach¬

arztprinzip, legt hier Zweifel nahe.

Dieser Einwand läßt einen erheblichen Begründungsaufwand für flexible und integrierte Hilfen,

zumindest aber eine theoretisch wie empirisch interessierte Begleitforschung erwarten. Eine syste¬

matisch-kritische Begründung der flexiblen Hilfen im Kontext von Jugendhilfe deutet sich jedoch

bislang ebenso wie eine aus teilnehmender Beobachtung entstandene Phänomenologie dieser

Form sozialpädagogischen Handelns nur an. Nutzerdaten, Befunde zu ihrer Wirklichkeit und Wir¬

kung fehlen. Erste, eher impressionistische Erfahrungsberichte liegen zu verschiedenen Jugendhil¬
festationen (vgl. z.B. Hamer/Schliebner 1996; Moser 1993; Winter u.a. 1994) und zu einzelnen

Projekten vor, so etwa zum „Plauener Bahnhof" in Dresden (Wolff/Zippe 1996), dann zu einer

Form der Intensivbetreuung für Mädchen durch die Evangelische Gesellschaft Stuttgart (Schwa-
be/Münz 1997); Befunde läßt das von der Internationalen Gesellschaft für erzieherische Hilfen

(IGfH) initiierte, durch das Bundesjugendministerium geförderte Modellprojekt INTEGRA er¬

warten. Eine Prüfung der vorliegenden Literatur führt darüber hinaus zum Befund einer bemer¬

kenswerten Nachlässigkeit gegenüber der sachlich relevanten Forschung; insbesondere werden

pädagogische Begründungen wie Fragestellungen bislang nur von kritischen Beobachtern (vgl. Lü¬

ders 1997; Winkler 1996), kaum aber von den Protagonisten des Konzepts vorgetragen. Diese

bevorzugen soziologische Ansätze, stellen allerdings einer Prüfung der gesellschaftstheoretischen

Implikationen des Modells einen pragmatischen Realismus entgegen. So lehnen sie abstrakte De¬

batten zur Funktion und Entwicklung des Hilfesystems ab, so daß unbestimmt bleibt, welche Rolle

flexible und integrierte Hilfen im Kontext gesellschaftlicher Veränderungsprozesse spielen (vgl.
Kunstreich 1996), ob sie mithin - um etwa die an die Gemeindepsychiatrie gerichtete Fragestel¬

lung von Bonss/Kardorff/Riedmüller (1985) aufzunehmen - Reform oder Modernisierung ver¬

sprechen. Die möglicherweise ähnlich prekäre Frage nach dem Verhältnis der flexiblen und inte¬

grierten Hilfen zu fiskalpolitischen Ambitionen taucht ebenfalls nicht auf.

Plausibilität und Legitimation erhalten Anliegen und Konzept der flexiblen Hilfen dennoch,

weil sie die Programmatik institutioneller Öffnung aufnehmen, die als hochgradig selbstverständ¬

lich in der kritischen Debatte der Sozialen Arbeit gilt. In dieser ist präsent, daß das Hilfesystem in

bürokratischer Rationalität verhärtet und dysfunktional auf die Klienten wirkt: Seine Institutionen

provozieren eine Anpassung an die Institutionskultur und führen zu Subkulturen der Insassen;

zugleich rufen sie eine Segmentierung der Personen hervor, die mit differenten Hilfeangeboten

umgehen müssen. Demgegenüber versprechen flexible und integrierte Hilfen von vornherein Of¬

fenheit und Angemessenheit an die persönliche Notlage. Die Vorbehalte gegenüber der institutio¬

nellen Realität des Hilfesystems müssen jedoch sowohl theoretisch wie auch empirisch differen¬

ziert werden. Wenn auch nicht unmittelbar vergleichbar, wären zumindest Erfahrungen mit

Deinstitutionalisierungsprozessen im Bereich der Psychiatrie, insbesondere auch die Effekte am¬

bulanter psychosozialer Betreuung zu prüfen (vgl. schon Scull 1980; Simons 1980). Zudem vermit¬

teln jüngere Untersuchungen zur Leistungsfähigkeit von Jugendhilfe ein differenziertes Bild (vgl.
Bürger 1990; Hansen 1994; Gehres 1997): So zeigt sich eine hochgradige Heterogenität in den

Angeboten und Leistungen der Jugendhilfe; Heimerziehung gilt längst als ein Begriff, der höch¬

stens „konzeptionell" taugt (Münstermann 1996), weil ihm eine Vielzahl von Hilfeformen ent¬

spricht. Endlich: Wider alle Erstarrungsannahmen prägen die institutionelle Wirklichkeit der Ju¬

gendhilfe auch Diffusität, Unübersichtlichkeit und Unklarheit (vgl. Planungsgruppe Petra 1988);

möglicherweise muß sogar mit einer Verflüssigung von Strukturen gerechnet werden, die auf inne¬

rinstitutionelle Konkurrenzen, auf organisierte Verantwortungslosigkeit oder auch auf fehlende

Kompetenz zurückgeht, Transparenz herzustellen (vgl. Institut für soziale Arbeit 1996): Zeigt
hier die flexible Neuorganisation der Hilfen einen Königsweg an oder verstärkt sie nur die skizzier¬

ten Entwicklungen?

Angesichts des Fehlens empirischer Befunde liegt es nahe, die theoretische Ar¬

gumentation zu flexiblen und integrierten Hilfen zu prüfen, wobei sich Paralle-
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len zu vergleichbaren Tendenzen in anderen Bereichen der Pädagogik ziehen

lassen. Dabei entsteht ein Katalog an Problemstellungen (vgl. Lüders 1997), die

den Verdacht von strukturellen Defiziten in der Begründung des Konzepts zu¬

mindest nahelegen. Ohne Anspruch auf Vollständigkeit stechen fünf Bereiche

als weiße Flecken in der argumentativen Landkarte zu den flexiblen und inte¬

grierten Hilfen ins Auge:

(1) Im Blick auf Voraussetzungen und Bedingungen flexibler und integrier¬

ter Hilfe steht eine Vergewisserung vor der Frage, auf welche Probleme deren

Einführung und Entwicklung überhaupt reagiert. Die vorliegenden Begrün¬

dungsversuche heben zwar auf organisatorische Unzulänglichkeiten des Hilfe¬

systems ab, machen jedoch nicht deutlich, ob es ihnen um eine Erweiterung des

Hilfeangebots, um Ansätze einer Qualitätsverbesserung des bestehenden Sy¬

stems oder um eine grundlegende strukturelle Änderung geht. Theoretisch wäre

hier zu fragen, ob sie mit prinzipiellen und funktional gegebenen Strukturen

und Dilemmata eines Hilfesystems zu tun haben, die durch eine organisatori¬

sche Neugestaltung allein nicht zu verändern wären, sondern auf sozialpoliti¬

schen Grundsatzentscheidungen ruhen. Ein eher pragmatischer Zugang recht¬

fertigt kaum die Emphase, mit der von einem „alternativen Diskurs"

gesprochen wird (vgl. Peters 1997). Solche Behauptungen müßten dann einer

professionspolitischen Claim-Politik zugerechnet werden,
wobei zu klären wäre,

ob das Konzept dabei auf nur oberflächliche, keineswegs von vornherein sach¬

kundige Zumutungen von Medien und Politik reagiert.

(2) Die Begründungslogik der flexiblen und integrierten Hilfen hebt auf die

Unmittelbarkeit des Zusammenhangs von Sozialarbeiter und Sozialpädagogin

einerseits, Familie, Jugendlichem oder Kind andererseits ab. Dabei werden die

Interaktionen zwischen Helfer und Klienten in eigentümlicher Weise idealisiert.

Weder theoretisch noch empirisch finden sich Hinweise auf die Problematik von

pädagogischen Handlungssituationen, die sich in institutionell kaum geschütz¬

ten, unmittelbaren Beziehungen realisieren. Damit geraten jedoch, möglicher¬

weise durchaus gewollt, die Strukturen und Dilemmata aus dem Blick, welche

vor und jenseits von Intentionen der Akteure professionelle Handlungssituatio¬

nen bestimmen, die zwischen Rollendefinition und diffuser, banal alltäglicher

Betreuung realisiert werden (vgl. z.B. Gildemeister 1983;Nölke 1996). So wird

nicht nur übersehen, daß die Klienten systematisch Adressaten öffentlichen

Handelns mit kontrollierenden Effekten bleiben. Vielmehr entsteht noch der

Eindruck, als wären die SpannungenundWidersprüche der Hilfesituation durch

den Professionalisierungsschub beseitigt, den die Flexibilisierung und Integrati¬

on von Hilfen auslöst. Erfahrungen etwa mit dem Streetwork legen indes nahe,

daß mit dem Gegenteil gerechnet werden muß: Weil flexible Hilfen die Rah¬

mung durch institutionelle Zusammenhänge und methodisch eindeutige Ver¬

fahren zurückweisen, brechen sie auch die Schutzwälle für alle Beteiligten auf.

Damit schlagen die strukturellen Paradoxien in den Hilfeprozessen auf die un¬

mittelbaren Beziehungen durch, treffen die Klienten ebenso wie die professio¬

nellen Betreuer, so daß die Dilemmata einer Tätigkeit sich deutlich zuspitzen,

die faktisch, juristisch, aber auch in fachlicher Hinsicht mit begrenzten Zustän¬

digkeiten ausgestattet wird, nun aber gleichwohl mit hoher Entscheidungskom¬

petenz und in Anerkenntnis der lebenspraktischen Autonomie Betroffener aus¬

geübt werden soll.
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Unbestritten eröffnet eine institutionell unverstellte personale Interaktion

und Kommunikation besondere Chancen, erzeugt aber auch eine hochkomple¬
xe Vielschichtigkeit von Beziehungen zwischen den Beteiligten. In deren Be¬

schreibung und Analyse durch die Protagonisten der flexiblen und integrierten
Hilfen findet zunächst wenig Beachtung, ob und inwiefern die neue Hilfeform

eine Reziprozität der Beziehungen unterstellt oder nicht von vornherein zumin¬

dest protoinstitutionell dadurch bestimmt ist, daß Jugendhilfe Adressaten, daher

weniger Nutzer, schon gar nicht gleichwertige Subjekte anspricht. Unterstellt

man jedoch den optimalen Fall, dann läge noch im Kontext der Debatte ein

Rückgriff auf Überlegungen nahe, wie sie in der Dienstleistungsökonomik unter

Gesichtspunkten der Koproduktion oder des uno acru-Prinzips für ein Gelingen
Sozialer Arbeit zur Debatte gestellt wurden: Wie ist die Kooperation der Betei¬

ligten zu beschreiben und auszugestalten? Einiges weist daraufhin, daß sie in

hohem Maß ein ständiges Aus- und Verhandeln noch in kleinsten Elementen

des Miteinanders verlangen (vgl. Schwabe/Münz 1997, S. 127). Abgesehen da¬

von, daß in einem solchen Dauerdiskurs personale Empathiefähigkeit an ihre

Grenzen stößt, stellt sich die Frage nach einer für alle Beteiligten wichtigen Ver¬

bindlichkeit.

Grundlagentheoretisch könnte man darüber hinaus erwarten, daß zum Ver¬

ständnis flexibler Hilfen solche klassischen Ansätze aufgegriffen werden, wie sie

bei aller Überzeichnung in der Theorie des pädagogischen Bezugs gedacht wur¬

den. Die schwierigen Balancen zwischen sozialen und individuellen Erwartun¬

gen, zwischen subjektiven Lebensentwürfen und kollektiv gültigen Normen,

zwischen lebensgeschichtlich differenten Voraussetzungen und Bedingungen
des Miteinanders, die Mikrostrukturen von Aufforderung, Lernprozeß und Ent¬

täuschung, schließlich das subtile Wechselspiel von Offenheit der Situationen

und Schließung durch die Beteiligten, von Distanz und Nähe sind bislang kaum

berücksichtigt worden. Ferner haben die in der psychoanalytischen Tradition

erkannten Phänomene von Übertragung und Gegenübertragung innerhalb päd¬

agogischer Beziehungen für eine kritische Begründung von flexiblen Hilfen bis¬

lang keine Rolle gespielt. Problematisch bleibt dies in zweierlei Hinsicht: Zum

einen steht nicht zur Debatte, ob und inwiefern Adressaten oder Klienten flexi¬

bler Hilfen einen Zusammenhang konstituieren und konstruieren, den auch

Formen strategischen oder taktischen Handelns und Kommunizierens auszeich¬

nen. Endlich könnten sich umgekehrt auch besondere Kontrollstrategien seitens

der Betreuerinnen und Betreuer auswirken. Flexible und integrierte Hilfen aus

einer Hand sind hier keineswegs frei von Ambivalenzen.

(3) Die Konstitution von Handlungssituationen selbst gehört zum Kernbe¬

reich methodischen Handelns in der Jugendhilfe; indem Rahmenbedingungen
und Settings für das Handeln der Beteiligten konstituiert werden, entsteht über¬

haupt erst die Möglichkeit zu einem offenen Anfang und Ausgang, aus welchem

heraus Bildungsprozesse subjektiv gestaltet werden können. Handeln in der Ju¬

gendhilfe verlangt, daß das situative Arrangement von jungen Menschen ange¬

eignet und gestaltet werden kann, auch um den Preis einer damit erzeugten,

unumgänglichen Kontingenz. Zu Recht lautet allerdings der Einwand, daß die

institutionellen Verhärtungen solcher Arrangements die in ihnen gegebene
Chance konterkarieren, wenn nicht sogleich wieder dementieren. Aber wie kön¬

nen in flexiblen Hilfen Rahmungen hergestellt werden, denen sich Jugendliche
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nicht von vornherein entziehen können? Erliegen flexible Hilfen nicht sogar der

Gefahr, einer Art Dauermobilisierung der besonderen Hilfesettings auch dann

zu verfallen,wenn Verstetigung zumindest in biographischen Zusammenhängen

sinnvoll wäre? Wenn diese Bedingungen von pädagogischen Situationen unthe-

matisiert bleiben, gerät jedenfalls deren objektive, von den Beteihgten selbst

praktisch realisierte Bedeutung aus dem Blick; der bildende Gehalt von Situa¬

tionen schwindet, der in ihrer von Personen differenten (oder different zu set¬

zenden) Eigenqualität liegt; sie lassen sich weder kontrollieren noch methodisch

nutzen.

Das Problem zeigt sich an einer vordergründig nebensächlichen Beobachtung: Unklar ist nämlich,

wie Bedürftige flexible Hilfen wahrnehmen können.WoJugendhilfestationen baulich nicht eindeu¬

tig sichtbar gemacht wird, lassen sich offensichtlich die Anlaufstellen für flexible Angebote nur

bedingt im Bewußtsein möglicher Interessenten verstetigen. Werden sie im unmittelbaren Lebens¬

feld angeboten, werden sie nicht als kontinuierlich bestehend und generalisiert zugänglich wahrge¬

nommen;sie haben dann Attraktivität für eine einmal angesprochene Nutzergruppe, bedürfen je¬

doch auf Dauer Strategien einer öffentlichen Darstellung (vgl. Wolff/Zippe 1996). Oder sie sind in

symbolisch einschlägig gezeichneten baulichen Gegebenheiten aufzufinden, weil sie als Organisa¬

tionsprinzip hinter der Fassade des Jugendamtes liegen, für mögliche Klienten aber so die Qualität

des Institutionellen beibehalten.

In der Tat muß die Methodenproblematik als prekär im Zusammenhang der flexiblen und inte¬

grierten Hilfen angesehen werden. Gegenüber den durch Methoden bestimmten Verengungen in¬

tendieren sie eine Zentrierung auf den konkreten Fall, der mit größtmöglicher Offenheit, dann

durch Methodenwechsel oder -Verknüpfung adäquat bearbeitet werden soll. Dabei übersehen zu¬

nächst die Begründungen flexibler Hilfen das prinzipielle Dilemma pädagogischer Kausalität:

Während sie gegenüber formalisierten und institutionalisierten Verfahrensweisen deren Inad¬

äquatheit kritisieren, unterstellen sie für flexibel und integrierte Methoden, daß diese dann „tat¬

sächlich" das Problem der Klienten lösen. Abgesehen davon, daß darin die Unterstellung einer

Allzuständigkeit und Omnipotenz von Hilfen liegt, muß wohl prinzipiell das eine wie das andere

als unwahrscheinlich gelten, weil pädagogische Methoden unvermeidlich mit Kontingenzen rech¬

nen müssen. Beobachtungen zeigen deshalb auch deutliche Grenzen bei der Kompetenz,jeden Tag

neu „der unplanbaren Dynamik der Lebenswelt begegnen" zu müssen und zu können (Schwa¬

be/Münz 1997, S. 126). Dann aber findet die von Lambach artikulierte Erwartung Bestätigung, daß

weniger eine reflexive, generative Kompetenz in Teamzusammenhängen, sondern eher eine „Bau¬

kastenmentalität" (Lambach 1994, S. 37), wenn nicht sogar eine „EntStandardisierung der Hilfefor¬

men auf der Basis eines diffusen Breis von theoretischen Versatzstücken" (Lüders 1997, S. 9) zum

Tragen kommt. Dem möglichen Einwand, eine (in jederlei Hinsicht) methodische Offenheit erfor¬

dere einen pädagogischen homo universalis, begegnen die Verfechter flexibler und integrierter Hil¬

fen zwar mit dem Hinweis auf das Betreuungsteam, in welchem sowohl eine Vielfalt differenzierter

Hilfeformen präsent und zugleich eine reflexive Vergewisserung über deren fallspezifische Anwen¬

dung möglich sein soll. Sieht man jedoch von der nicht unproblematischen Konsequenz ab, daß

Betroffene so dem ihnen gegenüber anonym bleibenden Team hilflos ausgesetzt sind, kommt es

zumindest hinterrücks wieder zu einer fachlichen Ressortierung und Respezialisierung von Team¬

mitarbeiterinnen. Gleichzeitig müssen Vorbehalte gegenüber dem Verfahren einer multiperspekti¬

visch geleiteten Problemsetzung angemeldet werden: So ist überhaupt nicht sicher, ob und inwie¬

fern unterschiedliche Perspektiven kompatibel sind oder sich gegenseitig ausschließen (vgl.

Lüders 1997), noch ist geklärt, wie die erforderlichen Austausch- und Lernprozesse unter den

Teammitgliedern in einer Weise stattfinden können, daß die „eine Hand" tatsächlich ein angemes¬

senes Hilfeangebot sichern kann. Auch fehlen Kontrollverfahren, mit welchen über die Qualität

genutzter Perspektiven, Orientierungen und Hilfestrategien entschieden wird. Bei allem Vertrauen

in die fachlichen Standards der sozialpädagogischen Ausbildung läßt sich keineswegs ausschließen,

daß triviale Alltagsvorstellungen,wenn nicht sogar, im schlimmsten Fall, esoterische Ansätze einge¬

bracht werden. Mindestens wären Regelungen für eine diskursive Auseinandersetzung erforder¬

lich, mit welchen sich die Teams idealen Diskursgemeinschaften annähern, wobei deutlich zu ma¬

chen wäre, wie in einem solchen Konzept die Ansprüche der öffentlichen Kontrolle von Jugendhilfe

wenigstens Berücksichtigung fänden. Insbesondere unter professionstheoretischem Blick setzen
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nämlich die Konzepte der flexiblen und integrierten Hilfen ein Ausmaß professioneller Autonomie

voraus, das für pädagogische Bereiche bislang kaum nachgewiesen werden kann.

(4) Ein Markenzeichen der Debatte um flexible und integrierte Hilfen liegt

zweifelsohne darin, daß sie das in weiten Bereichen der Jugendhilfedebatte ge¬

radezu tabuisierte Problem der Diagnose aufnehmen. Sie leistet hier Pionierar¬

beit, freilich um den Preis, daß sich die ungeklärten Fragen methodischen Han¬

delns noch zuspitzen: Prinzipiell verspricht nämlich die durch das Team

gewährte Multiperspektivität zwar ein besseres Fallverständnis,zumalwenn die¬

ses diskursiv kontrolliert wird. Unklar bleibt aber, wie sich diese zur erhofften

EntSpezialisierung verhält. Endlich finden sich kaum Aussagen darüber, welche

diagnostischen Verfahren aufgenommen werden. Hingewiesen wird auf die ein¬

schlägigen Arbeiten von K. Mollenhauer und U. Uhlendorff, die aufgrand
ihres biographischen Ansatzes geeignet wären für eine Integration im Konzept

der flexiblen Hilfen. Immerhin erheben flexible Hilfen den Anspruch, proble¬

madäquate und revidierbare Hilfen zu gewähren, die gleichsam biographisiert

werden, indem sie auf veränderte Problemlagen,mithin auf Zuspitzungen in der

Lebenssituation wie auch auf Entlastung, endlich auch auf Kompetenzzuwächse
seitens der Betroffenen reagieren. Hilfesituationen lassen sich im Hilfeprozeß
an die Verfaßtheit der Jugendlichen und ihrer Familien anschmiegen, folgen also

deren Entwicklungen. Allerdings setzt dies auch eine ständige diagnostische

„Awareness" (vgl. Dreitzel 1992) voraus, deren Beobachtungen und Befunde

zugleich einer kritischen Überprüfung zugänglich sein müßten. Diagnose wird

so zum Dauerproblem. Dabei müssen sich flexible Hilfen angesichts der schon

angedeuteten faktischen Zufälligkeit von Jugendhilfemaßnahmen bewähren.

Zugespitzt: Wenn schon den Hilfen im Zusammenhang einer institutionell ge¬

bundenen Rationalität Systematik und Stringenz im diagnostischen Verfahren

und in der Hilfegewährang abgehen, unterliegen offene, institutionell unstruk¬

turierte Angebote möglicherweise erst recht dem Zufall. Über den Teamzusam¬

menhang hinaus scheint hier ein explizites Korrektiv gefordert, zumal die an¬

dauernde Reflexion von Lebenssituation und Entwicklung der Kinder und

Jugendlichen in eine subtile und sublime Kontrollstruktur führen kann. Darin

zeigt sich allerdings eine unlösbare Aporie von Jugendhilfe: Sie arbeitet entwe¬

der mit deutlichen institutionellen Regelungen, die zugleich Lebensmöglichkei¬
ten und Handlungsalternativen aller Beteiligten beschränken, oder sieht sich

auf offene Settings verwiesen, die möglicherweise versteckte, unbewußt wirksa¬

me Kontrollmechanismen enthalten.

(5) Das ungeklärte Problem der Diagnostik hängt mit dem entscheidenden

blinden Fleck in der Theorie flexibler Hilfen zusammen: Übenaschenderweise

thematisiert sie kaum die Lage der Klienten. Selbstverständlich teilt sie zwar die

professionsethischen Topoi, nach welchen Klienten als Subjekte ganzheitlich

wahrgenommen werden sollen und in ihrer Entwicklung selbst den Hilfeprozeß
bestimmen sollen. Doch bleibt offen, wieweit die Einführung flexibler Hilfen

tatsächlich mit einer Veränderung in den Lebenslagen von Klienten zu tun hat.

Bedürfen diese heute eher solcher Hilfen als in früheren Zeiten? Artikulieren

sie diesen Bedarf und seine Gründe? Daß in den neuen Bundesländern Jugend¬
hilfestationen einen hohen Stellenwert erhalten haben, könnte mit einem Zu¬

sammenbrach von sozialstrukturellen Verhältnissen und basalen Netzen im
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Rahmen des Transformationsprozesses zu tun haben. Aber verstärken indivi¬

dualisierende Hilfen nicht die damit gemachten Erfahrungen? Und bedeutet

dies auch, daß unterschiedliche Begründungen für flexible und integrierte Hil¬

fen in den alten und den neuen Bundesländern entwickelt und auf ihre Konse¬

quenzen hin geprüft werden müssen?

Tatsächlich üben die Klienten selbst einen nur geringen Reformdruck zugun¬

sten der flexiblen Hilfen aus. Von den flexiblen Hilfen könnten diejenigen profi¬

tieren, die im herkömmlichen Hilfesystem keine geeigneten Hilfen finden oder

unter Abbruchen von Angeboten leiden (Freigang 1998). Ob dies der Fall ist,

läßt sich nur bedingt beurteilen. Immerhin könnte Flexibilisierung auch als eine

Form des Kleinarbeitens und der ideologischen Beschönigung eines Wechsels

der Hilfeformen interpretiert werden. Zugleich legt die Nutzung ambulanter, im

Vorfeld stationärer Hilfen angesiedelter und den flexiblen verwandter Angebo¬

te nahe, weniger ein möglichst diffus realisiertes Flexibilisierungskonzept zu

verfolgen und eher ein breites Kontinuum von Hilfeformen anzubieten (vgl.

Bürger 1997). Formal billigen flexible und integrierte Hilfen ihren Klienten ei¬

nen hohen Status zu; sie könnten als Ernstfall des Dienstleistungsgedankens

diskutiert werden.

Im organisationstheoretisch begründeten Zugang tritt jedoch die Faktizität von Notlagen in den

Hintergrund, sie scheint dem Optimismus eines Spiels zwischen Klient und Hilfeinstanz zu

weichen. So wirkt die Debatte naiv gegenüber den Befunden über einen Zusammenhang von Sozi¬

alstrukturen mit den durch diese verursachten Benachteiligungen und Hilfebedarf (vgl. Ames/Bür-

ger 1997; Bürger u.a. 1994). Daß Familien und jungen Menschen „etwas fehlt" (Brumlik/Keck-

eisen 1976) und worin ihre defizitäre Situation besteht, daß sie ausgegrenzt und um Lebenschancen

gebracht sind, daß sich ihre kritische Lebenslage biographisch zu einem Lebensmodus der Diffe¬

renz verhärtet haben könnte, welche eine autonome, nicht von Sanktionen bedrohte Lebensfüh¬

rung kaum zuläßt, kommt wenig zur Sprache. In welchem Maß hilfebedürftige junge Menschen und

Familien mithin über eine Eigenständigkeit verfügen, die sie zur selbständigen Inanspruchnahme

von Hilfen befähigt, ist kaum geklärt. Daß hier einiger Anlaß zu Pessimismus gegeben ist, zeigen

die nüchternen Bilanzen der Realität von Hilfeplankonferenzen nach § 36 KJHG. Dort findet die

Beteiligung aller Betroffenen ihre Grenzen an der Definitionsmacht der Fachleute (vgl. Schwabe

1996).
Daß Klienten zu Partnern von Experten erklärt werdenderen Dienstleistung sie anfordern und

in Anspruch nehmen, läßt sich zwar als Utopie einer fortgeschrittenen liberalen Marktwirtschaft

darstellen, gerät in realistischer Betrachtung zu einer bösartigen Form von Zynismus. Zum einen

können so Erwartungen gegenüber sozialen Dienstleistungen entstehen, die nicht nur konservative

Rhetorik als Anspruchshaltung denunziert; bei nüchternem Realitätssinn provoziert jedenfalls

eine solchermaßen gesteigerte Souveränität von Klienten einige Irritation: So hält beispielsweise

die Jugendhilfeplanung für den Landkreis Tübingen fest, daß „nicht der junge Mensen oder die

Familie [...] sich der vorgegebenen Konzeption und Struktur eines Spezialdienstes anpassen [muß]

und [...], wenn er/sie nicht ,paßt', im Rahmen einer neuen Jugendhilfemaßnahme weitergereicht

[wird]. Vielmehr hat das Team der Jugendhilfestation zusammen mit dem ASD die Aufgabe, ent¬

sprechend der unterschiedlichen und wechselseitigen Bedürfnisse ein maßgeschneidertes Hilfeset-

tingzu entwickeln" (Rilling 1998, S. 121). Dies impliziert Kunden,die ihre Bedürfnisse befriedigen

lassen, während Selbständigkeit und eigene Problemlösungskapazität vielleicht vorausgesetzt,

nicht jedoch als Ergebnis der Hilfeleistung erwartet werden. Kritisch gewendet: Ein Ausschluß von

sozialstaatlichen Leistungen und sozialpädagogischen Angeboten läßt sich auch dadurch erreichen,

daß man den von Not und Krisen Betroffenen in einer Art Zwangsemanzipation die Mündigkeit

für eine Dienstleistungsgesellschaft zuspricht; wer Dienstleistung nicht abfordern kann, hat dann

eben Pech gehabt.
Unterhalb dieser prinzipiellen, durch den Ort von Jugendhilfe im gesellschaftlichen Reproduk¬

tionsprozeß einerseits, den sozialen und politischen Kontrollprozessen andererseits bestimmten

Ausgangslage bleibt also offen, welche personalen Kompetenzen und psychischen Ressourcen auf
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Seiten der Hilfebedürftigen erforderlich sind und wie sich flexible und integrierte Hilfen lebensge¬

schichtlich auswirken. Erhöhen sie Integrationschancen und verbessern sie die Lern- und Entwick¬

lungsmöglichkeiten? Bislang bleibt offen, welche Karrieren durch die enge Verbindung von Sozial¬

pädagogen und Klienten entstehen (vgl. Blandow 1997). Immerhin werden für vergleichbare

Betreuungssettings durch den Allgemeinen Sozialdienst aus dem Praxisfeld selbst symbiotische
Effekte berichtet, die zu Selbständigkeits- und Kompetenzverlusten bei den Klienten führen.

Wenn aber Klienten ihren Hilfebedarf nicht selbst definieren, kann die offene

Hilfestruktur dazu führen, daß die sozialpädagogischen Aktivitäten in eine

Form subtiler, personal ausgeübter Kontrolle münden. Einerseits macht die von

ihnen eröffnete Freiheit den möglichen Ansprach aufLeistungenvon der Fähig¬
keit der Klienten abhängig, ihre eigenen Bedürfnisse zu artikulieren. Anderer¬

seits kann das Maß an Willkür bei Gewährung und Nichtgewährung steigen.
Dies gilt übrigens in zweierlei Hinsicht: Zwar liegt der Gedanke einer eher re¬

striktiven „Verschreibung" von Hilfen nahe, die für die Betroffenen dann als

fallangemessen plausibilisiert wird. Zugleich aber läßt sich eine Entgrenzung
der Hilfen erkennen, die für die Betroffenen wie für das Hilfesystem folgenreich
sein könnte, da möglicherweise klar definierte Zuständigkeiten verschwinden.

Endlich führen sie die Beteiligten in ein Verhältnis hochgradiger Abhängigkeit,
in dem die professionellen Deutungsprozesse und Entscheidungen ein Überge¬
wicht bekommen können. Eine Steigerung professioneller Reflexivität durch

Teamarbeit mildert dieses Problem vielleicht, kann aber auch erst recht zu La¬

sten der Möglichkeiten von Klienten gehen, Hilfen einzuklagen oder auch sich

kontrollierender Maßnahmen zu entledigen.

4. Selbstvergessene Pädagogik

Man könnte einwenden, daß die kritischen Anmerkungen zu den flexiblen und

integrierten Hilfen vonangig einen unzulänglich befriedigten Argumentations¬
bedarf markieren und daher ungerecht sind; die theoretischen Landkarten von

pragmatischen Konzepten in der Sozialpädagogik weisen stets weiße Flecken

auf, die mit den Farben von Polemik und Engagement übermalt werden. Doch

wenn von konzeptionellen Umbrüchen und gesteigerter Selbstreflexivität die

Rede ist, dann verweisen die deutlich gemachten theoretischen Defizite auf tie¬

fergehende systematische Probleme.

Pädagogische Selbstvergessenheit zeigt sich erstens darin, daß in einem so¬

zialpädagogischen Handlungsfeld und für dieses mit hohem Verbindlichkeits-

ansprach ein Konzept entworfen und verfolgt wird, das formal an pädagogi¬
sche Semantiken anschließt, diese aber nicht zur Kenntnis nimmt, mehr noch:

sie inhaltlich preisgegeben hat (vgl. mit anderem Akzent: Feest 1994). Verfolgt
man nämlich die theoretischen und praktischen Modelle, welche in der Ge¬

schichte der Sozialpädagogik als grundlegend zumindest für ihr normatives

Selbstverständnis gelten, so finden sich dort kaum Ansätze, die auf Spezialisie¬

rang und institutionell ausgeprägte Segmentierung zielen. Eher werden diese -

so etwa beim Verhältnis von Sozialpädagogik und Therapie - als ein Gegenbild
charakterisiert. Eine Geschichte des methodischen Verständnisses Sozialer Ar¬

beit könnte somit mit dem Fokus auf die ständige Bemühung geschrieben wer¬

den, Hilfen angesichts der Lebenssituation von Klienten zu entwickeln, die
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nicht nur aktuell angemessen sind, sondern die Lebensgeschichte berücksichti¬

gen, um Perspektiven zu entwickeln. Offene, institutionell nicht geschützte und

gleichsam kombinatorisch angelegte Hilfen, deren Intensität von der Lei¬

stungsfähigkeit der Klienten abhängt, gehören einer langen Tradition an: „So¬

zialpädagogische Klassiker" (vgl. zuletzt Niemeyer 1998) sehen, wie es schon

bei Pestalozzi heißt, umfassende Besorgung, mithin methodische Entspeziali-

sierang und institutionelle Öffnung vor, weil sie mit Lernprozessen von Sub¬

jekten rechnen; Flexibilisierung und Integration von Hilfen bilden mithin die

Leitthemen sozialpädagogischer Selbstvergewisserang, die als notorische Kri¬

tik an den Prozessen der eigenen Institutionalisierang die Entwicklung der so¬

zialpädagogischen Fachhchkeit stets vorangetrieben haben. Sie können in die

Settlement-Bewegung zurückverfolgt werden, finden sich im Streetwork, nicht

zuletzt bei der Sozialen Arbeit mit Drogenabhängigen. In der jüngeren Zeit

haben sie Bedeutung gewonnen im Zusammenhang mit Problemlagen, die sich

mit vertrauten institutionellen sozialpädagogischen Reaktionsmustern nicht

bearbeiten lassen. Zu nennen wären beispielsweise die „Straßenkinder" mit

ihren komplizierten Lebensgeschichten und ihren Strategien, Angeboten aus¬

zuweichen, die sie selbst als sozialpädagogische Interventionen begreifen (vgl.
Permien/Zink 1998). In diesen Kontext gehören schließlich auch noch die Ent¬

würfe einer sozialpädagogischen Praxis, welche in den letzten Jahrzehnten un¬

ter den Stichworten „Milieunähe" und „Alltagsorientierung" diskutiert wur¬

den.

Selbstkritisch wäre angesichts dieser Erinnerung an die Normalität flexibler

und integrierter Hilfe zu fragen, wie eine Profession mit entscheidenden Ele¬

menten ihres Handlungswissens, mit ihren Begriffen und deren Vermittlung um¬

geht. Ist sie nur vergeßlich, oder erliegt sie notorisch dem Charme des Neuen,

auch um den Preis, sich selbst wiederentdecken zu müssen oder endgültig preis¬

zugeben? Offensichtlich belegen die Auseinandersetzungen um die flexiblen

und integrierten Hilfen zwar eine Fähigkeit der Sozialpädagogik als Profession

zur Modernisierung ihrer Semantiken; sie stellt ihre Innovationsfähigkeit unter

Beweis, indem sie Wortschöpfungen oder Begriffe aus Kontexten übernimmt,

die als populär und erfolgreich gelten können, kurz: indem sie sich an hegemo-
niale Diskurse anlehnt. Wie kaum eine andere Profession, als Disziplin schon

völlig unvergleichbar, gehorcht Sozialpädagogik in Konzeptbildung und Ent¬

wicklung von Theoriebeständen dabei einem Mechanismus der Distanzierung

gegenüber eigenen Vorstellungszusammenhängen und der geschichtslosen Neu¬

erfindung. Dieser Mechanismus geht noch so weit, daß reflexive Vorstellungen
über ihren Gegenstandsbereich immerwieder neugeneriert werden, ohne Bezü¬

ge zu schon vorhandenen Einsichten und Erkenntnissen herzustellen. Kurz: Die

Debatte um Flexibilisierung und Integration belegt als ein zentrales Dilemma

von Sozialpädagogik, daß ihr eine Kontinuität von Fragestellungen, Perspekti¬
ven und Konstruktionen ihrer Theorien und Begrifflichkeiten zwar implizit,

gleichsam aus den Feldproblemen heraus aufgedrängt wird. Sie fehlt aber in der

expliziten Selbstreflexion darüber, ob und wie neue Konzepte mit den ihr eige¬
nen Aufgabenstellungen und Sachverhalten kompatibel sind.

Das ist gegenwärtig besonders fatal, weil zweitens die Vergeßlichkeit gegen¬
über der eigenen Tradition den Problemgehalt unthematisiert läßt, der zu einer

Neuorientierung auf flexible Hilfen führt. Die Debatte um neue Hilfeanange-
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ments reagiert auf säkulare gesellschaftliche Veränderangsprozesse, die in den

letzten zehn Jahren eine dramatische Zuspitzung erfahren. Moderne Gesell¬

schaften kennzeichnet demnach eine Beschleunigung von sozialen und kulturel¬

len Wandlungsprozessen, welche mit einer Auflösung distinkter, kollektiv the¬

matisierter und mental relevanter Verhältnisse einhergeht. Traditional

gesicherte sozial-moralische Milieus zerbrechen, eine schwammige Ordnung

der Unordnung macht sich breit, in der sich die einzelnen aus Zugehörigkeiten
entlassen fühlen und mit neuen Orientierungsaufgaben konfrontiert werden.

Alltagsweltliche Ressourcen und Netze werden schwächer, kooperativ gesicher¬

te Formen der Solidarität, endlich auch politisch soziale Zusammenhänge mit

ihren moralisch und kulturell verpflichtenden Bindungen lösen sich auf; Indivi¬

duen werden freigesetzt, mit hohen Wahlchancen zwischen unterschiedlichen

Milieus, freilich auch mit hohen Risiken des Scheiterns. Deklassierungsängste,

politisch propagandistische Ideologien und reale Belastungserfahrungwirken in

einer gefährlichen Mischung zusammen, die ihren Ausdruck in extremem Nor-

menfundamentalismus findet: Abweichung vollzieht sich bei wachsender Tole¬

ranz, in Unsicherheit und Ungewißheit, um mit ungewöhnlicher Rigidität nicht

zuletzt der Kontrollinstanzen konfrontiert zu werden.

Den Prozeß der Individualisierung verstärkt, daß die zuletzt sozialstaatliche

Abfederung individueller Risiken verlorengeht, die einzelnen auf die Gestal¬

tung des eigenen Lebens in ständiger Neuanpassung an sich verändernde Gege¬

benheiten verwiesen sind. Allerdings sind die solchermaßen sozial und kulturell

individualisierten Individuen vor eine fatale Situation insofern gestellt, als der

Verlust sozial-moralischer Milieus und legitimatorisch geschaffener Institutio¬

nen die klassischen, für kapitalistische Gesellschaften charakteristischen Pro¬

blemlagen wieder freilegt. Sie kehren mit Vehemenz wieder, weil zugleich die

staatlichen Disziplinierungstechniken sich ändern. In den sozialstaatlich verfaß¬

ten demokratischen Gesellschaften wie auch in den postkommunistischen Ge¬

sellschaften verschwinden Regelungen,welche zumindest in den westlichen Ge¬

sellschaften zur Freisetzung der Individuen noch beigetragen haben, in den

östlichen freilich auf eher archaische Formen einer außerstaatlichen Gesell¬

schaftlichkeit zurückverwiesen haben.

Gesellschaftlichkeit präsentiert sich heute in der Sozialform von Individuali¬

tät. Daran scheint empirisch kaum zu rütteln. Das belastet die einzelnen, weil sie

auf eine neue, längst noch nicht gekannte Form von Vereinzelung und Entfrem¬

dung verwiesen sind, ihre Biographien selber gestalten müssen. Das stellt neue

Herausforderungen an die einzelnen, die zu sozialen Konstruktionen ihrer Le¬

benszusammenhänge und Maßstäbe gezwungen sind, ohne jedoch tatsächlich

über diese zu verfügen:Man spielt Hase und Igel in einem venückten Labyrinth.

Mehr denn je sind damit Kenntnisse von Welt und reflexive Kompetenzen ge¬

fordert, um das Maß der Freiheit zu bewältigen, das so in aller Unfreiheit ent¬

standen ist. Mit anderen Worten: Die Selbstvergessenheit der Pädagogik scheint

besonders prekär, weil die gesellschaftlichen Verhältnisse heute dazu führen,

daß Pädagogik nachgefragt wird. So werden mehr und länger pädagogisch-pro¬
fessionelle Handlungsformen in Ansprach genommen und gefordert; vor allem

tritt im gesellschaftlichen Wandlungsprozeß selbst die von Pädagogik gedachte
Grundkonstellation hervor. Die traditionellen institutionellen Modelle, die sich

auf Sicherung einer gleichsam paramilitärischen Ordnung richteten,weichen ei-
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ner Ausgangslage, in der Individuen in ihrer Subjektivität ihre Bildung selbst

steuern müssen.

Die Lage ist nicht gänzlich neu, wie die Metaphorik verrät, in der sie beschrieben wird. Gegenüber

einem „Mobilitäts- und Lebenslaufregime", „das die Menschen wie beim Eisenbahnverkehr in

eine überschaubare Anzahl vordefinierter Lebensbahnen lenkte und den Reisenden nur wenige

Umstiegsmöglichkeiten ließ, beginnen sich seither zunehmend kompliziertere Bewegungsmuster

herauszubilden,die eher dem Autoverkehr ähneln [...]. Individualisierung würde im Rahmen dieser

Metaphorik bedeuten, daß sich die Muster von Lebensläufen [...] immer schlechter nach einem

Eisenbahnmodell beschreiben lassen, das eine hohe Standardisierung voraussetzt und Biographien

.berechenbar' macht" (Berger 1997, S. 90). Das erinnert an H. Nohl, der sein Schienengleichnis

freilich radikaler anlegt, um eine doppelte Aufgabe von Sozialpädagogik sichtbar zu machen, näm¬

lich die Wiederherstellung des Schienennetzes, den Aufbau mithin von sozialen Strukturen, durch

deren Aneignung Individuen dann in die Lage versetzt werden,sich bewegen zu können (vgl. Nohl

1949, S. 187).

Soziale Stmkturen und die Initiation von Veränderung und Lernprozessen ge¬

hören zusammen,wobei dies selbst noch eine Doppelfunktion hat, nämlich Dis¬

ziplinierung für ein gesellschaftliches System und Wiederherstellung der Sozial¬

kompetenz von Individuen. Jugendhilfe steht daher heute in der Spannung,
einerseits mit instabil gewordenen gesellschaftlichen Verhältnissen, einer Stei¬

gerung von Pluralität, entsprechenden Individualisierungstendenzen und damit

einer Normalität von Abweichung umgehen und andererseits damit rechnen zu

müssen, daß die Instanzen sozialer Kontrolle die Einhaltung von Gesetzen und

Regeln strenger sanktionieren. Liberalität, die Erosion von Normalität, und

Normenrigidität nehmen offensichtlich gleichzeitig zu.

Gute Gründe also, um drittens eine Flexibilisierung der Hilfen voranzutrei¬

ben, die eben dies methodisch verfolgen könnte, weil sie die Normalität des In¬

dividuums zum Ausgangspunkt nimmt. Wäre damit die Debatte auch pädago¬

gisch gerechtfertigt, obwohl sie sich um eine solche Legitimation gar nicht

bemüht? Dies wäre in der Tat der Fall, wenn Sozialpädagogik allein eine Sozia¬

lisations- und Disziplinierungsfunktion hätte, nicht aber als Profession doch

noch einem zweiten Mandat zu gehorchen hätte. Über dieses Andere der Sozi¬

alpädagogik kann gegenwärtig schwer befunden werden. Es muß vielleicht in

der Möglichkeit zur Alternative gesehen werden:Bevor die durch die Individua¬

lisierung selbst belasteten und gefährdeten Subjekte in eine gesellschaftlich
schon erzeugte Individualität entlassen werden, in der Freiheit zwar gegeben
und zugleich doch infragegestellt ist, wären zuerst Sicherheit und Gewißheit zu

schaffen,um ihnen die Chance zu einer Entscheidung zu geben. Ein Paradox der

flexiblen Hilfen liegt darin, daß sie auf die alltags- und lebensweltlichen Res¬

sourcen von Individuen bauen, die sie doch im Prozeß ihrer Individualisierung

verloren haben. So kann eintreten, daß sie Individualisierungsprozesse fort¬

schreiben und verschärfen, mithin als Sozialpädagogik die Notlagen noch erzeu¬

gen, die sie bearbeiten wollen. Zugleich fragt sich auch, ob die Residuen dieser

Alltäglichkeit überhaupt als verläßliche Referenzrahmen für individualisieren¬

de Hilfen gestützt werden sollen. Denn in eben diesen alltäglichen Milieus fin¬

det sich längst eine Mischung von belasteten und belastenden Faktoren, die Per-

spektivlosigkeit erzeugen. Wer Strukturen und Institutionen umgehen will, muß

damit rechnen, Exklusivität in einem dramatischen Sinne hervorzurufen.

Endlich: Daß eine Gesellschaft im Prozeß ihrer eigenen Liberalisierung In-
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stitutionen aufgibt, sich selbst dem Programm der Deregulierung verschreibt,

bedeutet nicht notwendig, daß sie selbst und ihre Mitglieder dies auch vertragen.

Historisch mag dies dort gelingen, wo noch Residuen einer anderen Form sozia¬

len Selbstverständnisses vorhanden waren - sei es faktisch im Überbleibsel stän¬

discher Verhältnisse, sei es als Erinnerung an eine kollektive Geschichte. Späte¬

stens dann, wenn soziale Integration im generativen Reproduktionsprozeß zur

Debatte steht, wird das Problem virulent, daß jenseits von sozialen Institutionen

zumindest jene Formen subjektiver Identität erforderlich werden können, die

auch eine Gesellschaft der Individuen benötigt. Daß Individuen Zusammen¬

hang in Gruppierungen suchen, die sich durch Distanzierang von Fremden kon¬

stituieren, belegt dies noch.

Hier findet sich der Ort der Sozialpädagogik: Sie ist soziale Institution in

einem Feld von Ambivalenzen. Hält sie nun am Anspruch fest, dem Individuum

zu seiner Subjektivität zu verhelfen, ignoriert sie paradoxerweise diese von

vornherein, wenn sie als flexible Hilfen eine längst belastende Vereinzelung

noch verstärkt. Könnte es also sein, daß einer soziologisch über die großen

Trends aufgeklärten, der Modernisierung verpflichteten Sozialpädagogik le¬

bensweltliche Zusammenhänge aus dem Blick geraten sind? Wären also Strate¬

gien sinnvoller, die wider die Individualisierungstendenzen nach Residuen einer

Gemeinschaftserfahrung suchen und diese stärken? Das kann heikel sein, weil

solche Zusammenhänge vom Ressentiment geprägt sind, möglicherweise auch

antiaufklärerische und rechtskonservative Mentalitäten nähren. Aber dieser

Einwand trägt zuerst ein politisches Argument vor, das nicht von vornherein

kompatibel sein muß mit pädagogischen Fragestellungen. Zudem läßt sich nicht

ausschließen, daß die Diskreditierung solcher Zusammenhänge jenes Gefühl

von Ungerechtigkeit verstärkt, aus dem heraus (rechts)radikale Tendenzen ent¬

stehen (vgl. Moore 1982). Vielleicht muß also Sozialpädagogik in fragil gewor¬

denen Zusammenhängen soziale Kompetenzen stärken, um eine Zivilisierung

des Individualisierungsgeschehens zu eneichen, so daß die Subjekte ein reflek¬

tiertes Verhältnis sowohl zu ihrer beschädigten Sozialität wie zu ihrer schon ge¬

sellschaftlich beanspruchten Individualität gewinnen. Darin läge ein pädagogi¬
scher Sinn auch der flexiblen Hilfen - gewiß angreifbar, weil nicht frei von

utopischen Qualitäten.

Die Preisgabe des pädagogischen Sinns bildet allerdings selbst noch einen

erklärungsbedürftigen Sachverhalt. Einiges spricht dafür, daß in einer eigen¬

tümlichen Allianz von professionspolitischen und disziplinaren Definitionsan¬

sprüchen mit dem gesellschaftlichen Modernisierungsdruck pädagogische Re¬

flexion verloren geht. Doch dies führt dazu, daß die Subjekte in zwar subtiler

Weise einem gesellschaftlichen Geschehen ausgeliefert werden, dem sie schon

ausgesetzt waren, freilich so, daß an diesem und in ihm noch ein Leiden erkenn¬

bar wurde. Nun wird die Hilfe selbst an das Subjekt herangetragen, so daß noch

jene Differenz verschwindet, in welcher beides sichtbar und erkenntlich wurde,

Unterstützung und Förderang der eigenen Person wie auch Widerständigkeit

gegenüber den Zwängen, welche der Kontrollanspruch von Ordnungsmächten

ausgeübt hat. Beides hat seinen Ausdruck in der Gestalt der institutionellen Re¬

gelung erhalten, in der sich so auch die Ambivalenz einer öffentlich getragenen

Pädagogik, mithin die strukturell gegebene innere Spannung der Sozialpädago¬

gik ausgesprochen hat. An ihr konnten sich die Subjekte immerhin noch abar-
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beiten. Im Kontinuum zwischen einer hochgradig individualisierten Gesell¬

schaft, nicht minder individualisierten Hilfen und deren individualisierten

Adressaten bleibt von solcher Widersätzlichkeit wenig übrig, am Ende nicht ein¬

mal mehr der rechtliche Anspruch des Subjekts. Darin deutet sich eine neue

Qualität jener, wie Michel Foucault sie genannt hat, „Technologien des Selbst"

an, in welchen sich die Mikrophysik der Macht in den neuzeitlichen Gesellschaf¬

ten realisiert; legitimiert durch hegemoniale Diskurse, werden die Subjekte nun

endgültig mit Verfahren kontrolliert, die sie sich selbst noch anmessen, ohne zu

bemerken, daß die so verwirklichte Flexibilität von Hilfen distanzlose Bemäch¬

tigung verwirklicht.

Man mag einwenden, hier wären allzu große Vorbehalte gegenüber einem

Ansatz gemacht, der doch nur pragmatisch aus manchem Elend der Sozialpäd¬

agogik herauszuführen gedenkt. Aber möglicherweise bestätigt eben dieser Ein¬

wand die vorgetragene Diagnose.
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Elisabeth Helming

Hilfen für Familien in Krisensituationen

Vom „Homebuilders Model" über das „Families First Program"

zu Familienaktivierungs-Konzepten in der Bundesrepublik Deutschland

1. Der Kontext der Entwicklung von Hilfen für Familien

in Krisensituationen

Es gibt vielfältige Beratungseinrichtungen und soziale Dienstleistungen, die für

Familien und Kinder/Jugendliche unterstützende Maßnahmen bereitstellen:

Angebote, die sich auf die einzelnen Kinder und Jugendlichen beziehen (heil¬

pädagogische Einrichtungen, verschiedene Formen von Tagesbetreuung wie

Horte und Kindergarten, Soziale Gruppenarbeit, Intensive Sozialpädagogische

Einzelbetreung, Frühförderung,Hausaufgabenhilfen, Einzeltherapien usw.), auf

die ganze Familie, wie z.B. Beratung durch Allgemeine Sozialdienste und Spezi-

aldienste des Jugendamtes, Erziehungsberatung, vielfältige Gruppen- und The¬

rapieangebote, Elternbildungsveranstaltungen, Selbsthilfegmppen usw. Aber

für manche Familien, deren Schwierigkeiten sich auf mehrere Lebensbereiche

beziehen, beginnend mit knappen Ressourcen in der materiellen Versorgung,

reichen diese Angebote nicht aus, bzw. sie können von den Familien aus ver¬

schiedenen subjektiven und objektiven Gründen nicht genutzt werden. Für die

mehrdimensionale Unterstützung von Familien in gravierenden Unterversor¬

gungslagen ist Sozialpädagogische Familienhilfe (SPFH) entstanden (Hel-

ming/Schattner/Blüml 1997). Vor der Entwicklung Sozialpädagogischer Fami¬

lienhilfe schienen die Trennung von den Eltem und die Fremdunterbringung die

einzige Möglichkeit,um in diesen Familien das Wohl von Kindern zu sichern, da

die Betreuung durch die Bezirkssozialarbeit meist nicht ausreichend war. Eine

Grenze der Hilfeform SPFH liegt aber vor allem in einer unzureichenden kurz¬

fristigen Verfügbarkeit in Krisensituationen.

In einer Bestandsaufnahme des Deutschen Jugendinstituts (DJI) zur Sozial¬

pädagogischen Familienhilfe in Bayern nannten 125 Bezirkssozialarbeiterinnen

u.a. als Nachteile der SPFH: lange Wartezeiten bei Bedarf, unzureichende Ver¬

fügbarkeit; keine Flexibilität des Einsatzes bei Krisen; zu viel Bürokratie, bis

SPFH zum Einsatz kommt (Blüml/Helming/Schattner 1994). In den Aussagen

der Bezirkssozialarbeiterinnen wird deutlich, daß vor allem familienunterstüt¬

zende Dienste fehlen, die sehr schnell einsetzbar sind. Durch die eingeschränk¬

ten personellen Kapazitäten und die Langfristigkeit der SPFH, die wiedemm

die Kapazität auf längere Dauer bindet, ist ein sofortiger Einsatz in akuten Kri¬

sen nicht gewährleistet. Kriseninterventionen bestanden in der Bundesrepublik

bisher hauptsächlich in der Herausnahme von Kindern aus ihrer Herkunftsfa¬

milie. Eine Untersuchung über aktuelle Probleme der Heimerziehung in Rhein¬

land-Pfalz kommt zum Ergebnis, „daß Anfang der 90er Jahre zwei Drittel der

Z.LPäd., 39. Beiheft



154 Konzepte - Arbeitsformen - Praxbfelder

Fälle [der in Heimen untergebrachten Kinder; d.Vf.] Kriseninterventionen oder

kurzfristige Unterbringungen waren. Gerade in diesen Fällen bestehen, sofern

geeignete ambulante und präventive Maßnahmen der Jugendhilfe zur Verfü¬

gung stehen, für die am EntScheidungsprozeß beteiligten Expertinnen Hand¬

lungsspielräume, zum Wohl der Kinder entscheiden zu können" (Hambur-
ger/Müller/Porr 1994, S. 199).
Um dem Mangel vor allem an geeigneten ambulanten Maßnahmen in Kri¬

sensituationen abzuhelfen und um Heimunterbringungen zu reduzieren, wur¬

den aus den USA Konzepte von familienunterstützenden Kriseninterventionen

importiert.1 Es entstanden Dienste wie bspw. „FAM - Familienaktivierungsma¬

nagement", „FIM - Familie im Mittelpunkt" und andere, die sich anlehnen an die

amerikanischen „Family Preservation Services" („Familien-Erhaltungs-Dien¬
ste"), wie z.B. das „Homebuilders Model" und vor allem das daraus entwickelte

„Families First Program". Die Grundprinzipien dieser Dienste sind gleich: Sie

werden in Familien eingesetzt, in denen eine Fremdplazierung unmittelbar be¬

vorsteht; zumindest ein Erwachsener aus der Familie muß zur Mitarbeit bereit

sein, und die Familie muß sich binnen kurzer Zeit für eine Annahme der Hilfe

entscheiden. Wenn die Arbeit begonnen hat, sind die Familienarbeiterinnen 24

Stunden lang jeden Tag in der Woche für die Familie verfügbar. Die Arbeit in der

Familie kann zwischen fünf Stunden und 25 Stunden pro Woche betragen. Die

Hilfe ist ein Kurzzeitprogramm, sie dauert vier bis sechs Wochen. Interventionen

finden in der familiären Umgebung statt, da auf diese Weise alle Familienmit¬

glieder einbezogen sind, auch wenn sich einzelne nur im Hintergrund aufhalten

und nicht aktiv mitarbeiten (Kinney u.a. 1991). Weitere Stichworte zur Charak¬

terisierung sind: Mehrdimensionalität des Ansatzes, Bezug aufdie ganze Familie

und Ressourcenorientierang.
Diese Dienste sollen zu einer bedarfsgerechten Ausdifferenzierung der Hil¬

fen zur Erziehung im SGB VIII - Kinder- und Jugendhilfegesetz - beitragen in

Ergänzung zum gegenwärtigen Spektrum der Hilfen in den §§ 28 - 35a. Der § 27

des Kinder- und Jugendhilfegesetzes, der die Grundlagen der Hilfen zur Erzie¬

hung definiert, erlaubt durch seine Formulierungen („Hilfe zur Erziehung wird

insbesondere nach Maßgabe der §§28 bis 35 gewährt....", Abs.2;und: „Hilfe zur

Erziehung umfaßt insbesondere die Gewährung pädagogischer und damit ver¬

bundener therapeutischer Leistungen ...", Abs. 3) die Flexibilisierung und Wei¬

terentwicklung der Hilfen und die „Erfindung" neuer Angebote, die allerdings
den Hilfen nach §§ 28 ff. vergleichbar sein müssen: „Auch wenn der Rechtsfol¬

genkatalog der §§28 bis 35 nicht abschließend ist, so ermöglicht er doch nur

solche Rechtsfolgen, die ihrer Art nach mit den geregelten Hilfearten vergleich¬
bar sind und nicht an anderer Stelle des Gesetzes als eigenständige Leistungstat¬

bestände geregelt sind" (Wiesner u.a. 1995, S. 297).

1 Teilweise werden diese Programme - und die entsprechende Ausbildung - auch aus den Nie¬

derlanden bezogen, wo die amerikanischen Konzepte bereits seit längerem umgesetzt werden.
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2. „Philosophie" und Arbeitsprinzipien der Krbeninterventionsprogramme

Der Ursprung dieser Art von Hilfe liegt im „Homebuilders Model" (Kinney u.a.

1991). Dieses entstand in den USA als Angebot an Familien, in denen ein Sorge¬

rechtsentzug und damit eine Fremdunterbringung von Kindern unmittelbar

notwendig erschien, um schnell und auf eine kostengünstige Art die Familie so

zu unterstützen, daß die Kinder doch weiter zuhause leben können. Als Aus-

gangsgpunkt des „Homebuilders Model"2werden von Kinney u.a. Überzeugun¬

gen angegeben, die das Verhalten der Beraterinnen mitbestimmen sollen: „Wir

haben in bezug auf Menschen einige Überzeugungen, die uns helfen, positiv

gegenüber Familien zu empfinden, die zunächst einen negativen Eindruck ma¬

chen. Wir glauben, daß solche Überzeugungen sich in alle möglichen verbalen

und nonverbalen Verhaltensweisen übersetzen, die die Entwicklung von Ver¬

trauen und Partnerschaft verhindern oder unterstützen." (1991, S. 58ff.)3Typisch

für alle diese Ansätze ist, daß weniger Wert gelegt wird auf die Grundlegung der

Arbeitsprinzipien durch wissenschaftliche Theorien, sondern es werden - mit

Erfahrung unterfütterte - „Glaubenssätze" formuliert, die bestimmte Werthal¬

tungen als Grundprinzipien der Arbeit festlegen, und es steht eine - meist sehr

ähnliche - „Menschenrechtserklärung" am Beginn der Konzepte. In den Glau¬

benssätzen, die das positive Menschenbild der humanistischen Psychologie auf¬

genommen haben, geht es um die Überzeugung, daß Menschen aktive Gestalter

ihres Lebens sind, daß sie sich immer verändern können und daß die Akzeptanz

und Wertschätzung von Klientinnen wichtigste Arbeitsgmndlage der Berate¬

rinnen ist. Diese Haltung steht in einer Tradition von „Hilfe zur Selbsthilfe" und

beinhaltet tendenziell die voluntaristische Maxime: „Du kannst, wenn du willst".

Sie ist primär auf Selbstverantwortung gerichtet. Der Glaube an das Individuum

und seine „Seifmade-Möglichkeiten" wird ergänzt durch die Überzeugung, daß

Freiheit und Toleranz soziale und verantwortungsvolle Menschen schaffen (s.

auch Ruesch/Bateson 1995, S. 123).
Diese Ansätze stehen im Zusammenhang auch mit der Entwicklung syste¬

misch-konstruktivistischer Sichtweisen (und daraus abgeleiteter Vorgehenswei¬

sen), in denen sich der gleiche Optimismus hinsichtlich Veränderungsmöglich¬

keiten und ein lösungsorientierter Pragmatismus finden. Die Betonung der

individuellen Selbstverantwortung führt dazu, daß der gesellschaftliche Kontext

- die soziale Benachteiligung - nicht thematisiert wird. Es wird nur die Gemein¬

samkeit aller Bürger - im Sinne des „Wir alle haben Probleme" - hervorgeho¬

ben, wie bspw. im ersten Glaubenssatz des „Homebuilders Model", der sinnge¬

mäß folgendermaßen lautet: Es gibt mehr Ähnlichkeiten zwischen Klientinnen

und Beraterinnen als Unterschiede. Alle brauchen manchmal Hilfe, alle werden

ärgerlich, alle sind manchmal unfair; wir leben alle in Räumen, die ab und zu

dreckig und unordentlich werden, usw. (Kinney u.a. 1991, S. 59). Der nachdrück¬

liche Hinweis auf die existentielle Gleichheit der Menschen soll die Beraterin¬

nen davor schützen, den Klientinnen gegenüber überheblich zu werden, sie zu

2 Die im folgenden dargestellte „Philosophie" gilt entsprechend auch für die aus dem „Home¬

builders Model" entwickelten Ansätze, die weiter unten dargestellt werden: „Families First

Program", „FAM - Familienaktivierungsmanagement", „FIM
- Familie im Mittelpunkt".

3 Dieses und auch die übrigen Zitate aus diesem Buch wurden von der Verfasserin übersetzt.
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verachten, und ist durchaus sinnvoll als grundsätzliche Haltung in der konkreten

Begegnung. Aber sie wird problematisch, wenn durch sie der Unterschied der

(Macht-)Positionen, der bedingt ist durch soziale Ungleichheit, durch Armut

und Rassismus, unterschlagen wird.

Auch die weiteren Glaubenssätze des „Homebuilders Model" sind unverkennbar der humanisti¬

schen Psychologie entlehnt: (a) Jeder tut das Beste, was er kann, innerhalb der Grenzen, die durch

seine Fähigkeiten, Intelligenz, Geschichte, Umgebung, Einkommen, Energie-Niveau, die Fähigkei¬

ten der Menschen seines sozialen Netzes, seine Gesundheit und sein Wissen von seinen Möglichkei¬

ten gesetzt sind, (b) Motive sind im allgemeinen positiv. Die meiste Zeit haben die Leute nicht die

Absicht, einander zu verletzen. Aber andererseits sind die Menschen sehr verletzlich und können

leicht ohne Absicht verletzt werden, da es viele Mißverständnisse in der Kommunikation gibt.Auf¬

gabe der Beraterinnen ist es, in Kontakt mit den positiven Intentionen zu bleiben und nicht mit den

negativen Resultaten, (c) Die meisten Familienmitglieder mögen einander, wobei das oft unter

Schichten verborgen liegt. Beraterinnen müssen sehr aufmerksam sein, um die Sehnsucht nach

Nähe und gegenseitiger Anerkennung wahrnehmen zu können; aber je mehr sie daran glauben,

desto eher werden sie dazu fähig.

Aus den Glaubenssätzen werden im „Homebuilders Model" - ähnlich wie in

den anderen Diensten - die folgenden Arbeitsprinzipien abgeleitet: (a) Der

„Job" der Beraterinnen ist es, Hoffnung einzusetzen, denn man kann nicht im

voraus wissen, ob eine Situation hoffnungslos ist. Erfolg oder Mißerfolg kann

man nicht vorhersagen, (b) Die Klientinnen sollen so viel Bestimmungsmacht

wie möglich über den Prozeß der Intervention haben, da sie als Expertinnen für

die eigene Situation angesehen werden. „Wir glauben, es ist eher unsere Aufga¬

be, den Klientinnen zu helfen, selber ihr Leben unter Kontrolle zu haben als für

sie Kontrolle über ihr Leben zu übernehmen Schließlich ist es das wichtigste,

sie zu befähigen (to empowef), damit sie mit ihren eigenen Problemen fertigwer¬

den können" (Kinney u.a. 1991, S. 63). (c) Es ist hilfreich, zuzugeben, nicht alles

zu wissen: „Wir haben unser Leben nicht gelöst, und wir werden ihres nicht

lösen" (ebd., S. 66). Wenn Beraterinnen in der Lage sind, die eigenen Grenzen

zuzugeben, lassen sie die Verantwortung bei den Klientinnen; gibt man die all¬

wissende Fassade auf, wird man glaubwürdiger, (d) Beraterinnen müssen wis¬

sen, daß sie Schaden anrichten können (ebd.).4 - Diese Ansätze gehen davon

aus, daß Familien/Familienmitglieder (oft verborgene) Fähigkeiten und Stärken

haben, die die Beraterinnen gemeinsam mit ihnen herausfinden und

weiterentwickeln sollten.

3. Das „Families First Program" und seine Umsetzung in der

Bundesrepublik

Aus dem „Homebuilders Model" hat sich das „Families First Program" abge¬

spalten, das nach gleichen Prinzipien arbeitet. „1988 wurde [im Staat Michigan,

USA; d.Vf.] erstmals mit dem ambulanten Programm Family Focus (heute Fa¬

milies First) als Projekt begonnen. 1993 konnte Families First in allen Counties

angefragt werden." (Römisch 1997, S. 2). In Deutschland wird dieses Programm

4 Ähnliche Sätze stellen die „Families Firsf'-Ansätze auf; s. dazu Knuff 1996, S. 213; auch

Klein/Römisch 1997, S. 149.
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u.a. unter dem Namen „FAM - Familienaktivierungsmanagement" von der Ju¬

gendhilfeeinrichtung Stiftung Hospital St. Wendel im Saarland erprobt

(Klein/Römisch 1997). Die Stiftung Hospital St. Wendel hat sich vom „Families

First Program" Michigan autorisieren lassen, das Programm in der Bundesrepu¬

blik Deutschland modellgetreu zu verbreiten, und führt eine Ausbildung für an¬

dere interessierte Einrichtungen und Fachkräfte durch. Die Lizensierung eines

gesamten Programmpakets ist ungewohnt in der Sozialen Arbeit im deutsch¬

sprachigen Raum und mutet fremd an. Begründet wird sie damit, daß die bishe¬

rige Form erfolgreich sei, und zwar nur als komplettes Paket.5 Daneben gibt es

Träger, die unabhängig vom „Families First Program" in Michigan Dienste mit

ähnlichem Konzept zu entwickeln versuchen, bspw. in Hamburg der „Landesbe¬

trieb Erziehung und Berufsbildung" (LEB), eingebunden in ein regionales Kin¬

der- und Familienhilfezentrum (Kluge 1996). Im Frankfurter Raum werden

Dienste entwickelt, ausgehend von dem Konzept „FIM - Familie im Mittel¬

punkt" von Gehrmann/Müller (1997); die Mitarbeiterinnen werden mit

niederländischen Trainern ausgebildet. Zudem werden - angeregt durch das

„Families First Program" - Konzepte entwickelt, die eine Mischung aus Kurz¬

zeitintervention und der längerfristigen Betreuung in der Sozialpädagogischen
Familienhilfe darstellen (Feddeler/Würfel 1997). - Im folgenden wird exem¬

plarisch anhand des Konzepts von „FAM - Familienaktivierungsmanagement"

kurz umrissen, wann und in welchen Familien diese Maßnahmen zum Einsatz

kommen.

Der Dienst ist grundsätzlich ein Kriseninterventionsansatz. In einem intensiven sechswöchigen

Training sollen die Stärken und Fähigkeiten der Familien aktiviert und die Familien in unterstüt¬

zende Strukturen im Gemeinwesen vernetzt werden (in zwei Drittel der betreuten Fälle wurde

nach FAM eine Sozialpädagogische Familienhilfe eingerichtet; Römisch 1997, S. 9). Es werden die

folgenden Ausschlußkriterien angegeben: Die Eltern bestehen auf einer Fremdplazierung des Kin¬

des, oder die Kinder wollen selbst auf keinen Fall in der eigenen Familie weiterleben; die Probleme

sind so gravierend, daß eine akute massive Gefährdung des Kindes wahrscheinlich ist (sexueller

Mißbrauch, Gewalt); es gibt eine akute Suizidgefährdung der Eltern; die Probleme sind durch eine

schwere psychische oder physische Erkrankung der Eltern verursacht, die sie daran hindert, ihre

Elternrolle wahrnehmen zu können (ebd., S. 5). Beim Einsatz von FAM wird also vorausgesetzt,

daß die Sicherheit der Kinder grundsätzlich gewährleistet ist, wobei es hierfür keine eindeutigen

Kriterien gibt. Zudem muß mindestens ein Elternteil kooperationsbereit sein (Klein/Römisch

1997). Erklärtes Ziel der Ansätze ist es, „die Herausnahmevon Kindern aus ihren Familien und die

damit verbundene Fremdunterbringung zu vermeiden. Betroffene Familien sollen durch eine kurze

und intensive Betreuung wieder soweit gestärkt werden, daß ihr Zusammenbleiben ermöglicht

wird" (Klein/Römisch 1997, S. 148). Das steht deutlich im Gegensatz zu Konzepten der Sozialpäd¬

agogischen Familienhilfe, die sich oft - aus Angst, darauf festgelegt zu werden - „vornehm" dabei

zurückhalten, die Vermeidung von Fremdplazierung als ein Ziel zur Sprache zu bringen - auch

Allerdings ist eine Art Lizensierung üblich in der Therapie-Ausbildung, die meist von bestimm¬

ten Instituten und Standesvereinigungen durchgeführt wird, die damit Standards setzen wollen

(zur Problematik dieser Lizensierung s. unten, Abschnitt 7).
Inzwischen wird vom FAM-Dienst als weitere Arbeitsform auch ein zweiwöchiges „Clearing"

in Familien angeboten, „wenn es darum geht, Problemstellungen und Ressourcen in einem

Familiensystem deutlicher herauszuarbeiten, um anschließend die Hilfeplanung effektiver ge¬

stalten zu können." (Römisch 1997, S. 7) Zudem wird die Begleitung einer Rückführung mit

FAM als hilfreiche Möglichkeit angeboten. Langfristig soll FAM ebenfalls im stationären Set¬

ting eingesetzt werden, um während des Heimaufenthalts mit den Eltern an der Rückführung

der Kinder zu arbeiten (ebd., S. 8).
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wenn diese oft ein Ergebnis der Arbeit ist.7 Die Situation der drohenden Fremdplazierung wird als

Krise positiv gesehen, da der Druck wahrscheinlich macht, daß sich die Eltern - wenn sie zu dieser

Hilfe bereit sind - schnell verändern.

Eine Gefahr bei diesem Krisenansatz sehe ich darin, daß der Ausgangspunkt

„Krise" manchmal von Therapeutinnen und Beraterinnen allzu emphatisch ge¬

sehen wird („Prima, eine Krise!"). Dabei wird vergessen, daß Krisen zumeist

äußerst leidvolle Situationen für die Beteiligten sind, die auch in Destruktivität

und menschliche Katastrophen umschlagen können. Krisen sind nicht immer

Wendezeiten für positive Veränderungen.Veränderung kann auch in langsamen
und weniger schmerzlichen Schritten geschehen. Unter bestimmten Bedingun¬

gen kann aus der Not eine Tugend gemacht werden, aber die Not in eine Tugend

umzudefinieren, halte ich für bedenklich; es geschieht eine Umkehrung: Man

verläßt den Standpunkt der Klientinnen und gerät zu sehr in die Funktionslogik
der eigenen Profession (s. dazu auch Helming/Schattner/Blüml 1997,

S. 427ff.). Wenn aber Eltern eine Fremdplazierung ihrer Kinder wirklich verhin¬

dern wollen und deshalb zu einer Zusammenarbeit bereit sind, dann ist in vielen

Fällen mit entsprechender Unterstützung wirklich aus der Not eine Tugend zu

machen: Durch den Druck des „Entweder - oder" entsteht eine Ernsthaftigkeit
der Lage, die die Übernahme von Verantwortung durch Eltern erleichtert, es

geht um ihre Lebenspläne und die weiteren Wege von ihnen und ihren Kindern.

In Familien, die FAM erhalten, sind oft viele Hilfeversuche vorher gescheitert.
Die Familien haben lange, chronifizierte Leidensgeschichten hinter sich, meist

ist das Leben schon mindestens seit drei Generationen sehr konflikthaft und

schwierig, es war oft verknüpft mit Armut, Gewalttätigkeit, Alkohol und sexuel¬

lem Mißbrauch. Die Kinder sind sehr erschöpft von ihren Lebensumständen,

und FAM klärt in gewisser Weise, wie weit die „Ausstoßung" eines Kindes be¬

reits fortgeschritten ist bzw. wie stark und wie tragend die Bindungen zwischen

Eltern und Kindern noch sind.

Ein Fallbeispief: Es handelt sich um eine Kernfamilie mit einem drei Jahre alten Kind. Zwischen

den Eltern gibt es häufige gewalttätige Auseinandersetzungen. Die Mutter, die aus der Mittel¬

schicht kommt, war durch Alkohol sozial abgerutscht, sie hatte sich eine Zeitlang prostituiert. Ihr

Ehemann hat ebenfalls eine schwierige Lebensgeschichte hinter sich: Er stammt aus einer vielköp-

In der Bestandsaufnahme des DJI zur Sozialpädagogischen Familienhilfe in Bayern

(Blüml/Helming/Schattner 1994) wurde bei einem Drittel der Familien von den Familienhel¬

ferinnen bejaht, daß Sozialpädagogische Familienhilfe als Alternative zur Fremdplazierung

eingesetzt wurde. Laut Statistischem Bundesamt waren 1994 in 15% der Familien, die Sozial¬

pädagogische Familienhilfe erhielten, Kinder bereits fremduntergebracht. In der fachlichen

Diskussion um die Sozialpädagogische Familienhilfe wird aber immer wieder davor gewarnt,

SPFH als Funktion zur Vermeidung von Fremdplazierung wahrzunehmen und dieses offensiv

zu vertreten: Wenn die Hilfe als ein mit der Familie unternommener Zielfindungs- und Pro¬

blemlösungsprozeß verstanden wird, in dem nur gemeinsam mit der Familie Lösungswege ge¬

funden werden können, dann kann auch eine gut begleitete Fremdplazierung die Folge sein. Es

ist aber deutlich öfter der Fall, daß SPFH tatsächlich Kindern den Lebensraum zu Hause bei

den Eltern erhalten hilft, und es wird von der Praxis manchmal eine Möglichkeit der Legitima¬
tion der eigenen Arbeit verschenkt, wenn dies nicht als Erfolg der Hilfe offensiv und selbstbe¬

wußt vertreten wird, ohne Angst, darauf festgelegt zu werden.

Dieses Beispiel stammt aus einem Interview der Verfasserin mit Gerd-Rüdiger May, der in

FAM tätig ist.
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figen Familie mit einem gewalttätigen, alkoholabhängigen Vater. Er steht, was die soziale Schicht

seiner Herkunft betrifft, „unter" seiner Frau,was zu heftigen Konflikten in der Ehe führt. Sie haben

geheiratet wegen des Kindes, das aber im Alter von zwei Jahren in einer Pflegefamilie unterge¬

bracht wird, dann nach einem Jahr zurückkommt. Die Familie erhält zur Begleitung der Rückfüh¬

rung Sozialpädagogische Familienhilfe. Da die Mutter sich von der Familienhelferin, die einen neu¬

tralen Standpunkt einzunehmen versucht, zu wenig unterstützt fühlt gegen die Gewalt ihres

Mannes und darüber enttäuscht ist, scheitert Familienhilfe, es steht eine erneute Fremdplazierung

des Kindes an. Die Familie erklärt sich bereit zu FAM. Nun wird mit der Familie intensiv an Lö¬

sungsmöglichkeiten gearbeitet: Die Eltern werden auf vielen Ebenen ermutigt, sich die Zirkel der

Gewalt bewußt zu machen, und es werden mit ihnen - im Interesse der Sicherheit des Kindes -

Strategien ausgearbeitet, wie sie gewalttätige Eskalationen unterbrechen können.

4. Vorgehensweisen der Krbeninterventionsansätze

Im folgenden wird, ebenfalls beispielhaft, der Arbeitsansatz von „FAM - Fami¬

lienaktivierungsmanagement" dargestellt, da die anderen Dienste sehr ähnlich

vorgehen; ergänzt wird dieses an einigen Stellen durch Aussagen aus dem Kon¬

zept von „FIM - Familie im Mittelpunkt" und den niederländischen „Families-

Firsf'-Ansätzen.

(1) Zeitliche Strukturierung: Das Familienaktivierungsmanagement FAM ist

grundsätzlich beschränkt auf ein sechswöchiges Programm. Die klar vorgege¬

bene Zeitdauer der Hilfe soll dabei helfen, ein Tempo der Veränderung als

auch eine gewisse Drucksituation und Strukturiertheit des Vorgehens aufrecht¬

zuerhalten, und ist ungewöhnlich für Beratungsarbeit im deutschsprachigen

Raum. „Erfahrungen in den USA haben gezeigt, daß eine Ausdehnung des

Programms auf zehn oder zwölf Wochen keine besseren Ergebnisse brachte.

Die Intensität der Arbeit ist nur über einen befristeten Zeitraum für die Fami¬

lien durchzuhalten" (Römisch 1997, S. 5). In dieser Zeit soll die Krise soweit

unter Kontrolle sein, daß die Kinder ohne Gefährdung weiterhin in der Familie

leben können und die Familie in andere Hilfen eingebunden worden ist. Von

einer FAM-Arbeiterin9 mit einer Vollzeitstelle werden maximal zwei Familien

betreut. Die Familien werden pro Woche nach Bedarf zwei- bis viermal be¬

sucht, der Zeitaufwand beträgt zwischen acht und 15 Stunden pro Woche.

„Diese Zeiten können sich jedoch je nach Bedarf der Familie verändern"

(ebd.). Ein wesentlicher Teil des Konzepts ist eine Ruf- und Abrufbereitschaft

der FAM-Arbeiterin rund um die Uhr, der ein Handy zur Verfügung steht. Die

ständige Erreichbarkeit (die Familie kann jederzeit anrufen, auch nachts und

am Wochenende, und auch jederzeit ihre Betreuerin bitten, zu ihr zu kommen),

ist wie ein aufgespanntes Netz, durch das Familien Veränderungen eher wagen

können; sie ist zudem ein Mittel, um die Gefährdung für die Kinder zu min¬

dern und um in einer aktuellen Krise - wobei es oft um Gewalt geht - schnell

handeln zu können. Die ständige Verfügbarkeit der FAM-Arbeiterln ist eines

der wichtigsten Mittel des Krisenmanagements. Der umfassende Bereitschafts¬

dienst der Mitarbeiterinnen wirft allerdings die Frage auf, wie lange dieser

durchgehalten werden kann: „Wie lange ist ein FF-[i.e. Families First]-Mitar-

9 Die „einfachen" Mitarbeiterinnen der FAM-Dienste werden „FAM-Arbeiterlnnen" genannt,

der Terminus „FAM-Beraterln" ist im Programm selber den Leiterinnen und Supervisorln-

nen/Praxisberaterlnnen der jeweiligen Dienste vorbehalten.
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beiter in der Lage, auch schwierigen Familien wohlwollend, im ressourcenori¬

entierten Sinne zu begegnen? Wie lange ist er dieser Arbeit überhaupt gewach¬
sen?" (Lindemann/Funk 1997, S. 418; zu den arbeitsrechtlichen Problemen s.

unten, Abschnitt 5).
(2) Grundsätze des Vorgehens: Ausgangspunkt der Maßnahmen sind „Men¬

schenrechtserklärungen", die den grundsätzlichen Respekt vor den Familien

ausdrücken sollen. Alle Beteiligten und Institutionen setzen sich an einen

Tisch, um möglichst schnell zu klären: Was ist notwendig, um eine Fremdplazie¬

rung zu vermeiden? Wann und unter welchen Umständen wird eine Fremdpla¬

zierung als unvermeidlich angesehen? Transparenz wird dadurch erleichtert,

daß die Fremdplazierung als Option sehr klar im Raum steht, die Familien

werden also durchaus auch mit den negativen Einschätzungen anderer Institu¬

tionen konfrontiert. Gleichzeitig werden die verschiedenen Beteiligten gefragt,
welche Stärken und Ressourcen sie in der Famihe sehen und wie sie sich eine

konkrete Veränderung vorstellen. Skalierang ist ein wichtiges Mittel, um die

Einschätzung zu konkretisieren (s. dazu auch Berg 1992; Berg/de Shazer

1993). Die Familie soll sich bzw. ihre aktuelle Befindlichkeit bspw. auf einer

Skala von 0 (die Familie fühlt sich am Boden) bis 10 (es geht ihr blendend)
einordnen. In einem zweiten Schritt soll sie überlegen, wie und mit welchen

Schritten sie z.B. nach „vier" oder „fünf" kommt, wenn sie sich auf der Skala

auf „drei" eingestuft hat. Die anderen Beteiligten sollen diese Bewertung
ebenfalls vornehmen. Dieses sehr einfache Mittel hilft, konkrete erste Lö¬

sungsideen zu entwickeln, und unterstützt eine deutliche Handlungsorientie-

rung. Es kann auf diese Art und Weise jenseits jeder Diagnose von Pathologie
auf der Basis der unterschiedlichen Einschätzungen der Fachkräfte und der

Familienmitglieder selber ein realistisches Bild der jeweiligen Familie gezeich¬
net werden, das Prozesse erlaubt: Wie - unter welchen Umständen - ist die

Familie/sind die einzelnen Familienmitglieder oben bzw. können sie sich ver¬

bessern? Wann - unter welchen Umständen - ist die Familie/sind die einzelnen

Familienmitglieder ganz unten?

Das Konzept des Familienaktivierungsmanagements der Ev. Jugendhilfe München (Evangelische
Jugendhilfe 1997) hat ein folgendermaßen gegliedertes Verlaufsmodell dieser Hilfe entwickelt: „1.

Anfrage des Jugendamtes - Abtlg. Familienergänzende Hilfen (Abklärung der Eignung von FAM),
2. Erstkontakt mit der Familie (Klärung der Voraussetzungen für FAM innerhalb von 24 Stunden),
3. Annahme (Abklärung der zukünftigen Arbeitsbasis), 4. erste Interventionen,5. Assessment (Ein¬

schätzung der Situation unter Einbeziehung der Sichtweisen von Familie und FAM-Mitarbeiterln

anhand von Zahlenskalen), 6. Entwicklung von Zielen mit der Familie (Beschreibung kurz- und

mittelfristiger Zielvorstellungen bezogen auf die Gesamtsituation), 7. Entwicklung des Lösungs¬

plans mit Innen- und Außensystem (Praktische Operationalisierung), 8. Weiterarbeit (Entwicklung
der Folgeprogramme während der sechs Wochen und deren Realisierung, 9. Beendigung und Aus¬

wertung."

FAM ist in der Bundesrepublik eingefügt in das Hilfeplanverfahren: Es gibt ein

Erstgespräch, eine Zwischenkonferenz und ein gemeinsames Abschlußgespräch
mit Fachkräften der öffentlichen Jugendhilfe. Bei Ende der Hilfe wird von der

FAM-Arbeiterln für das Jugendamt ein Bericht erstellt, der das Geschehen zu¬

sammenfaßt hinsichtlich der Ausgangslage, des Familienkontextes und der Auf¬

tragssituation. Dargestellt werden die erfolgten konkreten Interventionen und

die Ergebnisse: Wie ist die Familie vernetzt worden, welche Ressourcen werden

in ihr gesehen, welche Veränderungen sind festzustellen? Zum Abschluß wer-
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den Vorschläge für weiterführende Hilfen gemacht. Gehrmann/Müller, die

sich seit längerem sehr enthusiastisch mit diesen Konzepten beschäftigen

(1996a)10 und von „FIM - Familie im Mittelpunkt" sprechen, fassen das prakti¬
sche Vorgehen in fünf Schritten zusammen (S. 75): Kontaktaufnahme, Krisen¬

dämpfung, Zukunftsplanung, Verhaltensmodifikation, Erfolgskontrolle. Der

letzte Punkt verweist auf eine in die Programme eingebaute Evaluation der Ar¬

beit, die in der bundesrepublikanischen Sozialen Arbeit noch keineswegs selbst¬

verständlich ist (s. unten, Abschnitt 6).
(3) Methodische Elemente: Die Vorgehensweisen integrieren verschiedene

Methoden und Techniken: Aufder Basis von Lösungsorientierung,systemischen
Sichtweisen und Methoden aus der Verhaltenstherapie werden Arbeitsweisen

von Beratung, Therapie, Krisenintervention, Training, Moderation und Vernet¬

zung verknüpft (s. Evangelische Jugendhilfe 1997). Gmndlage der Arbeit sind

konstruktivistische Annahmen, die in Methoden wie „Aktives Zuhören", „Ich-

Botschaften" Ausdrack finden. Kinney u.a. (1991) setzen diese Annahmen u.a.

in folgende Hinweise über Kommunikation um, die sich ähnlich auch in den

„Families Firsf'-Ansätzen finden:

(a) Die wichtigste Maxime ist, daß grundsätzlich Verhalten und Handlungen beschrieben werden,

nicht Eigenschaften von Personen als festgelegte Zustände, denn aus der Beschreibung von Hand¬

lungen können neue Handlungen abgeleitet werden. Soziale Dienste könnten sich bspw. fragen,

anstatt eine Mutter als „unfähig zur Kooperation" zu klassifizieren, unter welchen Umständen sich

diese Mutter nicht-kooperativ verhält, bzw. sie könnten die Mutter selber fragen, warum sie ableh¬

nend handelt, oder selbstkritisch überlegen, ob das Verhalten der Mutter nicht auch Resultat des

Umgangs mit ihr ist. (b) Beobachtungen anzustellen, anstatt Schlußfolgerungen zu ziehen oder

Urteile abzugeben, wird als weitere Regel von Kinney u.a. aufgestellt: „Warum hast du deine

Schwester geohrfeigt?" - anstelle von: „Warum haßt du deine Schwester?" (S. 69). (c) Abstufende

Behauptungen sind besser als „Alles-oder-nichts"-Feststellungen: „Wir konnten uns dreimal nicht

treffen, weil Sie nicht zu Hause waren" - anstelle von: „Sie sind nie zu Hause, wenn ich komme."

(ebd.). (d) Anstatt Ratschläge zu geben, sollten Vorstellungen und Ideen miteinander geteilt wer¬

den: „Manche Leute finden es hilfreich, wenn sie ...", oder: „Eine Idee, die andere ganz gut finden,

ist..." - anstelle von: „Sie sollten ..." (ebd.). (e) Die Familien werden ermutigt,ihre eigenen Pro¬

blembeschreibungen vorzunehmen. Problemdefinitionen werden als Konstrukte wahrgenommen;
denn Situationen sind unterschiedlich interpretierbar (S. 79).

Es wird des weiteren mit Selbst-Management-Methoden gearbeitet. Um diese zu

veranschaulichen, wird im folgenden der Umgang mit der „Krisenkarte" (auch

„Krisenthermometer" genannt) als typische Vorgehensweise vorgestellt. Kri¬

senkarten sollen sowohl Ärger-Wut- als auch Depressions-Selbstmanagement

ermöglichen und sind ein Mittel, Eskalationen zu vermeiden, indem die Klient¬

innen ermutigt werden, zu handeln, bevor ihre Gefühle außer Kontrolle gera¬

ten. Die Familienmitglieder werden nach den Momenten gefragt, in denen sie

jeweils „ausflippen" bzw. die Situation eskaliert. Dabei werden zunächst die Ge-

10 Gehrmann/Müller gehen jedoch meines Erachtens in ihrer ausschließlichen Begeisterung für

diese Konzepte von familienorientierter Unterstützung zu weit, wenn sie diese als die endlich

„wahre" Form der Sozialarbeit anpreisen, die „Neue Fachlichkeit", „Neue Sachlichkeit", „Neu¬

es Denken" usw. enthalte. Auch andere Formen von Sozialer Arbeit haben inzwischen sowohl

eine „diffuse Helferorientierung" aufgegeben als auch die „.schlechte Beamtenmentalität' ei¬

ner Profession, die fast nur zu Bürozeiten Dienste anbietet",wie Gehrmann/Müller unterstel¬

len (1996 b, S. 220) und dabei offensichtlich die Entwicklung der Sozialen Arbeit und der Ju¬

gendhilfe insgesamt nicht wahrgenommen haben.
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fühle benannt, dann werden Unterschiede herausgearbeitet in Form von Ni¬

veaus der Gefühle von 0 bis 10:0 könnte der Punkt sein, an dem die Klientin sich

wohlfühlt, 10 könnte das Maß für die größte Wut sein, die die Klientin jemals

gefühlt hat. Es wird dann erarbeitet, wo die Klientin sich aktuell auf der Skala

einordnet, als auch der Punkt bestimmt, wo sie denkt, daß sie die Kontrolle ver¬

liert und ausrastet.Danach werden Wahlmöglichkeiten erarbeitet, mit denen die

Kette der eskalierenden Gefühle unterbrochen werden kann.

Andere methodische Mittel sind Genogramm-Arbeit mit der Familie (so¬

wohl die Frage nach Schwierigkeiten als auch nach Ressourcen ist hier möglich),

Feedback-Prozesse, Kommunikationstraining, Familienkonferenz, Rational-

EmotiveTherapie. Eine weitere - aus systemischen Therapien bekannte
-Form

ist die Auferlegung von „Hausaufgaben" (de Shazer 1989). Die Familienmit¬

glieder werden bspw. aufgefordert, täglich ihre Befindlichkeit auf einer Skala

einzuschätzen und aufzuschreiben, oder sie sollen zählen, wie oft etwas passiert.

„Hausaufgaben helfen den Klientinnen, aktiv am Verändemngsprozeß beteiligt

zu sein und den Prozeß gleich von Anfang an mit zu beobachten Wir wollen,

daß sie lernen, sich selbst zu verändern" (Kinney u.a. 1991, S. 75). Wichtig sind

zudem Case-Management und die Planung von Nachfolgehilfen. Ähnlich wie in

der Sozialpädagogischen Familienhilfe sind in der Krisenintervention also ver¬

schiedene Förderungs- und Unterstützungsleistungen für Familien integriert.

Beraterinnen in diesem Bereich brauchen eine hohe Kommunikationskompe¬

tenz sowie ein gutes Arsenal an Kommunikationsmethoden und an Methoden

der Ressourcenerschließung und der Vernetzung im Gemeinwesen.

Gehrmann/Müller charakterisieren die Vorgehensweisen folgendermaßen: „Familienarbeiter(in-

nen) bringen Struktur zum Beispiel bei drogenabhängigen Eltern ... in den Haushalt und den

Tagesrhythmus, indem sie verlorene oder nie vorhandene Kompetenzen an die Kunden vermitteln

- wo erforderlich, auch durch direktes Lehren. Sie helfen Hygiene herzustellen (und kaufen u.U.

einen Kühlschrank). Sie vermitteln Erziehungskompetenzen an die Eltern, vor allem gewaltfreies

oder gewaltärmeres Umgehen miteinander. Sie beraten im Alltag, schlichten, klären, versuchen das

soziale Netzwerk der Familie (wieder-)herzustellen und renovieren gemeinsam mit den Kunden -

falls erforderlich - eine Wohnung, vermitteln rudimentäre Alltagskompetenzen und sprechen"

(Gehrmann/Müller 1998, S. 77; s. auch dieselben 1994; 1996a und b; 1997).

Diese Betonung alltagspraktischer Ansätze findet sich in den Ansätzen des

„FAM - Familienaktivierungsmanagement" nicht, während Gehrmann/Mül¬

ler (1996b, S. 219) wiederum im Gegensatz zu den niederländischen Modellen

auf einer Abgrenzung zu therapeutischen Ansätzen bestehen: „Die sozialen Hil¬

fen und Dienstleistungen, die die Familienarbeiter(innen) erbringen, sind inte¬

grierte - im echten Sinne ganzheitliche - und dadurch genuin sozialarbeiteri¬

sche und eben nicht therapeutische Hilfen (wir legen großen Wert auf eine klare

Abgrenzung)." Für mich stellt sich hier die Frage - für die Familienaktivierungs¬

programme ebenso wie für eine qualifizierte Sozialpädagogische Familienhil¬

fe -, ob auf dem Hintergrand von Empowerment und Ressourcenorientierung

und der Mehrdimensionalität der familiären Unterversorgungslagen eine klare

Abgrenzung zwischen therapeutischen und sozialarbeiterischen Tätigkeiten

und Methoden sinnvoll ist. In beiden Formen des Umgangs mit Klientinnen

geht es darum, erstarrte Situationen aufzuweichen, so daß sich neue Möglichkei¬

ten eröffnen und eine andere Zukunft - zumindest probeweise - durchgespielt

werden kann. Die Integration von Beziehungsgestaltung, problemlösendem Tun
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und Vermittlung zu Ressourcen (Pfeiffer/Schaupp 1995, S. 145) sehe ich in be¬

sonderer Weise als Kennzeichen dieser Kriseninterventionsprogramme (als
auch von Sozialpädagogischer Familienhilfe) und ihres methodischen Handelns.

Allzu klare Abgrenzungen - hier Psychologie, da Sozialarbeit - scheinen mir

doch in erster Linie solche der berafsständischen Orientierung zu sein.

(4) Nachbetreuung: Im Familienaktivierungsmanagement ist folgende Nach¬

betreuung geplant: Die Familien werden bei Abschluß der Intervention von der

FAM-Arbeiterln gebeten,daß sie sie in regelmäßigen Abständen besuchen dür¬

fe. Geplant sind bspw. Gespräche nach drei Monaten, nach sechs Monaten und

nach einem Jahr. Dabei werden die Familien noch einmal gefragt, wo sie stehen,

ob die FAM-Arbeiterln sie akut unterstützen kann und in welche Richtung sie

sich weiterentwickeln wollen. Dieses dient sowohl der eigenen Evaluation als

auch der Nachbetreuung. Es gibt die Möglichkeit, nach Abschluß von FAM in

einer weiteren aktuellen Krise in der Familie sehr kurz zu intervenieren; die

Erfahrung zeigt, daß Krisen dann sehr schnell überwunden werden können.

5. Rahmenbedingungen

Das „Homebuilders Model" legt großen Wert auf die Rahmenbedingungen der

Arbeit: Den Beraterinnen wird ein ausgeklügeltes fachliches Unterstützungssy¬
stem zur Verfügung gestellt, da die Intensität der emotionalen Qualität und die

hohe zeitliche Beanspruchung durch den Kriseneinsatz Gefahren in sich bergen,
die aufgefangen werden müssen. Aber auch Partizipation an den Entscheidun¬

gen der Organisation wird für wichtig gehalten; es wird auf funktionierendes

Teamwork geachtet, darauf, daß die Beraterinnen sich innerhalb ihrer Organi¬
sation wohlfühlen. Auch sollen die anderen Teammitglieder jeweils informiert

sein über die betreuten Familien, damit sie notfalls schnell Rückhalt oder Be¬

gleitung geben können. Beraterinnen können Einzelsitzungen mit Superviso¬
rinnen oder Teammitgliedem durchführen, sie sind in Notfällen sogar dazu ver¬

pflichtet. Wenn Beraterinnen entmutigt sind, setzt eine spezielle Beratung durch

die Supervisorin ein, um ein Burn-out zu vermeiden. - Auch das „Families First

Program" und das Familienaktivierungsmanagement gehen davon aus, daß die

Mitarbeiterinnen eine intensive Rückendeckung durch ein professionelles Netz

brauchen. Sie erhalten einmal in der Woche gemeinsam mit Kolleginnen eine

vierstündige Supervision/Praxisberatung, die in strukturierter Art und Weise

von den Supervisandlnnen vorbereitet werden muß, so daß eine effektive Fall¬

arbeit möglich ist. Die FAM-Beraterln ist für die Mitarbeiterinnen jederzeit für

eine kollegiale Beratung erreichbar, d.h. sie besucht evtl. gemeinsam mit der

zuständigen Familienbetreuerin die Familie, wenn diese es als notwendig an¬

sieht. Das Programm enthält daneben konsequente Formen der Selbstevaluati¬

on der Arbeit z.B. in Form von strukturierten Tagesauswertungsbögen. Wie

schon erwähnt, werden die Familien, wenn sie dazu bereit sind, nach Abschluß

der Hilfe in regelmäßigen Abständen besucht; auch dadurch wird die Arbeit

evaluiert. - Diese Formen der Evaluation werden in der Bundesrepublik er¬

gänzt durch die Eingebundenheit der Hilfe in den Hilfeplanprozeß, der, wenn er

gut verläuft, auch eine Bewertung und Einschätzung der Hilfe aufgrand ver¬

schiedener Sichtweisen ermöglicht. Finanziert wird FAM in einer Form von
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Fachleistungsstunden. Der Bereitschaftsdienst wird mit Geld abgegolten bzw.

mit Überstunden ausgeglichen, was aber erhebliche arbeitsrechtliche Fragen

aufwirft: „Wie sollen FF-Mitarbeiter bezahlt werden? Wie werden die Bereit¬

schaftsdienste vergütet? Sind die genannten fachlich-konzeptionellen Anforde¬

mngen an FF-Mitarbeiter überhaupt mit dem bundesdeutschen Arbeitsrecht

vereinbar?" (Lindemann/Funk 1997, S. 419).

6. Bisherige Auswertungen der Programme

„Homebuilders Model": Kinney u.a. geben eine ausführliche Übersicht über

verschiedene Studien, die eine Evaluation des Programms durchgeführt haben

(1991, S. 185f£). Die Vermeidung einer langfristigen Fremdplazierang in staatli¬

cher Regie durch den Einsatz des „Homebuilders Model" wird als das Haupt¬

kriterium einer Bewertung der Hilfe angesehen. Bei ca. 73% - 91% der Familien

wird dieses in den verschiedenen Studien zwölf Monate nach Beendigung der

Hilfe als erreicht angegeben. Die Unterschiede sind abhängig u.a. von der Er¬

fahrung eines Dienstes und von der geographischen Lage (Familien in der Stadt

haben es meist schwerer). Die Vermeidung von Fremdplazierang wird umge¬

rechnet in die Ersparnis von Heimkosten; in dieser Hinsicht sind die Programme

lohnende „Sparmaßnahmen". Eine mündliche Befragung von 367 Familien

nach Abschluß der Hilfe (telefonisch oder durch einen Besuch) ergab 1988 die

folgenden Ergebnisse: 92% beurteilten die Hilfe als positiv, sehr zufrieden wa¬

ren 86%. Aber die Situation für die Familie nach der Hilfe wurde nur von 51%

als „viel besser" angegeben, und 32% sagten, sie sei „ein bißchen besser". Auch

die Frage: „Hat der Therapeut Sie je angetrieben, oder haben Sie sich durch den

Therapeuten unter Druck gesetzt gefühlt?", wurde nur von 57% mit „nein" be¬

antwortet, 40% gaben darauf keine Antwort (Kinney u.a. 1991, S. 208£).

„Families First" in den Niederlanden: Im Auftrag der zentralen Behörde der

Jugendhilfe wurden die „Families Firsf'-Projekte in den Niederlanden wissen¬

schaftlich begleitet (Schnurr 1996). Bei Abschluß des Programms bezog sich

die Erhebung auf 320 Kinder in 234 Familien, ca. 50% davon waren Eineltern-

teilfamilien. Bei der Nachuntersuchung nach drei Monaten konnten nur noch

206 und nach sechs Monaten noch 135 Kinder erfaßt werden, was die Aussage¬

kraft der folgenden Ergebnisse einschränkt: Etwas mehr als 10% der Familien

brachen die Behandlung vor Ablauf einer Woche ab. 80% der Kinder waren ein

halbes Jahr nach der FAM-Maßnahme nicht fremduntergebracht, sondern leb¬

ten bei den Eltern/bei einem Elternteil, selbständig, bei Verwandten, Freunden

oder Bekannten. Unmittelbar am Ende des „Families First"-Programms waren

7% der Kinder, ein halbes Jahr später 19% der Kinder fremduntergebracht.

Mindestens 80% der Familien erhielten nach Abschluß der Krisenintervention

- sowohl direkt nach dem Ende des „Families First"-Programms als auch nach

drei und nach sechs Monaten - eine ambulante und/oder teilstationäre Nachfol¬

gehilfe. Schnurr (1996, S. 216) zieht den folgenden Schluß: „Voraussetzung für

den dauerhaften Erfolg der Methode ist ihre Einbettung in ein differenziertes

Beratungs- und Hilfesystem."
FAM-Familienaktivierungsmanagement der Stiftung Hospital St. Wendel:Er¬

ste Auswertungen des seit 1996 im Saarland arbeitenden Projekts der Stiftung
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Hospital St. Wendel ergaben, daß in 20 von 24 Famihen, die über sechs Wochen

mit FAM begleitet wurden, eine Herausnahme der Kinder/Jugendlichen ver¬

mieden werden konnte (Römisch 1997, S. 8). „In zwei Drittel der Fälle wurde

eine Sozialpädagogische Familienhilfe nachfolgend installiert. In einem Drittel

der Fälle sahen sich die Familien in Übereinstimmung mit den jeweiligen Ju¬

gendämtern in der Lage, mit Beratung durch das Jugendamt oder Erziehungs¬

beratungsstellen alleine klar zu kommen. Die Familien, mit denen bisher gear¬

beitet wurde, wurden von den Jugendämtern zugewiesen, nachdem geklärt war,
daß eine stationäre Maßnahme notwendig ist. Durch den FAM-Einsatz seit

Ostern '96 konnten bis zum 31. August 1997 23 Kinder und Jugendliche in ihren

Familien bleiben.... In der Zeit vom 15. Juli 1996 bis 31. Mai 1997 konnten durch

den Einsatz von FAM-Clearing und sechs Wochen FAM somit mehr als 1000

Belegtage eingespart werden. Sollten alle Familien bis 31. Dezember diesen Jah¬

res stabil bleiben, werden ca. 2700 Belegtage eingespart worden sein" (Römisch

1997, S. 9). Auch hier wird - für eine längerfristige Stabilisierung der Familien -

eine Einbettung in ein ausdifferenziertes Jugendhilfesystem mit verschiedenen

ambulanten und teilstationären Hilfen als notwendig erachtet.

7. Fazit

Alle Programme verstehen sich als Kriseninterventionen in Fällen, in denen

eine Fremdplazierung eines Kindes akut notwendig erscheint. Diese Art von

schnell einsetzender, ambulanter Unterstützung von Familien in Krisen fehlte

bisher in Deutschland. Die Ansätze bieten sowohl kurzfristige Kriseninterventi¬

on als auch intensive Klärung,um mit Eltem und Kindern/Jugendlichen Motiva¬

tion dafür zu schaffen, Hilfe in Anspruch zu nehmen und gemeinsam weitere

geeignete Hilfeformen herauszufinden und zu planen. Erstaunlich ist, mit welch

hohen Erwartungen diese Konzepte verknüpft sind bzw. angeboten werden:

„Families First verspricht Superlative: Erfolg, Kostenersparnis, Hilfe für .aus¬

sichtslose Fälle' und professionelles Handeln" (Lindemann/Funk 1997, S. 414).
An manchen Orten wird deshalb diese Hilfe - zumindest im Diskurs - als die

künftige Hilfe gehandelt, die langfristigere und kostspieligere Hilfen, vor allem

Sozialpädagogische Familienhilfe, ersetzen wird, was Begeisterung auslöst auf

Seiten der für Kosten zuständigen öffenthchen Jugendhilfeträger und Ängste
auf Seiten der Familienhelferinnen. In bezug auf diese Euphorie, die von den

Anbietern teils auch geschürt wird, ist es notwendig, sehr genau über Möglich¬

keiten, aber auch Grenzen der Angebote nachzudenken. Der Erfolg der Pro¬

gramme beschränkt sich z.B. auf die Erfüllung des Kriteriums „Vermeidung von

Fremdplazierung", was in ca. 80% der Fälle erreicht wird. Dazu ist kritisch anzu¬

merken, daß es manchmal problematisch ist, Erfolg im vorhinein so festzulegen,
da ein Beratungsprozeß prinzipiell offen sein muß für die eigene Problemlösung
der Hilfesuchenden, die sich in einem Klärungsprozeß auch gegen ein Verblei¬

ben des Kindes in der Familie entscheiden könnten, was keineswegs ein Mißlin¬

gen des Hilfeprozesses bedeuten muß (Lindemann/Funk 1997, S. 416). Zudem

scheint es für die längerfristige Aufrechterhaltung des Erfolges und die weitere

Stabilisierung der Familien offenbar notwendig, Nachfolgehilfen einzurichten:

Beim „FAM - Familienaktivierangsmanagement" war es in zwei Drittel der Fäl-
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le eine SPFH; auch in den niederländischen Programmen erhielten 80% der

Familien eine ambulante oder teilstationäre Anschlußhilfe. Insofern sind diese

Ansätze zwar eine fruchtbare Ergänzung des bisherigen Beratungs- und Unter¬

stützungsangebots, ersetzen aber keinesfalls ein ausdifferenziertes Jugendhilfe¬

system mit verschiedenen ambulanten und teilstationären Hilfen. „Family First

kann nicht langjährige, manchmal schon in der Ursprungsfamilie der Eltem

praktizierte Verhaltensweisen innerhalb von 4-6 Wochen verändern, sondern

nur Anregungen geben für den richtigen Weg mit einer von der Familie mitbe¬

stimmten und mitgetragenen Zielsetzung" (Rothe 1996, S. 228).
Auch das Kostenersparnisargument relativiert sich an dieser Stelle, da ei¬

gentlich die Nachfolgehilfen miteinbezogen werden müssen, wenn die Ersparnis

gegenüber Heimkosten veranschlagt wird11. Lindemann/Funk bezweifeln zu¬

dem die Seriosität der angegebenen Berechnung von Einsparungen durch

„FAM - Familienaktivierangsmanagement" (1997, S. 417) und sprechen davon,

daß es nicht nur um Gelderspamis, sondern auch um Geldverdienen geht.

Durch die Lizensierung des gesamten Programmpakets sollen einerseits fachli¬

che Standards gewahrt werden; andererseits allerdings „bietet sich bei bundes¬

weiter Durchsetzung des Programms dem sich durchsetzenden Ausbildungsan¬

bieter ein fast unbegrenzter Markt mit horrenden Amortisierungs- und

Verdienstmöglichkeiten. Schließlich wendet sich z.B. das Ausbildungsprogramm
FAM modellgetreu grundsätzlich an Fünfer-Teams" (ebd.). Durch dieses Inter¬

esse an der Vermarktung des Angebots gibt es wenig fachlich-inhaltliche Aus¬

einandersetzungen über die verschiedenen Akzentuierungen, warum z.B. ein

Anbieter das Programm auf sechs, der andere auf vier Wochen anlegt. „Der

Diskurs wird vollständig mit Blick auf die Zielgruppe Kostenträger geführt"

(ebd.). Die diversen Schwierigkeiten einer praktischen Umsetzung und der

Übertragung auf deutsche Verhältnisse werden kaum thematisiert. Diese wer¬

den von Lindemann/Funk aus ihrer Erfahrung in einem FAM-Dienst in Rhein¬

land-Pfalz u.a. so beschrieben: Im ländlichen Raum sind die FAM-Arbeiterln-

nen auch am Handy nicht ständig erreichbar (Funklöcher); arbeitsrechtliche

Fragen sind ungeklärt; der Einsatz von FAM innerhalb von 24 Stunden ist aus

organisatorischen Gründen in manchen Jugendämtern nicht möglich; im ländli¬

chen Bereich entstehen sehr hohe Kosten durch die notwendigen Fahrten, die

über den Pflegesatz nicht abgedeckt sind. Im ländlichen Raum fehlen zudem

gerade die notwendigen familienunterstützenden Anschlußmaßnahmen.

Abgesehen von der praktischen Umsetzung, sollen im folgenden auch inhalt¬

lich einige kritische Punkte angesprochen werden. Die Ausstrahlung von Opti¬

mismus in diesen lösungsorientierten Ansätzen wirkt einerseits wie der Gegen¬

pol zu den eher skeptischen und eher depressiven Tönen älterer Ansätze

Sozialer Arbeit, hinter denen jedoch andererseits oft auch Ansprüche an soziale

Gerechtigkeit und auch an die Ergebnisse der Arbeit steckten. Kinney u.a. da¬

gegen sprechen zwar von „empowern", aber in ihrem Modell fehlt der Einbezug

eines gesellschaftlichen Kontextes; die Ansätze der Hilfen für Familien in Kri-

11 Allerdings verzeichnen Kommunen, die konsequent einen qualifizierten Ausbau des gesamten

ambulanten Hilfesystems als auch einen systemisch-qualifizierten Ausbau des Allgemeinen So¬

zialdienstes betrieben haben, deutliche Reduzierungen in den Heimunterbringungen, wie z.B.

Ortenaukreis oder auch Karlsruhe (Helming/Schattner/Blüml 1997, S. 8).
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sensituationen bleiben auf die Einzelfallarbeit begrenzt12 (abgesehen von dem

Anspruch der Vernetzung der einzelnen Familien, der zumindest in den deut¬

schen und niederländischen Konzepten formuliert wird). Eine Gefahr allzu vo-

luntaristischer Denkweisen ist es, die Notwendigkeit der Ressourcen der sozia¬

len Infrastruktur zu gering zu schätzen. Der Satz „Du kannst, wenn du nur

willst" wird zynisch, wenn die Voraussetzungen dafür äußerst eingeschränkt
sind. Es gilt, bei dieser Art von Programmen den Kontext des Einsatzes zu be¬

denken. Wenn z.B., wie im konservativ regierten Michigan, einerseits in erhebli¬

chem Maße soziale Dienstleistungen insgesamt gekürzt werden, dafür die Fami¬

lien nur mit solchen kurzfristigen und kostengünstigen Programmen unterstützt

werden, dann besteht die Gefahr einer „Familialisierung" sozialer Probleme;

dann wird die Verantwortung für soziale Defizite und mangelnde Unterstüt-

zungsstmkturen für Familien/Kinder/Jugendliche in der Kommune, die die Fa¬

milien nicht selber produziert haben, auf deren Schultern gelegt, und die Unter¬

stützung wird zum Crashkurs in „Armut-Überlebens-Training". Die Dienste

haben in ihrer Konzentration auf die Einzelfallarbeit mit Familien einen klar

umgrenzten Platz in der Szene der familienorientierten Hilfen. In den Konzep¬

ten fehlen Arbeitsansätze wie z.B. soziale Gruppenarbeit für Familien,um deren

Isolation zu verringern und ihre Vernetzung zu verbessern, es fehlen gemeinwe¬
senorientierte Aspekte, Lobbyarbeit für arme Familien im Gemeinwesen (s.

dazu Helming/Schattner/Blüml 1997). Die Kriseninterventions-Dienste sind

keine Allheilmittel und ersetzen auch keineswegs - wie manchmal von der Pra¬

xis befürchtet wird - eine qualifizierte SPFH, in der diese methodischen Vorge¬

hensweisen durchaus ihren Platz gefunden haben. Allerdings könnten Ansätze

der Krisenintervention zu einem Anstoß werden, auch in anderen Hilfen zur

Erziehung konzeptionell mehr über Dauer, Effizienz und Evaluation nachzu¬

denken: Wie kann z.B. Sozialpädagogische Familienhilfe - trotz ihrer Mehrdi-

mensionalität und der Notwendigkeit, auf die vielfältigen und diffusen, wenig

eingrenzbaren Schwierigkeiten der Familien einzugehen, in ihrem Einsatz bes¬

ser strukturiert werden durch konsequente Selbstevaluation, Einsatz von

Selbsthilfeplänen, Ausbau von Kontraktmanagement (vgl. Rothe 1996)? Zu¬

dem könnten sie die SozialpädagoglnnenAarbeiterlnnen auch in anderen Berei¬

chen der Jugendhilfe/Sozialen Arbeit dazu anregen, die eigene Haltung gegen¬

über der Klientel zu verändern entsprechend bspw. den „Glaubenssätzen" in

diesen Konzepten: Der Glaube an Veränderungsmöglichkeiten macht kreativ

und läßt Lösungen eher vorstellbar und letztlich auch realisierbar werden.
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Frank Braun / Tilly Lex

Zwischen Pädagogik und Betriebswirtschaft

Jugendhilfebetriebe als neues Modell der Jugendberufshilfe1

Im Frühjahr 1993 legte eine Kommission von Fachleuten aus der Jugendberafs-

hilfe, aus Wissenschaft, Politik und Verwaltung, aus Wirtschaft und Gewerk¬

schaften „Empfehlungen für ein zukunftsweisendes Organisationsmodell ..."

für Qualifizierungs- und Beschäftigungsangebote in der Jugendhilfe vor (Ro¬

bert-Bosch-Stiftung 1995). Die Empfehlungen schlagen vor, Qualifizierung

und Beschäftigung für Jugendliche und junge Erwachsene, deren berufliche In¬

tegration zu mißlingen droht, betriebsförmig zu organisieren. Dies soll durch die

Einrichtung von „Jugendberufshilfebetrieben" geschehen2. Das Konzept sieht

vor, die in gemeinnützigen Jugendhilfebetrieben erarbeiteten Produkte und

Dienstleistungen zu vermarkten und so die Betriebe Erträge erwirtschaften zu

lassen. Gleichzeitig soll auch privatwirtschaftlichen Betrieben die Möglichkeit

eröffnet werden, in subventionierten Ausbildungs- und Beschäftigungsverhält¬
nissen benachteiligte Jugendliche zu fördern. Der Grundgedanke des Vor¬

schlags ist, daß über wertschaffende Arbeit „ein motivierendes und realitätsbe-

zogenes arbeitsdidaktisches Instrumentarium geschaffen wird", das geeignet ist,

die berufliche Integration von Jugendlichen zu fördern (Robert-Bosch-Stif¬
tung 1995, S. 8).

Das Modell des Jugendhilfebetriebs ist ein Versuch, die Widersprüchlichkeit

zwischen den Zielsetzungen „Arbeitsmarktbezug" und „Benachteiligtenförde-

rung" aufzulösen, die Qualifizierungs- und Beschäftigungsangebote der Jugend¬

berufshilfe kennzeichnen. Diese Widersprüchlichkeit findet ihren Ausdruck in

zwei Vorwürfen, die an die Adresse der Jugendberufshilfe gerichtet werden: Der

eine Vorwurf lautet, daß ihre Qualifizierungs- und Beschäftigungsangebote für

Arbeitsmarkt- und „Wirtschaftsbedürfnisse" funktionalisiert würden. Jugendli¬

che würden an tatsächliche oder vermeintliche kurzfristige Betriebs- und

Arbeitsmarktinteressen angepaßt und nicht etwa für eine selbständige Lebens¬

führung vorbereitet (Biermann o. J.; Galuske 1991). Die Jugendberufshilfe ver-

1 Der Beitrag beruht auf Untersuchungen,die im Rahmen der wissenschaftlichen Begleitungdes

Modellprogramms "Arbeitsweltbezogene Jugendsozialarbeit" des Bundesministeriums für Fa¬

milie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) am Deutschen Jugendinstitut in München und

Leipzig durchgeführt wurden. Die wissenschaftliche Begleitung wurde vom BMFSFJ finanziell

gefördert.
2 Das Wortungetüm besagt, daß typische Leistungen der Jugendberufshilfe, nämlich Qualifizie¬

rung und Beschäftigung von benachteiligten Jugendlichen, betriebsförmig organisiert und er¬

bracht werden sollen. Da die von uns beschriebenen Beispiele den in den Empfehlungen

entwickelten Kriterien nur teilweise entsprechen, benutzen wir in diesem Beitrag den - dar¬

über hinaus kürzeren - Begriff des "Jugendhilfebetriebes".

Z.f.Päd.. 39. Beiheft
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leugne bzw. vernachlässige ihre eigenen pädagogischen Zielsetzungen und An¬

sprüche. Der zweite Vorwurf lautet, daß Jugendliche in Angeboten der Jugend¬

berufshilfe vom wirklichen Leben abgeschottet würden. Qualifizierung und Be¬

schäftigung fänden fernab und ohne jeden Bezug zum wirklichen Arbeitsleben

statt. Die Folge für die Jugendlichen seien „Maßnahmekarrieren" und Risiken

der beruflichen und sozialen Marginalisierang (Lex 1997a, S. 238-241; Schäfer

1997, S. 308-328).
Das Konzept des Jugendhilfebetriebs stellt den Versuch dar, diese Wider¬

sprüche zumindest teilweise aufzulösen. Dem pädagogischen Förderungsan¬

spruch soll dadurch Geltung verschafft werden, daß das Qualifizierungs- und

Beschäftigungsangebot sich in Trägerschaft der Jugendhilfe befindet und/oder

von sozialpädagogischen Fachkräften (mit)gestaltet wird. Der Zielsetzung des

Arbeitsmarktbezugs wiederum soll dadurch entsprochen werden, daß Jugendli¬

che durch die betriebsförmige Organisation mit Anforderungen, die Ernstcha¬

rakter haben, konfrontiert werden. Der Jugendhilfebetrieb soll kein vom ersten

Arbeitsmarkt abgeschotteter pädagogischer Schonraum sein, sondern eine

Brückenfunktion zum ersten Arbeitsmarkt wahrnehmen.

Die Ausgangsannahme unseres Beitrags lautet, daß mit dem Übergang von

Qualifizierungs- oder Beschäftigungs-„Maßnahmen" hin zu Jugendhilfebe¬
trieben ein neues Verhältnis von Pädagogik und Ökonomie entsteht. Einer päd¬

agogischen Veranstaltung werden nicht nur betriebswirtschaftliche Elemente

hinzugefügt; Betriebswirtschaft und Pädagogik gehen darüber hinaus

Verbindungen ein, und es ist mit Auseinandersetzungen über Gewichtungen

bzw. Vorrang zwischen Betriebswirtschaft und Pädagogik zu rechnen. In der

fachpolitischen und -wissenschaftlichen Diskussion stehen sich Befürworter

und Gegner einer „Ökonomisierung" pädagogischer Prozesse und Institutionen

distanziert gegenüber. Wir haben empirisch untersucht, wie das Zusammentref¬

fen von Betriebswirtschaft und Pädagogik verläuft und welche Konsequenzen

für das „Produkt" - die Entwicklung des Arbeitsvermögens von benachteiligten

Jugendlichen und jungen Erwachsenen - beobachtet werden können. Den

Hauptteil des Beitrags bilden die Analysen von drei Fallbeispielen zur betriebs-

förmigen Qualifizierung und Beschäftigung von benachteiligten Jugendlichen
und jungen Erwachsenen. Im letzten Abschnitt formulieren wir einige Schluß¬

folgerungen zu den Möglichkeiten, Grenzen und Konsequenzen einer Ökono¬

misierung von Angeboten der Jugendberufshilfe.

1. Fallstudien zum Jugendhilfebetrieb

Bei den folgenden Fallbeispielen handelt es sich um Modellversuche, die im

Rahmen des Modellprogramms „Arbeitsweltbezogene Jugendsozialarbeit" im

Kinder- und Jugendplan des Bundes gefördert wurden. Gemeinsam ist allen drei

Beispielen, daß die Finanzierung der Qualifizierungs- und Beschäftigungsaktivi¬
täten nicht etwa dem Modellprogramm, sondern Regelförderungen der Bun¬

desanstalt für Arbeit oder Landesprogrammen (Braun 1996a) entstammt. Inso¬

fern ist die bei Modellversuchen durch die Finanzierungskonditionen häufig
vemrsachte Wirklichkeitsferne hier nicht gegeben. In einem ersten Schritt wer¬

den für die drei Beispiele die Zielsetzungen sowie Stand und Formen der Um-
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setzung skizziert. Anschließend werden drei für die Funktionsweise von Jugend¬
hilfebetrieben wichtige Problembereiche genauer beleuchtet, anhand derer das

Verhältnis zwischen Betriebswirtschaft und Pädagogik analysiert wird. Dabei

geht es um (1) die „Umformung" von Teilnehmerinnen am pädagogischen An¬

gebot zu Belegschaften, die „für den Markt produzieren", (2) das Zusammen¬

treffen von betriebswirtschaftlicher und pädagogischer Fachlichkeit bei der

Führung des Jugendhilfebetriebs und (3) das Verhältnis des Jugendhilfebetriebs
zu seinem privatwirtschaftlichen Umfeld. Ziel der Analysen ist es, die Formen

und Konsequenzen der Ökonomisierung von Leistungen der Jugendberufshilfe
zu bestimmen.

1.1 Jugendhilfebetriebe:pädagogbch-organbatorbche Konzepte und deren

Umsetzung

FallbeispielA ist ein Ausbildungsprojekt für Berufe des Hotel- und Gaststattengewerbes, das 1991

von einem ortlichen Trager der Jugendhilfe im Norden des Landes Brandenburg vor dem Hinter¬

grund des Lehrstellenmangels in der Region initiiert wurde. Die Auszubildenden waren „benach¬

teiligt" nach den Kriterien § 40c des Arbeitsförderungsgesetzes. Die Arbeitsverwaltung finanzierte

die Ausbildung. Lernorte waren die Ausbildungseinrichtung des Tragers, die Berufsschule und -für

jahrliche Praktika von mehrwöchiger Dauer- Betriebe des Hotel- und Gaststattengewerbes in der

Region. Weil viele der Auszubildenden diese betrieblichen Praktika als „Praxisschock" erlebten

und die Praktikumsbetnebe den „Trockenubungen" des Ausbildungsprojekts kritisch gegenüber¬

standen, wurde die Ausbildung schrittweise zunehmend betriebsförmig organisiert- Im Sommer

1992 wurde die Ausbildungseinrichtung als „Ubungsrestaurant" erstmals einen Monat lang nach¬

mittags geöffnet. In den darauffolgenden Jahren wurde der Betrieb in der Saison immer mehr

ausgeweitet. Im Sommer 1995 schließlich wurde mit der Öffnung des Hotels ein ganzjähriger Ho¬

tel-, Tagungs- und Gaststättenbetrieb eingerichtet (Braun 1996b).

Fallbeispiel B ist ein Qualifizierungs- und Beschaftigungsprojekt für junge Sozialhilfeempfange-
rlnnen in der Wohnumfeldgestaltung einer Großstadt im Ruhrgebiet, in der der Niedergang von

Bergbau und Stahlindustrie zu einer hohen Langzeitarbeitslosigkeit gefuhrt haben (jeder zweite

Arbeitslose ist ein Jahr und langer ohne Arbeit). Kommune und Land haben für Langzeitarbeitslo¬
se und Sozialhilfeempfanger eigene Forderprogramme aufgelegt. Die im Projekt beschäftigten

Teilnehmerinnen werden aus diesen Programmen finanziert. Mittel zum Einsatz von Fachpersonal

(z.B. handwerkliche Anleiterlnnen) muß der Trager selbst erwirtschaften Dieser hat 1991 die

Rechtsform einer gemeinnützigen GmbH angenommen, um die Beschaftigungsmaßnahmen er¬

werbswirtschaftlich ausrichten, Einkünfte zur Entlohnung des Fachpersonals erzielen und die Teil¬

nehmerinnen mit „normalen" Qualitats- und Leistungsanforderungen konfrontieren zu können.

Seither führt der Trager Auftragsarbeiten im Garten- und Landschaftsbau und der Wohnumfeldge¬

staltung durch, in denen er junge Sozialhilfeempfangerlnnen beschäftigt (Lex 1997b)

Fallbeispiel C ist ein Vorhaben der qualifizierenden Beschäftigung von arbeitslosen Jugendli¬
chen und jungen Erwachsenen mit dem Qualifizierungsziel „ökologischer Bauhelfer". Das Projekt

ist in einer grenznahen, strukturschwachen und landlichen Region Ostdeutschlands angesiedelt
und hat die ökologische Sanierung denkmalgeschutzter Bauten zum Inhalt. Begonnen wurde 1991

mit der Sanierung eines verfallenen Hofs, der mit jungen ABM-Kraften zu einer Kultur- und Be-

gegnungsstatte um- und ausgebaut wurde. Dem Ziel des Aufbaus eines Sozialen Betriebs folgend,
wurden zunehmend kleinere Auftragsarbeiten durchgeführt. 1996 wurde die Sanierung eines wei¬

teren tragereigenen Objekts begonnen. Zunächst wurden weiterhin junge ABM-Krafte beschäftigt,

spater junge Sozialhilfeempfangerlnnen, die über geringe oder keine Berufserfahrung verfugten

(Lex 1998).
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1.2 Förderung und Auslese: Zur Herausbildung produktiver Belegschaften

im Jugendhilfebetrieb

Die Teilnehmerinnen an Qualifizierungs- und Beschäftigungsangeboten im Ju¬

gendhilfebetrieb haben einen doppelten Status: Zum einen sind sie Adressaten

pädagogischer Leistungen, Personen, deren berufliche Fähigkeiten, Fertigkeiten

und Kenntnisse, deren soziale Kompetenz und sonstige für Erwerbsarbeit rele¬

vanten Verhaltensweisen (z. B. Arbeitstugenden) so gefördert werden sollen,

daß sie durch Erwerbsarbeit ihren Lebensunterhalt eigenständig sichern kön¬

nen. Zum anderen sind sie Arbeitskräfte, die durch ihre Arbeitsleistungen zum

„wirtschaftlichen Erfolg" des Jugendhilfebetriebs beitragen müssen.

Der wirtschaftliche Erfolg des Jugendhilfebetriebs beruht damit zumindest

teilweise auf Leistungen der Belegschaft, die - abhängig vom Produkt, von Er¬

wartungen der Kunden bzw. Auftraggeber und der Konkurrenzsituation des Be¬

triebs - bestimmten Anfordemngen genügen muß: (1) Die erarbeiteten Produk¬

te und Dienstleistungen müssen den marktüblichen Qualitätsstandards

entsprechen.Wenn das Risiko besteht, daß diese Standards durch Merkmale der

Belegschaft unterschritten werden, muß dies durch Verfahren des Qualitätsma¬

nagements korrigiert werden. (2) Quantitative Standards der Leistungserbrin¬

gung (z.B. Liefertermine) müssen eingehalten werden. Leistungsminderungen
in der Belegschaft müssen durch arbeitsorganisatorische Vorkehrungen bzw.

beim Aushandeln der Konditionen der Leistungserbringung ausgeglichen bzw.

berücksichtigt werden. (3) Den Verhaltenserwartungen von Kunden muß die

Belegschaft Rechnung tragen. Dies betrifft allgemeine Verhaltensanforderun¬

gen (Höflichkeit, Pünktlichkeit, Zuverlässigkeit), aber auch die Fähigkeit, mit

Kunden zu verhandeln und in Absprache mit ihnen Arbeitsabläufe zu planen

und zu gestalten.

Im Fallbeispiel A variieren diese Anforderungen erheblich zwischen den angebotenen Ausbil¬

dungsberufen. Bei den Köchen gilt es, die Qualität des Produkts zu gewährleisten, bei den Restau¬

rantfachkräften ist die Qualität des Service entscheidend. Durchgängig gilt, daß die Toleranzen für

das Unterschreiten von Qualitätsstandards gering sind. Wenn das Essen nicht schmeckt, die Bedie¬

nung unfreundlich ist und die Zimmer schmutzig sind, ist der wirtschaftliche Erfolg des Betriebs in

Gefahr. Erschwerend kommt hinzu, daß Umfang und Zeitpunkt der Leistungserbringung sich nicht

präzise planen lassen. Dies gilt insbesondere für das witterungsabhängige Wochenendgeschäft, we¬

niger für den Tagungsbetrieb außerhalb der Saison. Wenn an sonnigen Sonntagen die Berliner in

die Region einfallen, gibt es im Gartenrestaurant am See Stress. Der, so wird erläutert, sei aber

berufstypisch und müsse deshalb auch Bestandteil der Ausbildung sein.

Wie versucht nun der Jugendhilfebetrieb diesen Anforderungen an die Belegschaft gerecht zu

werden? Das zentrale personalpolitische Instrument von „Normalbetrieben", die Ermittlung ge¬

eigneter Arbeitskräfte per Auswahlverfahren, steht diesem Jugendhilfebetrieb nicht zurVerfügung.

Die Auszubildenden werden von der Berufsberatung zugewiesen, nachdem diese die Eignung und

Neigung der Bewerberinnen für die Berufe Koch/Köchin bzw. Restaurantfachfrau/-mann festge¬

stellt hat. Daß Eignung und Neigung tatsächlich in jedem Fall vorlagen, wird allerdings von den

pädagogischen Fachkräften des Jugendhilfebetriebs angezweifelt. Daß die Vermittlung dem Be¬

rufswunsch entsprach, dementiert zumindest ein Teil der Auszubildenden. Eine Mitsprache bei der

Auswahl der Auszubildenden wäre aus der Sicht des Jugendhilfebetriebs höchst wünschenswert.

Ein Rückgrat der Belegschaft bilden die einschlägig qualifizierten und berufserfahrenen Fachaus¬

bilderinnen. In der (Sommer)-Saison werden zusätzlich erfahrene Fachkräfte eingesetzt, deren

Kosten vom Betrieb erwirtschaftet werden müssen. Der Jugendhilfebetrieb verfügt über eine deut¬

lich größere Zahl von Arbeitskräften als ein privatwirtschaftlicher Ausbildungsbetrieb im Gaststät¬

tengewerbe, dafür ist das Verhältnis von erfahrenen Fachkräften zu Auszubildenden deutlich un-
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günstiger. Erschwert wird der Personaleinsatz im Jugendhilfebetrieb dadurch, daß externe Praktika

der Auszubildenden - insbesondere der „Leistungsträger" - bevorzugt in der Saison absolviert

werden müssen, wenn auch die Praktikumsbetriebe einen erhöhten Personalbedarf haben. Aus

wirtschaftlichen Gründen wäre eine subventionierte Weiterbeschäftigung der Leistungsträger un¬

ter den Ausbildungsabsolventlnnen im Jugendhilfebetrieb sinnvoll. Allerdings kommen gerade

diese am ehesten in privatwirtschaftlichen Betrieben unter. Eine Weiterbeschäftigung zur Verfesti¬

gung der Berufserfahrung benötigten eher die schwächeren Ausbildungsabsolventlnnen.
Im Fallbeispiel B werden mit jungen Sozialhilfeempfangerlnnen und Langzeitarbeitslosen Auf¬

tragsarbeiten im Garten- und Landschaftsbau ausgeführt. Die Tätigkeiten umfassen die Pflege öf¬

fentlicher Grünflächen und von Privatgärten, gärtnerischen Neuanlagen wie den Bau von Kinder¬

spielplätzen, Schulhofumgestaltung, Dachbegrünungen, Hinterhofentsiegelung- und -begrünung

u.a.m. Auftraggeber sind Industrie- und Dienstleistungsunternehmen, gemeinnützige und soziale

Einrichtungen und Privathaushalte. Die Anforderungen an die Arbeitskräfte variieren je nach Art

und Umfang der Aufträge. Prinzipiell gilt, daß die Qualität der Arbeit den in der Branche üblichen

Standards entsprechen muß und die vereinbarten Termine einzuhalten sind. Dabei werden mit den

Kunden von vornherein längere Leistungsfristen vereinbart. Diesen Wettbewerbsnachteil versucht

der Jugendhilfebetrieb zu kompensieren, indem er, wo es gewünscht wird, die „Endabnehmer" in

Gestaltung und Planung miteinbezieht. Insgesamt gilt, daß die Qualität der erbrachten Leistung

entscheidend für den guten Ruf bei Kunden und in der Branche und damit für Folgeaufträge ist.

Bei der Auftragsabwicklung muß häufig an verschiedenen Baustellen gleichzeitig gearbeitet und

der Arbeitskräfteeinsatz entsprechend geplant werden. Es gibt längerfristige Aufträge (beispiels¬

weise die Pflege der Anlagen eines Industrieunternehmens) mit einem festen und kontinuierlichen

Arbeitsaufwand und einem planbaren Arbeitskräftebedarf und kurzfristige Aufträge, die je nach

Umfang, Größe und Volumen auch die Beteiligung von Subunternehmern erforderlich machen

können.

Wie bewältigt der Betrieb diese vielfältigen Anforderungen, und wie sichert er die Qualität sei¬

ner Leistungen? Für Kontinuität und Qualität sorgt ein fester Personalstamm von im Garten- und

Landschaftsbau einschlägig qualifizierten Fachkräften. Weil ständig wechselndes Personal Auftrag¬

geber beunruhigt und man damit riskiert, wichtige Kunden zu verlieren, wurde der Bildung dieser

Stammbelegschaft eine hohe Priorität eingeräumt. Anreize, mit denen qualifiziertes Personal ge¬

wonnen und längerfristig gehalten werden konnte, waren: unbefristete Arbeitsverträge, eine über¬

tarifliche Entlohnung,geregelte Arbeitszeiten.Bei der Auswahl der Teilnehmerinnen, die über das

Sozialamt in den Jugendhilfebetrieb vermittelt werden, ist dieser beteiligt. Aufgrund seines guten

Rufs im Stadtteil gibt es eine große Zahl von Bewerbungen. Auswahlkriterien sind: einschlägige

berufliche Qualifikationen oder Vorerfahrungen, gesundheitliche Voraussetzungen, Motivation,

das Passen in die Arbeitsteams. Es gibt eine Selektion, durch die u.a. die Zahl der Problemfälle

„verkraftbar" gehalten wird. Die.„richtige" Mischung von Arbeitskräften bestimmt die Zusam¬

mensetzung der einzelnen Arbeitsteams. Die Mischung ist vom Auftrag und den damit zusammen¬

hängenden Arbeitsanforderungen abhängig. Dabei gibt es keine festen Schlüssel für das Verhältnis

von Anleiterlnnen und Teilnehmerinnen. Reinigungs- und Pflegearbeiten können überwiegend

von Hilfskräften erledigt werden, bei gärtnerischen Neuanlagen kommen Hilfskräfte nur begrenzt

zum Einsatz. Grundsätzlich besteht die Gefahr, daß wenig Zeit bleibt, um die Teilnehmerinnen für

anspruchsvolle Tätigkeiten zu qualifizieren. Seit Betriebsgründung im Jahr 1991 gelang es, sechs

Teilnehmerinnen in feste Arbeitsverhältnisse zu übernehmen. Der Vermittlung in den externen

Arbeitsmarkt dienen betriebliche Praktika. Wie im Fallbeispiel A besteht auch hier das Problem,

daß Praktikumsplätze nur in der Saison angeboten werden, wenn der Jugendhilfebetrieb auf seine

Arbeitskräfte nur schwer verzichten kann.

Im Fallbeispiel C arbeiten die Teilnehmerinnen überwiegend an der Sanierung von denkmalge¬

schützten, trägereigenen Gebäuden, die zu einem Begegnungs- und Ausbildungszentrum umgebaut

werden. Das Ziel, parallel Aufträge zu akquirieren und Einnahmen zu erwirtschaften, ist nur sehr

begrenzt realisiert worden. Auftragsarbeiten haben den Charakter des Zufälligen. Entsprechend

kommen die Teilnehmerinnen nur in Ausnahmefällen mit Tätigkeiten mit „marktüblichen" Lei¬

stungsanforderungen in Berührung. Bei der Arbeit am eigenen Objekt fehlt der für den betriebli¬

chen Alltag im Baugewerbe übliche Termin- und Leistungsdruck weitgehend. Wenn eine Wand

nicht geradegezogen ist, wird sie wieder eingerissen und neu aufgebaut. Zeit spielt nur eine geringe

Rolle. Die Qualität des Produkts muß allerdings bestimmten Standards entsprechen.
Die eingesetzten handwerklichen Anleiterlnnen, die über Berufsausbildungen und -erfahrun-

gen in Bauberufen verfügen, werden aus arbeitsmarktpolitischen Fördermitteln finanziert und vom

Arbeitsamt vermittelt. Bei der Auswahl kann der Betrieb beschränkt Einfluß ausüben. Das Anlei-
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tungspersonal ist für die Sanierung der tragereigenen Einrichtungen ausreichend qualifiziert, für

größere Auftragsarbeiten wurden jedoch Fachkräfte mit Meisterprüfung benotigt. Als Teilnehme¬

rinnen wurden in einer ersten Phase junge ABM-Krafte beschäftigt, die vom Arbeitsamt zugewie¬

sen wurden. Problematisch war, daß für diese - häufig in anderen als Bauberufen ausgebildeten

jungen Erwachsenen - Hilfsarbeit am Bau keine Berufsperspektiven eröffnete. Hohe Fehlzeiten

und Motivationsprobleme führten zu Beeinträchtigungen der Arbeit auf der Baustelle. Inzwischen

werden junge Sozialhilfeempfangerlnnen beschäftigt, für die das Angebot die Funktion einer be¬

rufsvorbereitenden und beruflich stabilisierenden Maßnahme hat. Es gibt mit dieser Zielgruppe

eine erkennbar bessere Übereinstimmung mit den Anforderungen der Arbeit. Der Arbeitsalltag

laßt sich charakterisieren als wertschaffende Arbeit fernab vom Stress „normaler" Erwerbsarbeit.

Jugendhilfebetriebe - so unser Fazit - sind wie privatwirtschaftliche oder öffent¬

liche Betriebe darauf angewiesen, die Zusammensetzung ihrer Belegschaft so zu

gestalten, daß sie den Anforderungen der zu erfüllenden Aufgaben gerecht wer¬

den. Dies zu leisten ist um so dringlicher, je stärker der Betrieb darauf angewie¬

sen ist, Einkünfte zu erwirtschaften. In allen drei Fallbeispielen werden die Be¬

schäftigten dem Betrieb durch externe Instanzen wie Arbeitsamt oder

Sozialamt zugewiesen, so daß die Möglichkeit entfällt, auf dem externen Ar¬

beitsmarkt gezielt Arbeitskräfte auszuwählen. Die ZuweisungderBeschäftigten

erfolgt nach Kriterien, die nur teilweise mit den betrieblichen Anfordemngen

vereinbar sind. Allerdings, wenn ein längeres Kooperationsverhältnis zwischen

Jugendhilfebetrieb und zuweisender Stelle besteht, entwickeln sich zum Teil jen¬
seits der formalrechtlichen Ausgangslage zwischen Betrieb und zuweisender

Stelle Aushandlungsprozesse, in denen die betrieblichen Anforderungen an Ge¬

wicht gewinnen können. Der größte Entscheidungsspielraum wird in dieser

Hinsicht im Fallbebpiel B erreicht, wo der Jugendhilfebetrieb eine Auswahl un¬

ter einer großen Zahl von Bewerbern treffen kann.

Ein Betrieb, der seine Produkte und Dienstleistungen vermarkten muß,

kann, auch wenn seine Aktivitäten in hohem Maße subventioniert sind, nicht

mit durchgängig in ihrem Leistungsvermögen beeinträchtigten Arbeitskräften

operieren. In zwei der drei untersuchten Fallbeispiele wird in den Belegschaften
ein Mischungsverhältnis von Qualifikationen, Erfahrungen und Leistungsver¬

mögen hergestellt, das eine den Standards entsprechende Leistungserbringung

ermöglicht und das sich mit einer Förderung der Teilnehmerinnen verbinden

läßt. Dies geschieht teilweise (ausdrücklich im Fallbeispiel B) durch die Hetero-

genität in den Merkmalen der Teilnehmerinnen selbst. Relativ durchgängig
übernehmen die fachlichen Anleiter die Funktion von Leistungsträgern in der

Belegschaft. Schließlich werden die erwirtschafteten Erträge vorrangig dazu ge¬

nutzt, die Belegschaften durch leistungsfähige Fachkräfte zu verstärken. Ein so

hergestelltes „gutes" Mischungsverhältnis von unterschiedlichen Qualifikatio¬

nen in der Belegschaft ermöglicht es den Jugendhilfebetrieben, am Markt zu

operieren. Es birgt aber gleichzeitig das Risiko, daß sich unter dem Druck der

Marktanforderungen in der Belegschaft Arbeitsteilungen herausbilden, die

nicht mehr dem Ziel der Förderung des Arbeitsvermögens der Teilnehmerinnen

entsprechen: Die anspruchsvollen Aufgaben werden von den Fachkräften er¬

füllt, die Teilnehmerinnen werden auf anspruchslose Routinearbeiten verwie¬

sen.

Das Ziel der Förderung im Jugendhilfebetrieb ist die Vermittlung der Teil¬

nehmerinnen in den ersten Arbeitsmarkt. Hier besteht ein schwer lösbarer Ziel-
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konflikt. Der pädagogisch-sozialpolitische Auftrag lautet, den eigenen Arbeits¬

kräften den Weg in andere Betriebe zu bahnen. Die betriebswirtschaftlichen

Erfordernisse führen dazu, daß Leistungsträger möglichst im eigenen Betrieb

gehalten werden,zumindest für den Zeitraum, in dem das Arbeitsverhältnis sub¬

ventioniert wird. Förderrichtlinien müßten in diesen Zielkonflikten Kompro¬

misse ermöglichen, die den pädagogisch-sozialpolitischen Zielen und den be¬

trieblichen Notwendigkeiten gerecht werden. Der Jugendhilfebetrieb eröffnet

also Chancen für die Entwicklung des Arbeitsvermögens gerade von solchen

Jugendlichen und jungen Erwachsenen, die unter Bedingungen verschulten

oder praxisfremden Lernens nur schwer gefördert werden können. Der Jugend¬
hilfebetrieb ist gleichzeitig eine selektive Veranstaltung. Dieser Widersprach
kann zumindest teilweise dadurch aufgelöst werden, daß in gemischten Beleg¬

schaften pädagogische und betriebswirtschaftliche Anforderungen zum Tragen
kommen.

1.3 Betriebswirtschaft oder Pädagogik? Was bestimmt die Richtlinien

der Betriebspolitik?

Bei der Qualifizierung und Beschäftigung von benachteiligten Jugendlichen

und jungen Erwachsenen wirken Fachkräfte mit unterschiedlichen Qualifikatio¬

nen zusammen. Die Richtlinien der Bundesanstalt für Arbeit für die außerbe¬

triebliche Ausbildung z.B. sehen den Einsatz von Berufsausbildern, Stützlehrern

und Sozialpädagogen vor, um den fachpraktischen,den allgemeinbildenden und

fachtheoretischen und den sozialarbeiterischen Anforderungen gerecht zu wer¬

den. Die betriebsförmige Organisation von Qualifizierung und Beschäftigung
erfordert zusätzlich betriebswirtschaftliche Qualifikationen. Wie wurden diese

in den von uns untersuchten Fallbeispielen in die Arbeit eingefügt, und wie be¬

stimmt sich das Verhältnis der Betriebswirtschaft zu den verschiedenen in der

Arbeit vertretenen Pädagogiken?

Die personelle Ausstattung des Ausbildungsbetriebs im FallbeispielA umfaßt Fachausbilderinnen,

Stützlehrerinnen und Sozialpädagoglnnen. Zusätzlich war von vornherein ein Betriebswirt mit

abgeschlossener gastronomischer Ausbildung und Erfahrungen in der Leitung eines entsprechen¬
den Betriebs beteiligt, der erst als (technischer) Betriebsleiter, später als Leiter des Projekts insge¬

samt fungierte. Die Entwicklungsgeschichte des Projekts läßt sich in drei Phasen unterteilen, in

denen die Rollen von Berufspädagogik, Sozialpädagogik und Betriebswirtschaft unterschiedlich

gewichtet waren: In der ersten Phase des „Regiments der Ausbilder" wurde ausgebildet, wie man

es aus DDR-Zeiten gewohnt war. Fachausbilder und Betriebswirt sorgten für eine Dominanz be¬

rufsfachlicher Anforderungen. Sozialpädagogik und Stützunterricht wurden als „westlicher Firle¬

fanz" abgetan. In der zweiten Phase wurde das Projekt mit schwierigeren Jugendlichen konfron¬

tiert und nahm die in der alten Bundesrepublik entwickelten Konzepte einer sozialpädagogischen

Berufsausbildung zur Kenntnis. In zum Teil konflikthaften Auseinandersetzungen wurde eine neue

Balance gesucht zwischen den ausbildungs- und berufstypischen Verhaltens- und Leistungsanfor¬

derungen und den Problemen und Hindernissen auf Seiten der Auszubildenden bzw. aus ihrem

sozialen Umfeld. Mit der Ausdehnung der Betriebszeiten hin zu einer ganzjährigen Öffnung des

Hotel- und Tagungsbetriebs haben betriebswirtschaftliche Anforderungen an Gewicht gewonnen.

Das pädagogische Gespräch zwischen Sozialarbeiterin und Auszubildender muß im Zweifelsfall

beim gemeinsamen Gläserspülen am Tresen stattfinden. Pädagogische Funktionen werden nicht

zwangsläufig der betriebswirtschaftlichen Logik untergeordnet. Betriebswirtschaftliche Sichtwei¬

sen und pädagogische Zielsetzungen stehen sich - gleichberechtigt und auch konkurrierend - ge¬

genüber. In Konfliktfällen sind Aushandlungsprozesse notwendig, in denen jede Seite ihre Position
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argumentativ gut begründen muß. Dies birgt das Risiko von Reibungsverlusten und enthält die

Chance einer gründlichen Reflexion eingespielter Praktiken.

Im Fallbeispiel B zeigte sich die Konkurrenz zwischen betriebswirtschaftlicher und pädagogi¬
scher Logik bei der Gestaltung der fachlichen Anleitung im Arbeitsprozeß und der sozialarbeiteri¬

schen Betreuung der Teilnehmerinnen. Aus der Perspektive von Betriebsleiter und Anleitern führ¬

te eine vom Arbeitsprozeß getrennte Sozialarbeit nicht nur zu Arbeitszeitverlusten, sondern ist in

ihrer leistungssteigernden Wirkung fraglich. Grundsätzlich konsensuell, aber gleichwohl dieser be¬

triebswirtschaftlichen Logik folgend, wurde die Sozialarbeit in den Arbeitsprozeß integriert: Die

Sozialarbeiterinnen wurden den Arbeitsteams zugeordnet und arbeiteten mit auf den Baustellen,

übernahmen z.T. auch Vorarbeiterfunktionen. Sozialarbeit - so die Begründung - müsse dort wirk¬

sam werden, wo sich die Klienten überwiegend aufhielten, nämlich auf der Baustelle. Vertreten

wird dies als ein „offensives Konzept von Sozialarbeit, das über das gängige Berufsbild hinauswei¬

se". Das Konzept hat allerdings zur Folge, daß die Sozialarbeiterinnen - stärker als andere Fach¬

kräftegruppen im Betrieb - sich vom eigenen Berufsverständnis entfernen und sich auf Unbekann¬

tes einlassen müssen. Im günstigen Fall bedeutet dies Kompetenzerweiterung durch die größere

Nähe zu den Klienten und deren Lebenswelten, im ungünstigen Fall wird Sozialarbeit zu Hilfsar¬

beit mit Lückenbüßerfunktion.

Auch für das Fallbeispiel C gab es ein Zusammentreffen von Fachkräften aus unterschiedlichen

Disziplinen. Auch hier gab es eine Konkurrenz von fachlicher Anleitung und Sozialarbeit. Mangels

Marktnähe der Aktivitäten hatte jedoch die betriebswirtschaftliche Dimension kein Gewicht. Im

Mittelpunkt von Auseinandersetzungen standen vielmehr pädagogische Fragen, etwa nach dem

Verhältnis der Lernorte Schule und Baustelle bzw. von fachtheoretischen und fachpraktischen

Qualifizierungsteilen. Überraschenderweise stellte sich trotz dieses Übergewichts pädagogischer

Zielsetzungen pädagogischer Erfolg lange Zeit nicht ein. Mangels ernsthafter Arbeits- und Quali¬

fizierungsanforderungen fühlten sich die Teilnehmerinnen unterfordert und wurden zunehmend

demotiviert.

Zum Verhältnis betriebswirtschaftlicher und pädagogischer Zielsetzungen kann

festgehalten werden: Das problemlose und harmonische Zusammentreffen bei¬

der Fachlichkeiten haben wir nicht vorgefunden. Nur im Beispiel C, in dem ent¬

gegen der Projektintention die betriebswirtschaftliche Dimension durchgängig

vernachlässigt wurde, bleibt Pädagogik unangefochten in ihren Zielen und Me¬

thoden,wobei der Schonraumcharakter des Angebots eine wirksame Förderung
der Teilnehmerinnen eher behindert als befördert. Ansonsten vollzieht sich das

Zusammenwirken der beiden fachlichen Orientierungen eher konflikthaft mit

z.T. wechselnden Koalitionen und Übergewichten. Relativ durchgängig „ver¬

bünden" sich Betriebswirtschaft und Bemfspädagogik, die gemeinsam an die

langjährige Tradition einer betrieblichen Pädagogik in der fachpraktischen Aus¬

bildung im Betrieb als Teil der beruflichen Erstqualifizierung im dualen System

anknüpfen können. Demgegenüber findet sich am Ende der von uns beobach¬

teten Entwicklungen die Sozialpädagogik in einer eher nachgeordneten Rolle.

Ihre „Abordnung in die Produktion" wird zwar als Kompetenz- und Perspekti¬

venerweiterang euphemistisch überhöht, aber dies wird weder konzeptionell
noch faktisch ausgefüllt. Offen ist, ob eine - bisher nicht vollzogene - Auseinan¬

dersetzung mit Konzepten der betrieblichen Sozialarbeit Lösungen hervor¬

bringt. Produktive Mitarbeit mag für Sozialarbeiterinnen am Beginn ihres Be-

rafswegs eine Erfahrungs- und Kompetenzerweiterung bedeuten, für erfahrene

Fachkräfte dagegen dürfte sie sich eher als Dilettieren in fachfremden Feldern

darstellen.
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1.4 Konkurrenz oder Kooperation: Das Verhältnb des Jugendhilfebetriebs
zur Privatwirtschaft

Wer mit subventionierten Arbeitskräften Güter und Dienstleistungen auf dem

Markt anbietet, ruft ordnungspolitische Bedenken hervor und riskiert die Kritik

der privatwirtschaftlichen Konkurrenz. Die ordnungspolitischen Bedenken lau¬

ten, daß durch subventionierte Arbeitsverhältnisse reguläre gefährdet werden.

Die Kritik der privatwirtschaftichen Konkurrenz hat zum Inhalt, daß der Wett¬

bewerb zu Ungunsten privatwirtschaftlicher Betriebe verzerrt wird. Qualifizie¬

rungs- und arbeitsmarktpolitische Förderinstrumente, die eine Subventionie-

rang von Ausbildungs- bzw. Arbeitsverhältnissen zum Inhalt haben, enthalten

deshalb Mechanismen, durch die solche Wettbewerbsverzerrungen ausgeschlos¬
sen oder zumindest vermieden werden sollen. Beispiel dafür sind die Unbe-

denklichkeitserklärungen der Kammern, die von freien Trägern eingeholt wer¬

den müssen, die Leistungen mit subventionierten Arbeitskräften erbringen
wollen (Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung 1997).3 Bei der

Erteilung oder Verweigerung solcher Erklämngen haben die Kammern gewisse

Ermessensspielräume, deren Nutzung nicht zuletzt davon abhängt, ob privat¬
wirtschaftliche Betriebe als Kammer-Mitglieder durch diese Entscheidung ihre

Interessen verletzt bzw. gefördert sehen. Jugendhilfebetriebe müssen, um diese

Hürde zu überwinden, ihr Verhältnis zur zuständigen Kammer ebenso wie ihr

Verhältnis zur privatwirtschaftlichen Konkurrenz aktiv gestalten.

Der Hotel- und Gaststättenzweckbetrieb im FallbeispielA schien dafür eine gute Ausgangslage zu

haben. Mit der Öffnung der Grenzen, so wurde erwartet, würden Hotel- und Gaststättengewerbe
in der traditionsreichen Tourismusregion nördlich von Berlin boomen. Der Industrie- und Han¬

delskammer wurde erfolgreich eine Vertretung in den Vereinsgremien des Trägers angetragen, die

Fachkräfte des Jugendhilfebetriebs pflegten ihre Mitgliedschaften in den einschlägigen Berufsver¬

bänden und erhielten Sitz und Stimme in Prüfungsausschüssen der Kammer, die Hotelküche des

Projekts wurde Prüfungsort für fachpraktische Prüfungen der Kammer. Der Jugendhilfebetrieb

verpflichtete sich, seine Leistungen zu den markt- und ortsüblichen Preisen anzubieten. Aktiv ge¬

staltet wurde auch das Verhältnis zu den „Meinungsführern" unter den Gastwirten und Hoteliers

der Region. Große Mühe wurde darauf verwendet, bei der Besetzung von Praktikumsplätzen in

den Betrieben deren Bedürfnissen und Anforderungen weitgehend Rechnung zu tragen. Dies be¬

traf die zeitliche Lage der Praktika, die Merkmale der Praktikantinnen u.a.m. Schließlich wurden

Praktika in privatwirtschaftlichen Betrieben Bestandteil der (quasi-obligatorischen) Fortbildung
der gastronomischen Fachkräfte des Jugendhilfebetriebs. Trotz dieser Anstrengungen blieb das

Verhältnis des Jugendhilfebetriebs zur privatwirtschaftlichen Konkurrenz grundsätzlich ange¬

spannt. Ein Grund dafür lag darin, daß nicht alle touristischen „Blütenträume" in der Region zu

„Früchten reiften". Dadurch verschärfte sich die Konkurrenz unter der relativ großen Zahl neu

etablierter gastronomischer Betriebe. Ein weiterer Grund für Spannungen lag darin, daß der Ju¬

gendhilfebetrieb sich um ein hohes Maß an fachlicher Professionalität und um qualitativ hochwer¬

tige Leistungen bemühen mußte, um als gleichberechtiger Partner unter den führenden Betrieben

der Region anerkannt zu werden. Die dabei erzielten Leistungsverbesserungen verschärften wie¬

derum die Konkurrenz.

Im Fallbeispiel B hatte der Jugendhilfebetrieb bei der Entwicklung seiner Marktaktivitäten „po¬

litische Rückendeckung" durch ein entsprechendes Landesprogramm. Damit bestanden günstige

Vergleiche dazu die aktuelle Diskussion um den im Arbeitsförderungsreformgesetz (AFRG)

festgelegten Vorrang privatwirtschaftlicher Betriebe bei der Vergabe von Arbeitsbeschaffungs¬

maßnahmen (ABM), der nur mit Einwilligung der zuständigen Kammer die Vergabe an einen

nichtprivatwirtschaftlichen Träger erlaubt.
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Ausgangsbedingungen für die Entwicklung seiner Angebote. Der Betriebsgründung in Form einer

gemeinnützigen GmbH wurde ein Beirat angegliedert,dem Vertreter von politischen Parteien, von

kommunalen Einrichtungen, der Wirtschaftsförderung, der Industrie- und Handelskammer, der

Universität u.a.m. angehörten. Motiv für die Mitarbeit der Kammer war ursprünglich sicher auch

die „vorbeugende Schadensbegrenzung". Diese „Aufpasserfunktion" ist inzwischen mit einer

Wertschätzung verbunden, die dem Jugendhilfebetrieb und seiner Arbeit entgegengebracht wird.

Dennoch wird strikt darauf geachtet, daß der Jugendhilfebetrieb seine Leistungen zu marktübli¬

chen Preisen anbietet. Im „Schatten" von großen Anbietern subventionierter Arbeit im Garten-

und Landschaftsbau (z.B. der Kommune) bewegt sich der Jugendhilfebetrieb mit seinen Aktivitä¬

ten in einer Nische, die vom zuständigen Fachverband eher stillschweigend zur Kenntnis genom¬

men wird. Profitiert hat der Jugendhilfebetrieb von seiner guten Lobby- und Öffentlichkeitsarbeit,

der ökologischen Ausrichtung und der Kooperation mit lokalen Betrieben, die er in die Abwick¬

lung umfangreicherer Aufträge einbezieht.

Im Fallbeispiel C bewegt sich das Projekt mit seinen ökologisch und denkmalpflegerisch ausge¬

richteten Bauleistungen in einem Wirtschaftssektor, in dem die Konkurrenz groß ist und viele Be¬

triebe in der Region um die Existenz kämpfen. Das Projekt hat sich als „Lehmbauspezialist im

Denkmalschutz" einen Namen gemacht, der über die Region hinaus bekannt ist. Allerdings ist trotz

eines hohen Bestands an denkmalgeschützten Gebäuden in der Region aufgrund der ungünstigen

Einkommenslage der Privathaushalte und der leeren öffentlichen Kassen in der Region die Nach¬

frage gering. Die Kooperationsbeziehungen zu Handwerksbetrieben sind wenig entwickelt. Kon¬

takte zu Betrieben sind eher zufällig und wurden nicht intensiviert. Der Träger ist Mitglied der

Handwerkskammer, dies allein verschafft ihm aber noch keinen Freibrief zur unumschränkten

Marktentfaltung. Schutz vor Anfeindungen der Konkurrenz bietet bisher hauptsächlich das eigene

Unvermögen, mit eigenen Produkten und Leistungen auf den Markt zu gehen.

Das Verhältnis von Jugendhilfebetrieben und Privatwirtschaft ist widersprüch¬
lich. Jugendhilfebetriebe stehen unter dem Zwang, sich in ihren Strukturen, im

Rechtsstatus, in den Formen der Kooperation und in ihren Leistungen den pri¬
vatwirtschaftlichen Betrieben zunehmend anzupassen, und sind gleichzeitig de¬

ren Kritik ausgesetzt, unprofessionell oder aber auch zu professionell - nämlich

zu erfolgreich - zu arbeiten. Aus der Notwendigkeit, die Beziehungen zur Privat¬

wirtschaft zu gestalten, ergeben sich Annäherungen, die aufStrukturen und Bin¬

nenprozesse des Jugendhilfebetriebs zurückwirken. Der Jugendhilfebetrieb
wird dem privatwirtschaftlichen Betrieb ähnlicher, für den es auch bereits viel¬

fältige Instrumente der Subventionierung von Arbeit gibt (vgl. dazu z.B. Braun

1996c). Der einleitend referierte Vorschlag der Fachkommission „Jugendhilfe
und Arbeitsförderung", Aufgaben der beruflichen Förderung benachteiligter

Jugendlicher auch privatwirtschaftlichen Betrieben zu übertragen, ist daher nur

konsequent. Die Frage, wie die Qualität dieser Förderung zu sichern ist, stellt

sich beim Jugendhilfebetrieb wie beim privatwirtschaftlichen Betrieb in ähnli¬

cher Weise (Braun 1995, S. 151ff).

2. Ökonomisierung der Jugendberufshilfe und berufliche Integration

von benachteiligten Jugendlichen

Jugendliche mit ungünstigen Bildungsvoraussetzungen, schwierigen sozialen

Biographien und in benachteiligenden Lebensverhältnissen sind von berufli¬

cher und sozialer Marginalisierung bedroht, weil das für sie „zuständige" duale

System der Berufsausbildung sie nicht oder nicht mehr zu integrieren vermag.

Die Gründe dafür sind primär betriebswirtschaftlicher Natur: Im dualen System
muß sich die Ausbildung von Jugendlichen für den einzelnen Betrieb rechnen -
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sei es kurz-, mittel- oder langfristig. Die weitgehende Ausgrenzung von benach¬

teiligten Jugendlichen aus der betrieblichen Berufsausbildung ist erfolgt, weil

Betriebe sich deren Ausbildung nicht mehr „leisten" konnten bzw. weil sie sich

den benötigten Nachwuchs an Fachkräften auf anderen Wegen kostengünstiger
beschaffen konnten.

Die Jugendberufshilfe ist hier mit ihren Qualifizierungs- und Beschäfti¬

gungsangeboten als „Ausfallbürge" eingesprungen, mit Angeboten, die, häufig

zu Recht, als realitätsferne „Trockenübungen" kritisiert wurden. Lösungen wer¬

den jetzt in betriebsförmiger Organisation und damit in einer stärkeren be¬

triebswirtschaftlichen Steuerung gesucht. Damit kommt es zwangsläufig zu ei¬

ner Neuauflage der Probleme, die aus der bisherigen betrieblichen Ausbildung

bekannt sind: Es wiederholt sich das Problem der Auslese, bei der wieder be¬

stimmte Gruppen von Jugendlichen ausgegrenzt werden, das Problem der Kon¬

kurrenz von betriebswirtschaftlichen Notwendigkeiten und didaktischen Anfor¬

derungen, die eine systematische Qualifizierung behindern kann, das Problem

der Tendenz der Herauslösung („Besonderung") von Lernprozessen aus der

produktiven Arbeit, die dem pädagogischen Ziel, die Jugendlichen mit Anforde¬

rungen mit Ernstcharakter zu konfrontieren, entgegensteht, und das Problem,

daß Betriebe dazu neigen, Qualifizierungsziele an kurzfristigen betrieblichen

Bedürfnissen statt an einem Konzept einer umfassenden Entwicklung des Ar¬

beitsvermögens zu orientieren.

Hinzu kommt, daß die öffentlichen und freien Träger der sozialen Arbeit

unter Druck geraten sind. Aus der Betriebswirtschaft entlehnte Begriffe und

Konzepte haben in der fachpolitischen und -wissenschaftlichen Diskussion der

sozialen Arbeit derzeit Hochkonjunktur: Management, Effizienz, Effektivität,

Output-Orientierung, Controlling, Produktorientierung,Budgetierung usw. Vor

diesem Hintergrund werden den Trägem sozialer Arbeit mangelnde Effektivität

von Maßnahmen und Programmen, fehlende Effizienz beim Einsatz von Mit¬

teln, starre bürokratische Strukturen, geringe organisatorische Flexibilität, man¬

gelnde Innovationsfähigkeit und das Fehlen einer Dienstleistungs- und Kun¬

denorientierung vorgeworfen (Schaarschuch 1996, S. 12). Konfrontiert mit

dem Vorwurf, die Sozialsysteme seien zu teuer und nicht mehr finanzierbar, ste¬

hen die mit sozialer Arbeit befaßten öffentlichen Verwaltungen unter dem

Dmck, sich nach dem Muster des „New Public Management" um mehr Kunden¬

nähe, Markt- und Serviceorientierung, Dezentralisierung von Verantwortung,

Leistungsmessung und Leistungssteuerung zu bemühen. An die Stelle der bis¬

lang praktizierten Aufgabenorientierung („Input-Orientierung") soll eine Er¬

gebnisorientierung („Output-Orientierung") treten (Kommunale Gemein¬

schaftsstelle 1993; Überblick zur Diskussion: Schneider 1998).
Diese Veränderungen in der öffentlichen Verwaltung haben Konsequenzen

für die freien Träger der sozialen Arbeit. Von Empfängern öffentlicher „Zuwen¬

dungen" entwickeln sie sich zunehmend zu Auftragnehmern, für die die Förde¬

rung aus öffentlichen Kassen leistungsbezogen erfolgt (Eichmann 1996). Freie

Träger stehen dann nicht nur im Wettbewerb untereinander, sie müssen zuneh¬

mend auch mit privatwirtschaftlichen Anbietern konkurrieren.

In den fachpolitischen und -wissenschaftlichen Auseinandersetzungen zur

„Ökonomisierung der sozialen Arbeit" reichen die Positionen von großer Eu¬

phorie his hin zu tiefer Skepsis: Während die Skeptiker vor einer allmählichen
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„BWL-isierung", d.h. der Vorherrschaft der Betriebswirtschaftslehre in der so¬

zialen Arbeit warnen (Schmidt-Grunert 1996), in der soziale Arbeit ihr spezifi¬

sches, fachliches Profil verliere, richten andere ihre Hoffnungen auf eine ratio¬

nellere Verwendung von Ressourcen, eine stärkere Ausrichtung des Handelns

an Bedürfnissen der Adressaten, auf eine genauere Analyse und Überprüfbar¬
keit von Qualitätskriterien und deshalb nicht zuletzt auf einen Ausweg aus dem

Risiko, zwischen eigenen fachlichen Anforderungen und Vorgaben der Verwal¬

tung zerrieben zu werden. Zwischen Skeptikern und Euphorikern herrscht al¬

lerdings Einigkeit, daß ein „Weiter-wie-bisher" (Wöhrle 1993, S. 18) nicht mehr

möglich sein wird und öffentliche wie freie Träger ihre Arbeit zunehmend auch

nach ökonomischen Kriterien legitimieren müssen.

Inzwischen gibt es neben der - zumeist eher programmatischen und grund¬
sätzlichen - Fachdiskussion eine Reihe von Versuchen der Anwendung der

„neuen Steuerangsinstrumente" in der Jugendarbeit und in der Jugendsozialar¬
beit (vgl. dazu Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend

1996). An ihnen fällt auf, daß aus der Betriebswirtschaft entlehnte Konzepte

häufig nur formal und in der Regel losgelöst von der sozialarbeiterischen bzw.

pädagogischen Fachhchkeit angewandt werden.

Das Konzept des Jugendhilfebetriebs stellt gerade auch vor diesem Hinter¬

grand keine Patentlösung für die Probleme der beruflichen Integration von be¬

nachteiligten Jugendlichen dar. Es ist eine Antwort auf die tendenzielle Ab¬

schottung der Angebote der Jugendberafshilfe gegenüber „normaler" Arbeit.

Das Konzept bietet Jugendlichen Lernchancen in einer Lebensphase, in der sie

sich ernsten Anforderungen aussetzen wollen. Sie benötigen den Emst des Le¬

bens, um ihr Arbeitsvermögen zu entwickeln. Pädagogik muß allerdings auch im

Jugendhilfebetrieb sichern, daß die Ernsthaftigkeit der Anforderungen die

Chance zu lernen offenhält und nicht etwa behindert.
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Michael Galuske/Werner Thole

Raus aus den Amtsstuben
>»

Niedrigschwellige, aufsuchende und akzeptierende sozialpädagogbche
Handlungsansätze - Methoden mit Zukunft?

Niedrigschwellige, aufsuchende und akzeptierende sozialpädagogische Hand¬

lungsansätze erfahren gegenwärtig eine besondere Aufmerksamkeit. Sie sind In¬

diz für eine Umbrachphase der Sozialen Arbeit und für die Konjunktur lebens¬

weit- und alltagsnaher Handlungskonzepte und -methoden. Nähe zu den

Klientinnen und Klienten und Akzeptanz gegenüber ihren sozialen Netzwerken

und räumlichen Arrangements sowie ihren Lebensplänen und ihrem biographi¬
schen Eigensinn, Distanz zu bzw. Öffnung von institutionellen Settings, Verzicht

auf institutionell verankerte normative Ansprüche und Etiketten sollen dem für

nicht modernisierungsfähig gehaltenen sozialpädagogischen Methodendesign

Wege aus der Sackgasse weisen.1

Zuweilen wird auf niedrigschwellig, aufsuchend und akzeptierend angelegte

Konzepte, also Interventionen, die eine Lebensweltnähe reklamieren, allerdings
recht wahllos zurückgegriffen.2 Dies ist aber den vorliegenden Ansätzen nur

soweit vorzuhalten, wie sie mangels Präzisierung einer nicht ausgewiesenen Ver¬

einnahmung Tür und Tor öffnen. Hinter dem Prozeß methodischer Umorientie-

mng in unterschiedlichen Feldern der sozialpädagogischen Praxis verbergen
sich dennoch möglicherweise innovative Entwicklungen, die etablierte Vorstel¬

lungen und theoretische Reflexionen zwar nicht in Frage stellen, aber zumindest

unter erheblichen Rechtfertigungszwang setzen und damit den Blick für bisher

verschlossene neue Horizonte, Zielperspektiven und Wege sozialpädagogischer
Intervention öffnen.

In diesem Beitrag werden zunächst die Spezifika lebensweltnaher Ansätze

Sozialer Arbeit anhand dreier Beispiele vorgestellt (1). Darauf aufbauend, wird

nach zentralen theoretischen Bezugspunkten lebensweltnaher Konzeptualisie-

rungen gesucht (2). Schon deren kursorische Betrachtung zeigt allerdings, daß

die lebensweltnahen Handlungsansätze theoretisch unterdimensioniert sind. So

wird die Frage interessant, ob eine theoretische Fundierang, unter Bezug auf

Sozialpädagogik, Sozialarbeit und Soziale Arbeit werden in diesem Beitrag synonym verwen¬

det, stehen also keineswegs in wissenschaftssystematischer Absicht für die möglicherweise mit

den unterschiedlichen Begriffen identifizierbaren theoretischen Verortungen. In dem Beitrag

wird zudem bewußt von lebenswelt/ia/ien Handlungskonzepten und nicht von lebenswelton'ew-

tierten gesprochen, weil innerhalb der vorzustellenden Konzepte der explizite Bezug auf theo¬

retische Fundierungen (vgl. Thiersch 1992; 1995) zumeist eher oberflächlich bleibt.

So kann man sich angesichts des inflationären Gebrauchs bestimmter Begriffe des Eindrucks

nicht erwehren, daß etwa Straßensozialarbeit schon dort beginnt, wo sozialpädagogische Pro¬

fessionelle ihre Büros während der Arbeitszeit hin und wieder verlassen.

Z.f.Päd.. 39. Beiheft
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eine modemisierungstheoretische Lesart gesellschaftlicher Entwicklungen,
nicht nur neue Begründungen für alltagsnahe Handlungsformen erschließt, son¬

dern zugleich auch neue Zielhorizonte und Verwendungskontexte eröffnet (3).

1. Lebensweltnahe Handlungsansätze der Sozialen Arbeit - Drei Beispiele

Nicht zu übersehen ist, daß die im 8. Jugendbericht (vgl. BJFFG 1990) verwen¬

dete Chiffre „Lebensweltorientierung" den einschlägigen Diskussionen und der

methodischen Phantasie einen neuerlichen Schub gegeben hat. Doch es ist kein

neues Phänomen, daß die in der Sozialen Arbeit beruflich und fachlich Enga¬

gierten sich aus den Räumen ihrer Institution in die Lebenswelt der Klientinnen

und Klienten begeben, um dort Hilfe und Unterstützung anzubieten. Auch nicht

erst seit den gemeinwesenorientierten Ansätzen der 60er und 70er Jahre, son¬

dern schon im 19. Jahrhundert ist die Idee bekannt, daß sach- und personenge¬

rechte Hilfe für Arme und Randständige eine Nähe der Helfenden und der Hil¬

fe-Institutionen zum Lebensumfeld der Klientinnen und Klienten voraussetzt.

Gerade die frühen sozialpädagogischen Ansätze, wie etwa das Elberfelder Sy¬
stem der Armenfürsorge (vgl. Sachsse/Tennstedt 1980; C.W.Müller 1988)
oder die Settlement-Bewegung (vgl. Müller 1988), sind hier beispielhaft zu

nennen. Aber gerade das Elberfelder System und die Charity Organization So¬

ciety (COS) und ihr Modell des „friendly vbiting" zeigen auch, daß die lebens¬

weltliche Nähe dieser Handlungsansätze keineswegs ausschließlich eine Opti¬

mierang der Hilfe anstrebte, sondern immer auch den Aspekt der sozialen

Diszipliniemng und Kontrolle der Klienten und Klientinnen, der Inaugen¬
scheinnahme ihrer konkreten Lebensverhältnisse zur Verhinderung unberech¬

tigter und unangemessener Unterstützungsleistungen enthielt (vgl. Jung-

blut/Schretber 1980).3 Unabhängig von der klärungsbedürftigen Frage, ob und

inwieweit die Vertreter lebensweltnaher Konzepte sich dieser Tradition über¬

haupt bewußt sind, verwundert es vor dem Hintergrund dieser kritischen Re¬

zeption wenig, daß sich die aktuellen lebensweltnahen Handlungsansätze auf

die historischen Projekte nicht offensiv berufen, sondern ihre Praxiskonzeptio¬
nen überwiegend als innovative Neuerungen verstehen (vgl. Krafeld 1992;

1996; Schuller/Stöver 1991;Steffan 1989; Becker/Simon 1995). Im folgenden

geht es darum, den Gehalt des methodischen Perspektivenwechsels über die

Konzeptionen selbst zu dokumentieren. Drei, das Spektrum „lebensweltnaher"
Ansätze insgesamt recht gut illustrierende, methodische Modelle - die Straßen-

sozialarbeit (1.1), die niedrigschwellige Drogenarbeit (1.2) und die akzeptieren¬
de Jugendarbeit (1.3) - sollen erörtert und hinsichtlich ihrer Kernaussagen dis¬

kutiert (1.4) werden.

3 C. W. Müller (1988, S. 117) hat in diesem Zusammenhang zu Recht darauf hingewiesen, daß

sich M. Richmonds berühmtes Lehrbuch „Social Diagnosis" (1917), das auf ihren Erfahrungen
im Rahmen ihrer Tätigkeit bei der COS beruhte, über weite Passagen „wie ein Lehrbuch für

angehende Kriminalkommissare" liest.
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1.1 Straßensozialarbeit - „Methodefür heiße Arbeitsfelder"4

„Streetwork bezeichnet eine methodische Vorgehensweise innerhalb verschiedener Praxisfelder

der Jugend- und Sozialarbeit. Streetwork ist eine Kontaktform im Sinne aufsuchender Arbeit.

Streetworkerlnnen arbeiten nicht (nur) in den Räumen einer Institution, sondern begeben sich

(auch) in das unmittelbare Lebensumfeld ihrer Zielgruppe, indem sie deren informelle Treffpunkte
aufsuchen: Straßenecken, Scenetreffs, Parks, öffentliche Plätze, Ladenpassagen, Fußgängerzonen,

Spiel- und Bolzplätze, Schulhöfe, Kneipen, Discos, Spielcenter sowie teilweise auch Privaträume

und Wohnungen" (Gref 1995, S. 13).

Unter den Bezeichnungen „Straßensozialarbeit", „Streetwork", „aufsuchende

Jugend- und Sozialarbeit", „Gassenarbeit" und „mobile Jugendarbeit" werden

in der Bundesrepublik seit den 70er Jahren Handlungsansätze erprobt und dis¬

kutiert, deren Merkmal darin liegt, daß Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter

sich in den von den Zielgruppen „eroberten" sozialen Räumen bewegen. Stra¬

ßen-, cliquen- und sozialraumorientierte sozialpädagogische Methoden bezie¬

hen sich vorrangig auf problembelastete und problematische Sozialräume bzw.

auf jugendliche Zielgruppen, die - nicht zuletzt aufgrund gesellschaftlicher Stig¬

matisierungen - in marginalisierten Nischen eigensinnige ästhetisch-kulturelle

Stile entwickeln oder existenzsichemden, jedoch hoch tabuisierten materiellen

Reproduktionsformen nachgehen und sich mit ihren nonkonformen, renitenten

und partiell illegalen Handlungen öffentlich präsentieren, sich aber sozialpäd¬

agogischen Angeboten und klassischen, orts- und raumgebundenen institutio¬

nellen Zugängen weitgehend verschließen.

Zu den Adressatengmppen von Projekten der Straßensozialarbeit gehören

jugendliche Gleichaltrigengruppen und Szenen, aggressive und delinquente Ju¬

gendbanden, gewaltorientierte jugendliche Fußballfans, alleinstehende Ob¬

dachlose, Stricher und weibliche Prostituierte, Drogenabhängige sowie die als

risikogefährdet und problembelastet angesehenen Kinder und Jugendlichen,
die einen Teil ihres Alltags auf den Straßen der Innenstädte verbringen.

Die heterogene und bislang wenig erforschte und systematisierte Praxis der

Straßensozialarbeit5 kann zu sechs konzeptionellen Grandorientierangen ver¬

dichtet werden (Gref 1995; vgl. auch Keppeler 1989; Arnold/Körndörfer

1993; Gusy u.a. 1990; Krauss/Steffan 1990):

(1) Zielgruppenorientierung: Streetwork wendet sich nicht an alle, sondern bezieht sich überwie¬

gend auf klar umrissene, zumeist öffentlich präsente und von der gesellschaftlichen Mehrheit

als Rand- bzw. Risikogruppen identifizierte Zielgruppen. Demzufolge werden Streetwork-

projekte in aller Regel initiiert, wenn Jugendliche gesellschaftlichen Öffentlichkeiten und

Systemen zum Problem werden und die existierenden pädagogischen Institutionen und Kon¬

fliktbewältigungsformen die für notwendig erachteten sozialen Disziplinierungen und

Integrationsleistungen nicht mehr erbringen können.

(2) Zielsetzung: Folgen wir den konzeptionellen Grundlegungen, dann ist Straßensozialarbeit in

der Bundesrepublik Deutschland nicht nur, möglicherweise nicht einmal primär an einer Be-

Die Überschrift schließt an Steffan (1989, S. 9) an, der die Straßensozialarbeit als bewährte und

anerkannte Methode für heiße Arbeitsfelder kodiert, die sogar „hier und dort ein paar Mark

zusätzlich für soziale Aufgaben locker"machen kann (vgl. hierzu und zum folgenden auch

Becker/Simon 1995; Krauss/Steffan 1990; Gusy u. a. 1990).
Im Kontrast zur wenig erforschten Praxis der Straßensozialarbeit (vgl. Pfennig 1996) ist das

Phänomen „Straßenkindheit" in den letzten Jahren Gegenstand einiger empirischer Feldbe¬

trachtungen gewesen (vgl. Institut für Soziale Arbeit 1996; Langhanky 1993; Degen 1995).
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friedung störender Klientel orientiert, sondern zielt wesentlich auch auf eine Unterstützung
der Betroffenen bei ihren Versuchen der Bewältigung spezifischer Lebenslagen, ist demnach

im Kern sozialpädagogische Hilfe zur Lebensbewältigung (vgl. Böhnisch 1992).

(3) Berücksichtigung gewachsener Szene- und Gruppenstrukturen und Beachtung spezifischer Be¬

dingungen des Arbeitsfeldes: Streetworkerinnen und Streetworker arbeiten in und mit den in¬

formellen Strukturen der zumeist jugendlichen Szenen und Gruppen. Gegenüber der institu¬

tionengebundenen Sozialen Arbeit verkehrt sich damit quasi das „Hausrecht". Nicht die

Klientinnen und Klienten müssen sich an institutionell vorgegebene Spielregeln anpassen, son¬

dern die Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter haben sich umgekehrt auf die Regularien und

rituellen Grundmuster der jeweiligen Adressatengruppen einzulassen. Grundvoraussetzung ist

deshalb zunächst, die gegebenen Szenestrukturen und Gruppenregeln sowie ihre sozialräumli¬

che Einbindung wahrzunehmen, zu verstehen und zu respektieren, um angemessen, d.h. au¬

thentisch, situations- und subjektbezogen zu reagieren und zu wirken.

(4) Versorgungsorientierung: Straßensozialarbeit ist nicht einfach dadurch hilfreich, daß professio¬
nelle sozialpädagogische Akteure in den betreffenden sozialen Räumen anwesend sind, son¬

dern vielmehr dadurch, daß sie sich bemühen, durch Kenntnis des Umfelds infrastrukturelle

Schwachstellen zu identifizieren und Schritte zu deren Behebung zu initiieren. Dies kann im

Regelfall nur geschehen, wenn über die Sozialpädagoginnen bzw. Sozialpädagogen hinaus

sachliche Ressourcen, wie z. B. Kontaktläden, Räume und disponible finanzielle Mittel, an die

Projekte angebunden sind, die den Klientinnen und Klienten zur Verfügung gestellt werden

können.

(5) GanzheitlicherArbeitsansatz: Ganzheitlichkeit meint im Kontext der Straßensozialarbeit, daß

die Streetworkerinnen und Streetworker als universelle Ansprechpartnerinnen und -partner
erreichbar sind und ihre Rolle auch kompetent auszufüllen wissen, d. h. für Probleme und An¬

fragen, die den Lebenszusammenhang der jeweiligen Szenen und Gruppen betreffen, offen

sind und ihr Wissen und Können, den vorgetragenen Ansprüchen gemäß, zu artikulieren ver¬

mögen.

(6) Street-Life: Straßensozialarbeit vollzieht sich nicht in konstruierten und kontrollierten Räumen

und Situationen, sondern in den gewachsenen gesellschaftlichen Lebenswelten und in bezug
auf die sich hier täglich neu reproduzierenden unmittelbar erfahrbaren Alltagssituationen mit

den für die jeweiligen Szenen typischen Kommunikationsformen und häufig weniger sprachli¬
chen, sondern handlungsorientierten Interaktionsformen.

Dieses konzeptionelle Muster findet in fünf zirkulär angelegten praktischen

Handlungsaspekten seine Entsprechung: dem Aufbau und der Pflege eines Kon¬

taktnetzes in der Szene, der Entwicklung und Betreuung eines institutionellen

Netzes von Kommunikations- und Kooperationspartnern, der psychosozialen
Unterstützung und sozialkulturellen Animation, der Szeneinteressenvertretung
und der Herstellung von angemessenen Angeboten für die jeweilige Zielgruppe
(vgl. Gusy u.a. 1990).

1.2 Entkriminalbierung und Normalisierung über niedrigschwellige

Angebote

„Niedrigschwelligkeit läßt sich deswegen als sozialpädagogische Methode in der Drogenhilfe ver¬

stehen, weil sie anders als Methoden der psychologischen Beratungskonzepte sowohl deren Kom¬

plexitätsreduzierungen vermeidet als auch die vielfach zu beobachtende unmittelbare, zweck¬

orientierte Ausrichtung auf institutionell vorgegebene Ziele." (Jungblut 1993, S. 108)

Über die Kritik an der traditionellen Drogenarbeit, die unter Bezug auf das

Abstinenzparadigma vorrangig nach dem Muster des Therapiekettenmodells
organisiert ist (Beratung - Entgiftung - therapeutische Entwöhnung - Nachbe¬

treuung - Abstinenz), und als Alternative zu der problematischen Erklärungsdi-
chotomie „kriminell oder krank" hat sich im letzten Jahrzehnt unter Rückgriff
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auf gesellschafts- und kulturtheoretische Deutungen von Drogenabhängigkeit
und mit Verweis auf niederländische Modelle (vgl. Schmidt 1991) der Ansatz

der sog. niedrigschwelligen, akzeptierenden Drogenarbeit in der Bundesrepu¬

blik Deutschland etabliert (vgl. zum folgenden INDRO e. V 1994; Schuller

1990; Schuller/Stöver 1991; Schmidt 1991; Jungblut 1993). Unter niedrig¬

schwelligen Angeboten der Drogenhilfe werden Interventionen verstanden, die

konzeptionell den Drogenkonsumenten und -konsumentinnen vor der Hilfe

bzw. Unterstützungsleistung keine Abstinenzentscheidung abverlangen. Der

Zugang zu möglichen Hilfen wird weder bürokratisch geregelt noch normativ

gesteuert (vgl. Hentschel 1994, S.11). Niedrigschwellige Drogenarbeit reagiert

damit auf die Erkenntnis, daß es innerhalb der Zielgrappe besonders stark bela¬

stete und hilfebedürftige Teilpopulationen gibt, die von den etablierten stationä¬

ren wie ambulanten Einrichtungen der Drogenhilfe nicht erreicht werden, da

diese an den Problemlagen und Interessen, aber auch an der physischen und

psychischen Befindlichkeit der Hilfesuchenden vorbeizielen und wegen ihrer

abstinenzorientierten Zielperspektive für die Betroffenen zu voraussetzungs¬

voll sind.

Praktisch realisiert sich niedrigschwellige Drogenarbeit in einem Angebots¬

spektrum von Teestuben, Kontaktläden und „Fixerstuben" über Übernach¬

tungsstätten, Wohnprojekten und Notschlafstellen, sozialraumorientierten und

offenen psychosozialen Beratungsangeboten, Projekten für spezielle Zielgrup¬

pen, wie etwa Prostituierte, bis hin zu substituierenden Formen der Drogenhilfe,
wie es u.a. das Methadonprogramm darstellt. „Suchtbegleitende", „offensive",

„nicht bevormundende" Drogenarbeit mit „schwellenlosen Angeboten" zielt

ungeachtet der jeweiligen, häufig den örtlichen Verhältnissen angepaßten kon¬

zeptionellen Konkretisierungen primär auf eine Verbesserung der aktuellen Le¬

bens- und Drogengebrauchssituation und eine Stärkung der Alltagsbewälti¬

gungsstrategien der Konsumentinnen und Konsumenten. Diese sollen soweit

stabilisiert werden, daß sie wieder weitgehend eigenständig einen entkriminali¬

sierten Alltag mit vielfältigen sozialen Kontakten in unterschiedlichen, auch

drogenkonsumfernen kulturellen Milieus - nach Möglichkeit langfristig und

nach Absolvenz einer Therapie abstinent, jedoch, wenn gewünscht oder nicht

realisierbar, auch als Drogenkonsument bzw. -konsumentin - leben und repro¬

duzieren können.

1.3 Zwischen Idealisierung und Verstehen: Akzeptierende Jugendarbeit

„Das Verstehen und die Akzeptanz sind grundsätzlich für jede sozialpädagogische Tätigkeit not¬

wendige Voraussetzung. Im Rahmen der akzeptierenden Arbeit werden sie in den Mittelpunkt

gerückt und dem Element der Kontrolle und des pädagogischen .Verändernwollens' gegenüberge¬
stellt. [...] Diese Neuorientierung in der Jugendarbeit als aufsuchender, mobiler, akzeptierender

Jugendarbeit oder Straßensozialarbeit bedeutet ein Ansetzen an den bestehenden Gruppierungen
und den sozialen Problemen, die diese Gruppierungen aufweisen." (Stickelmann 1996, S. 23)

Einen ähnlichen Entstehungskontext wie die niedrigschwellige, akzeptierende

Drogenarbeit weist die sog. akzeptierende Jugendarbeit auf. Auch sie kristalli¬

sierte sich zunächst über eine Kritik der etablierten sozialpädagogischen Praxis.

Mit Blick auf die seit den frühen 80er Jahren vermehrt in die öffentliche Wahr-
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nehmung und in den Blick der Jugendforschung gerückten „Streetgangs", ge¬

waltbereiten Fußballfangruppen, Hooligans und Macho-Skins, rechtsorientier¬

ten jugendlichen Szenen, die Streetfighter und Autocrashing-Kids und partiell
auch die jungen, radikalen „autonomen" Punker wurde durchgehend eine päd¬

agogische Handlungsohnmacht konstatiert und diese ursächlich in den emanzi-

patorisch orientierten Konzepten der Jugendarbeit verortet. Die klassischen

pädagogischen Szenarien konstituieren - folgt man den vorgetragenen Kritiken

(vgl. Krafeld 1992; 1996; kritisch hierzu Helsper 1993; Scherr 1992) - ihre An¬

gebotspaletten auf der Grundlage von „Ausgrenzung versus Bildung bzw. Hil¬

fe". Diese Strategie aber hat zur Konsequenz, so Vertreterinnen und Vertreter

der akzeptierenden Jugendarbeit, daß die Betroffenen von den entsprechenden

pädagogischen Angeboten nicht mehr erreicht werden, weil sie ausgegrenzt
werden bzw. sich von ihnen nicht erreichen lassen, da sie die Bildungsangebote
als nicht akzeptabel empfinden. Vor diesem Hintergrund wurden neue konzep¬
tionelle Ansatzpunkte gefordert (vgl. Hettmeyer/Peter 1988; Möller 1989) und

am prägnantesten akzentuiert in dem Konzept der akzeptierenden Jugendarbeit
mit rechts- und gewaltorientierten Jugendlichen (vgl. Krafeld 1992; 1996; Kra-

feld/Möller/Müller 1993).
Akzeptierende Jugendarbeit geht davon aus, daß die belehrende Bekämp¬

fung „rechter" Orientierungen und entsprechender Gewaltbereitschaft besten¬

falls von höchst begrenzter Wirkung ist und von daher eine sozialpädagogische
Arbeit notwendig macht, die diejenigen Probleme in den Mittelpunkt stellt, die

die Jugendlichen haben, nicht die Probleme, die sie machen. Zudem betonen die

Protagonistinnen und Protagonisten dieses Konzepts, daß erfolgreichere und

befriedigendere Wege der Lebensbewältigung in aller Regel letztlich auch sozial

verträglichere Wege sein müssen. Folglich haben die pädagogischen Akteure vor

allem zu akzeptieren, daß die Jugendlichen selbst für sich zumeist einen Sinn

darin sehen, sich so und nicht anders zu orientieren. Sie werden ihre „Auffällig¬
keiten" nur dann ablegen, wenn sie für sich sinnvollere und befriedigendere

Wege entdecken, „aus ihrem Leben" etwas zu machen. Pädagogen und Pädago¬

ginnen begleiten und unterstützen auf der Basis der genannten Prämissen die

Jugendlichen folglich bei ihrer Suche nach Wegen der Lebensbewältigung, wo¬

bei Akzeptieren nicht heißt, daß alle Artikulationen und Handlungen der Ju¬

gendlichen positiv kommentiert werden, allerdings auch nicht permanent kri¬

tisch befragt werden, weil pädagogische Arbeit nicht zulassen kann und darf,
daß gesellschaftliche Probleme zu Jugendproblemen und pädagogischen Aufga¬
ben umdefiniert werden (vgl. Krafeld 1996, S.16). Die Konzepte der akzeptie¬
renden Jugendarbeit plädieren so dafür, soziale Räume anzubieten,in denen die

Jugendlichen öffentlicher Kontrolle weitgehend entzogen sind und in einem

partiellen Schonraum interagieren und ihr Verhalten erproben können. Zudem

sollen die kommunikativen Beziehungen zwischen den professionellen Akteu¬

ren und den Jugendlichen gefördert, bestehende Cliquen in ihrem sozialen Ge¬

füge anerkannt und die lebensweltorientierten, infrastrakturellen Rahmenbe¬

dingungen entwickelt sowie die Beteiligungsmöglichkeiten für die Jugendlichen
erweitert werden. Um mit und nicht an den Jugendlichen vorbei pädagogisch
arbeiten zu können, wird betont, daß die Jugendlichen ihrer alltäglichen und

Sicherheit versprechenden Handlungsdramatik und -routine nicht enteignet
werden dürfen.
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1.4 Strukturelle Merkmale lebensweltnaher Handlungsansätze -

Organbatorbche Niedrigschwelligkeit und normative Akzeptanz

Die konzeptionellen Ansatzpunkte werdenvon den sozialpädagogischen Projek¬
ten vor Ort vielfältig und schillernd ausdifferenziert. Keineswegs stehen sie bezie¬

hungslos nebeneinander. Befreit man die konzeptionellen Grundideen von ihrer

zumeistpraxeologisch-methodischenund handlungspragmatischen Schale, dann

zeigen die mit Adjektiven wie „akzeptierend", „niedrigschwelhg", „mobil", „auf¬

suchend", „nicht-bevormundend" und „Straßen- und raumbezogen" etikettier¬

ten sozialpädagogischen Angebote drei strukturelle Kernelemente:

(l)Lebensweltnahe Ansätze und die sie tragenden Zugangs- und pädagogi¬
schen Handlungsformen sind gegenwärtig vornehmlich bei Projekten in

marginalisierten und extrem problembelasteten sozialen Milieus und den

hier agierenden Subjekten anzutreffen. Bei den Zielgmppen - rechtsorien¬

tierte und gewaltbereite Jugendliche, Drogenabhängige und -konsumenten,
Obdachlose bzw. Nichtseßhafte, weibliche und männliche Prostituierte, Stra¬

ßen- und „Lücke"-Kinder, Jugendbanden und -gangs
- handelt es sich je¬

weils um Adressaten, die auf der einen Seite eine vermeintliche Bedrohung
öffentlicher Ordnungsvorstellungen und Normalitätsbilder darstellen, die je¬
doch andererseits aus bestehenden institutionellen Unterstützungsangebo¬
ten ausgegrenzt bzw. mit herkömmlichen institutionellen Settings nicht er¬

reicht werden. In den lebensweltnahen Handlungsansätzen manifestiert sich

somit nicht lediglich ein Hilfebedarf problembelasteter sozialer Gruppen
und Personen, sondern zugleich auch eine gesellschaftliche Kontrollabsicht

sowie ein institutionelles Interesse an der Ausweitung von Hilfeangeboten
für Adressatinnen und Adressaten, die mit bisherigen gesellschaftlichen und
mithin auch den sozialpädagogischen Angeboten nicht mehr zu erreichen

sind. Die lebensweltnahen Handlungsansätze konzentrieren sich damit auf

eine Klientel, die die Soziale Arbeit im Zuge der Normalisierung ihrer sozi¬

alpädagogischen Unterstützungsstrakturen (vgl. Lüders/Winkler 1992) zu¬

nehmend aus den Augen zu verlieren droht.

(2)Lebensweltnahe sozialpädagogische Projekte profihert eine grundlegende
deinstitutionalisierende, partiell sogar eine entinstitutionahsierende Ten¬

denz. In den institutionellen Settings Sozialer Arbeit sind bestimmte Zu¬

gangsregeln und Hürden eingelagert, die zum Teil bewußt gesetzt werden,

um besonders problembelastete Adressaten- und Klientengruppen von einer

Inanspruchnahme des Hilfe- und Beratungssettings fernzuhalten. Solche

Hürden und Zugangsschwellen können unterschiedlicher Natur sein. Als

räumliche und sachliche Barrieren können etwa stadtteilfeme Räumlichkei¬

ten, schlechte Anbindung an öffentliche Verkehrsmittel und klientenun¬

freundliche Öffnungszeiten wirken. Selektiv können aber auch bestimmte

Ansprüche wirken, die quasi als Voraussetzung ihrer Inanspruchnahme ge¬

setzt sind. Lebensweltnähe fordert demnach die „klassische" Soziale Arbeit

implizit auf, ihre Angebotspalette auf gewollte und ungewollte Zugangsre¬
geln und Barrieren hin zu überprüfen.

(3)Auf etablierte, gesellschaftlich konsensuale Modelle der Lebensführung als

Entwicklungsmuster und Zielschablone verzichtend, ergänzen und komplet¬
tieren lebensweltnahe Konzepte das normalisierte „Sozialpädagogische Pro-
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jekt" (vgl. Schefold 1993,) und konfrontieren es mit einem Paradigma der

„Ent-Normalisierung" (vgl. Galuske 1993). Wenn etwa die akzeptierende

Drogenarbeit auf den Ansprach verzichtet, Klientinnen und Klienten müß¬

ten den Willen zur Drogenfreiheit mitbringen, um Hilfe und Unterstützung
zu erhalten, so liegt hier ein für die inhaltliche Ausgestaltung der Arbeit fol¬

genreiches Prinzip vor, präjudiziert es doch gerade nicht die prinzipielle An-

passungs- und Normalisierungsbereitschaft der problembelasteten Subjekte
als minimale Option für den Einbezug in sozialpädagogische Projekte.

Das innovative Potential lebensweltnaher Sozialer Arbeit liegt, wie eingangs be¬

tont,nichtim grundsätzlich Neuen,sondern in derAkzentuierungdes Alten:Daß

die Klientinnen und Klienten dort abgeholt werden sollen,wo sie stehen, ist eine

Traditionsgrundlage Sozialer Arbeit (vgl. Groenemeyer 1994, S. 43). Als neues

Moment kommt jetzt hinzu, daß die Klientinnen und Klienten nicht nur dort

abgeholtwerden sollen, „wo sie stehen",sondern daß sie zudem auch aufdas Ziel

der jeweiligen sozialpädagogischen Interventionen Einfluß nehmen sollen. Für

eine Sozialpädagogik, die institutionelle Settings und Interventionen häufig nach

dem Muster strukturiert, die Klientinnen und Klienten seien unfähig, ihr Leben

selbst zu denken und zu gestalten, und müßten folglich an die Hand genommen

werden, ist dieser Gedanke jedoch irritierend bis provozierend.

2. Theorie - der unthematbierte Hintergrund lebensweltnaher

Handlungsansätze

Vordergründig fällt bei einer näheren Durchsicht der vorliegenden Veröffentli¬

chungen zu den konzeptionellen Grundlegungen und Praxisansätzen lebens¬

weltnaher Sozialer Arbeit zunächst ein Mißverhältnis zwischen methodischer

Strukturierung des Hilfeprozesses und normativen Anforderungen an die Hal¬

tungen der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf, eine Differenz, die auch für

die klassischen Methoden der Sozialen Arbeit (vgl. Baron u. a. 1978) zu konsta¬

tieren ist. Mit anderen Worten, die fehlende theoretische Operationalisierung
und Sicherung basaler ethischer Prinzipien (vgl. B. Müller 1991) wird über eine

„Müßte-Sollte-Könnte-Rhetorik" kompensiert.
Darüber hinaus offenbart insbesondere die Suche nach dem theoretischen

Bezugsrahmen lebensweltnaher Handlungsansätze ein Granddilemma wissen¬

schaftlicher Sozialpädagogik und dokumentiert das nicht untypische Phäno¬

men, daß der sozialpädagogische Theoriediskurs und die Methodenentwicklung
nur wenig miteinander verknüpft sind. Die Versuche einer Konsolidierung der

wissenschaftlichen Sozialpädagogik vollziehen sich immer noch überwiegend
methodenabstinent. Die Entwicklung, Ausfächerung und Ausformulierung von

Methoden realisiert sich demgegenüber zumeist als Importgeschäft aus anderen

Disziplinen bzw. aus angloamerikanischen Ländern und nicht als theorieabgesi¬
cherte Entfaltung (vgl. Thole 1993; Galuske 1998). Auch für die diskutierten

lebensweltnahen Zugänge gilt, daß sie vornehmlich Praxisentwicklungen reprä¬
sentieren und sich zumeist im Kontext arbeitsfeldspezifischer Aufgabenformu-

lierungen ohne Bezug auf die Diskurse um die Sozialpädagogik in der Moderne

konturieren. Empirisch abgestützte Vergewisserungen zentraler Begriffe wie
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„Lebensweltorientierung" oder „Bedürfnisorientierung" sind in der überwie¬

genden Zahl der vorliegenden Publikationen ebenso selten zu finden wie theo¬

retische Rahmungen.6 Dieser Diskussionsstand ist um so überraschender, als

mit dem Konzept der Lebensweltorientierung ein theoretischer Rahmen zur

Verfügung steht, der die Lebenswelt der Klientinnen und Klienten über struktu¬

relle Komponenten ausdifferenziert (vgl. Habermas 1981, Bd.2, S.210f.), als

Schnittstelle von Subjekt und Gesellschaft beschreibt und den gelebten inter¬

subjektiv hergestellten Alltag als den zentralen Ort sozialpädagogischer Inter¬

vention identifiziert.7 Abgesehen von der Rezeption partieller Theoriever¬

satzstücke, wird weder auf vorliegende grandlagentheoretische Bestimmungen
des Lebensweltbegriffs (vgl. Habermas 1981; Grathoff 1989), auf dessen Ver¬

wendungen im Kontext der Sozialpädagogik (vgl. Thiersch 1992; 1995) noch auf

andere theoretische Erträge und Erkenntnisse substantiell Bezug genommen.

Eine nähere Betrachtung der Akzeptanz-Orientierung sowie der Hilfe-Kontrol¬
le-Problematik soll nachfolgend exemplarisch auf die mit der Theorieabstinenz

verbundenen problematischen Implikationen hinweisen.

(\)Akzeptanz als defensive, antipädagogische Haltung: Das „Akzeptanz-Para¬

digma" liegt allen lebensweltnahen Handlungsansätzen zugrunde. Im Kon¬

trast zu anderen intentionalen und methodischen Grundorientierungen
durchzieht sie eine verstehensorientierte Grundhaltung ohne intentionale

Ausrichtung und Begründung: „Die Arbeit bekommt nicht erst dadurch ei¬

nen Sinn, daß ich die Jugendlichen woanders hinhole, sondern sie hat schon

dadurch ihren Sinn, daß ich mich auf Menschen unterstützend einlasse, die

immens große Probleme damit haben, gelingende und befriedigende Wege
der Lebensbewältigung zu entfalten" (Heim u. a. 1991, S. 306). Die hierüber

gesteuerte methodische Umsetzung erfolgt zumeist ebenso pragmatisch: Im

Kontext akzeptierender Angebote sind die professionellen Helfer und Hel¬

ferinnen jeweils „Gäste" in den entsprechenden Szenen und in den von ih¬

nen belebten sozialräumlichen Territorien. Da kaum zu erwarten ist, daß Gä¬

ste zum wiederholten Male eingeladen werden (wenn sie denn überhaupt je

eingeladen waren!), wenn sie die Rolle der Gastgebenden kritisieren, bleibt

den professionellen Akteurinnen und Akteuren nur die Chance, ihre Rolle

mit einer akzeptierenden Zurückhaltung auszufüllen. Sowohl in den Projek¬
ten der niedrigschwelligen Drogenarbeit, der mobilen Straßensozialarbeit

und der akzeptierenden Jugendarbeit wird daraufverwiesen, daß nur die Ak¬

zeptanz der Klientinnen und der Klienten einen personellen und sozialräum¬

lichen Zugang gewährleistet.
In diese Grundhaltung ist eine paradoxe, antipädagogische Prämisse einge¬
woben. Den Adressatinnen und Adressaten wird eine prinzipielle Zweck-

Exemplarisch kann bezüglich dieser Entwicklung auf das „Handbuch aufsuchende Jugend-
und Sozialarbeit" (Becker/Simon 1995) verwiesen werden, das über weite Strecken eher eine

Sammlung von beispielhaften Praxisansätzen als eine theorieabgestützte Durchdringung des

Gegenstandsfeldes darstellt.

Thiersch (1995, S.222) versteht Lebenswelt als „geprägt und bedingt von den gesellschaftli¬
chen Strukturen, die in Ressourcen und Rahmenbedingungen die Möglichkeiten der Alltagsbe¬

wältigung bestimmen; Lebenswelt ist die Schnittstelle objektiver Strukturen und subjektiver

Bewältigungsmuster, ist der Ort, an dem objektiv gegebene Vorgaben in die Pragmatik von

Alltagsbewältigung umgesetzt werden."
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und Zieldistanz der sozialpädagogischen Präsenz suggeriert. Diese ist jedoch

letztlich gar nicht aufrechtzuerhalten, weil, würde sie virulent, sich die „Pro¬

fessionellen" von den Handlungsräumen der als problematisch identifizier¬

ten Szenen fernhalten müßten. Sozialpädagogisches Handeln ohne Verände-

rungs- bzw. Hilfeabsichten ist schlichtweg unmöglich und in sich paradox.

Auch die präventiven Intentionen, die lediglich die Selbsterhaltungskompe¬

tenzen und die Autonomie der von denjeweiligen Adressatengruppen repro¬

duzierten Handlungsroutinen und sozialen Räume gegen staatliche Eingriffe

zu schützen wünschen, transportieren zumindest die Diktion der „Hilfe zur

Lebensbewältigung". Und selbst diese minimahstische Zielperspektive lebt

nicht nur von der Aktivierung von Akzeptanz, sondern von Einmischungen.

Ansonsten wäre sie nicht präsent. Erst die öffentliche Wahrnehmung von

Problemzonen ermöglicht sozialpädagogische Interventionen - dies wissen

die „niederschwellig" agierenden Sozialpädagogen und Sozialpädagoginnen,
die Streetworkerinnen und Streetworker ebenso wie die zum „Kunden" ent¬

sprechender Projekte Sozialer Arbeit erkorenen Kinder, Jugendlichen und

Erwachsenen.

Insbesondere bei den Klientinnen und Klienten, die auf negative Erfahrungen mit der institu¬

tionalisierten Sozialpädagogik verweisen können und mehr oder weniger souverän auf ihre

Autonomie pochen, „muß von einer besonderen Sensibilität gegenüber pädagogischen Vorga¬

ben und einem Gespür dafür ausgegangen werden, daß es kein zweck- und zielfreies Herange¬

hen von Pädagogen an sie geben kann. Das Signalisieren prinzipieller Akzeptanz impliziert

eine .Täuschung', die zu Inkonsistenzen im pädagogischen Handeln führen kann, indem in

Konflikten und besonders aggressiven und gewalttätigen Auseinandersetzungen den Jugendli¬

chen verdeutlicht wird, daß diese Handlungsformen eben doch nicht akzeptabel sind." (Hels-

per1993,S.221)

Was marginalisierte soziale Szenen und Menschen demgegenüber fordern -

und möglicherweise ist eben dies auch zuweilen mit „Akzeptanz" gemeint -,

ist eine authentische und nicht zynische, gerechte und nicht doppelzüngige

Haltung von den professionellen Akteuren, eine Haltung, die Verläßlichkeit

nicht nur zusagt, sondern auch realisiert, d.h. sich auch einmischt und dabei

Positionen erkennen läßt, die Selbstzerstörungen und auch gewaltorientierte

Handlungen ebenso wie gesellschaftliche Stigmatisierungen kritisieren und

nicht stützen (vgl. Thole 1991, S.98; Stuckert 1993). Gerade dieser Aspekt

bleibt den lebensweltnahen Konzepten und Projekten weitgehend fremd.

Zumindest ist das „Akzeptanz-Paradigma" diesbezüglich theoretisch unsi¬

cher, nicht zu Ende gedacht und somit selbst das Produkt einer partiellen

„niederschwelligen Theorieanlage".

(2)Die „Hilfe-Kontrolle-Problematik".Betrachtet man die einschlägigen Publi¬

kationen zur akzeptierenden bzw. niedrigschwelligen Drogenarbeit oder

etwa zur Sozialpädagogik mit Fußball-Fans und Hooligans, insbesondere je¬

doch zur mobilen Straßensozialarbeit, so finden sich kaum Beiträge und nur

selten Projektbeschreibungen, die nicht vehement gegen die den Projekten

von den jugendpolitischen Institutionen auferlegte Aufgabenzuschreibung
der Integration, Entskandalisierung und Beschwichtigung argumentieren.
Die einzelnen Projekte möchten jeweils mehr sein als nur ein „Joker im Be¬

friedungspoker" (Keppeler 1989, S.16) und verstehen sich durchaus als

adressaten- und klientenbezogene, entstigmatisierende und nicht-disziplinie-
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rende, die subjektiven Eigensinne stützende Integrationsmedien. Die hier¬

über angesprochene Problematik - unter dem Stichwort „doppeltes Man¬

dat" und den Begriffspaaren „Hilfe und Kontrolle" (vgl. Böhnisch/Lösch

1973), „Kolonialisierung versus Förderung lebensweltlicher Autonomie"

(vgl. Müller/Otto 1984), „soziale Disziplinierung versus sozial-kultureller

Eigensinn" (vgl. Peukert 1986) und zuletzt unter dem Horizont von Inklusi¬

on und Exklusion (vgl. Fuchs 1994; Baecker 1994; Bommes/Scherr 1996)
vielfach diskutiert - bleibt im Kern jedoch unthematisiert. Sozialpädagogik
als sozialpolitisch induzierte personenbezogene Hilfe ist eine intermediäre

Instanz, die immer zugleich systemische Interessen in lebensweltlichen Zu¬

sammenhängen bearbeitet wie auch als lebensweltlicher „Feuermelder" Be¬

darfs- und Bedürfnislagen in das System rückbindet und systemisch reformu¬
liert (vgl. Rauschenbach/Treptow 1984). Die damit verbundene doppelte
Mandatsstruktur wird allerdings in den konzeptionellen Überlegungen zu

den lebensweltnahen Handlungsansätzen als zentrales Problem nicht thema¬

tisiert und als Dilemma nur am Rande diskutiert8. Statt dessen wird die Auf¬

gabe der Szeneinteressenvertretung und der Parteinahme für die Betroffe¬

nen hervorgehoben. Die Perspektiven für kontrollpolitische Implikationen
lebensweltnaher Projekte werden nicht geschärft bzw. schlichtweg negiert
und darüber dann konsequenterweise auch übersehen, daß die lebenswelt-

nahe Situierung aufsuchender, akzeptierender und niedrigschwelliger Pro¬

jekte eben nicht nur „Hilfe", sondern zugleich auch Kontrollelemente näher

an den Alltag der Klientinnen und Klienten transportiert.

Diese Handlungsambivalenz ist in der Tat nicht neu (vgl. Mollenhauer/Kasakos 1975, S.327).
Selbst in den frühen Diskussionen zur amerikanischen Straßensozialarbeit wurde verdeutlicht,
daß niedrigschwellige Interventionen immer auch ein ordnungspolitisches Interesse konzipie¬
ren (vgl. Specht 1989). Obwohl also Wissen um die dilemmatische Struktur der lebensweltna¬

hen Handlungskonzepte vorliegt, neigt die deutsche Diskussion gegenwärtig dazu, diesen Um¬

stand weitgehend zu ignorieren bzw. löst ihn auf in einen normativen Parteilichkeitsanspruch,
ohne zu betonen, daß die in lebensweltlichen Projekten aktiven Professionellen sich der ihnen

angetragenen gesellschaftlichen Funktion nicht per Akklamation entledigen können. Sie haben

sich jeweils auch die ungeliebte und nicht-hofierte systemintegrative Aufgabenstellung anzu¬

eignen, wollen sie sich nicht gänzlich als ein gesellschaftlich unterstütztes, anerkanntes und

materiell gefördertes Bewältigungsangebot für unterschiedliche Adressatengruppen in Frage
stellen.

Wie dieses Spannungsverhältnis in der Praxis aufgelöst werden kann, ist in der

lebensweltnahen Methodendiskussion eine unerledigte, weil kaum diskutierte

Frage. Parteinahme für die Betroffenen - so nachvollziehbar diese Forderung
zweifelsohne auch sein mag

- beseitigt die vorliegende strakturelle Spannung
nicht, sondern reformuliert sie lediglich als ethisches Problem der jeweiligen
professionellen Akteure der Sozialen Arbeit. Spätestens dort, wo die sozialpäd¬
agogischen Professionellen zu Sprechern ihrer Adressatengrappen werden

Eine Ausnahme stellen eher forschungsorientierte Arbeiten dar. So hebt etwa Groenemeyer

(1994, S.47) im Hinblick auf niedrigschwellige Angebote zu Recht hervor: „In diesem Sinne

können niedrigschwellige Angebote, die mittlerweile auch für andere Problemgruppen (Pun¬
ker, Obdachlose u.a.) entwickelt wurden, als ein sozialpolitisches Steuerungsinstrument ver¬

standen werden, mit dem versucht wird, die räumliche Präsenz abweichender Gruppen zu kon¬

trollieren."
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(möchten), ohne den Kontroll- und Ordnungsinteressen der öffentlichen Geld¬

geber zu entsprechen, dürfte in den politischen Institutionen das Ende öffentli¬

cher Finanzierung diskutiert werden. Der Versuch, sich des doppelten Mandats

mittels Akklamation zu entledigen, erinnert an die Fehleinschätzung sozialpäd¬

agogischer Handlungskonzepte im Kontext der marxistischen Theorieansätze

der 60er und 70er Jahre und der mit ihnen korrespondierenden Randgruppen¬

strategien (vgl. Alheim u.a. 1971,S.241 ff.;Hollstein/Meinhold 1973).Lebens-

weltnahe Ansätze können dieses Dilemma pragmatisch nur über eine neue, bis¬

her nicht erkennbare Souveränität lösen, indem sie sich „ihrer eigenen

Gefährlichkeit" (Thiersch 1992) bewußt werden und mit diesem Wissen auch

mit und gegenüber den Adressatinnen und Adressaten agieren.

3. Lebensweltnahe Handlungsansätze - methodisches Fundament einer

sich normalisierenden Sozialpädagogik?

Trotz aller handlungspraktischen Grenzen - weder können lebensweltnahe Pro¬

jekte die Strukturschwächen der Politik noch die subjektiven und lebensweltli¬

chen Grenzen ihrer Adressatengruppen mit ihren minimalen Ressourcen über¬

winden (vgl. Helsper 1993) - und der erkennbaren Unzulänglichkeiten

bezüglich der theoretischen Fundierang (vgl. hierzu zuletzt Mollenhauer

1998) und der hierüber gebremsten Reflexionkompetenz konstituieren die le¬

bensweltnahen Ansätze brisante wie inzwischen unentbehrliche Praxisfelder,

die nicht ohne weiteres von anderen sozialpädagogischen Angeboten und me¬

thodischen Settings aufzuwiegen sind (siehe u.a. den Bericht vom Arbeitskreis

Streetwork 1998). Ohne die angemahnten Defizite theoretisch vollends auflö¬

sen zu können, sollen im folgenden zumindest einige Anknüpfungspunkte be¬

nannt werden, die die reflexive wie theoretische Weiterentwicklung lebenswelt¬

naher Handlungskonzepte möglicherweise stützen.

Die vielfältige ökonomische, politische, soziale, zwischenmenschliche und

kulturelle, in einen allgemeinen internationalen Globalisierungsprozeß einge¬

bundene nationalstaatliche Entwicklung der Bundesrepublik Deutschland kon¬

turiert sich augenblicklich in ihrer ambivalenten Struktur am theoretisch ein¬

drucksvollsten, wenn auch nicht durchgängig empirisch dicht gesättigt, in dem

Analysemodell der „reflexiven Modernisierung" (vgl. Beck 1986; 1993; 1997 a;

1997b;Beck u.a. 1997;Beck/Beck-Gernsheim 1994;Beck/Giddens/Lash 1996).

Demnach wird das bisher den bürgerlichen Kapitalismus tragende einfache Ver¬

gesellschaftungsmuster der Reichtumsproduktion durch eine neue, reflexive

Vergesellschaftungsform der Produktion von Risiken und neuen Ungleichhei¬

ten jenseits von Klassen und sozialen Lebenslagen unterlaufen.

Die Konstitution der Sozialpädagogik und mithin ihrer Handlungsmetho¬
den bleibt von tiefgreifenden Modifikationen der industriekapitalistischen Ver¬

gesellschaftungsmodalitäten nicht ausgespart. Wie jetzt die neueren lebens¬

weltnahen Ansätze entwickelten sich zwar auch die sozialpädagogischen

Handlungsmethoden in der Vergangenheit weitestgehend im theoriefernen

Freistil. In zweifacher Weise scheint sich dieser Prozeß jedoch gegenwärtig neu

auszubalancieren. Zum einen verändern sich im Zuge der industriekapitalisti¬
schen Entwicklung hin zur reflexiven Modernisierung auch die Formen der
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Wissensproduktion. Die Praxisorte der jeweiligen wissenschaftlichen Diszipli¬
nen emanzipieren sich augenblicklich deutlicher als je zuvor von den Orten

und Formen der Theorieproduktion und von den zum Transfer angebotenen
Erkenntnissen. Dies mag für das Verhältnis von Theorie und Praxis in der So¬

zialen Arbeit nicht gänzlich neu sein, hielt sie doch noch nie viel von dem de-

duktionistischen Verwissenschaftlichungsmodell; sie kann somit möglicherwei¬
se sogar als ein Vorbote der reflexiven Verwissenschaftlichung ausgemacht
werden. Neu ist jedoch, daß sich die sozialpädagogische Praxis mit der Diskus¬

sion um andere Steuerungsmechanismen und der Implementierung von Quali¬

tätsstandards aus der Betriebswirtschaft ein von der Sozialpädagogik unabhän¬

giges Wissenssystem erschließt. Und neu ist ebenfalls, daß die Praxis der

Sozialen Arbeit die „Theorieproduktionen" gezielter und nachdrücklicher be¬

fragt und ihre Praxisunverträglichkeit auch unter Bezug auf Resultate der Ver¬

wendungsforschung kritisiert. Mit anderen Worten: Die Relationen zwischen

wissenschaftlichem Wissen, Praxis und Politik geraten im Zuge der reflexiven,
sekundären Verwissenschaftlichung in Bewegung, die Praxis, also die Verwen¬

derseite von Wissen, emanzipiert sich mit neuen Wissenskontingenten von der

Wissenschaft. So gesehen, sind die lebensweltnahen Handlungskonzepte als ein

Reflex auf die gesellschaftlichen Individualisierungsprozesse und der hierüber

ins Wanken geratenden Verwissenschaftlichungsformen anzusehen - konkre¬

ter: Ergebnis der brüchig gewordenen Programmatiken der Sozialpädagogik
(vgl. Hornstein 1995, S.22). Zum anderen sind sowohl die sozialpädagogischen
Professionellen wie auch die Adressatengruppen und Subjekte der Sozialen

Arbeit Opfer wie Gestalter dieses individualisierenden Modernisierungspro-
zesses, also involviert in die mit wachsenden Unkalkulierbarkeiten versehenen

gesellschaftlichen Auf- und Ablösungsentwicklungen der Lebensgewohnheiten
der bürgerlichen Gesellschaft.

3.1
„ Wbsen, was die Klienten wollen" - Lebensweltnahe Sozialpädagogik

angesichts derAuflösung „des Normalen"

Individualisierte Gesellschaften kennzeichnet eine Tendenz zur „Entnormali-

sierung". Der Fokus dessen, was „normal" und biographisch akzeptabel ist

bzw. sein könnte, verschwimmt zusehends. Normalität vervielfältigt sich dahin¬

gehend, daß sie zunehmend als richtungsweisender wie risikowarnender Kom¬

paß für lebensweltliche Zusammenhänge und die Herausbildung von Persön¬

lichkeit, Rollenidentität und -Sicherheit an Magnetkraft verliert. Die Menschen

in modernen Gesellschaften hatten zwar schon immer die Mythen und Ver¬

sprechungen der industriekapitalistischen Moderne zu entzaubern und zu ver¬

arbeiten, daß den propagierten gesellschaftlichen Inklusionsformeln im Alltag
eine Exklusionsrealität gegenüberstand (vgl. Wahl 1988, S.158). Aktuell wer¬

den aber sogar die „ganz alltäglichen Lebensbewältigungen und die ganz

gewöhnlichen Lebensführungen [...] zu einer selbst zu lösenden Herausforde¬

rung, zu einer selbst zu bewältigenden Lebensaufgabe, zu einer unge-

wißheitsbelasteten, riskanten sozialen Aufgabe" (Rauschenbach 1994, S.91;

vgl. auch Böhnisch 1994). Für die Soziale Arbeit als „Normalisierangsagentur"
(vgl. Olk 1986) hat diese Entwicklung folgenreiche Konsequenzen. Ihr ent-
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schwindet schleichend der Fokus ihrer Intervention, das Bild von der „nor¬

malen Lebensführung" als Fluchtpunkt sozialpädagogischer Unterstützungs¬

leistungen. Die gesellschaftliche Enttraditionahsierung sowie die industriellen

und sozialen Selbstgefährdungen und der damit einhergehende moderne

Skeptizismus berauben die Soziale Arbeit ihrer sicher geglaubten, in den nor¬

mativen Deutungs- und Handlungsmustern eingewebten Zielperspektiven und

-Standards.

Am Beispiel des Verhältnisses von Hilfe und Kontrolle unter den Bedingungen von Normalitäts¬

diffusion läßt sich verdeutlichen, wie folgenreich dieser Befund ist. Was soll überhaupt noch kon¬

trolliert werden, wenn nicht mehr schlüssig ist, wie gesellschaftliche Normalität in die Biographien

eingewebt ist? Eine solche Situation provoziert natürlich die Gefahr, daß traditionelle Normalitäts¬

agenturen „Wahrheiten" reproduzieren bzw. konservieren, die längst keine mehr sind, und neue

Agenturen eklektizistische und mystische Deutungsmuster als Alternativen verkaufen.9 Über kurz

oder lang dürfte dies allerdings zu einem breitflächigen Funktionsverlust führen, der die Existenz

auch des sozialpädagogischen Interventionssystems fundamental in Frage stellen kann. Die Alter¬

native zur dysfunktionalen Konservierung von Leitbildern ist letztlich die Öffnung von Normali¬

tätskonstruktion hin zu einem Verständnis von Zielfindung als Aushandlungsprojekt. Mit anderen

Worten: Die Grundlagen und Koordinaten des bisherigen einfachen Modernisierungsprozesses So¬

zialer Arbeit werden unter dem Zustrom zweckrationaler, aber immer noch wissenschaftsvermit-

telter, wenn auch zum Teil unter Rückgriff nicht unbedingt sozialpädagogisch-disziplinärer, son¬

dern externer, globaler gesellschaftlicher Wissensressourcen zunehmend kritischer befragt. Damit

ist und wird die Soziale Arbeit zwangsläufig eingebunden in einen gesellschaftlichen Prozeß des

Wandels von der einfachen, verteilungs- und wachstumsorientierten zu einer reflexiven, risikohaf¬

ten und strukturaufweichenden Modernisierung. Selbst „Opfer" und Gestalter dieser Veränderun¬

gen, obliegt ihr gleichwohl die Aufgabe, die Folgen dieses Wandels für die Subjekte und Lebenswel¬

ten zu schmälern und ertragbar zu halten, biographische Verunsicherungen als Folge von

Desintegration in institutionalisierte Lebenslaufregimes neu einzubinden und so aufzuheben, daß

wieder gesellschaftlich anerkannte, selbstverantwortete Wege durch das Leben denkbar und mög¬
lich werden. Die eigentliche Kompliziertheit besteht nun allerdings eben darin, daß die personellen

Träger der Sozialen Arbeit selbst von diesen risikobeladenen gesellschaftlichen Freisetzungs- und

Individualisierungsprozessen betroffen sind und biographische Verunsicherung auszubalancieren

haben und daß die von ihnen organisierten und bereitgestellten Hilfe-, Unterstützungs- und Bil¬

dungsleistungen nicht mehr ohne weiteres normativ begründbar sind, sondern unter den Bedin¬

gungen einer sich enttraditionalisierenden Gesellschaft allein noch kommunikativ und heuristisch

akzentuiert werden können (vgl. Thole/Küster-Schapfl 1997;Krüger/Thole 1998).

Soziale Arbeit in diesem Verständnis wird zwangsläufig zu einem Kommunika¬

tionsprojekt, das auf „Verhandlung [...] als gemeinsames, im wechselseitigen

Respekt begründetes Aushandeln von Möglichkeiten und Perspektiven" setzt

(Thiersch 1995, S.234). Für den hier diskutierten Zusammenhang resultieren

aus dieser Analyse zumindest zwei Konsequenzen:

(1) „Akzeptanz", bislang vorrangig als defensive, quasi „antipädagogische" und

das Morgen nicht antizipierende Antwort auf die fehlenden Erfolge her¬

kömmlicher, traditioneller Randgruppenarbeit konzipiert und entsprechend
kritisch als resignative Interventionshaltung diskutiert, erweist sich im Lichte

dieser Betrachtungsweise ungewollt als eine moderne Kategorie Sozialer Ar-

Der Ruf nach mehr „Erziehung", der von den politischen und publizistischen Bühnen zu ver¬

nehmen ist, stützt diesen Befund. Da beklagen konservative Politiker und konvertierte „Altlin¬

ke" vereint die Folgen der antiautoritären Erziehung (Reul 1993;Scheffler 1993) und rekla¬

mieren die Revitalisierung traditioneller Werte und Normen, und Wochenmagazine

publizieren Überlegungen, nach amerikanischem Vorbild sozialpädagogische durch polizeili¬
che Interventionen zu ersetzen (vgl.5piege/,Nr.28/1997).
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beit. Wenn Normalität mehr und mehr zu einem nur noch aktiv herzustellen¬

den Produkt subjektiver Lebensplanung und Lebensführung wird, mag zwar

das Festhalten an etablierten Leit- und Orientierungsmustern konservative

Gemüter beruhigen und befriedigen, stellt jedoch ohne weiteres keine ad¬

äquate Folie für zukunftsorientierte Interventionen mehr dar. Aushandlung
von Perspektiven, nicht nur verstanden als konfliktfreie Verdoppelung der

„Ideen" der Klientinnen und Klienten, sondern als respektvoller, gleichwohl
durchaus diskursiver Prozeß von Konfrontation und Verhandlung, tritt an

die Stelle der „selbstbewußten" (oder besser: arroganten?) Haltung einer

Sozialpädagogik, die immer schon besser weiß, was für die Klientinnen und

Klienten gut ist. So gesehen, wäre „Akzeptanz" nicht mehr defensive Reak¬

tion auf Mißerfolge, sondern vielmehr offensive Suchbewegung in den Nor¬

malitätsdiffusionen der Moderne und dem Ringen um Anerkennung.

(2)Die Normalitätsdiffusion der Moderne trägt somit letzthch und gleichsam
nochmals ungewollt zu einer Normalisierung der Sozialpädagogik bei (vgl.
Lüders/Winkler 1992), weil gesellschaftliche Risiko- und Problemlagen
nicht mehr nur an der gesellschaftlichen Peripherie zu finden sind, wenn

auch hier durch die Verschärfung sozialer Ungleichheitsstrakturen in dyna¬
misierter Form, sondern im Zentrum der gesellschaftlichen Wirklichkeit sich

ausbreiten und hier die bisher über traditionelle Arrangements gebundenen

symbolischen und materiellen Reproduktionsleistungen und -fähigkeiten

strapazieren. Die Sozialpädagogik tritt, was sich an den wachsenden Zahlen

Berufstätiger in der Sozialen Arbeit nachweisen läßt, mehr und mehr an die

Stelle traditioneller Sicherungs- und Orientierungssysteme als ein Geländer

der Lebensführung, als Hilfe und Unterstützung bei der subjektiven Herstel¬

lung konsistenter Lebenspläne und Lebenswege. Die schon Ende der siebzi¬

ger Jahre konstatierte Annahme, daß Soziale Arbeit mehr und mehr zustän¬

dig wird für die „Normalerziehung" und sich nicht mehr nur als Ausfallbürge
für mißlungene Sozialisation zu verstehen habe (Blanke/Sachsse 1978), gilt
heute mehr denn je. Die Forderung, sozialpädagogische Angebote lebens-

weltnah zu situieren, sie im Alltag der Klientinnen und Klienten zu positio¬
nieren (vgl. Thiersch 1992), bezieht sich mithin nicht mehr nur auf die Arbeit

mit marginalisierten gesellschaftlichen Lebenswelten und extrem selbstge¬
fährdend und problembelasteten Subjekten, sondern auf alle Felder Sozialer

Arbeit. In diesem Sinne wären lebensweltnahe Angebotsformen, die sich bis¬

lang fast ausschließlich auf Problemgruppen beziehen, nicht mehr nur ein

Spezifikum der Arbeit mit besonders belasteten Personengruppen, sondern

sie könnte sich vielmehr verstehen als Vorreiter einer lebensweltnahen Mo¬

dernisierung der sozialpädagogischen Angebotsinfrastruktur insgesamt.

3.2 Gesellschaftliche Entnormalisierung und „ Sozialpädagogische

Milieubildung" - Versuch eines Fazits

In dem Maße, wie die traditionellen sozialen Netzwerke als Orientierungspunk¬
te, Wegweiser und Sicherungselemente diffundieren, stellt sich auch die Frage
der sozialen Integration neu: Entweder gehngt es, neue Formen der sozialen

Integration gesellschaftlich herauszubilden, oder aber das Modell einer über die
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Funktionalität gewachsener, traditionell abgefederter Lebenswelten und Mi¬

lieus stabilisierten Gesellschaft erweist sich als ein nicht mehr zu rekonstruie¬

rendes und neu zu vitalisierendes Projekt. Insbesondere systemtheoretische Ge¬

genwartsannahmen zeigen sich skeptisch gegenüber den Chancen einer

Reaktivierung lebensweltlicher Netzwerke und operationalisieren die Hand¬

lungsoptionen der Sozialen Arbeit in einer ausdifferenzierten, funktional geglie¬
derten modernen Gesellschaft radikal: „Die systemischen Strukturen der mo¬

dernen Gesellschaft sind hinsichtlich ihrer Funktionalität offensichtlich nicht

auf soziale Integrationsformen angewiesen [...]. Sie scheinen diese Integratio¬
nen [...] der potentiellen Auflösung preiszugeben. [...] Der moderne Mensch ist

sozial potentiell desintegriert; erst diese potentielle Desintegration macht ihn so

frei, moralisch und sozial flexibel und mobil, daß er sich den standardisierten

Inklusionsformeln der Funktionssysteme anpassen kann" (Kleve 1997, S.415).

Demzufolge muß jede auch noch so niederschwellig und auf soziale Integration

angelegte sozialpädagogische Intervention fast zwangsläufig scheitern, zumin¬

dest ihrer Intention nach. Denn ist sie erfolgreich, integriert sie nicht in das tra¬

ditionelle lebensweltliche Geflecht, sondern inkludiert in ein neues Geflecht mit

dem Namen „Soziale Hilfe" oder „Soziale Arbeit". Mit anderen Worten: Soziale

Arbeit ist, systemisch induziert, grundsätzlich auf Prozesse der sozialen Desin¬

tegration fokussiert. Ihr Erfolg realisiert sich also nicht in erfolgreicher Integra¬

tion, sondern durch die Inklusion der angetragenen Problemstellungen in das

System der Sozialen Arbeit. Auch wenn die dieser Perspektive zugrundeliegen¬
de gesellschaftstheoretische Verortung der Sozialen Arbeit geteilt werden kann,

bleibt ihre empirische Evidenz noch undeutlich.

Demgegenüber wird hier auf die potentielle Kompetenz der Sozialpädago¬

gik gesetzt, lebensweltstabilisierend zu agieren, auch weil Hinweise vorliegen,
daß der Prozeß der Defundierung traditioneller Milieus durchaus neue hervor¬

zubringen scheint (vgl. Vester u.a. 1993). Wenn dem so ist, dann ist einem Pro¬

jekt, das auf die Stärkung von Gemeinschaften, eine stärkere Bürgerverantwor¬

tung und die rechtlich kodifizierte Absicherung von Bürgerpflichten setzt, eine

exponierte Stellung in den gesellschaftlichen Modernisierungsdiskussionen ein¬

zuräumen. Auch wenn sich im Gewände modernistischer Terminologie in die¬

sem Diskurs oft eine eher rückwärtsgewandte Hoffnung auf die Revitalisierung
natürlicher Gemeinschaften aktiviert („Omas Apfelkuchen, Vergißmeinnicht
und Kommunitarismus haben Hochkonjunktur"; Beck u.a. 1997, S.14) und die

Gefahren und Risiken ebenso wie die Voraussetzungen von Gemeinschaftsbil¬

dung und Gemeinschaftsstabilisierung unter den Bedingungen moderner Ge¬

sellschaften bislang noch wenig valide bestimmbar sind, so scheint sich doch

anzudeuten, daß der Unterstützung von Gemeinschaftsbildung im sozialen

Nahraum im Prozeß sozialer Integration absehbar eine hervorgehobene Rolle

zukommt. Die Möglichkeiten einer Redefinition des Lokalen (Beck 1997 b) und

einer „Pädagogik der Milieubildung" (Böhnisch 1994, S. 226) sind neu zu disku¬

tieren. Der Begriff „Milieu", „ein alltagsstrukturiertes Konstrukt, mit dem vor

dem Hintergrund der postmodernen Individualisierungsprozesse ein Zugang
zur Neuformierung sozialintegrativer Prozesse aus der lebensweltlichen Sub¬

jektperspektive her erschlossen werden kann" (Böhnisch 1994, S. 213), verweist

damit zentral auf den Umstand, daß auch und gerade in einer hochfunktionalen

und ausdifferenzierten Gesellschaft die Menschen auf sozial, kulturell und emo-
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tional verläßliche lebensweltliche Strukturen angewiesen sind (vgl. auch Haber¬

mas 1981). Entscheidend in Abgrenzung zum traditionalen Gemeinschaftsbe¬

griff ist, daß moderne Gemeinschaften immer inszenierte, aktiv hergestellte Ge¬

meinschaften sind und nicht solche, in die man hineingeboren wird bzw. in die

man sich durch räumliche Nähe ungefragt einordnet.

Unabhängig von aller berechtigten Skepsis gegenüber dieser Perspektive
und der hierüber neu entflammten Glorifizierung von Solidarität und „Wir-Ge-

fühlen" ohne Reflexion der institutionell gebundenen Vergesellschaftungsfor¬
men und mit zurückhaltender Vorsicht gegenüber der Neubelebung theoretisch

noch nicht durchdeklinierter Codes und Sprachspiele ist für eine Stärkung le¬

bensweltnaher Handlungsansätze zu plädieren. „Sozialpädagogische Milieubil¬

dung" als eine Antwort auf die Entnormalisierungen und Enttraditionalisierun-

gen der modernen bürgerlichen Gesellschaft und die traditionell nicht mehr

abgestützten Suchbewegungen nach lebensweltlichen Rahmungen und Kontin-

genzen, und nicht verstanden als Entlastung des Staates aus seiner sozialpoliti¬
schen Gesamtverantwortung, impliziert die kritisch-reflexive Einbindung von

lebensweltnahen sozialpädagogischen Angebotsformen und methodischen Set¬

tings. Die Geschichte der sozialpädagogischen Methodendiskussion und Metho¬

denentwicklung warnt jedoch vor einer allzu vorschnellen Globalisierung und

Glorifizierung dieser Perspektive, denn auch die lebensweltnahen Ansätze un¬

terliegen der Gefahr, sich in praktischer Werkelei zu ergehen und sich in den

Fallstricken der zum Teil unbeabsichtigten Nebenwirkungen ihres Tuns selbst

„zu Fall zu bringen" bzw. die systemisch induzierten Verfremdungen lebenswelt¬

licher Netzwerke zu unterschätzen oder gar zu übersehen. Nähe zu den Klien¬

tinnen und Klienten und ihren Problemen ist ein notwendiges, keineswegs aber

hinreichendes Kriterium für die Qualität sozialpädagogischer Intervention. Zu¬

gänglichkeit und Akzeptanz mögen die Sozialpädagogik adressatennäher aus¬

buchstabieren, gleichwohl ist damit noch nicht entschieden, ob sich die „neue

Nähe" auch für die betroffenen Subjekte auszahlt. Dennoch: Theoretisch über

die Reflexion der gegenwärtigen gesellschaftlichen Entwicklungen gerahmt und

über eine Reformulierung der Wissensbestände der Sozialpädagogik fundiert,

werden lebensweltnahe Handlungsansätze zukünftig möglicherweise nicht

mehr nur Ausnahmestrategien für besonders belastete Zielgruppen darstellen,

sondern in die „Normalangebote" Sozialer Arbeit eingehen.
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Christian Lüders

Das Programm der rekonstruktiven

Sozialpädagogik
Eine Kritik seiner Prämissen undAnmerkungen zu einigen
Unterschieden zwischen sozialpädagogischem Handeln und Forschen

Anfang der neunziger Jahre erschöpfte sich die Debatte um die Professionalisie¬

rung in der Sozialarbeit und Sozialpädagogik in ihrer seit den siebziger Jahren

vertrauten Form. Allerdings ist dabei keineswegs eine Leerstelle entstanden. Im

Gegenteil, bei genauer Hinsicht zeigt sich, daß es gleich zwei Diskurse gibt, die

nach eigenem Selbstverständnis den Faden aus einer neuen Perspektive wieder

aufnehmen:zum einen die Diskussionen und Arbeiten zum Dienstleistungskon¬

zept, wie sie vor allem in Bielefeld und seinem Umfeld vorangetrieben werden;

zum anderen der Diskurs, der sich unter dem Stichwort „rekonstruktive Sozial¬

pädagogik" entwickelt. Bislang haben diese beiden Diskurse so gut wie keine

Berührungspunkte. In einem ersten, vorläufigen Zugriff lassen sie sich folgen¬

dermaßen kontrastieren: Der Schwerpunkt der Dienstleistungsdebatte liegt auf

der Frage, wie die organisatorischen bzw. institutionellen Strukturen - z.B. in den

Ämtern, im Verhältnis zwischen freien und öffentlichen Trägem - so gestaltet
werden können, daß fachlich angemessen auf die Nachfragen der Adressaten/-

innen geantwortet werden kann.1 Im Kern geht es um „Organisationskonfigura¬
tionen" (Flösser 1994, S. 162). Deshalb auch die große Aufmerksamkeit, die den

Vorschlägen für ein neues Steuerungsmodell in der kommunalen Verwaltung,

den verschiedenen Organisationsberatungsansätzen und Managementkonzep¬

ten, Qualitätssicherungsstrategien u.a. entgegengebracht wird (vgl. hierzu

Flösser/Schmidt in diesem Heft). - Ein ganz anderer Zugang wird von den

Protagonisten/-innen rekonstruktiver Sozialpädagogik beschritten. Sie konzen¬

trieren sich vornehmlich auf die Struktur bzw. Logik sozialpädagogischen Han¬

delns. Ausgehend von den in den letzten Jahren erzielten Fortschritten im Be¬

reich qualitativer Sozialforschung, fragen sie nach den Möglichkeiten, wie die in

der Ausbildung für qualitative Forschung erwerb- und einübbaren Kompeten¬

zen, Erfahrungen und Perspektiven auch für die sozialpädagogische Praxis ge¬

winnbringend genutzt werden können. Biographietheoretische Ansätze sowie

Konzepte des Fremdverstehens und der Fallanalyse übernehmen in diesen

Überlegungen eine argumentative Brückenfunktion. Mit ihrer Hilfe wird nach

Analogien und Stmkturähnlichkeiten zwischen Forschungspraxis bzw. der Aus-

1 Diese Charakterisierung des Dienstleistungskonzepts entspricht weitgehend dem aktuellen

Diskussionsstand. Der Sache nach ist sie insofern ein wenig irreführend, als sich das Konzept

selbstverständlich nicht nur auf die organisatorischen und institutionellen Dimensionen sozi¬

alarbeiterischer und sozialpädagogischer Praxis beziehen kann, sondern auch weitreichende

Implikationen für das praktische Handeln hat. Allerdings wird dieser zweite Aspekt in der

aktuellen bundesdeutschen Diskussion bislang weitgehend vernachlässigt.

ZXPäd, 39. Beiheft
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bildung dafür und pädagogischer Berufspraxis gesucht, die eine Übertragung

entsprechender Fähigkeiten zum Zweck einer methodisch reflektierteren und

bewußteren Handlungspraxis ermöglichen könnten.

Im folgenden wird dieser Ansatz näher betrachtet. Dies geschieht insbeson¬

dere vor dem Hintergrund, daß die in der Diskussion um rekonstraktive Sozial¬

pädagogik immer mitschwingende Frage nach der Logik sozialpädagogischen
Wissens und Handelns lange Zeit vernachlässigt wurde. Femer gilt es, die in

dieser Diskussion formulierten weitreichenden Erwartungen an qualitative -

oder besser: rekonstruktive - Methoden bzw. die Ausbildung für diese vor allem

unter dem Gesichtspunkt ihrer Grenzen zu diskutieren. Dabei sind überzogene

Ansprüche und nichteinlösbare Erwartungen frühzeitig zu erkennen und abzu¬

wehren. Zunächst werden das Programm und die unterschiedlichen Ansätze, die

sich derzeit unter dem Etikett „rekonstruktive Sozialpädagogik" versammeln,

in ihren wesentlichen Grandzügen nachgezeichnet (1). Sodann werden die für

diesen Zugang zentralen Prämissen der Wahlverwandtschaft zwischen sozial¬

pädagogischer Berufspraxis und Forschungspraxis herausgearbeitet (2) und an¬

schließend hinsichtlich ihrer Tragfähigkeit diskutiert (3).

1. Das Programm der rekonstruktiven Sozialpädagogik

Wenn man vom Programm einer „rekonstruktiven Sozialpädagogik" spricht,

wird ein Etikett verwendet, bei dem man nicht sicher sein kann, ob und inwie¬

fern es alle Beteiligten akzeptieren. „Rekonstruktive Sozialpädagogik" war und

ist zunächst nicht mehr als der Titel eines Sammelbandes (Jakob/Wensierski

1997). Die Berechtigung, den Titel dieses Buchs als eine allgemeine Bezeich¬

nung für einen sich abzeichnenden Diskurs zu verwenden, ergibt sich daraus,

daß nahezu alle einschlägigen VertreterAinnen dieses Programms (selbstver¬

ständlich neben anderen) in diesem Band vertreten sind und, so darf man unter¬

stellen, deshalb vermutlich auch keine grundsätzlichen Bedenken gegen dieses

Etikett haben dürften.2

Aus der Sicht der Herausgeber zielt der „Begriff der Rekonstmktiven Sozi¬

alpädagogik auf den Zusammenhang all jener methodischen Bemühungen im

Bereich der Sozialen Arbeit, denen es um das Verstehen und die Interpretation

der Wirklichkeit als einer von handelnden Subjekten sinnhaft konstruierten und

intersubjektiv vermittelten Wirklichkeit geht. Der Begriff der Rekonstruktion

verweist dabei auf die immer schon vorgängig stattgefundenen Konstruktionen

- eben die Vorstrukturiertheit - sozialer Wirklichkeit, die es verstehend und in¬

terpretierend zu analysieren gilt" (Wensierski/Jakob 1997, S.9). Gemeinsam ist

den auf diese Weise zusammengefaßten, in wesentlichen Details jedoch durch¬

aus unterschiedlichen Zugängen und Vorschlägen,daß sie aufzentrale und kon¬

stitutive Momente sozialpädagogischer Professionalität bzw. Kompetenz zielen.

Zugleich ist darauf hinzuweisen, daß das Programm keineswegs auf die Sozialpädagogik be¬

schränkt ist. Vor allem die Arbeiten von D. Nittel und R. Völzke zu den Möglichkeiten bio¬

graphischer Gespräche und des Einsatzes von Interpretationswerkstätten in der Erwachsenen¬

bildung machen deutlich, daß dies ein Zugang ist, der auch für andere pädagogische

Teildisziplinen von Bedeutung sein könnte (vgl. z.B. Nittel 1995; 1997; Nittel/Völzke 1993).



Lüders: Das Programm der rekonstruktiven Sozialpädagogik 205

Es wird angenommen, daß rekonstruktive Forschungskonzepte in der Lage sei¬

en, bisherige Leerstellen bei der Ausbildung und Durchsetzung sozialpädagogi¬
scher Fachlichkeit auszufüllen. Sieht man sich die jeweiligen Vorschläge jedoch

genauer an, lassen sich markante Unterschiede ausmachen. Diese beziehen sich

zum einen auf die Konstitution des Gegenstandes (l),zum anderen auf das Ver¬

ständnis von Methode (2).
(1) Im Mittelpunkt des oben zitierten Definitionsversuchs von Wensierski/

Jakob steht ein Verständnis von Sozialpädagogik, das im Sinne von A. Schütz

die forschenden und pädagogisch-praktischen Verstehens- und Interpretations¬

prozesse von Fällen als Rekonstruktionen zweiter Ordnung versteht, weil diese

auf immer schon vorgängigen Konstruktionen der Lebenswelt, also ihren

Selbst- und Fremdbildern, basieren. Damit wird zunächst, der Tradition der So-

zialphänomenologie und des Symbolischen Interaktionismus folgend, die ge¬

samte soziale Wirklichkeit zum potentiellen Gegenstand pädagogischen Fall¬

verstehens. Die Grundlage rekonstruktiver Sozialpädagogik ist so gesehen
zunächst ein erkenntnistheoretisches Konzept, das seine spezifische sozialpäd¬

agogische Fokussierung dadurch erhält, daß bestimmte institutionalisierte Aus¬

schnitte der Wirklichkeit - also z.B. jene durch das Kinder- und Jugendhilfe¬

gesetz (KJHG) kodifizierten Praxisfelder und institutionellen Zuständigkeiten
oder jene durch die Disziplin und Profession als zentral definierte Arbeitsfor¬

men und Praxiskonzepte - vorrangig Gegenstand des disziplinaren Blicks sind.

Dieser breiten Bestimmung des Gegenstandsfeldes rekonstruktiver Sozial¬

pädagogik entsprechen Ansätze, die de facto das gesamte Universum pädagogi¬
scher Praxis in das Zentrum der verstehenden Aufmerksamkeit rücken. In den

Formulierungen ist dann von der Lebenswelt der Adressaten/-innen, von den

pädagogischen Situationen oder den Sinnentwürfen der Beteiligten die Rede.

So argumentiert beispielsweise Fuhs (1997, S.134): „Für die pädagogische Pra¬

xis könnten dann qualitative Methoden eine Möglichkeit sein, sich immer wie¬

der neu mit Situationen auseinanderzusetzen, sich gleichsam als ,fremd' zu erle¬

ben und den sozialen Sinn der Menschen, mit denen ein Pädagoge, eine

Pädagogin umgeht, besser zu verstehen" (Hervorhebung hinzugefügt).

Derartigen Bestimmungen stehen Konzeptionen zur Seite, die den Gegen¬

stand rekonstruktiver Sozialpädagogik erheblich einschränken. In den meisten

Fällen rücken dabei die Biographien der Adressaten/-innen in den Mittelpunkt
des Interesses. So argumentiert z.B. Nittel (1994, S. 158): „Weil der Praktiker in

nahezu jedem Bereich der Sozialen Arbeit in Situationen gerät, in denen sein

Klient entweder selbst zu Formen der lebensgeschichtlichen Selbstthematisie¬

rung greift oder durch den Professionellen hierzu angehalten wird, ergibt sich

die Notwendigkeit, damit reflektierter bzw. auf wbsenschaftlicher Grundlage um¬

zugehen." Vor diesem Hintergrund werden Biographien, „lebensgeschichtliche

Selbstthematisierungen", „Berichte über Schlüsselerlebnisse und wichtige Wei¬

chenstellungen im eigenen oder im Leben nahestehender Personen, dazu Be¬

schreibungen innerer Zustände und sozialer Beziehungen in früheren Le¬

bensphasen sowie theoriegeleitete Alltagsdeutungen, warum es ,so und nicht

anders gekommen ist'" (a.a.O., S. 155), zum konstitutiven Gegenstand rekon¬

struktiver Sozialpädagogik.
Nicht weit von diesen Überlegungen entfernt, wenn auch in ganz anderem

Zusammenhang entstanden,ist das von Mollenhauer/Uhlendorff (1992; 1995)
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entwickelte Konzept der „Lebensthemen" (s. auch Uhlendorff 1997a; 1997b).
Im Mittelpunkt steht dabei das Interesse, neben den psychologischen und medi¬

zinischen Konzepten ein genuin sozialpädagogisches Verständnis von Diagnose
auszuarbeiten. Auf der Basis „schwach strukturierter Gespräche/Interviews"

(1992, S. 29), „die zwar wesentliche Anregungen aus der qualitativen Sozial¬

forschung, beispielsweise dem narrativen Interview, dem Tiefeninterview, den

Variablen' der Gesprächspsychotherapie mit [einbeziehen],im ganzen aberkeine
dieser theoretisch stilisierten Formen realisieren [sollen]" (ebd.), sollen fallbezo¬

gen die jeweiligen Lebensthemen und Tätigkeiten herausgearbeitet werden. Le¬

bensthemen können dabei als eine Art biographischer roter Faden verstanden

werden. In ihren Analysen unterscheiden Mollenhauer/Uhlendorff u.a. zwi¬

schen leibbezogenen, Beziehungs- und Ich-Entwurfs-Themen, da sich mit ihnen

„auch Anregungen, Hilfen, Interventionen verbinden lassen, die sich möglichst
dicht auf diese Probleme beziehen" (S.60ff.). Lebensthemen manifestieren sich

in Gesprächsäußerungen, aber auch in Tätigkeiten, über die berichtet wird bzw.

die stattfinden. Diese sind schließlich auch der Ansatzpunkt für pädagogische
Interventionen.

Noch enger wird der Gegenstandsbereich definiert, wenn man mit Schütze

(1994, S. 195) die „Erleidensprozesse von Problembetroffenen" in den Mittel¬

punkt des fallverstehenden Interesses rückt. Hintergrund hierzu bildet das von

A. Strauss und B. Glaser schon in den sechziger Jahren entwickelte Konzept
der „trajectory" bzw. der Verlaufskurve (vgl. Strauss 1993, S.52f£; Rie-

mann/Schütze 1991;Soeffner 1991):

„Der soziale und biographische Prozeß der Verlaufskurve ist durch Erfahrungen immer schmerz¬

hafter und auswegsloser werdenden Erleidens gekennzeichnet: die Betroffenen vermögen nicht

mehr aktiv zu handeln, sondern sie sind durch als übermächtig erlebte Ereignisse und deren Rah¬

menbedingungen getrieben und zu rein reaktiven Verhaltensweisen gezwungen. Im Laufe der ver¬

hängnisvollen Verkettung von Ereignissen werden sich die Akteure untereinander und auch sich

selbst gegenüber fremd; sie reagieren irritiert, gereizt, verständnislos aufeinander, und sie sind

erschrocken und traurig über ihr unerklärliches eigenes Verhalten. [...] Die Betroffenen reagieren
auf die immer wieder eintretenden widrigen Ereignisse von Mal zu Mal unangemessener [...], und

diese eigenen Aktivitätsbeiträge der Betroffenen verschärfen noch die Erleidens-, Niedergangs¬
und Auflösungsmechanismen der Verlaufskurve. Das Verhängnis nimmt jetzt einen quasi-automa-
tischen Verlauf; es ist für die Betroffenen überhaupt nicht mehr vorstellbar, daß der Gang der

Ereignisse von ihnen beeinflußt oder gar kontrolliert werden könnte; und folglich werden sie in

ihren Lebensorientierungen immer mutloser und in ihren Lebensaktivitäten immer passiver"

(Schütze 1995, S. 126).

Eine dritte Form der Definition des Gegenstandsbereichs rekonstruktiver So¬

zialforschung bietet der Entwurf von Haupert/Kraimer (1991). Ihr Konzept der

„Fallbesprechungsmethode" ist eine Kombination aus dem von Oevermann

(1993) entwickelten Verfahren der „objektiven Hermeneutik" (vgl. auch Oever¬

mann et al. 1979) und dem schon vorgestellten Konzept der Verlaufskurve auf

der Basis narrationsstruktureller Analysen von F. Schütze. „Mit dem Verfahren

der objektiven Hermeneutik läßt sich der Zusammenhang zwischen objektiver
und subjektiver Bedeutungsstruktur auf der strukturellen Ebene herausarbei¬

ten und generalisierende Strakturaussagen treffen. Mit dem Verfahren des

narrativen Interviews wird das typologische Verstehen individueller Fälle er¬

möglicht, strukturell gewonnene Aussagen können in idealtypische Problemlö¬

sungsstrategien eingebettet werden" (Haupert/Kraimer 1991, S. 114). Die Auto-
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ren bezeichnen ihr Konzept als „dialektisches Paradigma", weil „die Berück¬

sichtigung der Wechselwirkung zwischen dem interpretativen Geschehen des

Alltags und seinen objektiven Rahmenbedingungen" (ebd.) zentral für das Vor¬

gehen sei.3

(2) Neben diesen unterschiedlich weiten Definitionen des Gegenstandsfel¬
des lassen sich erhebliche Unterschiede in der Art und Weise erkennen, wie die

im Rahmen rekonstruktiver Sozialforschung entwickelten Konzepte für die so¬

zialpädagogische Praxis relevant werden sollen. Versucht man diese zu systema¬

tisieren, entsteht ein Spektrum von Vorschlägen, bei dem auf der einen Seite die

mehr oder weniger unmittelbare Anwendung von Forschungsverfahren in der

sozialpädagogischen Praxis propagiert wird. Am anderen Ende des Spektrums
sind Vorschläge zu verorten, die sehr viel vorsichtiger von der Nützlichkeit eines

im Rahmen von Forschungserfahrungen entwickelten Habitus für die sozialpäd¬

agogische Praxis sprechen.
Ein Beispiel für die erste Position enthalten die Überlegungen von Schrö¬

der (1995) über die Bedeutung von Feldforschung in Jugendkulturen. Ausge¬
hend von einem ethnologischen Verständnis von Feldforschung im Sinne „einer

Auseinandersetzung zwischen ,Eigenem und Fremden'" (S. 560), wendet Schrö¬

der dieses Verständnis auch auf die eigene Kultur und dabei insbesondere auf

den Umgang mit Jugendkulturen an: „Insofern können wir die Ethnologie beer¬

ben, wenn wir uns in unserer Kultur mit Teilkulturen beschäftigen, die sich von¬

einander abgrenzen und sich ein Stück fremd sind. Wenn ich mit Jugendlichen
aus bestimmten Szenen spreche, deren Einstellungen und Verhaltensweisen mir

fern stehen, dann spielt die Differenz zwischen ,Eigenem und Fremden' eine

wichtige Rolle" (ebd.). Vor dem Hintergrund dieser Deutung des Jugendarbei¬
ters als Fremden gegenüber Jugendszenen liegt es nahe,Jugendliche zum Gegen¬
stand von Feldforschung zu machen: „Nun muß es gerade für Personen, die Ju¬

gendlichen ein Angebot in irgendeiner Form von Jugendarbeit machen wollen,

sehr wichtig sein, die Lebenswelt der Jugendlichen und deren kulturelle Vorstel¬

lungen kennenzulernen und zu verstehen. Ich meine, man kann dieses Kennen-

und Verstehenlernen nur zu einem Teil mit Hilfe von Büchern bewerkstelligen
und sollte es durch Feldforschung vor Ort ergänzen" (S.561; Hervorhebungen
im Original). Was folgt, sind unter Rückgriff auf die Arbeiten von Devereux

(1976) eine Diskussion des Zusammenhangs von Methode und Analysegegen¬
stand und eine knappe Beschreibung des methodischen Vorgehens (S.566fl).
Mit anderen Worten, hier wird von einer weitgehenden Übertragbarkeit von

Forschungsverfahren in die Praxis ausgegangen. Auch Fuhs (1997, S. 134) erwägt,
Methoden qualitativer Sozialforschung „nicht nur als Instmmente der For¬

schung" zu verstehen, sondern sie „im Hinblick aufihren Wert für die pädagogi¬
sche Praxis" zu vermitteln und zu erproben.

Es ist hier nicht der Ort, diesen Ansatz in seinen methodologischen Voraussetzungen zu disku¬

tieren. Angemerkt sei nur, daß hier zwei völlig unterschiedliche Methodologien mit - und dies

ist entscheidend - inkompatiblen epistemologischen Prämissen und Gegenstandsdefinitionen
kombiniert werden, so als ob diese sich einfach gegenseitig erganzen wurden. Meines Erach-

tens werden hierbei die Konzepte von Oevermann und Schutze pragmatisch verkürzt und

ihrer theoretischen Vorannahmen vollständig beraubt.
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Eine eher unentschiedene, an den entscheidenden Stellen auch nicht immer

klar ausformulierte Position nehmen Haupert/Kraimer (1991) ein. Ausgehend

von einem „doppelten Theoriedefizit" der Sozialpädagogik, nämlich dem

„Mangel an einer eigenständigen, wissenschaftlichen Fundierung im Bereich

von Lehre und Forschung" und „dem damit einhergehenden Mangel an wissen¬

schaftlicher Orientierung ihrer Absolventen bzw. Praktiker", diagnostizieren sie

nicht nur eine theoretische und disziplinare Heimatlosigkeit der Sozialpädago¬

gik/Sozialarbeit (S.106), sondern auch Begründungs- und Legitimationskrisen,
berufliche Verunsicherungen und eine „fehlende Ausprägung eines professio¬

nellen Habitus" (S.107). Das von ihnen vorgeschlagene und schon erwähnte

„dialektische Paradigma" verstehen sie als Ausweg aus diesen Defiziten. Aller¬

dings enthält ihr Text eine Reihe von Formulierungen, bei denen nicht eindeutig

zu entscheiden ist, ob und inwiefern sich ihr Plädoyer für eine „verstärkte und

gezielte Nutzbarmachung empirisch-qualitativer Methoden" (ebd.) nur auf die

Ausbildung bzw. Fort- und Weiterbildung bezieht, sondern auch auf die Praxis.

Ein Beispiel dafür ist der dritte Abschnitt des Textes, in dem „stellvertretende

Deutung und typologisches Fallverstehen als Modus sozialpädagogischen Den¬

kens und Handelns" (S.114ff.) vorgestellt werden. Auch wenn in den Schlußbe¬

merkungen wieder auf das Studium, die Ausbildung eines eigenen Habitus und

die Notwendigkeit einer „arteigenen Lehr-Lern-Forschung" (S. 117) Bezug ge¬

nommen wird, so ist die Argumentation keineswegs stringent auf diese Aspekte

konzentriert. Vor allem, weil an keiner Stelle gesagt wird, ob und inwiefern das

in der Ausbildung eingeübte „dialektische Paradigma" samt objektiver Herme¬

neutik und narrativem Interview auch in der beruflichen Praxis Anwendung

finden kann, weil also die Differenz zwischen handlungsentlastetem Einüben

und problemlösungsbezogenem Praktizieren nicht thematisiert wird, entsteht

unweigerlich der Eindruck, daß das vorgeschlagene Konzept nicht nur in der

Ausbildung, sondern auch in der Praxis Anwendung finden könnte.

Eindeutiger im Vergleich dazu sind Positionen, die von Beginn an die Diffe¬

renzen zwischen Praxis und Wissenschaft bzw. Forschung mitdenken. Kenn¬

zeichnend für diese Positionen ist, daß aus ihrer Sicht „Methoden rekonstrukti¬

ver Sozialforschung nicht einfach in die Praxis transformiert werden können"

(Jakob 1998, S.215). Soweit zu sehen, gibt es derzeit zwei Antworten, wie den¬

noch rekonstraktive Sozialforschung für sozialpädagogische Berufspraxis rele¬

vant werden könnte. Beide Antworten lenken den Blick vor allem auf die Aus¬

bildung, also das Studium; ihr Unterschied begründet sich darin, daß die einen

eher den Aspekt der Wissensvermittlung betonen, während die anderen eher

auf die Ausbildung eines ethnographischen Habitus setzen. Allerdings werden

beide Positionen nicht selten vermengt.

Eine Vertreterin für die erste Position ist Friebertshäuser (1996). Für sie

liegt der Nutzen der Feldforschung für pädagogisches Handeln in dem Erwerb

eines „mehrperspektivigen [sie!] Orientierungswissens über eine uns fremde

Kultur" (S.77). Ausdrücklich betont sie, daß man sich auch „von der Vorstellung

einer unmittelbaren Anwendbarkeit von Feldforschungsergebnissen für die

pädagogische Praxis [...] vermutlich verabschieden" müsse (S. 83). Feldfor¬

schung liefere primär „Grundlagen- und Hintergrundwissen" (ebd.), das aller¬

dings insofern von besonderer Relevanz für die sozialpädagogische Praxis sei,

als sowohl für Feldforschung als auch für die Praxis das Verstehen fremder Le-
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bensweiten zentral sei: „Die methodischen Verfahren [der Feldforschung] zielen

darauf ab, Lebensstil und Habitus der Individuen in einer erforschten Lebens¬

welt und Kultur kennen- und verstehen zu lernen. Gerade in der pädagogischen
Arbeit nimmt das Verstehen eine zentrale Position ein" (S.78).

Was sich in den zuletzt zitierten Formulierungen schon andeutet, wird ande¬

renorts zum zentralen Aspekt: die Ausbildung eines spezifischen Habitus über

die praktische Einübung in die Methodologie rekonstruktiver Sozialforschung.

Der wichtigste Protagonist dieser Position ist Schütze. Neben seinen eigenen

Arbeiten (1993; 1994; 1996) liegen mittlerweile zahlreiche Beiträge vor, die

mehr oder weniger direkt von ihm beeinflußt wurden oder die sich auf ihn beru¬

fen (Glinka 1997; 1998; Jakob 1998; Nittel 1994; Schumann 1997). Entschei¬

dend für diesen Zugang ist, daß nicht die Anwendung von Forschungsverfahren
oder die Erzeugung von Wissensbeständen im Mittelpunkt des Interesses ste¬

hen, sondern die Ausbildung einer „metamethodischen" Sichtweise, die Schütze

als „ethnographischen Erkenntnisstil" bezeichnet. Geprägt ist dieser von der

Annahme, daß „die soziokulturelle Realität der Problembetroffenen, die wir als

Forscher oder professionell Handelnde erkunden, grundsätzlich unseren eige¬

nen praktisch eingelebten Betrachtungsweisen fremd [ist]" (Schütze 1994,

S.231). Um dennoch zu einem dem jeweiligen Fall angemessenenen Verständnis

zu gelangen, ist eine „verfremdende naturalistische Betrachtungsweise" zu

wählen, „die alle Vorannahmen und Teilwissensbestände des Hörensagens

auszuklammern bestrebt ist und die sequenziellen Verhältnisse, Gegensatz¬

anordnungen und Identitätswandlungen in den Blick nimmt" (S.231 f.).

Von entscheidender Bedeutung für das Verständnis rekonstruktiver Sozial¬

pädagogik ist die Annahme einer Wahlverwandtschaft zwischen dem in dieser

Weise beschriebenen ethnographischen Blick in der Forschung und der Haltung

von praktisch handelnden SozialpädagogenAinnen und Sozialarbeitern/-innen.

Die ethnographische Erkenntnishaltung sei der Sozialen Arbeit „erkenntnislo¬

gisch inhärent" (S.263), und es komme nur darauf an, „das zu Bewußtsein [zu]

bringen, explikationsfähig und sicherlich auch methodisch zünftig [zu] machen,

was als Erkenntnispotential in der Praxis der Sozialen Arbeit angesichts der

Konfrontation mit essentiell fremden Lebenssituationen und angesichts der Er¬

kenntnislogik der drei grundlegenden Interventionsformen der Bildung, der so¬

zialen Therapie und der sozialen Dienste bzw. der Gestaltung von Lebenssitua¬

tion immer schon faktisch angelegt ist und von sensiblen und umsichtigen

Sozialarbeiterinnen auch immer schon .irgendwie' (und erstaunlich verständnis¬

findig und handlungsmächtig) beachtet worden ist und wird" (ebd.; ausführli¬

cher zu den Interventionsformen S. 258f£).

2. Die These von der Wahlverwandtschaft

Den hier vorgestellten Zugängen ist gemeinsam, daß sie - wenn auch auf unter¬

schiedlichen Wegen - eine Verbesserung der professionellen Beschreibung, Re¬

konstruktion und Analyse der „Weltsicht und Lebensperspektive der Problem-

betroffenen" (Schütze 1994, S.194) in der beruflichen Praxis anstreben. Dies

soll mit Hilfe wissenschaftlich fundierter Verfahren und vor dem Hintergrund

einer spezifischen Erkenntnishaltung geschehen. Ziel ist es, „die klientenbezo-
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gene Arbeit auf eine solide sozialwissenschaftliche Grundlage" (Nittel 1994,

S. 175; im Original kursiv) zu stellen.

Dabei gehen alle ernstzunehmenden Ansätze davon aus, daß es zwischen

Wissenschaft bzw. Forschung und Berufspraxis keine glatten Übergänge gibt.4
Gleichsam überbrückt werden diese Differenzen durch die These von den Wahl¬

verwandtschaften zwischen rekonstruktiver Forschung und sozialpädagogischer
Praxis. Daneben werden die unterschiedlichen institutionellen Rahmenbedin¬

gungen zwischen Forschung und beruflicher Praxis in den Mittelpunkt der Auf¬

merksamkeit gerückt. Gefragt wird also, wie die arbeits- und zeitintensiven Ver¬

fahren rekonstruktiver Sozialforschung so abgekürzt werden könnten, daß sie in

der beruflichen Praxis eingesetzt werden können, ohne daß sie dabei bis zur

Unkenntlichkeit verstümmelt werden.

Für die These von den Wahlverwandtschaften wird in der Literatur eine gan¬

ze Reihe von Argumenten mobilisiert. So wird z.B. darauf hingewiesen, daß die

Basis von rekonstruktiver Forschung und sozialpädagogischer Praxis Verste-

hensprozesse seien. Andere betonen, daß die professionelle sozialpädagogische
Praxis gar nichts anders könne, als sich mit den Biographien ihrer Adressaten/-

innen auseinanderzusetzen. Aus dieser Sicht agieren PraktikerAinnen selbst

dann, wenn sie dies gar nicht beabsichtigen, als „laienhafte Biographieforscher"
(Nittel 1994, S. 156). Nicht selten wird diese Argumentation dadurch untermau¬

ert, daß im Rückgriff auf die Casework-Tradition der Sozialarbeit auf Klassiker

wie z.B. Mary Richmonds „Social Diagnosis" verwiesen wird (Schumann 1997,
S. 662 f.; Schütze 1994, S. 196 ff.).

Eine dritte Form der Begründung der Wahlverwandtschaften argumentiert
mit der Ähnlichkeit der Erkenntnishaltung. Vor allem Schütze (1994, S. 192)
betont, daß die „die soziale Fallarbeit wissenschaftlich fundierende Fallanalyse
in ihren Erkenntnisprinzipien und in ihrer Erkenntnishaltung ethnographisch"
sei. Behauptet wird also, daß der fallbezogenen sozialen Berufspraxis und der

einzelfallbezogenen Forschung ein im Kern identischer Habitus zugrunde liegt.

Ausgebildet werden kann dieser Habitus durch die Einübung von Verste-

hensprozessen z.B. durch die Teilnahme an fremden Lebenslagen und -formen,
durch den methodisch kontrollierten Umgang mit biographischen Materialien

bzw. durch die Ausbildung eines ethnographischen Blicks im Rahmen von For¬

schungsprojekten. In jedem Fall liegt der Anspruch zugrunde, daß „im Verlauf

von derartigen Lernarrangements Deutungskompetenzen grandgelegt und ba¬

sale Wissensbestände des Interpretierens erweitert [werden], die auch in der

(sozial)pädagogischen Praxis zur Anwendung kommen" (Jakob 1998, S.214).
Derartige Lehrveranstaltungen firmieren unter unterschiedlichen Bezeichnun¬

gen. Da ist von „Interpretations- und Forschungswerkstätten" die Rede (Rie-
mann/Schütze 1987;Riemann 1991; Schütze 1993, S.205ff), von „Forschungs¬
seminaren" (Jakob 1998, S. 204 ff.), von „Innovationswerkstätten" (Glinka

Genaugenommen ist diese Gegenüberstellung insofern unzureichend, als auch die Ausbildung
als ein eigener Sinnbereich zu konzipieren wäre. Das Einüben qualitativer Forschungsmetholo-
gien, z.B. in Lehr-Lern-Projekten und Interpretationswerkstätten, ist trotz der u.U. gewinnbrin¬
genden Einsichten im Detail noch nicht Forschung, sondern die Ausbildung dazu (vgl. Jakob

1998, S.213; Lüders 1989, S. 222ff.).
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1997), von „forschendem Lernen" (Friebertshäuser 1996, S.79; Schumann

1997,S.671) u.a.

Hinsichtlich der Unterschiede des praktischen Einübens von Forschungs¬

strategien bzw. den entsprechenden Erkenntnishaltungen einerseits und der be¬

ruflichen Praxis andererseits überwiegen die Hinweise aufdie unterschiedlichen

Ressourcen, vor allem im Hinblick auf Zeit und Personal. So weist z.B. Frie¬

bertshäuser (1996, S. 83) daraufhin, „daß das methodische Vorgehen ethnogra¬

phischer Feldforschung zur Erschließung sozialer Lebenswelten arbeitsintensiv

und zeitaufwendig" sei. Dementsprechend erkennen die meisten Beiträge in der

Entwicklung von Abkürzungsstrategien die zentrale zukünftige Herausforde¬

rung für die rekonstruktive Sozialpädagogik (vgl. z.B. Schumann 1997, S.673).
Soweit zu sehen, hat allein Schütze bislang ein Konzept vorgelegt, in dem zu¬

mindest ansatzweise sichtbar wird, was darunter zu verstehen ist. Für ihn besteht

Abkürzung „im ganzheitlichen Sehen zugrundeliegender Muster von Problem¬

konstellationen und Prozeßentfaltungen" (Schütze 1994, S. 283). Wenn vermie¬

den werden soll, daß wissenschaftliche Forschungsverfahren technokratisch ver¬

kürzt in der sozialen Praxis eingesetzt werden, bedarf es einer Kompetenz, die

die „wesentlichen Bestimmungsmerkmale der wissenschaftlich-ethnographi¬
schen Sichtweise auch in der Praxissphäre der konkreten Berufsarbeit" durch¬

hält (S.284).

„Solche Eigenschaften sind: die genaue Betrachtung von Primärmaterial und das szenische Erfas¬

sen seines Repräsentationssystems; die kontextuell-sequenzielle Analyseeinstellung und die Offen¬

heit dafür, sich im Analyseprozeß durch die Logik der Prozeßentfaltung im Medium der empiri¬

schen Textmaterialien leiten zu lassen; die Empfänglichkeit für höherprädikative Symbolisierungen
und Modalitäten,welche die alltäglichen Verrichtungen transzendieren, und für strukturelle Wider¬

sprüche und Paradoxien im Handlungstableau;die pragmatische Brechung aller Symbolisierungen
und Selbsttheoretisierungen der Klienten mit Bezug auf die sozialen Prozesse, in welche sie verwik-

kelt sind; die Beachtung der theoretischen Gesamtvarianz der Prozeßerscheinungen und der kon¬

trastiven Stellung der einzelnen Prozeßerscheinung in dieser bei der Auswahl der Analysebeispiele

sowie die nachträgliche Vergewisserung und Reflexion der eigenen Beobachtungen in prozeßdar¬

stellenden Berichten" (S. 284). Das „schnelle Gestaltsehen der zugrundeliegenden Muster sozialer

Prozesse durch Identifizierung und Ausdeutung von Schlüsselsymbolen" (S. 287) wird so zur zen¬

tralen Berufskompetenz.

3. Riskante Prämissen: Fremdheit und die Gemeinsamkeiten und

Differenzen zwischen Forschung und Praxis

Attraktiv ist das Programm der rekonstruktiven Sozialpädagogik vor allem, weil

in der Forschung bewährte Verfahren, mindestens aber erlern- und offensicht¬

lich einübbare Einstellungen zur Verfügung gestellt werden sollen. Während sich

die bisherige Professionalisierungsdebatte weitgehend auf mehr oder weniger

abstrakte Kompetenzen, institutionelle Rahmenbedingungen und allgemeine

Strakturprobleme sozialpädagogischen Handelns konzentrierte, verspricht das

Konzept der rekonstruktiven Sozialpädagogik eine Professionalisierung durch

den Einsatz erkennbarer und erprobter Handlungsstrategien bzw. durch das Er¬

lernen identifizierbarer, bewährter und praxisrelevanter Perspektiven gegen¬

über den AdressatenAinnen. Während zuvor erklärt wurde, daß Professionalität

sich aus dem Zusammenspiel von technischen, sozialen und reflexiven Kompe-
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tenzen, der gelungenen Balance zwischen allgemeinem Theoriewissen und indi¬

viduellem Fallbezug ergebe, wird nun das Verfahren des narrativen Interviews

mit Aushandlungsphase, Haupterzählung und Nachfrageteil inklusive erprobter

Auswertungsstrategie (vgl. z.B. Glinka 1997) und der korrekten Einstellung

gegenüber den Adressaten/-innen feilgeboten. Angesichts der nach wie vor be¬

stehenden Unsicherheit hinsichtlich des eigenen professionellen Status als Sozi-

alpädagogeAin bzw. Sozialarbeiter/-in und der spezifischen Kompetenzen und

Strategien muß schon die Hoffnung, daß man mit Hilfe von Forschungsmetho¬
den von den eigenen professionellen Defiziten erlöst werden könnte, bei allen

Beteiligten Neugier wecken.

Darüber hinaus ist es ein Charakteristikum des Ansatzes, daß er sich in ganz

auffälliger Weise um Ausbildungskonzepte konzentriert und - wie kein anderer

Beitrag zur Professionalisierungsdiskussion - mit konkreten Strategien, z.B. in

Form der Interpretationswerkstätten, Vorschläge für die Umsetzung des eige¬
nen Programms macht. Zu den wissenschaftssoziologisch bemerkenswerten, die

Attraktivität vermutlich noch steigernden Details gehört schließlich, daß die

Vorschläge nicht aus den Zentren der bisherigen Debatten kommen, sondern

eher von den Rändern, von außerhalb der Sozialpädagogik, nämlich der heute

überall hochgeschätzten, international renommierten Biographieforschung.
Das Konzept der rekonstruktiven Sozialpädagogik hat also etwas Verführeri¬

sches. Um so dringlicher stellt sich die Frage nach seiner Tragfähigkeit. Dabei

rücken aus meiner Sicht zwei Fragenkomplexe in den Mittelpunkt der Aufmerk¬

samkeit: Zum einen bedarf es einer Klärung des Gegenstandes, also der Frage,
wovon eigentlich die Rede ist, wenn von rekonstruktiver Sozialpädagogik ge¬

sprochen wird (1). Zum anderen läuft das Konzept m.E. Gefahr, zuviel zu ver¬

sprechen, weil die Differenz von Forschung und Praxis zu wenig berücksichtigt
wird (2).

(1) Selbst wenn man konzediert, daß das Etikett „rekonstruktive Sozial¬

pädagogik" keineswegs von allen verbindlich übernommen wird, ist gerade aus

einer disziplinaren Perspektive die Frage nach den theoretisch konstitutiven

Elementen der Gegenstandsdefinition von zentraler Bedeutung. Rekonstrukti¬

ve Sozialpädagogik müßte genauer rekonstruktive Praxis bzw. Umsetzung der

ethnographischen Sichtweise in den verberuflichten Feldern der Sozialpädago¬

gik und Sozialarbeit heißen. Um Sozialpädagogik/Sozialarbeit handelt es sich,

weil die „Anwender/-innen" des Konzepts als Sozialpädagogen/-innen und So-

zialarbeiter/-innen in diesen Feldern arbeiten bzw. arbeiten sollen. In diesem

Sinne gehen alle Protagonisten/-innen von der Existenz des Berufsfeldes der

Sozialpädagogik/Sozialarbeit aus. Was dieses jenseits der Tatsache, daß es Fach¬

kräfte gibt, die in den jeweiligen Feldern beruflich tätig sind, in der Sache kenn¬

zeichnet, also z.B. welche Handlungslogik typisch ist, welche Wissensbestände

relevant und welche institutionellen Rahmenbedingungen prägend sind, wird

nicht explizit zum Problem gemacht (Lüders 1998).
Zugleich enthalten das Konzept der rekonstruktiven Sozialpädagogik und

seine Verwandten eine ganze Reihe von Annahmen über die Spezifika sozial¬

pädagogischer/sozialarbeiterischer Praxis. Wie selbstverständlich geht man da¬

von aus, daß die „Relevanz der Biographieforschungfür die Soziale Arbeit sich

keineswegs aus ihrem diagnostischen Potential [ergibt], sondern vielmehr aus

dem Berufsalltag selbst" (Nittel 1994, S.155). Betont wird dabei, daß sich die
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Problemkonstellationen der AdressatenAinnen „nicht ad hoc ergeben, sondern

sich peu ä peu in der Biographie und im Lebensumfeld aufgeschichtet haben"

(ebd.).
Derartige Beschreibungen der Praxis sind keineswegs so harmlos, wie sie auf

den ersten Blick erscheinen. Exemplarisch läßt sich dies an jener Prämisse zei¬

gen, die die Vorlage für die Behauptung von der immanenten ethnographischen

Grundhaltung sozialpädagogischer Praxis liefert: „Die Problembestände der

Sozialen Arbeit sind der Gesellschaft und den Fachkräften in der Sozialen Ar¬

beit prinzipiell fremd, und auch die Betroffenen selbst durchschauen ihre Pro¬

blemlagen kaum oder gar nicht" (Schütze 1994, S.189). Erstaunlicherweise

wird an keiner Stelle der Versuch unternommen, zu fragen, was Fremdheit in

diesem Zusammenhang bzw. unter pädagogischen Vorzeichen bedeutet. So sehr

der Begriff aus der Ethnologie und der Methodologiediskussion zur sozialwis¬

senschaftlichen Ethnographie vertraut ist (z.B. Agar 1980)5, so stellt sich doch

auch die Frage, ob und inwiefern er geeignet ist, die Voraussetzungen und die

Logik sozialpädagogischen bzw. sozialarbeiterischen Handelns angemessen zu

beschreiben.

Von nicht wenigen wird der „Stachel des Fremden" als ein Signum der Mo¬

derne verstanden: „Die Denkfigur der Hyperbel, des Über-hinaus, die in der

paradoxen Form der An-Abwesenheit auftritt, kommt nicht von ungefähr. Sie

zeigt sich eben dann, wenn eine Götzendämmerung eintritt und Totalitäten, in

welcher Form auch immer, ins Zwielicht geraten. Daß das Fremde überdies dazu

verlockt, sich an ihm für eine verlorene oder verloren geglaubte .Eigen¬

heitssphäre' schadlos zu halten, beweist nicht nur die historische, sondern auch

die gegenwärtige Erfahrung auf Schritt und Tritt. Der Stachel des Fremden setzt

nicht nur in Bewegung, er dringt auch ins eigene Fleisch gleich dem Stachel der

Stechfliege, jenem Sinnbild des sokratischen Fragens" (Waldenfels 1990,

S.7f.). Nassehi bezeichnet diese für die Moderne zentrale Erfahrung als „strak¬

turelle Fremdheit" (1995, S.454); aus seiner Sicht ist sie die „Bedingung der

Möglichkeit dafür, daß individualisierte Lebensformen und relativ freie persön¬

liche Orientierungen ästhetischer, ethischer, religiöser und sexueller Art mög¬

lich sind" (ebd.). Fremdheit in diesem Sinne als sozialpädagogisches Straktur-

merkmal auszuweisen hieße in der Konsequenz, die moderne Gesellschaft und

die für sie typischen strukturellen Voraussetzungen für individuelle Lebensfor¬

men und -verlaufe als sozialpädagogische Aufgabe zu definieren.

Geht man gedankenexperimentell einmal davon aus, daß dies nicht gemeint
sein kann, bliebe die Möglichkeit, daß Fremdheit hier im Sinne von nicht ver¬

traut, nicht bekannt, nicht auf den ersten Blick nachvollziehbar gemeint ist. Al¬

lerdings wäre gegen diese Deutung einzuwenden, daß dies empirisch in vielen

Fällen nicht zutrifft und daß man kaum von einer prinzipiellen Fremdheit in

diesem Sinne, sondern ungünstigenfalls von je nach Fall graduellen Differenzen

sprechen müßte. Die These von der prinzipiellen Fremdheit der Problembestän¬

de der Sozialpädagogik/Sozialarbeit wäre dann weniger als eine empirische Aus-

In der Methodologiediskussion zur Ethnographie erhält das Problem der Fremdheit eine klei¬

ne, aber folgenreiche Wendung: Dort erscheint nicht der Gegenstand als prinzipiell fremd, son¬

dern die Forscherin bzw. der Forscher werden als Fremde in der zu untersuchenden Lebenswelt

thematisiert. Damit erhält das Problem eine reflexive Komponente.
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sage zu lesen als vielmehr als ein professionell-regulatives, handlungsleitendes
Prinzip, das dem allzu schnellen Vertrautwerden mit der Situation des Anderen

und ihrem nur oberflächlichen Verstehen vorbeugen soll (vgl. Schütze 1994,

S.217). Die Beschreibung der Adressaten/-innen der Sozialpädagogik/Sozialar¬
beit als Fremde bzw. fremde Lebenswelten, die Analogisierung der Professionel¬

len mit ethnographischen Feldforschern bzw. lernenden Einwanderern (Schüt¬
ze 1994, S. 233) hätte in dieser Lesart normierende Funktion. Mit ihrer Hilfe soll

ein professioneller Habitus entwickelt werden, der weitgehend immun ist gegen

oberflächliche bzw. sachunangemessene Falldiagnosen, vorschnelle Urteile und

vereinfachende routinisierte Fallbearbeitung. So plausibel und wünschenswert

jedoch dieser Habitus auch ist, so bleibt zugleich offen, ob denn das Fremde bzw.

der oder die Fremde eine angemessene Kategorie darstellt, um die Struktur so¬

zialpädagogischer Aufgaben zu beschreiben.6 Theoretisch dürfte es kaum haltbar

sein, nur die prinzipielle Fremdheit zu betonen; statt dessen wäre deutlicher als

bisher von der Gleichzeitigkeit von Gemeinsamkeit und Differenz auszugehen.
Ähnliches gilt auch für die These von der gleichsam unvermeidlichen Bedeu¬

tung von Biographien für die sozialpädagogische Praxis. Zwar macht es wenig

Sinn, zu bestreiten, daß sozialpädagogische und sozialarbeiterische Praxis stän¬

dig mit den Biographien, Lebens- und Leidensgeschichten ihrer Adressaten/-in-

nen „in Berührung kommt". Die wichtige Frage lautet jedoch: In welcher Weise

kommt sie in Berührung, und welchen Stellenwert haben biographische Selbst-

thematisierungen sowohl in der Praxis als auch theoretisch im Rahmen einer

Theorie sozialpädagogischen Handelns und Denkens?

Es gehört zu den eher irritierenden Erfahrungen bei der Lektüre der ein¬

schlägigen Texte rekonstraktiver Sozialpädagogik, daß nicht wenige Vertreter/-

innen die Antwort hierauf in Form einer Mängelliste bzw. eines eher defätisti¬

schen Bildes der Praxis schon parat haben. So geht z.B. auch Schütze (1994,

S.217) davon aus, „daß die biographischen und kollektivhistorischen Relevanzen

in vielen Standardarbeitszusammenhängen der Sozialen Arbeit zugunsten der

Vordringlichkeit konkreter Handlungsprojekte (wie der Vorbereitung und Be¬

arbeitung behördlicher Anträge) ausgeblendet [werden], um die aktuell anlie¬

gende .konkrete' Arbeit zu schaffen. Erst wenn Störungen bei der Abwicklung

solcher Standardarbeiten auftreten [...], dann beginnt sich die Sozialarbeiterin,

falls sie in ihrer Arbeit umsichtig ist und sich nicht allzusehr durch ihre sonstigen
Arbeiten unter Zeitdruck fühlt, um diese Hintergründe zu kümmern." In einer

ganzen Reihe von, nicht immer so verständnisvollen, Formulierungen wird wie¬

derholt deutlich, daß die berufliche Praxis aus der Sicht der VertreterAinnen

rekonstruktiver Sozialpädagogik in hohem Maße bedroht ist von blind gewor¬

denen Routinen, Verkrustungen und falschen Vertrautheiten. Diesen Stör¬

anfälligkeiten gilt es zu widerstehen und mit Hilfe der oben beschriebenen

Kompetenzen ein methodisch kontrolliertes Vorgehen entgegenzusetzen: „Die

Die jüngere Diskussion um den Begriff des Fremden bei G. Simmel und A. Schütz, die Arbei¬

ten von Z. Baumann (1982) und B. Waldenfels (1990; 1997; 1998; vgl. auch Nassehi 1995)
machen deutlich, daß man es mit einem theoretisch hochgradig aufgeladenen Begriff zu tun

hat, dessen Überlegenheit gegenüber den traditionellen (sozial-)pädagogischen Beschrei¬

bungsformen des Problems erst noch zu begründen ist bzw. dessen Bedeutung für die Sozial¬

pädagogik erst noch zu überprüfen wäre.
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Einübung in biographieanalytische Verfahren ist daher eine unverzichtbare

Strategie, um Fehlertendenzen im professionellen Handeln auf ein vertretbares

Maß zu reduzieren" (Nittel 1994, S.158).

Spätestens an derartigen Formulierungen werden die normativen Kompo¬

nenten des Konzepts sichtbar.7 So bleibt festzuhalten: Die vorliegenden skizzen¬

haften Charakterisierungen sozialpädagogischer/sozialarbeiterischer Praxis sind

bestenfalls auf den ersten Blick plausibel, mehr jedoch nicht. Vor allem sind sie

selbst nicht empirisch gestützt oder theoretisch untermauert. Rekonstraktive

Sozialpädagogik erweist sich so vor allem als ein weitreichendes Versprechen, als

ein Programm, dessen theoretische und empirische Voraussetzungen erst noch

zu klären wären.

(2) Es ist das Verdienst von Jakob (1998), als erste m.E. deutlicher als ande¬

re die Differenzen zwischen Wissenschaft bzw. Forschung und Praxis zum Aus¬

gangspunkt ihrer Überlegungen gemacht zu haben. Sehr zu Recht betont sie,

daß „Wissenschaft [...] sich innerhalb eines Rahmens, der von einer relativen

Entlastung von Handlungs- und Entscheidungsdruck gekennzeichnet ist, [voll¬

zieht]. Demgegenüber steht das pädagogische Handeln unter einem ausgepräg¬

ten Handlungsdrack und ist von Entscheidungsnotwendigkeiten angesichts

knapper Zeitressourcen geprägt" (S.215). Daraus folgt aus ihrer Sicht,daß unter

Praxisbedingungen die Verfahren rekonstruktiver Sozialforschung sich als zu

zeitaufwendig erweisen würden. Schließlich seien „professionelle Verste-

hensprozesse durch den Institutionenzweck und die berufliche Aufgabe geprägt

[... ]: Ein Sozialpädagoge versteht den Jugendlichen mit der Orientierung auf

die pädagogische Arbeit" (ebd.).
In diesen Zitaten werden wesentliche Differenzen angesprochen: Wie immer

man berufliche Praxis beschreiben möchte (als Verstehens- oder Interpretati¬

onsprozeß, als Arbeit an den Biographien der Adressaten/-innen, als Anwen¬

dung eines ethnographischen Blicks), stets ist dabei zu berücksichtigen, daß in

der beruflichen sozialen Praxis im Prinzip eine pragmatische Lösung der lebens¬

praktischen Probleme der Adressaten/-innen angestrebt wird, während For¬

schung auf Erkenntnisgewinn, also letztlich aufTheorieentwicklung, abzielt. Da¬

bei spielt es zunächst keine Rolle, ob diese Differenzen wissenstheoretisch

(Dewe 1988), phänomenologisch (Schütz 1971), systemtheoretisch (Luhmann

1990) oder verwendungstheoretisch (Beck/Bonss 1989) gedeutet werden.

Selbst bei den vorsichtigen Vertretern/-innen rekonstruktiver Sozialpädagogik

gehenjedoch diese Differenzen meist im Verlauf der Texte verloren bzw. werden

Selbstverständlich muß man zugeben, daß es der Disziplin bislang an einer aussagekräftigen

Empirie über die berufliche Paxis der von ihr Ausgebildeten fehlt, daß bislang zu wenige ethno¬

graphische Studien über den praktischen Vollzug von Sozialpädagogik/Sozialarbeit vorliegen.

Zugleich jedoch gibt es zumindest verstreute empirische Hinweise, die die These von der Wahl¬

verwandtschaft in Frage stellen. So zeigen z. B. Wolffs Analysen der Arbeit des Allgemeinen

Sozialen Dienstes, daß Biographien und Lebensgeschichten eher ein Gegenstand geschickten

Aktenmanagements als ein Ausgangspunkt adressatenbezogenen Verstehens sind (Wolff 1983;

Lau/Wolff 1982a; 1982b). Im übrigen werden systematische Analysen, die zeigen, wie die beruf¬

liche Praxis empirisch „funktioniert", welcher Logik sie folgt, auch von den Protagonisten/-innen
rekonstruktiver Sozialpädagogik nicht vorgelegt. Die wenigen Ausnahmen (z. B. Schütze 1993,

S. 199 ff.; 1994, S. 209 ff.) sehen weitgehend von den institutionellen Rahmenbedingungen ab und

verzichten darauf, die Handlungslogik in ihrer Eigenstruktur zu rekonstruieren.
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auf pragmatische Probleme wie Zeitaufwand und Menge der zu bewältigenden

Aufgaben reduziert. Der Sache nach handelt es sich jedoch nicht um pragma¬

tisch-praktische Probleme, sondern um die systematische Frage nach den Gren¬

zen und Möglichkeiten rekonstmktiver Sozialpädagogik.

Exemplarisch lassen sich die konzeptionellen Herausforderungen am Bei¬

spiel des Fallbegriffs deutlich machen. In den einschlägigen Texten rekonstruk¬

tiver Sozialpädagogik wird üblicherweise nicht unterschieden zwischen Fallana¬

lyse als einem Instrument sozialwissenschaftlicher Forschung und Fallanalyse im

Sinne einer Diagnose eines praktischen Falls, einer sozialpädagogischen Kasui¬

stik als Voraussetzung für die Entwicklung eines Hilfearrangements. Fallanalyse

als ein Instrument der sozialwissenschaftlichen Forschung unterliegt einer Viel¬

zahl von erkenntnistheoretischen und methodologischen Voraussetzungen. Eine

ganze Reihe von Stichworten aus der jüngeren Diskussion um qualitative Sozial¬

forschung (z.B. Strukturgeneralisierung, Typenbildung, Logik des abdukti-

ven Schlusses, Darstellbarkeit von Fallanalysen) indiziert die damit verbunde¬

nen Schwierigkeiten und theoretischen Implikationen (Reichertz 1993; Ra¬

gin/Becker 1992; Stake 1995; Terhart 1985). Auf der anderen Seite hat die

Literatur zur pädagogischen Fallstudie und sozialpädagogischen Fallarbeit (z.B.

Fatke 1995; Müller 1993; 1995) deutlich gemacht, daß es weniger erkennt¬

nistheoretische und methodologische Fragen sind als vielmehr die institutionel¬

len Rahmenbedingungen und das Zusammenspiel zwischen den Perspektiven
der Professionellen und jenen der Adressaten/-innen, die die zentralen Heraus¬

forderungen darstellen. Die drei Typen sozialpädagogischer Fälle, die Müller

(1993, S. 28) unterscheidet (ein Fall von
...,

ein Fall für..., ein Fall mit...), verwei¬

sen auf die für die sozialpädagogische Praxis wesentlichen Strakturmomente,

nämlich die Einbettung sozialpädagogischer Praxis in Verwaltungen, gesetzliche

Grundlagen und institutionelle Rahmen (z.B. ein Fall von § 31 KJHG), die unter¬

schiedlichen Zuständigkeiten und Kompetenzen (z.B. ein Fallfür die Justiz) und

den pädagogischen Aspekt (z.B. was ist zu tun mit dem Jugendlichen?). Im Kon¬

text sozialwissenschaftlicher Forschung bedeutet Fallanalyse die Rekonstrukti¬

on der Struktur des Falls auf der Basis einer theoretischen Bestimmung der Ana¬

lyseebene und im Hinblick auf systematische Theoriebildung unter spezifischen
erkenntnistheoretischen und methodologischen Kautelen. Selbstverständlich

unterliegt Forschung dabei auch spezifischen institutionellen Rahmenbedingun¬

gen (z.B. Projektlaufzeiten, Veröffentlichungs- und Tagungsterminen) und Ent-

scheidungszwängen. Die These von der „Handlungsentlastetheit" als besonde¬

rem Merkmal von Forschung macht deshalb nur Sinn, wenn damit der

Unterschied zu den Handlungszwängen der sozialpädagogischen Praxis mar¬

kiert werden soll. Unter den Bedingungen sozialpädagogischer Praxis bedeutet

Fallanalyse eine von den Beteiligten zu erarbeitende Deutung der jeweiligen
Situationen und Konstellationen im Horizont der institutionellen Zuständigkei¬

ten und Bearbeitungsmöglichkeiten. Zweifelsohne spielen sozialwissenschaftli¬

che Wissensbestände als mögliche Deutungsmuster dabei eine nicht unwesentli¬

che Rolle. Sozialpädagogische Fallanalyse zielt jedoch üblicherweise schon aus

pragmatischen Gründen nicht auf die systematische, d.h. nach überprüfbaren

Regeln vollzogene Weiterentwicklung oder Verfeinerung dieser Wissensbestän¬

de ab; statt dessen werden diese - wie man aus der Verwendungsforschung
lernen kann - situationsbezogen und steinbruchartig zur pragmatischen Ausdeu-
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tung der jeweiligen Konstellation herangezogen. Dementsprechend unter¬

schiedlich sind auch die Erfolgs- bzw. Qualitätskriterien: dort eine schöne neue,

wenn möglich plausible Theorie für das theoretisch interessierte Fachpublikum;

hier eine für die Betroffenen mindestens mittelfristig weiterhelfende Lösung.

In diesem Sinne wäre zunächst von der nicht ohne weiteres zu überbrük-

kenden Differenz zwischen der Logik der Forschung und der Logik sozialpäd¬

agogischer Praxis auszugehen. Erst danach kann die Frage gestellt werden, wel¬

che gegenseitigen Lern- und Anregungspotentiale es dennoch gibt und wie

diese genutzt werden können. Darüber hinaus wären die konkreten institutio¬

nellen Rahmenbedingungen stärker in den Blick zu nehmen und als konstituti¬

ve Momente der Praxis zu begreifen. So sehr es zu begrüßen ist, daß mit dem

Konzept der rekonstruktiven Sozialpädagogik die Frage nach der Logik sozial¬

pädagogischen Handelns wieder aufdie Tagesordnung des disziplinaren Diskur¬

ses gesetzt worden ist, so sehr verfehlen die bisher vorliegenden Vorschläge das

Problem, weil sie die institutionelle Seite sozialpädagogischen Handelns weitge¬

hend ausblenden bzw. auf das Problem der Abkürzung von Forschungsverfah¬

ren reduzieren. Spätestens hier erweist es sich als hinderlich, daß die Dienstlei¬

stungsdiskussion und die Beiträge zur rekonstruktiven Sozialpädagogik sich als

zwei weitgehend unabhängige Diskurse entwickelt haben, obwohl sie doch nur

zwei Seiten der gleichen Medaille thematisieren.
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Aktuelle Probleme der Organisation
sozialpädagogischer Praxis





Thomas Rauschenbach

Grenzen der Lebensweltorientierung -

Sozialpädagogik auf dem Weg zu „systemischer
Effizienz"

Überlegungen zu den Folgen der Ökonomisierung Sozialer Arbeit

Die Diskussionslandschaft im Feld der Sozialpädagogik und Sozialarbeit1 zeigt

sich derzeit eigentümlich „gespalten": Während auf der einen Seite konzeptio¬

nelle und programmatische Debatten auf der paradigmatischen Ebene zum

Selbstverständnis der Sozialpädagogik, z. B. unter den Stichworten „Lebens-

weltorientierte Jugendhilfe", „Dienstleistungsorientierang" oder „Sozialar¬

beitswissenschaft", geführt werden, sieht sich die Praxis in eine Debatte verwik-

kelt, die mit Vehemenz nach Qualität, Effektivität, Nutzen der Sozialen Arbeit

fragt, dabei betriebswirtschaftliche Kategorien ins Feld führt und bereits zu den

vielfältigsten Aktivitäten von Organisationsentwicklung und Qualitätsmanage¬

ment geführt hat. Die Sprache der Ökonomie reklamiert in diesem Zusammen¬

hang mit Nachdruck einen Platz in den Sprachspielen der Sozialen Arbeit, und

wo früher von kindlichen Bedürfnissen, von Stigmatisierung oder totaler Insti¬

tution, von Aufklärung, Ideologiekritik, Emanzipation oder pädagogischem Be¬

zug die Rede war, wird die erziehungs- und sozialwissenschaftliche Terminolo¬

gie heute mehr oder minder radikal durch Begriffe wie neue Steuerung,

Sozialengagement, Kundenorientierung oder Qualitätssicherung ergänzt, kon¬

terkariert oder gar ersetzt.

Die nachfolgenden Überlegungen befassen sich mit der Frage, warum dieser

Diskurs so vehement aufkommen und einen so unerwarteten Einzug in die

Selbstverständigungsdebatten der Sozialen Arbeit halten konnte. Sicherlich

hängt das Aufkommen dieser Debatte mit dem wohlfahrtspolitischen Stim¬

mungswechsel zusammen, der in der Begrenzung sozialstaatlicher Leistungen

eine Voraussetzung für die Zukunftsfähigkeit des Sozialstaats sieht. Aber daß

diese Debatte in der Sozialen Arbeit selbst einen so enormen Widerhall findet,

muß Gründe haben, die - so meine These - in Schwächen und Versäumnissen

der professionsbezogenen konzeptionellen Selbstverortungsdiskussion, aber

auch in der Entwicklung der Sozialen Arbeit in den letzten Jahren selbst liegen

und die Argumente der betriebswirtschaftlichen Seite so attraktiv erscheinen

lassen. Im folgenden soll in einem ersten Teil dieser These anhand dreier Zugän¬

ge nachgegangen werden: im Hinblick auf die ungesicherten Hypotheken im

Habitus einer modernen sozialpädagogischen Fachlichkeit (1.1), im Hinblick

auf die kategorialen Unbestimmtheiten in ausgewählten Konzepten Sozialer

1 Nachfolgend werden die Begriffe „Sozialpädagogik" und „Sozialarbeit" als nur in der Akzen¬

tuierung unterschiedlich, sonst aber weitgehend synonym verwendet; als Oberbegriff verwende

ich den Terminus „Soziale Arbeit".



224 Aktuelle Probleme der Organisation sozialpädagogbcher Praxb

Arbeit (1.2) und im Hinbhck auf die noch nicht gelungene Bewältigung des

Strukturwandels der Sozialen Arbeit selbst (1.3). Im zweiten Teil soll die Frage
nach den Folgen erörtert werden, die sich mehr oder weniger unvermeidlich aus

der Forderung nach Berücksichtigung der in dieser Debatte geltend gemachten
Postulate ergeben.

1. Dilemmata konzeptioneller Selbstverortungen in der Sozialpädagogik

1.1 Das Dilemma sozialpädagogbcher Fachlichkeit

Bisher etablierte Formen der Selbstbeschreibung der Sozialpädagogik stellen

wesentliche Gründe für die Attraktivität der derzeit neu aufgekommenen be¬

triebswirtschaftlichen Forderungen dar. Ein erstes Dilemma läßt sich im Zusam¬

menhang mit dem Problem sozialpädagogischer Fachlichkeit identifizieren.

Neuere Diskussionen zu dieser Thematik rücken vor allem das Problem des

Umgangs mit Ungewißheit und Nichtwissen - oder besser: mit zu ungenauem
Wissen (Keiner et al. 1997) - in den Mittelpunkt. Die Entwicklung einer Kom¬

petenz der Auseinandersetzung mit (Noch-)Nichtwissen und Ungewißheit und

die Forderung nach einer produktiven Konfrontation mit der ungefilterten
Komplexität des konkret-sinnlichen Lebens stehen im Mittelpunkt dieses Kon¬

zepts. In dem Anspruch einer selektionsarmen Allzuständigkeit bzw. Ganzheit¬

lichkeit kommt dieses Orientierungsmuster am deutlichsten zum Ausdruck.

Dieser Modus sozialpädagogischer Fachlichkeit ist so etwas wie das professionspolitische Credo

gegen Spezialisierung, gegen Selektion und gegen den Rückzug auf letzten Endes vielleicht triviale

Gewißheiten. Darauf baut zumindest die behauptete oder unterstellte Bedeutung und Relevanz

sozialpädagogisch kompetenten und professionellen Handelns in modernen Gesellschaften auf:

wenn die Gesellschaft und einzelne nicht mehr weiter wissen, wenn Drohen, Bestrafen, Einsperren
nicht mehr helfen, wenn selbst psychologisch-therapeutische (Beratungs-)Angebote mit ihrer

hochschwelligen „Komm-Struktur" nicht mehr in Anspruch genommen werden - etwa bei gewalt¬
bereiten Jugendlichen, bei zusammenbrechenden Familienalltagen, bei auf der Straße lebenden

Drogenabhängigen -, wenn mit Geld und Macht keine sozialen Probleme mehr zu lösen sind, dann
wird dieses Kompetenzversprechen, mit offenen und ungewissen Situationen produktiv umgehen
und auf nicht-routinisierte Gegebenheiten nicht-routinisiert reagieren zu können, als kontrafakti¬

sches Ideal einer modernen, sozialpädagogisch-professionellen Fachlichkeit zu einer attraktiven

Alternative (vgl. Beiträge in Combe/Helsper 1996; Dewe et al. 1995; Wortmann 1978).
„Strukturierte Offenheit" könnte man mit Thiersch (1993) den daraus resultierenden metho¬

disch gewendeten professionellen Habitus nennen, im Sinne einer Kompetenz, offene Situationen

auszuhalten und produktiv zu bewältigen, mit ihnen kontrolliert umzugehen ohne ein stan¬

dardisiertes Methodenrepertoire. Diese Komplexitäts- und Ungewißheitsanforderung - in der So¬

zialen Arbeit vielfach diskutiert (B. Müller 1991; Gildemeister 1983; Olk 1986) - wurde so zu

einem latenten Prototyp beruflich-sozialpädagogischer Identität, zum reflexiv-modernen Grund¬

muster einer alternativen, handlungsbezogenen Professionalität (Dewe et al. 1995; Galuske 1998).
„Die Situation", „der Fall", „die Biographie", mit der jeweils darin liegenden Offenheit und Viel¬

schichtigkeit, wurde zum gedanklich und praktisch zu bewältigenden Ausgangsmaterial sozialpäd¬
agogischen Denkens und Handelns (B. Müller 1993). „Alltag",je einzelne, individuelle Alltäglich¬
keit, wurde zum Rohmaterial und Symbol für dieses hohe Maß an fachlicher Zuwendung, an Sorge
für die kleinen wie großen Leiden und Freuden hilfebedürftiger Menschen.

Dieser - vielfach nur als kontrafaktisches Ideal formulierte - professionsethische Anspruch
mußte mit seiner riskanten Optionalität fast notgedrungen Unsicherheiten mit sich bringen. Ohne

gesichertes Wissen, ohne strukturierende Vorannahmen, ohne Handlungstechnologie wird jede so¬

zialpädagogische Hilfe, jedes Handlungssetting zu einem tatsächlichen oder zumindest stilisierten
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Unikat, zu einem gedanklich-interpretativen und praktischen Erlebnis und zu einer Herausforde¬

rung mit offenem Ausgang. Die damit einhergehende NichtStandardisierung wird folglich zum Pro¬

gramm: Welche Art der Hilfen zur Erziehung sind notwendig: stationäre, ambulante oder neuer¬

dings eher „flexible Erziehungshilfen"? Heim, Pflegefamilie oder „nur" sozialpädagogische
Familienhilfe? Wieviel Hilfe ist in belasteten Lebenssituationen vonnöten: eine längere Therapie,
zehn Beratungsstunden oder eher eine Mischung aus Schuldnerberatung und zeitweiliger Hausauf¬

gabenhilfe? Wieviel Personal und welche Fachlichkeit werden für eine durchschnittliche Kinder¬

gartengruppe benötigt: zwei Fachkräfte oder 1,5 Stellen pro Gruppe, eine Erzieherin und eine Er¬

gänzungskraft oder sogar eine an der Fachhochschule ausgebildete Fachkraft? Fragen dieser Art,

die in den theoretischen und konzeptionellen Debatten der Sozialpädagogik bislang kaum thema¬

tisiert oder aber als so pauschal nicht beantwortbar zurückgewiesen wurden, sind zumindest dann

verunsichernd, wenn man pädagogische Begründungen nicht für den einzig möglichen Maßstab

hält.

Vor diesem Hintergrund könnte die Debatte um neue Steuerung, Kennzahlen

und Produktbeschreibungen auch eine nicht ganz zufällige Reaktion auf dieses

fachlich kultivierte Ungewißheitsdilemma sein. In der Hinwendung zur be¬

triebswirtschaftlichen Dimension drückt sich möglicherweise auch der Wunsch

nach einer stärkeren empirischen Basis, einer neuen Präzisierang der sozialpäd¬

agogischen Praxis aus, desgleichen auch das berechtigte Anliegen, die hohe

Komplexität und Offenheit sozialpädagogischer Prozesse zu reduzieren, die

permanenten, gutgemeinten, kommunikativen, „lebensweltlichen" bzw. „syste¬

misch-ganzheitlichen" Allzuständigkeitsansprüche wenigstens in Ansätzen zu

ergänzen und zu unterfüttern durch Kennwerte, Bilanzen, berechenbare Grö¬

ßen und vergleichsweise klare Zielvereinbarungen, um damit sichereren Boden

unter die Füße zu bekommen.

Nach einer politisch gewendeten Debatte um die Emanzipation der Subjekte
in den 70er Jahren, nach einer psychologisierenden Hinwendung zum Innenle¬

ben der Beteiligten in den 80er Jahren und nach einer konzeptionellen Neuori¬

entierung im Licht des neuen Kinder- und Jugendhilfegesetzes zu Beginn der

90er Jahre spricht einiges dafür, daß sich die Akzente emeut verlagern, indem

sich nunmehr sozialpädagogische Einrichtungen in Betriebseinheiten und sozial-

pädagogbche Maßnahmen in Produkte verwandeln und in dieser semantischen

Neucodierung zu einem konkurrierenden Referenzpunkt in den sozialpädago¬

gischen Debatten werden.2 Hält man diese Entwicklung weder für den Aus¬

druck individueller Akzentverlagerungen von karriere- und aufstiegsambitio-
nierten sozialpädagogischen Fachkräften bzw. fortgebildeten „Sozialmanagern"
noch für ein vorübergehendes, zeitgeistabhängiges Intermezzo, das wieder ein¬

mal die Wissenschafts- und Praxisszenerie durchzieht, noch für eine von außen

aufgezwungene Rhetorik sparbeflissener Finanzbeamter - was es ohne Zweifel

alles auch sein mag -, sondern betrachtet man diese Entwicklung zugleich als

einen Ausdruck von sich dahinter abzeichnenden systematischen Veränderun¬

gen im Koordinatensystem sozialpädagogischer Praxis, so müssen diese selber

stärker in den Mittelpunkt gerückt werden.

Zumindest hatten einschlägige Fachveranstaltungen und dementsprechende Themenangebote
bei Kongressen an der Schnittstelle zwischen Praxis und Wissenschaft in den letzten Jahren -

etwa den „Bundeskongressen Soziale Arbeit" oder dem „Jugendhilfetag" der AGJ -

ausge¬

sprochen starken Zulauf.
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1.2 Das Dilemma eindimensionaler Konzepte: Lebensweltorientierte

Sozialpädagogik und systemisch-ganzheitliche Sozialarbeit

Dilemmata einer spezifischen Art zeigen sich nicht nur im Zusammenhang mit

der generellen Problematik einer sozialpädagogischen Fachlichkeit, sondern

auch in bezug auf konzeptionelle Entwürfe der Sozialpädagogik. Zwei solcher

Entwürfe, die in der Diskussion eine gewisse Aufmerksamkeit erlangt haben,

möchte ich nur unter diesem Gesichtspunkt näher erörtern: (a) das Konzept

einer „lebensweltorientierten Sozialpädagogik" und (b) das Projekt einer „sy¬

stemisch-ganzheitlichen Sozialen Arbeit".

(a) „Lebensweltorientierte Soziale Arbeit" ist für viele, spätestens seit dem

Achten Jugendbericht (BMJFG 1990), die programmatisch-konzeptionelle Ant¬

wort auf die Modernisierungserfordernisse der Sozialen Arbeit. Hinwendung zu

den konkreten Sorgen und Nöten, zu den eigenen Deutungen der Klienten, zum

Ort des Geschehens und zu den Modalitäten der alltäglichen Lebensweisen -

dieser Orientierungshorizont wurde zum Erkennungszeichen und zu einer ad¬

äquaten Ausdrucksform moderner sozialpädagogischer Fachlichkeit. „Alltag"

(Thiersch 1978; 1986) bzw. „Lebenswelt" (Thiersch 1992a) wurde so zum Syn¬

onym für eine Denk- und Handlungsform, die in Aussicht stellt, vieles gleichzei¬

tig in sich zu vereinen: die Subjektivität und Besonderheit desjeweiligen „Falls",

die Hinwendung zu den Selbstdeutungen der Adressaten, den Respekt gegen¬

über der Autonomie der Lebenspraxis der Betroffenen, die Offenheit mit Blick

auf die situative Vielschichtigkeit tagtäglichen Lebens, die Nähe zu den latent

vorhandenen Eigenkräften für einen gelingenderen Alltag und zu verschütteten

Selbsthilfepotentialen, die Überwindung eines monadischen Individualismus

und eines reduktionistischen Familialismus sowie die Einbeziehung gesell¬

schaftlich geprägter Strukturen der Lebenswelt. - Obgleich die theoretischen

Fallstricke eines derart ambitionierten und zugleich vieldeutigen Lebensweltbe¬

griffs innerhalb der Sozialen Arbeit bislang nicht ausreichend geklärt worden

sind (Mollenhauer 1998), scheint die basale Ausrichtung sozialpädagogischen

Handelns an der Lebenswelt, den Lebenslagen und der anstehenden Lebensbe¬

wältigung einen erfolgversprechenden Ausweg für die Soziale Arbeit aus der

Dialektik der Aufklärung zu eröffnen. Die damit verbundene berufliche Identi¬

tätsbildung - endlich ein abgrenzungstaugliches Etikett für die sozialpädago¬

gische Arbeit zu haben - dürfte zumindest die plausibelste Erklärung für den

außergewöhnlichen Erfolg der „lebensweltorientierten Jugendhilfe" als Fach-

lichkeitschiffre im Gefolge des Achten Jugendberichts sein. In der kategorialen

Unscharfe dieses Begriffs liegt infolgedessen möglicherweise gerade seine Stär¬

ke. In Kauf genommen werden muß damit freilich ein theoretisch-analytisches

Dilemma: der Mangel an einer davon unterscheidbaren Form.

(b) Auch wenn begrifflich völlig anders akzentuiert und in den Begrün¬

dungen und den Bezügen in der Literatur anderen Pfaden folgend, so ist das

„systemisch-ganzheitliche Konzept", wie dies vor allem im Umfeld der Sozialar¬

beitswissenschaft diskutiert wird, eine zweite, alternative Lesart und Begrün¬

dungsfigur für eine moderne Soziale Arbeit (Staub-Bernasconi 1995; Heiner

1995). Obgleich sich dieser Ansatz mehr oder weniger dezidiert von der „lebens¬

weltorientierten Sozialpädagogik" abgrenzt, ist er zu dieser doch so etwas wie

ein funktionales Äquivalent. Als „systemisch-ganzheitlich" würde ich diese Les-
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art der Systemtheorie deshalb bezeichnen, weil sie zwar auf einem Systembe¬

griff im Sinne komplexer Relationierungen basiert, diesen dann aber so wendet,

daß er gegen eine autopoietische Theorie sozialer Systeme und eine Gesell¬

schaftstheorie ohne Subjekte abgrenzbar bleibt (Heiner 1995, S. 542). In den

systemtheoretisch inspirierten Konzepten Sozialer Arbeit werden aus den sy¬

stemtheoretischen Grandannahmen insbesondere die Gedanken der relationa¬

len internen Verknüpfungen und der Interdependenz adaptiert,während die Sy¬
stem-Umwelt-Differenz und die damit einhergehenden Konsequenzen - etwa

in der Unterscheidung von sozialen und psychischen Systemen - keine systema¬

tische Rolle spielen.3 Betont wird demzufolge eher die Form des Zusammen¬

hangs (der Verknüpfung von Intersubjektivität, von Globalität und Lokalität),
nicht die der Differenz und der Unterscheidung.

Vergleicht man unterdessen die beiden Ansätze im Kontext der hier anstehenden Überlegungen, so

fallen, von der Struktur nahezu parallel, zwei Besonderheiten auf: Zum einen lassen beide Ansätze

keine theoretisch eindeutige und kategorial präzise Rückbindung an ein allgemeines sozialwissen¬

schaftliches theoretisches Fundament erkennen, weder (im Fall der Kategorie „Lebenswelt") an

die Tradition der verstehenden Soziologie von Schütz (1974) oder an die kommunikationstheore¬

tische Wendung bei Habermas (1981) noch (im Fall der Kategorie „System") an die grundla¬

gentheoretischen Ausarbeitungen Luhmanns (1984). Die beiden Konzepte im Horizont der Sozia¬

len Arbeit versuchen statt dessen auf dem Fundament anderweitig verwendeter Begriffe, eine

eigenständige Lesart und Qualität zu entwickeln - und müssen dafür möglicherweise bislang ver¬

nachlässigte oder unterschätzte konzeptionelle bzw. kategorial-grundbegriffliche Unscharfen in

Kauf nehmen. Zum anderen fällt auf, daß die beiden Konzepte mit den Kategorien „Lebenswelt"

im einen Fall bzw. „System" im anderen Fall jeweils einen der beiden Grundbegriffe verwenden, die

bei Habermas (1981) als komplementäre Bestandteile und kategoriale Einheit einer zweistufigen
Gesellschaftstheorie fungieren.4 Während Habermas mit Hilfe der Dualität von „System und Le¬

benswelt" gewissermaßen zwei differente Modalitäten gesellschaftlicher Integration in sein Theo-

riekonzept einzubauen versucht, um soziale Konflikte („Sozialpathologien", wie er es nennt) als

gesellschaftliche erfaßbar zu machen, bzw. allgemeiner, um Handlungs- und Gesellschaftstheorie

miteinander verknüpfen zu können (ohne bereits grundbegriffliche Vorentscheidungen zu treffen),
sehe ich bei den beiden Konzepten der Sozialen Arbeit keinen Ansatzpunkt, mit dessen Hilfe es

möglich wäre,jeweils eine „andere" Seite eigens zu benennen, sei es durch einen „Gegenbegriff" -

wie bei Habermas in der Dualität von System und Lebenswelt - oder aber durch theorietechnische

Unterscheidungen im Konzept selbst - wie beispielsweise in Analogie zur System-Umwelt-Diffe¬
renz in der Theorie Luhmanns (s. allerdings Thiersch 1992b, S. 34ff.).5

In Anbetracht dieser Besonderheiten könnte in diesen Konzepten ein folgenrei¬
ches Kategoriendilemma enthalten sein, da zwar auf gesellschaftliche Zusam¬

menhänge innerhalb der Konzepte verwiesen wird, diese aber keinen systemati¬
schen Erklärungs- und Stellenwert für die beiden Konzepte besitzen. Zugespitzt

Möglicherweise gerade deshalb, d.h. um entsprechenden theoretischen Folgeproblemen zu ent¬

gehen, wurde als wissenschaftlicher Referenzpunkt der systemtheoretischen Grundlagen auch

nicht Luhmann, sondern seine „Vorgänger" Parsons und Maturana zugrunde gelegt.
Zwischen den bei Habermas systematisch verwendeten Kategorien „System" und „Lebens¬

welt" und den gleichen Begriffen in den Theorieansätzen zur Sozialen Arbeit besteht jedoch

lediglich eine begriffliche, keine inhaltlich-kategoriale Übereinstimmung.
Insoweit scheint mir auch die explizite Intention der lebensweltorientierten Sozialpädagogik,
auf den Eigensinn von Alltäglichkeit gerade gegen eine Überformung und Fremdbestimmung
von außen zu insistieren, zwar prinzipiell in eine ähnliche Richtung zu weisen, allerdings ohne

dies theoretisch-kategorial abzusichern. Deshalb wurde auch immer wieder die Frage nach

dem Nicht-Alltäglichen gestellt (s. Beiträge in Grunwald et al. 1996).
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am Beispiel der „Lebensweltorientierang" formuliert: Obgleich dieses Konzept
über die Kategorie der „Pseudokonkretheit" an vergesellschaftete Verhältnisse

angeschlossen wird und sich damit einer soziologisch naiven Reduktion pädago¬

gischer Interaktion und sozialpädagogischer Hilfe auf die Unhintergehbarkeit
zwischenmenschlicher Begegnung entziehen kann, vermag es letztlich keine

„andere Seite", keinen anderen Modus der Vergesellschaftung systematisch, d.h.

kategorial ins Blickfeld zu rücken. Brüche, Ungereimtheiten, Bornierungen
oder Fragmentiemngen sind nur noch im Alltag selbst, gewissermaßen als im¬

manente Widersprüchlichkeiten, als Unbehagen zu verorten; widerstreitende

Modalitäten der Vergesellschaftung und ambivalente Prozesse der Kolonialisie-

rung sind mit den vorhandenen theoretisch-kategorialen Instrumenten dieser

Konzepte analytisch nicht mehr bestimmbar (Rauschenbach 1999). Da kein

externes Gegengewicht zur Logik des Alltäglichen, keine Unterscheidung zwi¬

schen Graden der Vergesellschaftung, der Uberformung und Fragmentierung
mehr möglich ist, reduziert sich die Unterscheidungskraft auf ein „mehr oder

weniger".6
Wenn diese Überlegungen in ihrem Ansatz richtig sind, ergeben sich daraus

ein theoretisches und ein praktisches Problem: In theoretischer Hinsicht entste¬

hen Anschlußprobleme an gesellschaftstheoretische Fragestellungen, da sich die

Soziale Arbeit nicht mehr anders als voluntaristisch oder normativ-ethisch ins

Verhältnis zu gesellschaftlichen Entwicklungen setzen kann, zumindest dann,

wenn theoretisch-erklärende Kategorien fehlen und somit bei einem problema¬
tischen bzw. als problematisch erachteten Sachverhalt nicht mehr entscheidbar

ist, ob es sich nun um ein Realproblem oder ein Reflexionsproblem handelt. In

praktischer Hinsicht könnten diese in ihrem Kern integrativen Konzepte das

Dilemma der Nicht-Unterscheidbarkeit von fachlichem und nicht-fachlichem,
von pädagogischem und bürokratischem, von kommunikativem und strategi¬
schem Handeln nach sich ziehen. Entweder müssen letztere Handlungsmuster
als dem Alltag entgegenstehende „ausgeschlossen" werden, oder aber sie sind in

ihrer Eigenlogik als interne Muster nicht mehr erkennbar.

Meine Vermutung ist mithin, und das wäre ein zweiter, möglicherweise bis¬

lang unterschätzter Zusammenhang, daß dieses Konstruktionsprinzip eines ein¬

dimensionalen Begriffsgerüsts mit ein Grund dafür sein könnte, warum sich So¬

ziale Arbeit in ihren Beschreibungen und Erklärungen mit dieser neuen

ökonomischen Semantik und ihren Inhalten so schwer tut. Da eine „andere Sei¬

te", eine „andere Logik" in den derzeit diskutierten Selbstverortungskonzepten
nicht vorkommt, da Unterscheidungen nicht mehr kategorial, also mit theoreti¬

schen Mitteln erfaßt und optional begründet werden können, ist in diesen Kon¬

zepten, zugespitzt formuliert, alles enthalten und zugleich nicht enthalten. Das

macht ihr Dilemma aus, das erzeugt möglicherweise auch in der alltagsprakti¬
schen Nutzung (und nicht nur mit Blick auf eine analytische Stimmigkeit) ein

Unbehagen und eine Hilflosigkeit, gewissermaßen einen Verlust an „Deutungs-

Es ist unübersehbar, daß der hier entfaltete Argumentationsgang eine Akzentuierung in Rich¬

tung lebensweltorientierte Sozialpädagogik aufweist, nicht zuletzt deshalb, weil er in der Praxis

seit dem Achten Jugendbericht eine vorher nie dagewesene Konjunktur erlangt hat. Gleichwohl

ließe sich ähnliches auch für den systemisch-ganzheitlichen Ansatz zeigen, worauf auch Heiner

(1995) hinweist.
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kraft", der ungewollt andere, eigenständige Lesarten in und gegenüber der So¬

zialen Arbeit fördert, die diese theoretisch-konzeptionelle „Schwachstelle" zum

Ausgangspunkt ihrer eigenen Überlegungen machen.

1.3 Das Dilemma einer unbewältigten sozialpädagogbchen

Expansionsgeschichte

Ein drittes Dilemma, das in dem hier erörterten Zusammenhang eine Rolle

spielt, resultiert daraus, daß der Bereich der Sozialen Arbeit in den letzten Jah¬

ren in vielerlei Hinsicht außerordentlich expandierte, daß diese Expansion je¬
doch Probleme und Nebenwirkungen erzeugte, die bisher in ihrer inneren Wi¬

dersprüchlichkeit weder ausreichend thematisiert noch gar bearbeitet sind

(Winkler/Lüders 1992). Zu den Folgewirkungen und Problemen dieser Expan¬

sion gehört u.a. folgendes:
Auf der praktbchen Ebene zieht die Expansion eines gesellschaftlichen Auf¬

gabenbereichs notgedrungen auch wachsende Steuerungsprobleme nach sich.

Es wächst der Bedarf an Koordination, Planung, Überprüfung und Formalisie-

rung, es wächst das Problem der Bürokratisierang. Davon kann sich auch die

Soziale Arbeit nicht befreien. Der lauter werdende Rufnach Verwaltungsrefor¬
men im Non-Profit-Sektor, nach Modernisierung sozialer Dienste, nach mehr

Management des Sozialen, nach Controlling, Qualitätssicherung und verstärk¬

ter Wirkungsforschung dürfte hierin einen seiner zentralen Gründe haben. Un¬

übersichtlicher werdende Organisationseinheiten (wie etwa die freie Wohl¬

fahrtspflege; Rauschenbach/Schilling 1995), länger und folgenreicher
werdende Entscheidungs- und Wirkungsketten (wie etwa die Verabschiedung
des Kindergartenrechtsanspruchs im Deutschen Bundestag, die erst auf lokaler

Ebene ihre eigentliche Wirkung entfaltet), größer und bürokratischer werdende

soziale Institutionen erfordern über kurz oder lang Umstellungen von der per¬

sonalen auf die organisatorische Ebene, von kommunikativen auf operative
bzw. strategische Entscheidungsprozesse. Diesem Transformationserfordernis

sieht sich die Soziale Arbeit derzeit ausgesetzt.
Auf der theoretischen Ebene scheint sich unterdessen das eben genannte Di¬

lemma fehlender grandbegrifflich-kategorialer Optionen als ein Mangel zu er¬

weisen, der die gegenwärtig diskutierten sozialpädagogischen Konzepte im

Rahmen ihrer eigenen Theoriearchitektur gleichsam „sprachlos" werden läßt

gegenüber diesen in der Praxis geforderten oder zu beobachtenden Prozessen.

Bürokratie, die Erwartung strategischer Planung, das Ansinnen präziser Mes¬

sung und Beobachtung, das Erfordernis pragmatischer Kosten-Nutzen-Analy¬

sen tritt als ein fremdes Element von außen in die kommunikativ strukturierte

Alltagswelt der Betroffenen ein, konterkariert das intersubjektive Verhältnis

zwischen Fachkraft und Klient, den pädagogischen Bezug und die Beziehung

von Mensch zu Mensch, ohne daß aus fachlicher Sicht dafür ein theoriefähiges

Begriffsinstrumentarium zur Verfügung stünde.

Diesem Dilemma wäre möglicherweise mit Hilfe der „Theorie des kommunikativen Handelns"

von Habermas (1981) ein Stück weit zu entgehen. Dieser Theorie zufolge lassen sich die Irritatio¬

nen, die mit einer betriebswirtschaftlichen Effizienzlogik einhergehen, nämlich als ein Unbehagen
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verstehen, demzufolge die funktionale Vernunft systemischer Imperative - unter Ruckgriff auf

Geld und Macht bzw. Recht als entsprechende Steuerungsmedien - nicht ohne Nebenwirkungen in

Einklang zu bringen ist mit einer lebensweltlichen Rationalitat, die zuallererst an Formen verstan-

digungsorientierten Handelns ruckgebunden ist. Genau dieses Spannungsverhaltnis zwischen

Kommunikation, Verständigung und sozialer Integration einerseits sowie erfolgsorientiertem Han¬

deln, funktionaler Effizienz und systemischer Integration andererseits, zwischen kommunikativem

und strategischem Handeln, kurz: zwischen System und Lebenswelt scheint nunmehr für die Sozia¬

le Arbeit zu einem inneren wie äußeren, zu einem fachlichen wie öffentlichen Problem zu werden.

Versucht man diese internen wie externen Veränderungen der Sozialen Arbeit im Rahmen des

gesellschaftstheoretischen Konzepts von Habermas zu reformulieren, so zeichnet sich - im Unter¬

schied zu einer bislang eher neutralisierend-oszillierenden Positionierung der Sozialen Arbeit an

der Schnittstelle zwischen System und Lebenswelt8 - doch eine, grob gesprochen, stärkere Ver¬

schiebung in Richtung systemischer Rationalitat ab. Die systemisch-funktionale Vernunft mit ihrer

Binnenrationalitat von Bürokratie, Wirtschaftlichkeit, formal legitimierten Verfahren etc. tritt star¬

ker in das Gesichtsfeld und in das Handlungskoordinatensystem der Sozialen Arbeit, die sich in

ihrem Adressaten- und Subjektbezug jedoch traditionell starker dem lebensweltlichen Eigensinn

verpflichtet fühlt und darauf auch ihre Konzepte, Programmatiken und semantischen Codierungen

aufgebaut hat

In ihrem lebensweltlichen Bezug, in ihren kommunikativ strukturierten Handlungsmodahtaten,
in ihrem identitatsstiftenden Modus dessen, was sozialpadagogisches Handeln ausmacht, in dem

dieses alternativlos auf den Personenbezug und auf die kommunikative Fundierung ihres Tuns

angewiesen ist, wirkt die systemisch-funktionale Effizienz einer erfolgsorientierten Handlungsko¬

ordinierung zwangsläufig wesensfremd. Diese Kennzeichnung und Positionierung der Sozialpad-

agogik in der Nahe zu lebensweltlichen Bezügen ist solange konsequent, wie es um die Kennzeich¬

nung ihres Handlungsmodus geht. Denn in ihrem substantiellen Kern ist sozialpadagogisches
Handeln „kommunikativ strukturiert" und alternativlos auf lebensweltliche Verständigung ange¬

wiesen. Aber das ist gewissermaßen nur die halbe Wahrheit, da sie sich als öffentlich geregelte,
beruflich induzierte Institutionalisierungsform, d.h. aufgrund ihrer Strukturmerkmale trotz aller

guten Absichten nicht einfach qua Definition und Selbstzuordnung in der Lebenswelt verorten

kann. Ihre spezifische gesellschaftliche Formbestimmung - gleichsam ihre Besonderheit als eine

moderne Integrationsinstanz - als eine systemisch induzierte Instanz mit lebensweltlichen Hand¬

lungsmechanismen macht diese ambivalente Einbindung in gesellschaftliche Zusammenhange aus.

Infolgedessen hat sich die Soziale Arbeit also nicht nur aufgrund ihrer personel¬
len und institutionellen Expansion, sondern auch wegen ihres veränderten ge¬

sellschaftlichen Stellenwerts - und hierin liegt das gesellschaftlich Neue - in

ihren externen Bezügen zwischen den „institutionellen Ordnungen der Lebens¬

welt" und den „mediengesteuerten Subsystemen" (Habermas 1981, Bd. 2) stär¬

ker in Richtung System verschoben: Sie wird unvermittelter und direkter mit

ihrer systemischen Induziertheit und Rationalität konfrontiert. Die effizienzori¬

entierten Handlungsdimensionen treten in ihren Außenbezügen zu anderen ge¬

sellschaftlichen Institutionen verstärkt als eigener Referenzpunkt neben die

kommunikativ strukturierten Handlungsmodalitäten im Binnengefüge sozial¬

pädagogischen Handelns. Messung, Wirkung, Effektivität und Effizienz, Erfolg

Bislang wurde die Soziale Arbeit zumeist in einer Zwischenposition verortet: mit der Hypothek
des „doppelten Mandats" (Bohnisch/Losch 1973), unter Ruckbezug auf Eduard Heimann

(1980) als institutioneller Niederschlag der sozialen Idee im und gegen den Kapitalismus

(Thiersch/Rauschenbach 1984, S. 994), als ein Handeln zwischen Hilfe und Kontrolle (S. Mul¬
ler 1981) oder als eine intermediäre Instanz zwischen System und Lebenswelt (Rauschenbach
1999).
Vor einigen Jahren haben wir das auf die Formel zu bringen versucht: als beruflich-öffentliches

Geschehen systemisch induziert, als ein an Personen, Kommunikation und Intersubjektivitat
ruckgebundenes Handeln lebensweltlich orientiert (Thiersch/Rauschenbach 1984, S. 1002 ff.;

vgl. Rauschenbach 1999).
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und Mißerfolg treten neben Verständnis, Zuwendung, Hilfe, Vertrauen, Dank¬

barkeit und Zufriedenheit in das Gesichtsfeld sozialpädagogischer Beobach¬

tung und Selbstbeobachtung. Spätestens damit aber hat die Soziale Arbeit die

ihr bisweilen unterstellte „politische Funktionslosigkeit" verloren - im Namen

der Humanität nur Gutes zu wollen und immer auf der Seite der Schwächeren

und Adressaten zu stehen, ohne politisch relevant zu werden -muß sie aus dem

Schatten ihrer historischen Vorbilder, des Gesundheits- und Bildungswesens,

notgedrungen heraustreten in das Rampenlicht öffentlich-politischer Aufmerk¬

samkeit und sich mehr als zuvor mit Blick auf ihre Arbeit zugleich die Frage

nach der Relation zwischen „Aufwand" und „Ertrag", zwischen Kosten und

Nutzen, zwischen investierter Fachlichkeit und sozialer Dienstleistungsqualität

gefallen lassen.

2. Unerwünschte Folgen einer ungeplanten Erfolgsgeschichte?
Ambivalente Herausforderungen

Die bisherigen Überlegungen haben sich von der These leiten lassen, daß die

Soziale Arbeit, zumindest soweit sich dies in den hier herangezogenen konzep¬

tionellen Selbstbeschreibungen spiegelt, vor allem ihre lebensweltliche, d. h. die

system- und effizienzabgewandte Seite in den Mittelpunkt gerückt hat, daß aber

bislang die Involviertheit der Sozialen Arbeit in systemische Zusammenhänge

(im HABERMASschen Sinne) zu wenig beachtet, kategorial bedacht und inhaltlich

reflektiert worden ist.9 Genau diese Lücke füllt die Debatte um die „neue

Steuerung" (Lüders 1997). Dies würde immerhin erklären, warum beispielswei¬
se die von der Kommunalen Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsvereinfachung

(KGSt) mit initiierte Diskussion um Produktebeschreibungen gerade in der

Kinder- und Jugendhilfe und im Sozialwesen auf eine so starke fachinterne Re¬

sonanz gestoßen ist (KGSt 1994; 1996). Unter drei Gesichtspunkten will ich da¬

mit korrespondierende Herausforderungen, die auf die Organisation pädagogi¬
scher und sozialer Dienste einwirken, umrißhaft andeuten: das Geld, die Rolle

der Institution und die Effektivität Sozialer Arbeit.

2.1 Das Geld - der natürliche Widersacher der Sozialpädagogik?

Für viele verkörpert Soziale Arbeit in ihrem Selbstverständnis so etwas wie die

ökonomieabgewandte Seite des gesellschaftlichen Lebens. Sofern Sozialpäd¬

agogik in der Öffentlichkeit gefragt war, ging es stets um menschliche Tragödien
und Schicksale, um Hilfe und Beistand in sozialen Notlagen, um Fragen der

sozialen Gerechtigkeit und der Solidarität, um die Opfer ökonomischer und so¬

zialer Ungleichheit, um die Sorge, Fürsorge, Vor- und Nachsorge, kurz: um den

Mikrokosmos der persönlichen und zwischenmenschlichen Hilfe. Insofern war

9 Im Kontext der Systemtheorie wird deshalb inzwischen auch verstärkt das Thema eines Funk¬

tionssystems „soziale Hilfe" bzw. „Soziale Arbeit" diskutiert (beispielsweise Baecker 1994;

Merten 1997; Kleve 1997).
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es im Rahmen der sozialpädagogischen Theoriediskurse auch kein systemati¬
sches Thema, daß Soziale Arbeit, die Kinder- und Jugendhilfe und die tagtägli¬
che Organisation der Arbeit auch Geld kostet. Sofern Finanzen und Ökonomie

im Kontext der Sozialen Arbeit überhaupt zum Thema wurden, dann zumeist in

einer von drei Variationen: in Form einer abstrakt-allgemeinen Kapitalismuskri¬
tik; als Hinweis darauf, daß, gemessen am gesellschaftlichen Reichtum der Bun¬

desrepublik, die Kosten für die Soziale Arbeit immer noch bescheiden seien;
oder in Form des Arguments, daß es sich bei den sozialpädagogischen Hilfen im

Vergleich zu anderen ordnungspolitischen Interventionen ohnehin um produk¬
tive Investitionen in die Zukunft handle, die sich durch ihren Hilfecharakter

volkswirtschaftlich auf Dauer wieder auszahlen.

Dort jedoch, wo Not gegeben war, wo Hilfe und Unterstützung unüberseh¬

bar geleistet und organisiert werden mußte (zumindest von einem sozialstaatli¬

chen Anspruch aus), war die Frage, was dies kostet, nicht nur unerheblich, son¬

dern geradezu verpönt, war doch die Ökonomie der Inbegriff der kalten,
seelenlosen Kosten-Nutzen-Analyse. Mehr noch: Geld, oder besser: die privati¬
sierte Kapitalvermehrung und Gewinnmaximierung war Inbegriff und eigentli¬
che Ursache für soziale Ungleichheit, für Ungerechtigkeit und die Produktion

von Verlierern.

Die Bilder, Konstraktionen und Deutungen dieser Ausgangslage haben sich

verändert. Spätkapitalistische Gesellschaften haben sich in den Beschreibungen
und Zeitdiagnosen, nicht nur in der Sozialen Arbeit, in Risiko- oder Konkur¬

renzgesellschaften verwandelt (Müller/Reinl 1997), und die gesellschaftlichen
Erklärungen für Not, Abweichung, Ungerechtigkeit haben ihr ökonomisches

Primat, zumindest ihre ausschließliche ökonomisch-klassenspezifische Begrün¬
dung eingebüßt. Soziale Arbeit wird inzwischen nicht mehr so sehr gegen die

Ökonomie, sondern eher trotz Ökonomie gedacht (zu einer anderen Lesart:

Rauschenbach 1997b).
Dies macht in den Begründungen und Konzeptionen Sozialer Arbeit begriff¬

liche und argumentative Umbauten, Neuarrangements, Kompromisse notwen¬

dig. Und das in einer Situation, in der sich im Zuge der gesellschaftlichen Mo¬

dernisierung und der wirtschaftlichen Globalisierung zwischen Ökonomie und

Staat, zwischen Freiheit und Gerechtigkeit, kurz: zwischen den beiden Steue-

rangsmedien Geld und Recht zugleich problematische Ungleichgewichte ab¬

zeichnen (einige Folgen für Staat und Politik diskutiert Beck 1997). So geraten

Gemeingüter und Aufgaben des Gemeinwesens, geraten nicht-marktregulierte
öffentliche Aufgaben immer stärker unter den Druck einer privatwirtschaftli¬
chen, kostendeckenden Effizienzlogik, werden also eher einer einfachen Ko¬

sten-Nutzen-Rechnung ausgesetzt als mit der ungleich schwieriger zu beantwor¬
tenden Frage einer zumutbaren Verteilungsgerechtigkeit konfrontiert.

Sofern diese Entwicklung manifest würde, hätte sie unausweichliche Folgen
für die Soziale Arbeit. Diese müßte lernen, unter Effizienzgesichtspunkten ihre

Arbeit zu bilanzieren, müßte sich der mit ihrer Arbeit verbundenen Kosten be¬

wußt werden, müßte ggf. die kameralistische Buchführung und das öffentliche

Rechnungswesen durch den Aufbau einer Kosten- und Leistungsrechnung
weiterentwickeln oder aber durch ein kaufmännisches Rechnungswesen erset¬

zen (Beyer 1998), müßte demzufolge insgesamt ein verbessertes Gespür für

die ökonomischen Proportionen und Dimensionen ihres Tuns entwickeln
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(Finis-Sigler 1997). Unabdingbare Voraussetzung dafür wäre allerdings die Be¬

obachtung, Dokumentation und Analyse des eigenen Tuns, der eigenen Dienste

und Hilfsangebote, wäre also Evaluation und Sozialberichterstattung (am Bei¬

spiel der Kinder- und Jugendhilfestatistik: Rauschenbach/Schilling 1997).

Trotzdem ließen sich lebensweltlich akzentuierte, sozialpädagogische Begrün¬

dungsmuster und eine systemisch-ökonomische Effizienzlogik letzthch nicht

miteinander verrechnen, wäre fachliche Qualität nicht im l:l-Maßstab in öko¬

nomische Quantitäten zu übersetzen.10 Statt dessen wären zunächst einmal

wechselseitige Annäherungen gefragt. In bezug auf die ökonomischen Analysen

des sozialpädagogischen Tuns zeigen sich diesbezüglich wenigstens drei Ansatz¬

punkte:

(1) Gegenüber einer bislang ausschließlich volkswirtschaftlichen und dazu vergleichsweise pau¬

schalen Argumentation wird gegenwärtig betriebswirtschaftlichenAspekten mehrAufmerksamkeit

geschenkt. Die (einzel-)betriebliche Seite der Sozialen Arbeit wird dabei verstärkt zu einem Ge¬

genstand der institutions- und maßnahmebezogenen Analyse. Allerdings fehlen auch in volkswirt¬

schaftlicher Sicht bislang differenzierte Modellrechnungen sowie Untersuchungen zur ökonomi¬

schen Relevanz sozialpädagogischer Maßnahmen.

(2) Um betriebswirtschaftliche Berechnungen im Kontext sozialpädagogisch begründeter Ent¬

scheidungen überhaupt sinnvoll nutzen zu können, bedarf es jedoch darüber hinaus verstärkt ein-

richtungsbezogener, betriebsförmiger, aber auch interkommunaler Kosten- und Leistungsvergleiche,

um erst einmal eine Vorstellung darüber zu erlangen, warum und mit welchen damit zusammen¬

hängenden Folgen z.B. das Jugendamt der Kommune A in seinem Einzugsgebiet dreimal mehr für

Beratungsstellen ausgibt als das Jugendamt der sozialstrukturell vergleichbaren Kommune B.11

(3) Auch wenn es für den Kernbereich sozialpädagogischen Handelns aufgrund seiner kommu¬

nikativen Handlungsimplikationen vermutlich keine Wirtschaftlichkeitsberechnungen im strengen

Sinne geben kann (ab wann „rechnet" sich die Unterbringung eines schwierigen Jugendlichen in

einer Wohngruppe, der Kindergartenplatz für ein dreijähriges Kind, das internationale Begeg¬

nungslager eines Stadtjugendrings?), so fehlen doch zumindest Kostenberechnungen für einzelne

sozialpädagogische Maßnahmen
- etwa analog zur Berechnung von Lohnstückkosten bei einem

industriellen Produkt -, so daß fachlich bisweilen durchaus denkbare, alternative Handlungsoptio¬

nen und Organisationsformen im Horizont der damit verbundenen unklaren Höhe der Kosten oft

gar nicht erst ernsthaft zur Diskussion gestellt werden können.

Aber auch derartige Verfahren müßten sich ihres Grenznutzens bewußt sein. In

der Sozialen Arbeit ist das Verhältnis zwischen den effizienzorientierten Hand¬

lungsimperativen der Ökonomie und der auf lebensweltliche Verständigung an¬

gewiesenen Kommunikation mit den Klienten vielfach so prekär, daß erst gar

nicht der Eindmck erweckt werden sollte, mit einer schlichten Kosten-Nutzen-

Analyse sei sachlich angemessen sozialpädagogisches Handeln zu steuern, sei

10 Die Grenzen liegen in der begrenzten Marktförmigkeit Sozialer Arbeit: also in dem Umstand,

daß ein Teil der Sozialen Arbeit nicht als marktfähiges Angebot organisiert werden kann, da

diese auch Sanktionsanteile enthalten, daß Nutzer und Konsumenten oft nicht identisch sind,

daß soziale Dienste zum Teil öffentliche Güter sind, die einen hohen gesellschaftlichen Nutzen

haben, aber nicht marktfähig sind (wie z.B. die allgemeine Schulbildung), oder daß bei krisen¬

bezogenen Diensten, die allen eine latente Sicherheit geben, letztlich nicht nur die faktischen

Nutzer als Kostenträger herangezogen werden können.

11 Allerdings muß hier vor einer einfachen 1:1-Arithmetik gewarnt werden, da soziale Prozesse

und Endzustände nicht stets mit dem gleichen Aufwand erzielt werden können. Rein rechneri¬

sche Leistungsvergleiche verkennen dies und können fatale kontraproduktive Folgen nach sich

ziehen. Gleichwohl macht es unter fachlichen Gesichtspunkten einen Sinn, erhebliche Diffe¬

renzen an Aufwand, Personal und Kosten genauer auf ihre Ursachen hin zu analysieren.
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eine kompetente Soziale Arbeit zu organisieren. Zumindest dürfte kaum strittig

sein - diese sozialstaatliche Grandeinsicht gilt auch für die Soziale Arbeit -, daß

der ungebändigte, freie Markt mit seinem einzigen Steuerungsinstrument Geld

nicht jene Probleme lösen kann (Partizipation, Gerechtigkeit, Integration), die

er selber durch seine Eigenlogik (mit-)verursacht.

2.2 Die Institution - das notwendige Übel?

Wurde dem pädagogischen Bezug, der Interaktion und Beziehungsebene inner¬

halb der Sozialpädagogik stets eine hohe Aufmerksamkeit zuteil, so wurde dem¬

gegenüber die Institution, der „Betrieb", also das organisatorische Zentrum

sozialpädagogisch inszenierter Handlungen als Untersuchungs- und Beobach¬

tungsgegenstand eher vernachlässigt, allenfalls als notwendiges Übel betrachtet

(Lüders 1997). Dies zeigt sich auf unterschiedlichen Ebenen. Während im Kon¬

text der empirisch-sozialpädagogischen Forschung schwerpunktmäßig Studien

durchgeführt wurden, die Erkenntnisse eher subjektgebunden zutage förderten,

also mittels standardisierter Befragungen in quantitativen bzw. mittels Inter¬

views in qualitativen Erhebungen (Jakob/Wensierski 1997),war demgegenüber

die „Institution" als Untersuchungseinheit - nicht zuletzt auch aufgrund metho¬

disch-praktischer Schwierigkeiten - ungleich seltener Gegenstand strukturbe¬

zogener Forschung (für die Heimerziehung: Landenberger/Trost 1988; Kla¬

tetzki 1993).
Erst recht gilt diese institutionelle Abstinenz für theoretisch-analytische Be¬

trachtungen zu sozialpädagogischen Einrichtungen und Arbeitsfeldern. So lie¬

gen, gemessen an ihrer fachlichen und sozialpolitischen Bedeutung, vergleichs¬
weise wenig umfassendere theoretische Analysen zu institutionellen Settings

wie Jugendamt, Kindergarten, Heim oder Beratungsstelle vor, erst recht aber so

gut wie keine Studien, die die ökonomisch-betrieblichen Seiten dieser Institu¬

tionen ins Blickfeld rücken. Obgleich der Umschlagspunkt zwischen lebenswelt¬

licher und systemischer Orientierung, zwischen pädagogischer Handlungs- und

organisationsbezogener Strukturdimension, zwischen Individuum und Gesell¬

schaft vor allem in den institutionellen Settings der Sozialen Arbeit als Vermitt¬

lungsinstanzen liegt (so schon Lorenzer 1976), werden sozialpädagogische In¬

stitutionen kaum systematisch beobachtet und zu einem expliziten Thema in der

sozialpädagogischen Wissenschaft gemacht.12
Für Politik und Öffentlichkeit unterdessen ist gerade die institutionelle Seite

der Sozialen Arbeit am deutlichsten sichtbar - in Form von Räumen, Personal,

Kosten, Image, Wirkung, Angebot und Nachfrage. Insoweit zielt auch das Kon¬

junkturthema der letzten Jahre, das „Sozialmanagement" zwischen Personalent-

12 Analoges ließe sich vermutlich auch aufSeiten der Ausbildungsinhalte,zumindest an den Hoch¬

schulen zeigen. Auch hier dominiert - sowohl bei der studentischen Nachfrage als auch beim

Lehrangebot - die interaktions- gegenüber der orgamsario/uzentrierten Kompetenzvermitt¬

lung, so daß es in der Folge nicht ganz verwunderlich ist, daß in den 90er Jahren innerhalb der

Sozialen Arbeit „Sozialmanagement" zum Weiterbildungsangebot Nr. 1 avancierte und inzwi¬

schen auch Lehrveranstaltungen zur Organisationsentwicklungund zum Sozialmanagement an

Fachhochschulen und Universitäten deutlich zunehmen.
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wicklung und Organisationsentwicklung, zuallererst auf die damit einhergehen¬

den Defizite, also auf die Kompetenz, soziale Einrichtungen zu organisieren, zu

planen, zu beobachten, zu leiten, zu strukturieren, kurz: zu steuern.

2.3 Effektivität - ein Kältestrom gegenüber schutzbedürftigen

Lebenswelten?13

Meine Vermutung ist, daß das für die Fachwelt eigentliche, in der derzeitigen

Debatte um die Ökonomisiemng der Sozialen Arbeit latent enthaltene, jedoch

noch nicht ausformulierte Thema, neben Kosten-Wirksamkeits- und Nutzwert-

Analysen, die Frage der Optimierung der fachlichen Effektivität sein wird, das

die nächsten Jahre prägen könnte. In dieser Fragestellung spiegelt sich nicht nur

ein unerledigtes Thema der Organisation Sozialer Arbeit, sondern zugleich auch

die Debatte um eine qualifizierte Weiterentwicklung der Dienstleistungspro¬

duktion in der Dienstleistungsgesellschaft (Häussermann/Siebel 1995, S. 27ff.).

Vor allem die Kontroverse um das Ausmaß an unausgeschöpften Rationali¬

sierungspotentialen in den personenbezogenen Dienstleistungen ist hier von

zentraler Bedeutung, lautet doch der Hauptvorwurf der Ökonomen, daß diese

im Unterschied zur industriellen Güterproduktion nicht rationalisierbar seien -

und deshalb „Dienste" in Relation zu „Sachgütem" immer teurer und damit auf

lange Sicht unbezahlbar würden. Die Frage, die sich mithin für die personenbe¬

zogenen Dienstleistungen und damit auch für die Soziale Arbeit steht, ist die, ob

diese vielfach zugmndegelegte Annahme zutrifft oder widerlegt werden kann

(a.a.O., S. 134ff.). Mit anderen Worten: Gibt es bislang nicht bzw. zu wenig ge¬

nutzte Rationalisierungsstrategien und Produktivitätsreserven, die ein Ange¬

bots- und Leistungswachstum ohne Personalwachstum, vielleicht sogar ohne

Kostensteigerung auch für personenbezogene Dienstleistungen wie der Sozia¬

len Arbeit eröffnen? Gibt es Möglichkeiten der fachlichen Effektivierung der

Arbeit,der Optimierung des Verhältnisses von Aufwand und Ertrag, der Verbes¬

serung von fachlicher Investition und damit erhoffter Wirkung?

Die Frage nach der Effektivität, im Sinne einer Optimierung von fachlicher

Investition und damit verbundener Wirkung, d.h. von intendierter und realisier¬

ter Wirkung, wird nicht selten vermischt mit der Frage nach der Effizienz, also

einer stärkeren Ausrichtung an der ökonomischen Rationalität von Kosten und

Nutzen.Diese Vermengungverhindert unterdessen eine konstruktive
Auseinan¬

dersetzung mit dem Themenkomplex „Optimierung der fachlichen Effektivi¬

tät", also dem Bemühen, durch intelligente Rationalisierung verbesserte fachli¬

che Wirkungen zu erzielen, dabei aber den fachlich unabdingbaren Kern der

sozialpädagogischen Arbeit im Blick zu behalten. Zugespitzt formuliert: Bei ei¬

ner fachlich vertretbaren Effektivitätssteigerung käme es vor allem darauf an,

den unabdingbaren Kembestand fachlich wirkungsvoller Sozialer Arbeit von

den veränderbaren Randvariablen sorgfältig zu trennen. Dies wäre für die So¬

ziale Arbeit allerdings vermutlich der Beginn einer in der Vergangenheit nicht

13 Eine Vorfassung der nachfolgenden Überlegungen findet sich in Rauschenbach 1997a.
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sonderlich intensiv geführten Debatte über die (noch) nicht genutzten Potentia¬

le eines qualitativen Wachstums.
Will die Soziale Arbeit aus der Defensive eines auf Dauer aussichtslosen so¬

zialstaatlichen Abwehrkampfs herauskommen, indem sie lediglich monoton

und pauschal auf die Bedeutung ihres Tuns für die Betroffenen insistiert und

ansonsten ihre Arbeit, mit Verweis auf die nicht zu zerlegende Ganzheitlichkeit,

gewissermaßen als „black box" definiert, die an keinem Punkt und in keinem

Detail zur Disposition stehen kann, dann könnte eine elementare Frage mit

Blick auf die zukünftige Gestaltung der Sozialen Arbeit vermutlich lauten: Wel¬

che Strategien und Optionen einer fachlich vertretbaren, qualitativen Effektivi¬

tätssteigerung stehen der Sozialen Arbeit grundsätzlich, aber auch in Anbe¬

tracht einer zu erwartenden Limitierung ihrer finanziellen und personellen
Ressourcen zur Verfügung?

Aus meiner Sicht lassen sich derzeit mehrere Ebenen unterscheiden, an de¬

nen Optimierangsstrategien ansetzen könnten - ungeachtet der Frage, ob eine

Realisierung aufjeder dieser Ebenen dem Anspruch gerecht würde, den profes¬
sionellen Kembestand nicht anzutasten. Nachfolgend wird zu prüfen sein, ob es

Rationalsierungspotentiale gibt, mit denen sich, entgegen der vielfach unter¬

stellten Annahme, auch in sozialen Diensten Optimierungseffekte in nennens¬

wertem Umfang erzielen lassen. Dabei sehe ich in der Frage der Rationalisie¬

rung und Optimierang der Sozialen Arbeit gegenwärtig vier Ansatzpunkte: (1)
produzentenbezogene Rationalisierungsstrategien, die an den Produzenten der

Sozialen Arbeit selbst, d.h. am Personal ansetzen; (2) koproduzentenbezogene

Rationalisierungsstrategien, die die Adressaten, Nachfragenden und Nutzer der

Angebote und Hilfen in der Sozialen Arbeit einbeziehen; (3) organbationsbezo-

gene Rationalisierungsstrategien, die an der institutionellen Infrastruktur anset¬

zen; (4) dienstlebtungsbezogene Rationalisierungsstrategien, die Art und Um¬

fang der Dienstleistungen innerhalb der Sozialen Arbeit ins Blickfeld rücken.

Die damit verbundenen und möglichen Strategien sind vermutlich vielschichtiger, als es auf den

ersten Blick erscheint. In dem Maße allerdings, wie dieses Themengebiet auf die Tagesordnung
wissenschaftlicher Erörterung mit praxisrelevantem Anspruch gesetzt wird, müssen dabei auch die

unbeabsichtigten Nebenfolgen bedacht werden. Vor allem in der gegenwärtig geführten allgemei¬
nen Debatte um den Sozialstaatsabbau und -umbau sind vielfältige Motive enthalten, denen zufol¬

ge jedes Mittel recht ist, das zu einem spürbaren Rückgang an Versorgungsansprüchen und an

sozialstaatlichen Aufwendungen, vor allem aber an hierfür aufzubringenden Finanzmitteln aus öf¬

fentlichen Kassen führt. Hierbei geht es vielfach gar nicht so sehr um einen verantwortungsvollen

Umgang mit den vorhandenen finanziellen und personellen Ressourcen, also um verantwortungs¬
volles Ressourcenmanagement, sondern eher um eine Umverteilung innerhalb der öffentlichen

Ressorts und Aufgaben zwischen Leistungsstarken und Leistungsschwachen sowie um den Abbau

eines angeblich kontraproduktiven Fürsorgestaats. Effektivitätsdiskussionen, die in die hier ge¬

nannte Richtung weisen, müssen sich mithin der damit einhergehenden externen Instrumentalisie¬

rungsgefahr bewußt sein.14

14 Im Unterschied zu den Rationalisierungsanstrengungen im privatgewerblichen Bereich, die

unmittelbar den Akteuren selbst zugute kommen - sofern bei ihnen Handlungsdefinition und

Finanzhoheit zusammenfallen (indem sie eine Ware kostengünstiger produzieren und damit

Geld sparen) -, stehen Effizienz- und Effektivitätssteigerungen im Non-Profit-Sektor perma¬

nent in der Gefahr, daß ihnen der „Erfolg", also etwa die „Reduktion der Lohnstückkosten",

nicht unmittelbar zugute kommt, weil sie keine Autonomie über ihre Finanzen besitzen und

infolgedessen möglicherweise sogar indirekt bestraft werden. Somit fehlt ein Anreiz zur fachli-
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(1) Produzentenbezogene Rationalbierungsstrategien: Bei der ersten Variante,

die an der Frage des adäquat qualifizierten Personals ansetzt, sind grundsätzlich

zwei Teilstrategien denkbar:entweder „besser" oder „billiger" ausgebildetes Per¬

sonal.

Die erste Strategie würde mit Hilfe billiger ausgebildeten Personals (bis hin zu Konzepten preis¬

günstiger Ehrenamtlichkeit) Einsparungseffekte auf Seiten der Personalkosten zu erzielen versu¬

chen. Das nicht kalkulierbare Folgerisiko läge bei dieser Variante in der Gefahr einer höheren

„Fehlerquote", mit dem Effekt, daß durch unqualifiziertes Handeln eine geringere Wirkung erzielt

wird. Die zweite Strategie zur Erzielung einer höheren fachlichen Effektivität setzt hingegen genau

umgekehrt an: bei der konsequenten Verbesserung der Qualifikation und Kompetenz des Perso¬

nals. Demzufolge müßte bei der Option „besseres Personal" systematisch die Optimierung der

Qualifikation des Personals ins Blickfeld gerückt und mithin in diese investiert werden. Die An¬

nahme wäre dabei, daß mit einem gründlicher, intensiver und kompetenter ausgebildeten Personal

auch auf Seiten des „Outputs", also der fachlichen Wirkung in der Sozialen Arbeit eine Effizienz¬

steigerung erreicht wird, sei es durch Vermeidung von Fehlern und Fehldiagnosen, sei es durch

Verbesserung der ziel- und problemangemessenen Hilfen. Diese Strategie der Personalqualifizie¬

rung, die zum Zweck der Modernisierung von Industriebetrieben durch Fortbildung, Umschulung

oder durch Investition in hochqualifiziertes neues Personal vielfach konsequent und erfolgreich

genutzt wurde, hat im sozialen Sektor so gut wie keine Tradition (neuere empirische Befunde dazu

finden sich in Seckinger et al. 1998).
Die zur Zeit sozial- und fiskalpolitisch deutlich favorisierte Strategie „billigeres Personal" zielt

vor allem auf die Einsparung von Personalkosten: durch Absenkung formaler Qualifikationsanfor¬

derungen bei der Besetzung von Stellen - etwa durch Aussetzung oder „Flexibilisierung" von Per¬

sonalrichtlinien -, durch Reduzierung von Ausbildungskosten (z.B. durch verkürzte Ausbildungs¬

zeiten) oder durch die neu entfachte Diskussion um die Aufwertung des freiwilligen Engagements,

also durch die Gewinnung von Ehrenamtlichen im möglichst großem Stil. Bei dieser Variante der

Rationalisierung sind die latenten Anknüpfungen an die archaische Gotteslohnmentalität in Sa¬

chen Solidarität, Nächstenliebe und Hilfe von Mensch zu Mensch unübersehbar (Müller/Rau-

schenbach 1992). Während in der Sozialen Arbeit derzeit eindeutig die erste Variante der direkten

Kosteneinsparung durch billigeres Personal favorisiert wird, ist etwa in der Wirtschaft auch die

Strategie der indirekten Rationalisierung durch Erhöhung der Fachlichkeit zu beobachten, also der

gezielten Mitarbeiterschulung und damit einer kostenmäßig höheren Anfangsinvestition in das

Personal. Optional dürfte sich diesbezüglich die Wahl der Mittel danach entscheiden, ob kurz- oder

mittelfristige, direkte oder indirekte Erfolge erzielt werden sollen.

Da beide Strategien unübersehbare Nebenwirkungen und Risiken in sich ber¬

gen
- ohne die Sicherheit einer erkennbaren Wirkung in (mehr) Qualität zu

investieren auf der einen Seite und die Gefahr kontraproduktiver Folgekosten

durch einen „gefährlichen Dilettantismus" (A. Salomon) eines nicht ausrei¬

chend ausgebildeten Personals auf der anderen Seite -, könnte eine entspre¬

chende Optimiemngs- und Rationalisierungsvariante auch in einer institutio¬

nellen Mischform, in einer Art dualen Strategie liegen, d.h. zum einen in Form

der Investition in eine gut qualifizierte Führung und ein kompetentes Manage¬

ment (mit dem Ziel hoher Fachlichkeit und Professionalität), zum anderen in

der Ausweitungder unterstützenden Dienste und der spezialisierten Tätigkeiten

durch kürzer ausgebildetes oder auch - sofern dies möglich ist - ehrenamtliches

Personal (mit dem Ziel der Kosteneinsparung). Die hier anstehende Alternative

chen Optimierung. Dieses Dilemma kann bei öffentlich geförderten Organisationen nur durch

eine Erhöhung der Anreizsysteme in Verbindung mit erhöhter Finanzautonomie überwunden

werden.
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lautet demnach: Rationalisierungs- und Optimierungseffekte zu erzielen durch

Verminderung oder Erhöhung der Fachlichkeit.

(2) Koproduzentenbezogene Rationalisierungsstrategien: Mit Blick auf die

„Koproduzenten" der Sozialen Arbeit, also die Zielgruppen, Betroffenen bzw.

auch „Kunden" und „Konsumenten" der Arbeit, sind ebenfalls zwei Strategien
denkbar: entweder Kostenbeteiligung oder Eigenarbeit.

Im Fall der ersten Variante wird schlicht und einfach ein Teil der Kosten auf die Adressaten und

Nutzer (rück)verlagert, sei es durch die finanzielle Selbstbeteiligung in Form von Elternbeiträgen
im Kindergarten, sei es durch die Verlagerung von sozialen Dienstleistungen auf einen Konsumen¬

tenmarkt, wie z.B. bei vielen Therapieangeboten für Selbstzahler, oder sei es durch die Erhöhung
des finanziellen Eigenbeitrags bei einem internationalen Ferienlager eines Stadtjugendrings. Im

Fall der zweiten Variante wird ein Teil der Aufgaben und der Arbeit selbst auf die Adressaten

verlagert (Häussermann/Siebel 1995, S. 47). Analog etwa zur kostenreduzierenden Selbstbedie¬

nung beim Tanken oder im Supermarkt, analog zur kostenreduzierenden Selbstmedikation eines

Insulin-Patienten, analog zu den kostensparenden Eigenleistungen beim Eigenheimbau müßte

auch in der Sozialen Arbeit genauer untersucht werden, wie ohne substantiellen Qualitätsverlust

ein Höchstmaß an sinnvoller Eigenbeteiligung und Eigenarbeit zu erreichen ist. Und dies hätte

zugleich positive Nebeneffekte: daß der jeweils Betroffene als „Koproduzent", wie er in der Dienst¬

leistungsterminologie heißt, durch eine erhöhte inhaltliche Selbstbeteiligung, also durch Eigenar¬
beit, noch enger in die erfolgreiche Bewältigung des Problems eingebunden würde. Damit könnte

zugleich der Besonderheit Rechnung getragen werden, daß ein Großteil der personenbezogenen
sozialen Dienste, sollen diese erfolgreich sein, ohnehin auf die aktive Mitarbeit der Hilfeempfan¬
genden angewiesen ist.

Beispiele einer „Koproduzentenbeteiligung" in der Sozialen Arbeit gibt es längst: Seien es die

sich engagierenden Eltern in der selbstorganisierten Kindertagesstätte, seien es die sich selbstver¬

pflegenden Jugendlichen in einem Zeltlager, sei es der Vater einer im Jugendkulturzentrum begei¬
stert theaterspielenden Tochter als freiwilliger Betreuer bei externen Auftritten, sei es der Aufent¬

halt des in einer sozialpädagogischen Tagesgruppe untergebrachten Jugendlichen bei seinen Eltern

über Nacht und am Wochenende, oder sei es, generell, der konsequente Ausbau der Selbsthilfe und

der selbst organisierten Angebote (mit fachlicher Unterstützung im Bedarfsfall). In fast allen Fäl¬

len erfordert dies jedoch zwei Folgeaktivitäten: einerseits die sorgfältige Prüfung des jeweiligen
Grenznutzens der (Rück-)Verlagerung auf die Betroffenen, andererseits vermehrte Anstrengun¬
gen einer allgemein verbesserten Qualifizierung potentiell und tatsächlich Betroffener, um die je¬
weilig erforderlichen Eigenkompetenzen zu stärken und zur Bewältigung der je anstehenden Auf¬

gabe verfügbar zu haben.

Es müßte dementsprechend die Forschung in der Sozialen Arbeit darüber inten¬

siviert werden, wo und wie ein Höchstmaß an sinnvoller und fachlich vertretba¬

rer Eigenbeteiligung und Eigenarbeit der Koproduzenten und Nutzer erreicht

werden kann. Dies dürfte im Grundsatz zumindest solange vergleichsweise un¬

problematisch sein, wie hierbei nicht der Kern der sozialpädagogischen Arbeit

bzw. der unabdingbar professionell zu erledigende Teil der Dienste und Dienst¬

leistungen tangiert wird. Zugleich würde dadurch auch verstärkt der Besonder¬

heit Rechnung getragen, daß personenbezogene soziale Dienste - wie man etwa

aus der systemtheoretisch argumentierenden Interventionsforschung oder auch

aus interaktionistischer Sicht weiß (Willke 1994, S. 92ff.; Olk 1986, S. 149ff.) -

schon aus inhaltlichen Gründen auf die aktive Mitarbeit der Koproduzenten
angewiesen sind, wenn sie erfolgreich sein sollen.

Gleichwohl liegen auch in dieser Strategie Gefahren, öffnet sie doch der

schleichenden Verlagerung inhaltlich wesentlicher Bereiche in die privat zu er¬

ledigenden Gefilde sozialpädagogischer Arbeit Tür und Tor. Entfachlichung,
Reprivatisierung wohlfahrtsstaatlicher Gesamtaufgaben, Rückführung von
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Aufgaben an nicht-berufstätige Mütter oder - im Sinne einer neuen Dienstbo¬

tenmentalität bei einfachen sozialen Dienstleistungen (Häussermann/Siebel

1995) - der Transformation von Arbeitslosigkeit in öffentliche „Bürgerarbeit"

(Beck 1997, S. 146ff.): dies alles wären denkbare, allerdings größtenteils eher

kontraproduktive Wege einer unbemerkten Schritt-für-Schritt-Verlagerung auf

die Koproduzenten. In diesem Punkt dürfte infolgedessen eine rationale und

sachangemessene Diskussion besonders schwierig sein, da jeder Vorschlag mit

dem Verdacht belastet ist, letztlich nur Einsparungseffekte zu erzielen - unge¬

achtet der Frage der damit tatsächlich erzielten fachlichen Effektivitätssteige¬

rung.

(3) Organbationsbezogene Rationalisierungsstrategien: Unmittelbar mit dem

letzten Beispiel korrespondiert eine dritte Rationalisierangsvariante, die sich

auf die institutionelle Gestalt der Sozialen Arbeit bezieht. Im Mittelpunkt steht

hierbei die Frage, wie die institutionelle Effizienz erhöht werden kann, wie also

einerseits bei gleichen finanziellen Ressourcen eine verbesserte fachliche Wir¬

kung erzielt (Maximierungsprinzip) oder aber mit weniger Finanzmitteln eine

vergleichbare fachliche Wirkung erhalten werden kann (Minimierangsprinzip).
Denkbar sind in dieser Hinsicht zwei Ansatzpunkte: zum einen die Strategie

verstärkter ambulanter anstelle stationärer Hilfen, zum anderen die konsequente

Anwendung präventiver statt rehabilitativer Maßnahmen.

Während im ersten Fall die unmittelbar kostenreduzierenden, betriebswirtschaftlichen Vorteile

kaum von der Hand zu weisen sein dürften und fachlich seit langem eine entsprechende De-Insti-

tutionalisierung gefordert wird, fällt es der Sozialen Arbeit bis heute schwer, ohne präzise sozialpo¬

litische und bildungsökonomische Studien den volkswirtschaftlichen Vorteil der zweiten Variante,

also einer generalpräventiven Strategie überzeugend darzustellen. Gleichwohl könnte die Soziale

Arbeit in der rekonstruktiven Beobachtung von „sozialpädagogischen Lebensläufen" typische

Karrieren identifizieren, bei denen Hilfeleistungen zu spät, also zur falschen Zeit kamen und sich

infolgedessen die Kosten anschließend potenziert haben, während die fachliche Wirkung gleichzei¬

tig abnahm. Auf diese Typik der wirkungsarmen, weil zu spät und zu schwach einsetzenden Hilfe

haben die Stigmatisierungskonzepte und die Rekonstruktion von „Abweichungskarrieren" immer

wieder hingewiesen.
Am kostenintensivsten in der Sozialen Arbeit ist - angesichts des Fehlens einer technischen

Ausstattung in Analogie zu der (teuren) medizinischen Apparatur - zweifellos die institutionelle

Organisation stationärer Hilfen. Krankenhäuser, Heime, Pflegestationen, psychiatrische Einrich¬

tungen sowie andere Tag-und-Nacht-Einrichtungen erfordern eine aufwendige Personal- und

Sachausstattung, um das Angebot einer vollverpflegenden Fremdunterbringung zu ermöglichen.

Infolgedessen liegt es auch für die Soziale Arbeit auf der Hand, zumindest sehr genau zu untersu¬

chen, unter welchen Bedingungen beispielsweise stationäre Unterbringungen zu vermeiden sind,

d.h. wie z.B. erzieherische Hilfen möglichst flexibel in ambulanter oder wenigstens in teilstationärer

Form zu organisieren wären.

Mehr oder minder unbemerkt, als gleichsam nicht-intendierte Folge völlig anders begründeter

pädagogischer Reformkonzepte, hat aber auch die Soziale Arbeit bereits begonnen,diesen Weg zu

beschreiten, sei es in Form von Tagesgruppen, sozialpädagogischer Familienhilfe oder intensiver

sozialpädagogischer Einzelbetreuung im Kontext der erzieherischen Hilfen und der traditionellen

15 Während die Pflegeversicherung - mit allen Ambivalenzen - von Anfang an konsequent die¬

sem Prinzip gefolgt ist und im Zuge der Gesundheitsreform ebenfalls versucht wird, stationäre

Kosten zu senken, ist die Auseinandersetzung mit der Thematik der institutionellen Effizienz

und der kostensparenden Infrastruktur in der Sozialen Arbeit bislang vergleichsweise wenig

ausgeprägt, zumindest nicht als eine fachwissenschaftlich relevante Fragestellung; allenfalls un¬

ter dem Aspekt des Controlling oder der Selbstevaluation gewinnt sie allmählich an Bedeu¬

tung.
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Heimerziehung, sei es in Form von Sozialstationen oder ambulanter sozialpsychiatrischer Dienste

im Zusammenhang pflegerischer Aufgaben oder sei es in Form von Straßensozialarbeit und nied-

rigschwelligen Vor-Ort-Angeboten in der Drogenhilfe gegenüber den institutionellen Beratungs¬
angeboten und den therapeutischen Einrichtungen. Diskussionen um eine dezentrale Infrastruk¬

tur, Hilfen vor Ort, ambulante und teilstationäre Angebote scheinen hier eine Entwicklung
anzudeuten, die unübersehbar in diese Richtung weist. Aber selbst dann, wenn stationäre Angebo¬
te unabdingbar sind - etwa bei Kindergärten oder heimähnlichen Angeboten der Erziehungshilfe
-, wird verstärkt danach gefragt, ob die (technischen) Auflagen für die Betriebserlaubnis und die

damit verbundenen Kosten in jedem Fall notwendig sind, ob diese tatsächlich helfen, die fachliche

Qualität der Arbeit zu sichern, oder ob hier eine Flexibilisierung auch fachliche Optimierungsef¬
fekte und Gestaltungsspielräume nach sich ziehen könnte (z.B. im Fall der aufkeimenden Debatte

um „Waldkindergärten" als Kindergärten ohne kostenintensive Räume).

Eine sozialpolitisch sehr viel grundlegendere Rationalisierungsstrategie könnte
im Vorrang der „Prävention" vor der „Rehabilitation" liegen, also im Vorrang
von Hilfen, die eine Problementstehung bzw. -Verstärkung zu verhindern versu¬

chen. Diese Option scheint allerdings, sieht man einmal von der generalpräven¬
tiven Bedeutung des Kindergartens ab, in der Sozialen Arbeit jenseits program¬
matischer Forderungen noch nicht die Bedeutung erlangt zu haben, die sie

erlangen könnte, da es bislang offenbar nicht überzeugend gelungen ist, fachlich
wie finanziell positive Effekte präventiver Hilfen an einzelnen „institutionellen
Karrieren" auch nachvollziehbar belegen zu können. Dies hat nicht zuletzt da¬

mit zu tun, daß derzeitige Kostenrechnungen in der Regel segmentär, also be-

triebs- oder arbeitsfeldintern erfolgen, Wirkungen und Effekte aber nicht in ih¬

rem gesellschaftlichen, volkswirtschaftlichen Gesamtzusammenhang beachtet

und untersucht werden. Und es hat sicher auch damit zu tun, daß sich die Wirt¬

schaftswissenschaften lange Zeit kaum mit Fragen der „Ökonomie des Dritten

Sektors und von Non-Profit-Unternehmen" beschäftigt haben16, bzw. umge¬

kehrt, daß es im Rahmen der Wissenschaft der Sozialen Arbeit nahezu keine

Professuren zur Ökonomie des sozialen Sektors gibt. Erst wenn es gelänge, an¬

hand von Einzelfallstudien nicht nur den fachlichen, sondern auch den volks¬

wirtschaftlichen Vorteil präventiver Optionen nachzuweisen, hätte auch diese

Strategie eine politisch ernstzunehmende Chance gezielter Beachtung.
(4) Dienstlebtungsbezogene Rationalisierungsstrategien: Bleiben schließlich

jene Optimierungsstrategien, die an Art und Umfang der Hilfen und Dienste

selbst ansetzen. Hierbei geht es um Fragen der tatsächlichen Wirksamkeit und

nicht nur der gut gemeinten Hilfe, der Hilfe zur richtigen Zeit, also einer mög¬
lichst paßgenauen „Just-in-time-Hilfe", sowie um eine effektive Ziel-Mittel-Re¬

lation, bei der der fachliche Aufwand in einem angemessenen Verhältnis zum

erzielten Ertrag steht.

Auch wenn personenbezogene Dienste nicht wie Sachgüter einfach auf Vorrat produziert, gelagert
und dann im Bedarfsfall abgerufen werden können, so wäre dennoch genauer zu klären, welche

Hilfeangebote zu welcher Zeit ein Höchstmaß an Unterstützung ermöglichen. Unter den Gesichts¬

punkten „Zeit" und „Methode" scheint hier in der Sozialpädagogik ein noch wenig erforschtes

Feld zu liegen. Inwieweit durch die Modifikation des Organisationsablaufs der Arbeit, durch „ef¬
fektivere" Methoden bzw. durch vergleichende Forschung über die Wirksamkeit und den Erfolg

16 Dies scheint sich gegenwärtig jedoch zu verändern, wenn man sich die wachsende Zahl der

Publikationen zur Entwicklung des Non-Profit-Sektors anschaut (neuerdings Schauer et al.

1997; Strachwitz 1998).
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einzelner Methoden (Galuske 1998) diese Seite der Sozialen Arbeit optimiert werden kann, könn¬

te deshalb ebenfalls verstärkt zu einem Zukunftsthema der Sozialen Arbeit werden.

Im Kontext dieser Variante gilt es allerdings noch einen anderen Aspekt zu bedenken: die Mög¬

lichkeiten einer aufgaben- und maßnahmenverträglichen technisch-stofflichen Substituierung ein¬

zelner Teilelemente einer ansonsten nicht-stofflichen, personenbezogenen sozialen Dienstleistung

(Häussermann/Siebel 1995, S. 172ff.). Diese Option mechanischer und stofflicher Unterstützung

personenbezogener sozialer Dienstleistungen läßt sich z.B. an Unterrichtsmaterialien für die Schu¬

le oder an Spielmaterialien für den Kindergarten beobachten, aber auch an den zunehmend wich¬

tiger werdenden Computerprogrammen zur Aktenverwaltung in den Jugend- und Sozialämtern

oder an den von Betroffenen eigenständig nutzbaren PC-gestützten, z.T. interaktiven Informati-

ons- und Beratungssystemen an Datensichtgeräten, auf CD-ROM und in wachsendem Maß auch

im Internet.

Vor diesem Hintergrund wird in Zukunft vermutlich verstärkt über die Möglichkeiten und

Grenzen einer technischen Ergänzung bzw. partiellen Substitution der sozialen Hilfen von Mensch

zu Mensch nachzudenken sein; nicht jede triviale Frage bei einem eher harmlosen Problem muß

z.B. im Rahmen eines persönlichen Gesprächs geklärt werden. Rationalisierungsmöglichkeiten

sind auch auf dieser organisatorisch-verwaltenden Ebene in der Praxis noch nicht ausreichend

untersucht, geschweige denn ausgeschöpft. Zugleich wäre dabei noch einmal generell die Prämisse

einer „Unteilbarkeit pädagogisch-personaler Arbeit" zu prüfen, verbunden mit der Frage, ob eine

permanente, leibhaftige Anwesenheit von professionellem Personal in allen Phasen des Hilfepro¬

zesses, nicht zuletzt im Lichte der Überlegungen zum „Empowerment", unbedingt erforderlich ist.

Der Durchgang durch die unterschiedlichen Ebenen einer fachlichen Optimie¬

rung macht deutlich, wo Ansatzpunkte und Optionen für eine fachliche Debatte

liegen könnten: mit Blick auf Produktivitätssteigerungen zwischen Kostenein¬

sparung und fachlicher Optimierung, zwischen Reduzierung der „Lohnstückko¬

sten" und qualitativem Wachstum, zwischen fachlicher Weiterentwicklung und

schonendem Ressourceneinsatz. Dabei deuten sich unterschiedliche Dimensio¬

nen vorerst nur an, die in ihrer theoretischen Stringenz, aber auch in ihren prak¬

tischen Wirkungen empirisch erst noch geprüft werden müßten. Eine reflexive

Sozialpädagogik mit wissenschaftlichem Ansprach, die sich zu dieser Entwick¬

lung nicht verhält, erhöht die Gefahr, daß bei steigendem Druck von außen, also

unter veränderten gesellschaftlichen Rahmenbedingungen externe Argumenta¬

tionen und politische Bewertungen stellvertretend die Weichen der Zukunft für

die Soziale Arbeit stellen.

3. Anforderungen an die Sozialpädagogik als Wissenschaft

Aus der skizzierten Konstellation - programmatische Selbstverortungsdebatten

in der Sozialpädagogik als Wissenschaft, liegengebliebene Reflexionsaufgaben

im Zusammenhang mit der Ausbreitung und Entwicklung der Sozialpädagogik

als Praxisfeld, eine mit Macht in die Praxis drängende Debatte um die Notwen¬

digkeit betriebswirtschaftlicher Sichtweisen - werden Aufgaben für die Sozial¬

pädagogik als Wissenschaft sichtbar: Zunächst einmal bleibt festzustellen, daß

im Horizont der derzeitigen Veränderungen niemand über tragfähige theore¬

tische Antworten in der und für die Sozialpädagogik verfügt. Theoretisch

inspirierte, systematische Entwürfe, die den zweifellos vorhandenen Orientie¬

rungsbedarf über programmatische Grundbegriffe wie „Dienstleistung", „le¬

bensweltorientierte Jugendhilfe" oder „Sozialarbeitswissenschaft" hinaus dek-

ken könnten, sind derzeit nicht vorhanden bzw. sind zumindest nicht so „gut",

daß sie eine definitionsbildende, wegweisende Kraft entwickeln könnten - we-
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der in der Wissenschaft noch in der Praxis der Sozialen Arbeit. Vorsichtige Such¬

bewegungen, Teilantworten und Zwischenbilanzen dominieren aus diesem

Grand gegenwärtig gegenüber einer stringenten Theoriearbeit.

Ein zentraler Grund für die mangelnde Aufmerksamkeit gegenüber den bis¬

herigen theoretischen Zugängen liegt vermutlich in der noch zu unpräzisen Be-

schreibungs-, Sortierungs- und Erklärungsqualität dieser Entwürfe, also bei¬

spielsweise in dem Versäumnis, die konkreten Formen der Institutionalisierung
und sozialstaatlichen Verfaßtheit der Sozialen Arbeit theoretisch präziser in den

Blick zu nehmen. Daran gemessen, waren viele theoretische Beiträge zu ab¬

strakt und kategorial zu allgemein oder aber in ihrem Zuschnitt mit einem deut¬

lich antiinstitutionellen Akzent versehen.

Vor diesem Hintergrund käme es künftig darauf an, die Lücke zwischen ei¬

ner sich empirisch vergewissernden und einer allgemeinen, theoretischen Sozi¬

alpädagogik durch die Aufnahme institutions-, organisations- und sozialstaats-

theoretischer Kategorien zu schließen. Es bedarf in Zukunft einer stärkeren

wechselseitigen Überprüfung und Befruchtung zwischen einer empirischen Be¬

schreibung der konkreten Entwicklungen im Koordinatensystem der Sozialen

Arbeit und deren Überführung auf eine mittlere theoretische Ebene, die durch

eine präzise Kenntnis der institutionellen Innen- und Außenperspektive im Ho¬

rizont einer sozialpädagogisch aufgeklärten Perspektive gekennzeichnet ist.

Eine sozialpädagogische Theorie, die bei der Entwicklung allgemeiner Katego¬
rien stehenbleibt, ohne diese in die Empirie der konkreten Erscheinungen ein¬

zutauchen und auf ihre Plausibilität hin zu überprüfen, wird es vermutlich

schwer haben, eine Diskussion um die Zukunft der Sozialen Arbeit konstruktiv

mitzugestalten. Es käme mithin darauf an, eine Balance zwischen letztlich un¬

verzichtbarer Programmatik, nüchtern korrigierender Empirie und theoretisch-

kategorialer Analyse anzustreben. Dazu gibt es unterschiedlich intensive Vorar¬

beiten: Nach einer eher theoretischen Phase in den 70er und frühen 80er Jahren

und nach einer diese überlagernden Phase einer modernen programmatischen
Vergewisserung könnte für die Sozialpädagogik in naher Zukunft demzufolge
erst einmal eine Periode nüchterner empirischer Bilanz ganz oben auf der Ta¬

gesordnung stehen.

Dafür wären auch verstärkt organisationsbezogene Forschungsmethoden
weiterzuentwickeln sowie Institutionen in ihren strukturellen Zusammenhän¬

gen konsequenter zum Gegenstand der systematischen Beobachtung und Ana¬

lyse zu erheben. Nur so könnte es gelingen, die wissenschaftlich gesicherten Er¬

kenntnisse über das vielschichtige und keineswegs immer harmonisierbare

Ineinander von pädagogischen und betrieblichen Prozessen, von gut gemeinten
Absichten und unerwünschten Nebenfolgen, von fachlichem Input und tatsäch¬

lichem Ertrag zu erhöhen.
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Gaby Flösser/Mathias Schmidt

Konzepte der Modernisierung sozialer Dienste

Die gegenwärtig intensiv geführte Diskussion zur Notwendigkeit der Moderni¬

sierung sozialer Dienste bezieht ihre Impulse zu einem erheblichen Teil aus ei¬

ner grundsätzlichen Kritik an dem, was in der entsprechenden Diskussion die

„Produktionsweise der personenbezogenen sozialen Dienstleistungen" genannt

wird, und damit auch aus einer Kritik an der sozialpädagogischen Praxis in ihren

derzeitigen Arbeits- und Organisationsformen. Diese Kritik stellt dabei vier ge¬

sellschaftliche Krisensymptome heraus: Erstens konstatiert sie eine legitimatori-
sche Krise der sozialen Dienste,in deren Zusammenhang ein allgemeiner gesell¬
schaftlicher Akzeptanzverlust im Hinbhck auf öffentlich bereitgestellte

Dienstleistungen beklagt wird.Während aus einer systemfunktionalen Perspek¬
tive vor allem ein Verlust an „Massenloyalität" (C. Offe) als Kennzeichen mo¬

demer Gesellschaften betont wird, thematisiert die interaktionistische Sicht den

empirisch allseits dokumentierten Vertrauensverlust in staatliche Regulierungs-
mechanismen. Zweitens konstatiert sie eine Steuerungskrise, die sich darin aus¬

drückt, daß die Kapazitäten der sozialen Dienste zur Bearbeitung sozialer Pro¬

bleme mit den Instmmenten der Verrechthchung, der Bürokratisierang und der

Professionalisierung als zu niedrig eingeschätzt werden und zudem kontrapro¬

duktive Folgewirkungen überproportional hohe Kosten produzieren. Drittens

verweist diese Kritik auf eine fiskalische Krise als Folge des Strukturwandels

des Erwerbsarbeitssystems, wodurch der Subventionierung der sozialen Dienste

enge Grenzen gesetzt werden. Viertens gehört zu dieser Kritik der Hinweis auf

eine Krise des Managements, die sich in der Innovationsresistenz vieler Träger,

Dienste und Einrichtungen ausdrückt, indem geänderte Umweltbedingungen

(demographischer Wandel, Wertewandel, veränderte Erwerbsarbeitsbiographi¬
en etc.) keinen systematischen Niederschlag in entsprechend angepaßten orga¬

nisatorischen Programmen finden.

Diese allgemeine Diagnose von Krisensymptomatiken der sozialen Dienste

in modernen westlichen Wohlfahrtsstaaten bildet in Deutschland und interna¬

tional den Ausgangspunkt sowohl für Reformbestrebungen der öffentlichen

Verwaltungen wie auch der Freien Träger in der Alten-, Familien-, Jugend- und

Sozialhilfe. „Unterhalb der Oberfläche allfälliger Abbau-, Privatisierungs- und

Deregulierungsstrategien wohlfahrtsstaatlicher Leistungen zeichnet sich in

sämtlichen westlichen Ländern eine grundsätzliche Neuordnung institutioneller

Arrangements wohlfahrtsstaatlicher Systeme ab, die auf eine Pluralisierung von

Institutionen und Akteuren der Wohlfahrtsproduktion jenseits von Markt und

Staat sowie auf eine Stärkung von Gemeinsinn, bürgerschaftlicher Mitwirkung
und Selbsthilfe hinauslaufen. Es sind solche Entwicklungen, die den Auf-

ZXPäd., 39. Beiheft
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schwung von Begrifflichkeiten und Konzepten wie .gemischte Ökonomie der

Wohlfahrt', .gemischte Wohlfahrtsproduktion', ,welfare mix' bzw. ,Wohl-

fahrtspluralismus' begünstigt haben" (Evers/Olk 1996, S. 10).

1. Organbationsentwicklungen

Welche Verfahren der Modernisierung in den sozialen Diensten zum Einsatz

gelangen und welche Veränderungen vorgenommen werden, ist uneinheitlich

und für den externen Beobachter unübersichtlich. Gemeinsam ist ihnen jedoch,
daß sie sich unter dem Etikett „Organisationsentwicklung" zusammenfassen

lassen. Grob können strukturorientierte Konzepte von handlungs- bzw. verhal¬

tensorientierten Modellen der Organisationsentwicklung unterschieden werden

(Kieser et al. 1981, S. 114ff.): Während verhaltensorientierte Modelle der Orga¬

nisationsentwicklung auf die Ausbildung, Förderung und Überprüfung individu¬

eller oder kollektiver Einstellungen, Werte und Handlungsweisen im Hinblick

auf die organisatorischen Ziele gerichtet sind, zielen strukturorientierte Organi¬
sationsentwicklungen auf die Veränderung derjenigen organisatorischen Re¬

geln und Prozesse, die das Verhalten der Organisationsmitglieder beeinflussen.

Entsprechend kommen -je nach bevorzugtem Konzept - unterschiedliche Hal¬

tungen, Organisations- und Menschenbilder der
„ change agents" zum Ausdruck.

Im Feld der sozialen Dienste spalten sich dabei die Bemühungen um eine Mo¬

dernisierung an der nicht immer ganz stringenten Linie der Trägerschaft: Die

extern initiierten Veränderangsstrategien der Öffentlichen Träger können aus

dieser Perspektive als eher strukturorientiert, die intern motivierten Anstren¬

gungen der Freien, gemeinnützigen Träger eher als handlungsorientiert klassi¬

fiziert werden. Auch wenn in der Praxis integrierte Ansätze der Organisa¬
tionsentwicklung vorherrschen, sind die von den Trägern primär gewählten
Ansatzpunkte für Veränderungen in den sozialen Diensten symptomatisch für

das vorherrschende Verständnis von Organisationsentwicklung.

1.1 Strukturorientierte Organisationsentwicklung: Neue Steuerung

Soziale Dienste in öffentlicher Trägerschaft sind als Bestandteil der kommuna¬

len Verwaltungsstrukturen derzeit mit der Herausforderung konfrontiert, ihre

Aufbau- und Ablauforganisationen an einem neuen Organisationskonzept, das

von der Kommunalen Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsvereinfachung
(KGSt) unter dem Titel „Neues Steuerungsmodell" eingeführt wurde, zu über¬

prüfen. Die zentrale Neuerung dieses Modells liegt darin, daß die in der Vergan¬
genheit betonten Differenzen zwischen Unternehmens- und Verwaltungsorga¬
nisationen, die wesentlich auf Unterschieden in den Zielsetzungen, dem

Haushaltswesen, den Effektivitätskriterien und den Annahmen über die Bedin¬

gungen des Bestandes der Organisationen zurückzuführen sind, zugunsten eines

einheitlichen, einzelwirtschaftlich geprägten Unternehmenskonzepts an Bedeu¬

tung verlieren. So wird gegenwärtig ein „Konzern Stadt" propagiert, das (nun¬
mehr betriebswirtschaftlichen Kriterien folgend) eine effektivere und effizien¬

tere und damit letzthch auch qualitativ verbesserte Aufgabenwahrnehmung und
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Leistungserbringung zumindest der öffentlichen Sozialadministrationen ver¬

heißt. Im Mittelpunkt dieses neuen Verwaltungshandelns steht dabei die Pro¬

duktorientierung, die eine Abkehr von der bislang dominierenden Verfahrens¬

und Inputorientierung beinhaltet: Verwaltungen sollen danach künftig - wie

Unternehmen auch - ihre Produkte markt- und kundengerecht anbieten (KGSt

1994). Für die Öffentlichen Träger der Sozialen Arbeit bedeuten diese Vorhaben

den Zwang zu einer Neujustierung ihrer eigenen Bewertungsgrandlagen. Stan¬

den bislang die administrativen Routinen vor allem unter den Prüfkriterien von

Legalität und Legitimität, von Richtigkeit und Angemessenheit, werden in den

neuen Konzepten die Dimensionen der Nachfrage nach sozialen Dienstleistun¬

gen privilegiert. Voraussetzung hierfür ist es, eine neue Relationierung zwischen

den Verwaltungen und der Politik vorzunehmen, die machtvolle Übergriffe des

einen Systems in das andere begrenzt. Dies bedeutet, daß die Kommunalverwal¬

tungen einer neuen Philosophie folgen müssen, die den Verwaltungseinheiten

mehr Autonomie und Verantwortung zubilligt und gleichzeitig, durch eine aus¬

gehandelte und vertraglich gesicherte Auftragsvergabe, die Transparenz und

Kontrolle des Verwaltungshandelns durch die Politik erhöht.

Diese, als Kontraktmanagement bezeichnete, Unternehmensphilosophie ba¬

siert auf den folgenden Kernelementen: Verwaltungen werden als autonome

„business units" konzipiert; sie sind Auftragnehmer von politisch festgelegten

Zielsetzungen (es gibt eine klare Zielvereinbamng zwischen Politik und Verwal¬

tung); die Fach- und Ressourcenverantwortung wird dezentralisiert (indem die

Entscheidungsverantwortung für alle Personal-, Finanz-, Organisations- und In¬

formationsfragen an die einzelnen Verwaltungen delegiert wird, soll ein verbes¬

serter Ressourceneinsatz erzielt werden); Verwaltungen operieren auf der Basis

eines eigenen Betriebsplans; sie sind gegenüber dem Auftraggeber, d.h. den po¬

litischen Akteuren, rechenschaftspflichtig (KGSt 1992).

Neben das Kontraktmanagement als Grandphilosophie einer modernen

Kommunalverwaltung tritt allerdings noch ein zweiter Pate für die öffentlichen

Organisationsreformen: Konzepte der „lean production", der schlanken Ge¬

staltung des Produktionsprozesses der kommunalen Dienstleistungen. Auf Ver¬

waltungsorganisationen zugeschnittene Konzepte der „lean production" beto¬

nen vor allem, daß der Grad der Hierarchisierung in den zu schaffenden

Organisationen extrem niedrig sei, daß operative und administrative Funktio¬

nen in den Handlungsvollzügen verschmelzen würden, daß sich Autorität le¬

diglich durch Fachwissen legitimiere, daß sich Managementaufgaben vor allem

auf die Schaffung bzw. Vermittlung von Kooperationsbeziehungen innerhalb

und außerhalb der Organisationen konzentrieren und daß die Personalent¬

wicklung als Managementfunktion zukünftig von besonderer Bedeutung sei

(MlNTZBERG 1989).
Einzelne Verwaltungseinheiten werden diesen Modellen zufolge als relativ

autonome Betriebssparten konzipiert, die Auftragnehmer von politisch festge¬

legten Zielsetzungen sind. Im Rahmen dieser Auftragsübernahme haben sie zur

Leistungserfüllung sowohl die Fach- als auch die Ressourcenverantwortung,wo¬

mit die traditionelle Teilung zwischen Fach- und Hauptämtern überwunden

werden soll. Vielmehr werden die Querschnittsaufgaben der Kommunalverwal¬

tung nunmehr einer Steuerungszentrale übertragen, die vor allem die Koordi¬

nation der dezentralen Dienstleistungsagenturen übernimmt und Control-
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lingaufgaben wahrnimmt. Hier liegt die eigentliche Herausforderung für die so¬

zialen Dienste. In dem Modell vorgesehen und zum Teil auch schon praktisch
umgesetzt, übernehmen die Sozialverwaltungen danach die Entscheidungsver¬
antwortung für alle sie betreffenden Personal-, Finanz-, Organisations- und In¬

formationsfragen. Der ihnen zur Verfügung gestellte Haushalt bemißt sich weit¬

gehend nach der Bewertung der Produktpalette, die angeboten werden soll.

Dies verlangt, daß die Leitungskräfte einen Betriebsplan aufstellen und dort

ihre Dienstleistungsangebote möglichst exakt beschreiben. Zudem soll die De¬

zentralisierung auch innerhalb der einzelnen Organisationseinheiten weiter

vorangetrieben werden, d.h. einzelne Abteilungen sollen durchaus ihre eigenen
Personal-, Sach- und sonstigen zurechenbaren Kosten ermitteln.

Sozialverwaltungen, die im Zuge der Neuorganisation der Kommunalver¬

waltungen mit diesen Ideen konfrontiert werden, müssen sich mit strukturellen

Veränderungen auseinandersetzen. Diese betreffen die Neukonzipierung der

Aufbau- und Ablauforganisationen ihrer Verwaltungseinheiten, die weitrei¬

chende Dezentralisierung aller unternehmensbezogenen Entscheidungen als

Voraussetzung einer neuen Qualität des sozialpädagogischen Handelns und

schließlich eine weitreichende Deregulierung und Einführung eines Marktmo¬

dells in die kommunale Dienstleistungsproduktion als Garanten eines verbes¬

serten Ressourceneinsatzes und der Privilegierung der Dienstleistungskonsu¬
menten gegenüber den Anbietern.

1.2 Handlungsorientierte Organbationsentwicklung:
Organbationskulturelle Ansätze

Gegenüber den strukturorientierten Modellen der Verwaltungsreform im öf¬

fentlichen Sektor haben die Freien Träger, insbesondere die Wohlfahrtsverbän¬

de, schon in den 80er Jahren begonnen, ihre Unternehmungen auf den Prüfstand

zu stellen. Konzeptionell haben sie dezidiert andere Ausgangspunkte für die

Modernisierung ihrer Einrichtungen und Dienste gewählt: Während die struk¬

turorientierte Organisationsentwicklung an den Organigrammen der Dienste

feilte, Stab-, Linien- und Matrixorganisationen veränderte, wurden in der Freien

Wohlfahrtspflege eher Visionen, unternehmerische Philosophie und Ideen be¬

tont. Den Krisensymptomen der sozialen Dienste soll durch eine kulturelle Wie¬

derbelebung entgegengetreten werden, Identitäts- und Gemeinschaftsbildung
werden als zentrale Herausforderung für die Modernisierung der sozialen Dien¬

ste erkannt. Systemtheoretische Erkenntnisse und Bilder lösen die struktur¬

funktionalen Organisationsentwicklungskonzepte ab. In dieser Perspektive
lautet die zentrale Prämisse der Organisationsentwicklung: „Nicht der Eingrei¬
fende (Intervenierende) verändert das zu verändernde System, sondern dieses

kann nur sich selbst verändern. Und es ist dann eine Frage einer ganz anderen

Stufe von Komplexität, welche Möglichkeiten ein Manager, Berater, Therapeut,
eine Ärztin oder Lehrerin oder eine andere intervenierende Person haben

könnte, Selbstveränderungen adäquat zu induzieren." (Willke 1996, S. 30)
Es ist nachvollziehbar, daß dieses Verständnis von Organisationsentwicklung

für die unter Modernisierungsdruck geratenen Freien Träger der Wohl¬

fahrtspflege deutlich mehr Attraktivität besitzt als das stmkturorientierte Kon-
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zept, das für die Öffentlichen Träger eine so hohe Bedeutung erlangt hat: Hier

wird Besonderheit betont und gefördert,was angesichts pauschalierender Argu¬

mentationen gegenüber den sozialen Diensten, dem sozialen Sektor oder der

Sozialpolitik als wohltuend empfunden wird. Noch tiefgreifender als die Um¬

brüche auf Seiten der Öffentlichen Träger haben nämlich die gesellschaftlich ar¬

tikulierten Modernisierungserfordernisse existenzbedrohende Fragen für die

Freien Träger aufgeworfen, indem deutlicher als jemals zuvor das etablierte

Staat-Verbände-Verhältnis zur Disposition gestellt und der Freien Wohl¬

fahrtspflege Privilegien entzogen werden. Während im Hinblick auf die Öffent¬

lichen Träger allenfalls deren sukzessiver Bedeutungsverlust im Rahmen der

Neuorganisation beklagt (Wilts 1997;Greese 1997), nicht aber ihre Funktion in

der kommunalen Gewährleistung sozialer Hilfe und Unterstützung grundsätz¬

lich in Frage gestellt wird, sind die Freien Träger, die Wohlfahrtsverbände wie

auch die kleinen Vereine und Initiativen, vor diesen radikalen Anfragen nicht

gefeit. Eine zentrale Ursache hierfür liegt in der Verschiebung des Begrün¬

dungsspektrums für die eigene Daseinsberechtigung. War bis in die 90er Jahre

hinein die Pluralität der Leistungsanbieter von sozialer Hilfe und Unterstützung

ein zu schützender Wert an sich, erzwingt der politisch sich durchsetzende Wille

nach „mehr Markt" und „weniger Staat" Legitimationsnachweise in Form von

Leistungsbilanzen: Effektivität, Effizienz, Qualität etc. sind die künftigen Be¬

zugsgrößen, deren Nachweis über Fortbestand bzw. Auflösung der sozialen

Dienstleistungsbetriebe entscheiden soll.

Mit der Generalisierung der Begründungsmuster sozialpolitischer Aktivitä¬

ten auf die Leistungsfähigkeit einzelner Organisationen als ausschließliches Le¬

gitimationskriterium wird die schützende Hand über den Wohlfahrtsverbänden,

den Einrichtungen und Diensten Freier Trägerschaft weggezogen; sie müssen

sich den Wettbewerbsbedingungen eines politisch bestimmten Marktes stellen.

Niederschlag hat dieses Interesse schon in neueren gesetzlichen Initiativen ge¬

funden, in denen die traditionell durch das Subsidiaritätsprinzip geregelte

Nachrangigkeit Öffentlicher Träger bei der Leistungserbringung gegenüber

Freien Trägem zugunsten eines „freien" Marktes, auf dem sich auch privat-ge¬

werbliche Anbieter plazieren sollen, aufgegeben wurde (§ 93 BSHG und §§ 80ff.

Pflegeversicherung). Für die Freien Träger ergibt sich hieraus die Notwendig¬

keit, innerhalb dieses neu geschaffenen wohlfahrtskulturellen Arrangements

ihre eigene Position zu definieren (Nokielski/Pankoke 1996).

Aber nicht nur die gestiegenen Anforderungen infolge eines zunehmenden

Wettbewerbsdrucks, sondern auch die Erfordernisse einer produktiven Wen¬

dung des bisher eher normativ transportierten Pluralitätsgedankens stellen die

Frage nach der Besonderheit der Freien Träger. „Die klassische Wertorientie¬

rung als Qualitätsmerkmal der freien Wohlfahrtspflege wird alleine nicht mehr

überzeugen. Daneben werden Fachlichkeit, Bedarfsorientierung, wirtschaftliche

Effizienz und Förderung zivilgesellschaftlichen Engagements als Qualitäts¬

merkmale gefordert. In dem Ausmaß, wie es der freien Wohlfahrtspflege gelin¬

gen wird, diese Merkmale erfolgreich zu kombinieren, vermag sie sich abzugren¬

zen von staatlicher Pflichtleistung, kommerziellem Angebot und freiwilliger

sozialer Arbeit." (Manderscheid 1995, S. 249) Folglich geht es insbesondere für

die Freien Träger darum, sich hinsichtlich ihrer Werte und ihres Selbstverständ¬

nisses und damit auch ihrer eigenen Glaubwürdigkeit zu vergewissem; es geht
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um die klassischen Selbstverständnisfragen und -antworten: Wer sind wir, wo
stehen wir, was wollen wir?

Vor diesem Hintergmnd stehen im Zentrum von Organisationsentwick¬
lungsprozessen der Freien Träger die Reflexion der eigenen Ziele, der Rolle und

Aufgabenstellung im Geflecht wohlfahrtsstaatlicher Dienstleistungsanbieter so¬

wie die Überprüfung der eigenen Leistungsfähigkeit. Organisationsentwicklung
im Feld der Freien Träger enthält damit eine duale Perspektive: Zum einen geht
es im Kontext der Zunahme von marktförmigen Elementen in den sozialen

Handlungsfeldern darum, sich im Sinne des Wettbewerbs von den anderen, ins¬

besondere auch gewerblichen, Anbietern im Hinblick auf die Leistungsfähigkeit
der Organisation zu unterscheiden. Zum anderen gilt es, die Freien Träger als

eine jeweils geschlossene, identifizierbare Einheit mit dem spezifischen, unver¬

wechselbaren, gesellschaftlich anerkannten Proprium nach innen wie nach au¬

ßen zu repräsentieren. Diese Forderungen nach einem exklusiven, vermarktba¬
ren Profil stellen eine existentiell bedeutungsvolle Aufgabe für die Freien Träger
dar, der im Rahmen von handlungsorientierten Konzepten der Organisations¬
entwicklung begegnet werden soll.

2. Strategien der Organbationsentwicklung

2.1 Die Entdeckung der Unternehmenskultur

Um diesem komplexen Anforderungsprofil Rechnung zu tragen, haben gerade
die Freien Träger oftmals ihre Organisationsentwicklungsprozesse damit begon¬
nen, Teile oder Elemente ihrer Organisationskultur zu dokumentieren. Der Be¬

griff der Organisationskultur signalisiert, daß Organisationen spezifische Ge¬

staltungsmerkmale bezüglich ihrer Strukturen, Prozesse und Beziehungen
aufweisen, die von den in und mit ihnen handelnden Akteuren abhängig sind.
Im Sinne eines identitätsprägenden Werte- und Normenkerns einer Organisati¬
on wird die Organisationskultur definiert als „das Muster grundlegender An¬

nahmen (basic assumptions), das eine Gruppe von Menschen erfunden, ent¬

deckt oder entwickelt hat, während sie lernte, mit ihren Problemen der

Anpassung nach außen und der Integration im Inneren umzugehen. Diese
Annahmen haben in der Vergangenheit gut genug funktioniert, um als gültig
akzeptiert, und den neuen Mitgliedern als der richtige Weg, Dinge wahrzuneh¬

men, zu denken und zu fühlen, gelehrt zu werden" (E. Schein, zit. n. Walter-
Busch 1996, S. 260). Die Organisationskultur speist sich also aus der Gesamtheit
der historisch gewachsenen Denkmuster, Überzeugungen, Verhaltensnormen, -

weisen und -routinen, Strukturen und Ordnungssysteme, Potentiale und Res¬

sourcen, Beziehungen und Gegebenheiten innerhalb einer Organisation, wie sie
unter den aktuellen Gegebenheiten Gestalt annehmen. Mit dem Kulturbegriff
rücken folglich die Deutungsmuster und Sinnkonstraktionen der Organisati¬
onsmitglieder bezüglich der Organisationswirklichkeit in den Mittelpunkt, und
zwar so, wie sie in ihrem Denken, Sprechen und vor allem in ihrem Handeln

tagtäglich sich äußern bzw. ,gelebt' werden. In dem, was getan wird bzw. nicht

getan wird, wie etwas getan wird, konkretisieren sich die Werte, Normen und

Einstellungen der Organisationsmitglieder. Die Organisationskultur über-
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nimmt somit eine Anpassungs- und Sozialisierungsfunktion und erlaubt glei¬

chermaßen auch die Kontrolle ihrer praktischen Umsetzung.

Dieser an den Normen und Werten individuellen Handelns orientierte An¬

satz der Organisationsentwicklung bietet den Freien Trägern eine Vielzahl von

Anküpfungspunkten. Zentral bleibt die Betonung und der offensive Umgang

mit der Wertorientierung als Produktionsfaktor, der nicht länger als Ergänzung,

auf den Eigenanteil der Träger reduziert, behandelt wird, sondern dessen Be¬

deutung für die Leistungsfähigkeit der sozialen Dienste hervorgehoben wird.

Effektivität, Qualität und unter Umständen auch die Effizienz sozialer Dienste

können demnach gerade nicht wertneutral beurteilt werden, sondern beinhalten

die organisationsspezifischen Werte und Normen als immanente, steuerungsre¬

levante und wirkungsvolle Variablen innerhalb des Produktionsprozesses sozia¬

ler Dienstleistungen.
Darüber hinaus signalisiert der Begriff der (Unternehmens-)^w/fwr eine

deutliche Nähe zu sozialwissenschaftlichen Bezugsrahmen, wodurch er in ge¬

wissem Maße „technologie-" bzw. „ökonomieunverdächtig" zu sein scheint.

Sozial- und gesellschaftswissenschaftlich wird Kultur dabei als die Gesamtheit

der Verhaltenskonfigurationen einer Gesellschaft, aber auch einer sozialen

Grappe definiert, die durch Symbole übermittelt werden, in Werkzeugen und

Produkten Gestalt annehmen und in Wertvorstellungen sowie Ideen bewußt

werden, also als kollektive Sinnkonstruktion zur Definition von .Wirklichkeit',

die eine in sich geschlossene Identifizierung von Verhaltensstilen, Wertmustern

etc. ermöglicht, ohne daß damit eine Bewertung transportiert wird (Fuchs

1988, S. 437£).

2.2 Managementkonzepte

Das Neue für die Managementtheorie,das organisationskulturelle Ansätze ver¬

mittelt haben, ist, daß Unternehmen nicht Kultur haben, sondern als soziale Sy¬

steme Kulturen sind. Damit rücken Fragen nach der Gestaltungsfähigkeit der

Organisationskulturen in den Vordergrund: Zum einen ist zu fragen, inwieweit

die Unternehmenskultur in einem strategischen Sinn als Steuerungselement in¬

nerhalb des Managements aufgegriffen werden kann, d.h. inwieweit über die

spezifische Organisationskultur eine kulturelle Integration und damit auch

Identifikation sowie ein kultureller Wandel bewußt innerhalb der Organisation

herbeigeführt werden können. Zum anderen muß die Leistungsfähigkeit von

Unternehmenskulturen selbst dahingehend überprüft werden, inwieweit sie tat¬

sächlich verhaltenssteuemde Effekte produzieren, zumal empirische Studien

zeigen, daß innerhalb von Organisationen keineswegs nur eine Kultur vorzufin¬

den ist, sondern in Form mikropolitischer Prozesse auch hier machtvolle, unter¬

drückte, dominante und subversive Gruppierungen miteinander rivalisieren

(zusammenfassend Küpper/Ortmann 1988). Diese Erkenntnisse sickern in den

Wissensbestand sozialer Organisationen allerdings ausgesprochen schwerfällig

ein, wurde doch gerade hier bisher davon ausgegangen, daß die Ziele der Orga¬

nisationen und die ihrer Mitglieder weitgehend identisch seien. Schon die frühe

Managementdebatte deckte diesen Management- bzw. Personalführungsfehler

jedoch auf, indem sie zeigte, daß statt gemeinsamer keine oder zumindest keine
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kommunizierbaren Zielsetzungen in den sozialen Diensten vorhanden waren

(Flösser/Schmidt 1992). Die Diskussion der unternehmerischen Ziele beant¬

worteten viele Träger folglich mit einem Verweis auf ihre Konzeption oder das

entsprechende Gesetz oder beides. Erst im Verlauf der Debatte zeigte sich, daß
auch Zielsetzungen bestimmten Kriterien unterliegen; vor allem müssen sie in¬

tern wie extern transparent und im Hinblick auf den Grad der Zielerreichung
überprüfbar sein (Müller-Schöll/Priepke 1992). Für das Management sozialer

Dienste erlangt die Gestaltung der Zielsetzungs- und -durchsetzungsprozesse in

den Diensten angesichts der Modernisierungsherausforderungen eine besonde¬

re Bedeutung: Profilbildung ohne Zielsetzung dürfte den Trägem der Wohl¬

fahrtspflege nur schwerlich gelingen. Unklar bleibt auch, wie Effizienz- und Ef¬

fektivitätsbemessungen ohne operationale Ziele gelingen können. Die Aufgabe
des Managements ist es hiernach, diejenigen Prozesse zu initiieren, die dazu

führen können, daß operationale Ziele innerhalb der Unternehmen formuliert

werden. Die Gestaltung der dafür erforderlichen Beteiligungsmodelle für die

Organisationsmitglieder, die Festlegung der Kommunikations- und Entschei¬

dungsprozesse und -kompetenzen ist die vorrangige Aufgabe.

2.3 Die Bildung einer Corporate Identity

Über den Prozeß der Festlegung unternehmerischer Ziele hinaus zielen Strate¬

gien der Organisationsentwicklung im Sinne einer kulturellen Steuerung des

Mitgliederverhaltens darauf, spezifische Werte zu vermitteln, die als Orientie¬

rungshilfe die Selbststeuerung und Selbstabstimmung des Personals anregen
können. Die Funktion der Unternehmenskultur, die sich so konkretisiert und
dadurch kommunizierbar wird, besteht nicht nur darin, Leistungsmotivation
und Loyalität der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gegenüber der Organisati¬
on zu erhöhen, sondern auch Steuerungsfunktionen zur Vereinfachung und Ko¬
ordination von Entscheidungen im Sinne des „organizationalman" zu überneh¬

men. Hierfür wird auf identitätstheoretische Konzepte zurückgegriffen:
„ Corporate identity" ist der Oberbegriff für alle Erscheinungsformen und Akti¬
vitäten im Zusammenhang mit der Unternehmensidentität.

Die Einordnung von corporate identity wird dabei höchst unterschiedlich angesehen: als strategi¬
sches Instrument oder als Bindeglied zwischen Teilbereichen im Sinne des Zusammenhangs zwi¬
schen Unternehmensverhalten und -kommunikation mit dem Selbstverständnis des Unterneh¬
mens und seinem daraus resultierenden Image in der Öffentlichkeit (Graffe 1983, S. 32). Solche

unterschiedlichen Grundannahmen in den corporate /'dewttYy-Definitionen beziehen sich auf die

Zielsetzung des Unternehmens: corporate identity als Instrument des Managements, als spezifische
Wirkung nach außen, als Summe der charakteristischen Eigenschaften eines Unternehmens oder
als komplexer Zusammenhang von Unternehmensverhalten, -erscheinungsbild und -kommunika¬
tion. Diese differierenden Bestimmungen hat Tafertshofer (1982) bewogen, den Wert des „magi¬
schen Konzeptes" corporate identity überhaupt in Frage zu stellen, da „es wirkt, ohne daß erklärt
werden kann, auf welche Weise" (S. 18), und auf den ihm innewohnenden Zirkelschluß hinzuwei¬

sen, der darin bestehe, daß „Corporate Identity mittels Elementen von Corporate Identity Corpo¬
rate Identity bewirke" (S. 17). Eine Lösung dieses Dilemmas wird mittels einer Differenzierung in

„corporate identity" als strategieorientierten Begriff und „Unternehmensidentität" als ergebnisori¬
entierte Beschreibung versucht (Weber 1985, S. 181).

In diesem Sinne lautet eine der gängigsten Definitionen: „Corporate Identity ist die strategisch
geplante und operativ eingesetzte Selbstdarstellung und Verhaltensweise eines Unternehmens
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nach innen und außen auf Basis einer festgelegten Unternehmensphilosophie, einer langfristigen

Unternehmenszielsetzung und eines definierten Soll-Image - mit dem Willen, alle Handlungsin¬

strumente des Unternehmens in einheitlichen Rahmen nach innen und außen zur Darstellung zu

bringen." (Birkigt/Stadler 1986.S.23)

Grundlage für eine corporate identity i.S. der dargestellten strategischen Selbst¬

darstellung nach innen und außen bildet die Klärung der Unternehmens- eige¬

nen Leitlinien bzw. Grundsätze, die eine verdichtete Wissensbasis für die zu¬

künftige Handlungsausrichtung, für die kritische Analyse der bestehenden

unternehmerischen Aktivitäten sowie eine wirksame Orientierung für die tägli¬

chen Arbeitsabläufe innerhalb der Organisation beinhaltet. Unternehmensleit¬

bilder und auch Firmengrundsätze fungieren als verbindende Klammer für die

einzelnen unternehmerischen Maßnahmen, die verbindlich festgeschrieben und

in der Regel schriftlich nach innen und außen kommuniziert werden, intern und

extern überprüfbar. In der „gelebten" Form der täglichen Unternehmenspraxis

wird die Echtheit der Unternehmensphilosophie und -ethik sichtbar.

2.4 Neuformulierung der organbationsbezogenen Bewertungsgrundlagen

Als Zielsetzung der Implementation einer corporate identity-Strategie ist im all¬

gemeinen die Minimierung der Diskrepanz zwischen Unternehmensphilosophie

als gewünschtemSelbstverständnisundderin
derUnternehmenskulturzumAus¬

drackkommendentatsächlichen Identitätfestzuhalten: „CorporateIdentitywird

demnach verstanden als grundlegende Strategie, die darauf abzielt, durch die

Gesamtheit aller Handlungenim Innen- und Außenverhältnis des
Unternehmens

eine Unternehmensidentität zu schaffen, die der gewünschten Identität ent¬

spricht." (Harbrücker 1992, S. 182) Zu den Kernelementen der Unterneh¬

mensphilosophie gehört dabei, daß sie die Grundvorstellung eines Unterneh¬

mens von sich selbst transportiert, daß sie realisierbare Utopien bzw. Visionen

propagiert, daß sie Auskunft gibt über die Ziele des Unternehmens sowie die Art

und Weise,wie diese Ziele zu erreichen sind.und daß sie Erfolgskriterien festlegt.

Als „weltanschauliche Grundlage" der Unternehmensleitung beinhaltet die Un¬

ternehmensphilosophie „die Art und Weise, wie man über Gesellschaft, Wirt¬

schaftundIndividuumdenkt" (Ulrich/Fluri1978,S.49).Die Unternehmensphi¬

losophie wird innerhalb eines Leitbildes verdichtet. Ein Leitbild bringt „in

kommunizierbarer Form die zentralen Maximen des (formierten oder formulier¬

ten) Rahmenkonzepteszum Ausdruck" (Kirsch et al. 1989, S. 135).

Hiervon unterscheiden läßt sich die Unternehmensethik, die die Grundein¬

stellung des Unternehmens zu den Menschen innerhalb und außerhalb konkre¬

tisiert und somit verbindliche Verhaltensweisen im Hinblick auf das spezifische

Angebot sowie die Mitarbeiterinnen, Kunden, Lieferanten etc. aufweist. Wäh¬

rend die Unternehmensphilosophie ihren Ausdruck im Unternehmensleitbild

findet, konkretisiert sich die Unternehmensethik in den Richtlinien oder Leit¬

sätzen (Führungsgrundsätzen) gegenüber den Mitarbeiterinnen und Mitar¬

beitern. Für diese hat sie im optimalen Fall folgende Funktionen: (1) eine Mo¬

tivationsfunktion dadurch, daß das Leitbild eine Identifikation mit den

unternehmerischen Zielen, Werten und Haltungen ermöglicht und in ihm ent-
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haltene Zukunftsvisionen als Inspiration der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

angesehen werden; (2) eine Legitimationsfunktion, indem das Leitbild hilft, das
unternehmerische Handeln nach außen und innen transparent werden zu las¬

sen, Handlungen und Entscheidungen auf seiner Basis zu rechtfertigen; (3) eine

Orientierungsfunktion, indem das Leitbild gerade in .turbulenten' Feldern zur

Abstimmung und Koordination der Arbeitsabläufe beiträgt und handlungslei¬
tende Funktion besitzt, denn es repräsentiert die unternehmerische Gesamtphi¬
losophie und vermittelt u.a. eine Vision von der Zukunft.

3. Die Implementation organisationskultureller Entwicklungen
im Feld der Sozialen Arbeit

Organisationskulturelle Ansätze operieren mit denjenigen organisationsbezo-
genen Elementen, die die Spezifik und die weltanschauliche Rückbindung der

Träger der Freien Wohlfahrtspflege exponieren. Allerdings scheint der produk¬
tive Einsatz ethischer und wertorientierter Kategorien zur Stabilisierung und

Weiterentwicklung des Images - und damit marktrelevanter Faktoren - in den

Leitbilddiskussionen der privatgewerblichen Unternehmen eher zu gelingen als

bei den etablierten verbandlich organisierten Trägem der Freien Wohl¬

fahrtspflege. Offensichtlich ist es einfacher, die kapitalistische Zielsetzung der

Gewinnmaximierung mit ethischen Maximen zu schmücken, als ethische

Grundkategorien so in die Zielformulierung der per definitionem wertorientier¬

ten Unternehmen zu integrieren, daß sie auf dem Markt der Werte weder als

bloße Werbungsversprechen noch als ideologische Indoktrination wahrgenom¬
men werden. Dabei liegt das Problem nicht in der Tatsache, daß die Notwendig¬
keit einer Weiterentwicklung der Organisationskulturen im Feld der Sozialen

Arbeit nicht gesehen würde; eine Vielzahl von Trägem der Freien Wohl¬

fahrtspflege und fast alle Spitzenverbände führen vielmehr seit Ende der 80er

Jahre eine Leitbilddiskussion. Wichtig ist jedoch, daß die Implementationspro¬
bleme sich weniger auf der Ebene örtlicher Einrichtungen als auf der überörtli¬

chen verbandlichen Ebene bemerkbar machen. Während die Einrichtungen
meistens in lokalen Zusammenhängen ihre Legitimation durch die tägliche Pra¬

xis erfahren, erweist sich dies für die (ideellen) verbandlichen Strukturen als

zunehmend schwieriger. Aufgrand ihrer traditionell weltanschaulich geprägten
Bezüge, die über mehrere Jahrzehnte bzw. Jahrhunderte die Akzeptanz und Be¬

deutung ihrer Arbeit in der Gesellschaft zum Ausdruck gebracht haben, stellt es

für die Leitbildformulierung der Wohlfahrtsverbände eine besondere Heraus¬

forderung dar, spezifische Werte und Grundsätze zu formulieren, die an die ei¬

gene Geschichte und Tradition anknüpfen, zugleich aber auch in dem heutigen
gesellschaftlichen Kontext nicht nur Gültigkeit haben und akzeptiert werden,
sondern von besonderer Relevanz und Aussagekraft sind. Die Dominanz der

traditionellen Bezüge bzw. der eigenen Geschichte transportiert zwar einen gül¬
tigen Grundkanon der „taken for granted assumptions", behindert jedoch im

Sinne eines kulturellen Konservatismus die positive Steuerungsfunktion der

Unternehmenskultur und damit die erforderliche Anpassung des Handelns an

veränderte Kontexte. Schließlich ist der interne wie öffentliche Raum, in dem

diese Leitbilder letztlich kommuniziert werden, durchdrangen von unterschied-
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liehen Identifikationen, Bezügen und Erwartungshaltungen, mit denen sich die

Verbände konfrontiert sehen und die sie je spezifisch bedienen müssen: die Kli¬

entel der Einrichtungen, die Mitglieder derVerbände (sowohl Personen
als auch

Organisationen); die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den Einrichtungen,

die ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie die ehrenamtlichen

Vorstände; die (potentiellen) Spenderinnen und Spender, die öffentlichen Fi¬

nanziers, die Mitglieder übergeordneter Institutionen bis hin zu Sympathisan¬

tinnen und Sympathisanten. Es läßt sich schließlich nicht leugnen, daß sowohl

die gesellschaftlichen Veränderungsprozesse als auch die Veränderangen der

Wertorientierungen der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die als „Imagetrans¬

porteure" eine besondere Bedeutung haben, sich nicht mehr ohne weiteres an

die traditionellen Werte anschließen lassen und sich die „Geschichte" meist nur

noch bedingt zu besonderen Anlässen bemühen läßt.

Die Anforderungen der wertegemeinschaftlichen Selbstdarstellung, daß der

Sinngehalt (Engagement) in der Struktur und Kultur des Verbandes Sozialge¬

stalt annimmt, bedeutet insbesondere für die konfessionellen Wohlfahrtsver¬

bände vielfache Reibungen und Konflikte zwischen korporativer Integrität und

modernem Arbeitsbezug (Autonomie und Autorität; Christlichkeit und Kirch¬

lichkeit; professionelles Profil und konfessionelles Proprium). Insofern sind die

Leitbildentwicklungsprozesse zugleich eine Herausforderung für gelingendes

Management, nämlich in der Form, in der es gelingt, offene Kommunikations¬

strukturen zur internen Selbstverständigung zu etablieren. Wenn die wertge¬

bundenen Träger sozialer Dienste „sich neben fachlicher Kompetenz auf eine

besondere Qualität sozialer Nähe und auf die dabei wirksamen ,inneren Kräfte'

von Engagement, Solidarität und Sensibilität" berufen, so muß „diese ,Sinnfra-

ge' des Helfens ... in der kommunikativen Kultur der Wohlfahrtsverbände dar¬

stellbar und verhandelbar werden" (Pankoke 1995, S. 76).

Die Vielfalt der Interessendivergenzen und möglichen Konfliktlinien, die über einen Leitbilddis¬

kussionsprozeß in den Blick geraten, lassen sich am Beispiel der den Kirchen nahestehenden Wohl¬

fahrtsorganisationen verdeutlichen: Ein Problem, das die konfessionell gebundenen Wohlfahrts¬

verbände haben, das für andere Organisationen durchaus nebensächlich ist, besteht darin, daß

diese darauf bedacht sein müssen, eine relativ eindeutige Außendarstellung und Geschlossenheit

vorzuweisen, die das Kriterium der .richtigen' Wertorientierung als In- bzw. Exklusionskriterium

für eine Mitgliedschaft in den Vordergrund rückt. Zudem läßt sich eine latente Konfliktlinie zwi¬

schen der Institution Kirche und den konfessionell gebundenen Wohlfahrtsorganisationen feststel¬

len, da im Kontext der Verberuflichung und der Professionalisierung der missionarische, diakoni¬

sche und caritative Charakter der ,Hilfetätigkeit' deutlich in den Hintergrund getreten ist.

Angesichts der allgemeinen Säkularisierungsprozesse stehen die konfessionellen Wohlfahrtsver¬

bände vor der Problematik, ihr Verhältnis zu den Kirchen (und umgekehrt) derart neu zu bestim¬

men, daß einerseits ihr eigenständiger Auftrag und damit auch ein eigenes Profil, eine eigene Iden¬

tität deutlich zum Ausdruck kommt, andererseits ihre Verbindung zur Kirche nicht verloren geht.

Auch wenn insgesamt die Bedeutung der Institution Kirche zurückgeht, bedeutet dies nicht, daß

eben diese kirchliche Nähe nicht doch zugleich ein Vertrauensvorschuß für die Arbeit der Wohl¬

fahrtsverbände bildet, vor allem bei einer Zunahme von privatgewerblichen sozialen Anbietern.

Insofern stellt sich die Frage, ob es für die Wohlfahrtsverbände ratsam erscheint, mit dem am sozia¬

len Engagement gekoppelten traditionellen Image der Kirche(n) zu brechen. Die mit der Leitbild¬

diskussion „gezündete Bombe" (Puschmann, zit. nach Becker 1994) hatjedenfalls zu heftigen und

z. T. auch irritierenden Auseinandersetzungen über das Verhältnis von Kirche und Wohlfahrtsver¬

bänden geführt. Gleichwohl ganz im Sinne der corporate identity-Strategie (z.B. Deutscher Cari¬

tasverband 1992; 1994) hat der Leitbildentwicklungsprozeß
offen zutage treten lassen, daß einheit¬

liche Zielsetzungen und klare Aufgabenstellungen in den Kirchen und den entsprechenden
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Verbänden nicht auszumachen sind. Der öffentliche Diskussionsprozeß in der Zeitschrift „Caritas"
über die schwierige Verortung des Deutschen Caritasverbandes zwischen .Kirchlichkeit' und

.Christlichkeit' verdeutlicht exemplarisch die Zerreißprobe kirchlicher Wohlfahrtsverbände, die

sich nur vordergründig als Frage der Organisationsform darstellt: Zwischen einem am Auftrag der

hierarchisch organisierten Kirche orientierten Leitbild, welches dezidiert kirchliche Sozialeinrich¬

tungen profiliert (Pompey 1993, S. llff.), und einer gemeinsamen Vision vom Proprium christlicher

Praxis, das den Vergewisserungsprozeß in den Mittelpunkt stellt (Zerfass 1993, S. 27ff.), entzündet
sich die prinzipielle „Frage nach dem tragenden Subjekt christlich-kirchlicher Diakonie und, in

Abhängigkeit davon, nach dem kennzeichnenden Stil diakonischen Handelns der Kirche" (Fürst
1993, S. 546). - Diese Grundsatzdiskussionen finden auch in der Diakonie statt, wenn mit den mah¬

nenden Worten Wicherns darauf hingewiesen wird, daß es nötig sei, „daß die evangelische Kirche

in ihrer Gesamtheit anerkenne: die Arbeit der Inneren Mission ist mein!, daß sie ein großes Siegel
auf die Summe dieser Arbeit setze: die Liebe gehört mir wie der Glaube" (Wichern, zit. von Lan¬

despfarrer M. Slenczka vor der Mitgliederversamlung des Diakonischen Werks in Kurhessen-

Waldeck e.V. in Baunatal am 22. September 1997).

4. Selbstreflexion ab Antwort aufden Modernbierungsdruck?

Der Ausweg aus der öffentlich attestierten Krise der sozialen Dienste, den viele

Freie Träger und Verbände durch den Einsatz organisationskultureller Strategi¬
en der Optimierang ihrer Dienstleistungsproduktion wählen, überrascht ange¬
sichts der drastischen Anforderungen an eine Modernisierung des sozialen Sek¬

tors insofern, als mit den gewählten Strategien weniger auf die öffentlich

diskutierten Mängel als vielmehr auf interne Unzulänglichkeiten reagiert wird.

Die eingeschlagene Richtung verdeutlicht jedoch, daß heute - im Gegensatz
etwa zu den 80er Jahren - die Modernisierungsanforderungen nicht allein aus

einer mehr oder minder fundierten Wohlfahrtsstaatskritik (Olk/Otto 1985) ge¬

speist werden, sondern daß sich ein Ringen um eine neue wohlfahrtsstaatliche

Kultur abzeichnet (Rauschenbach 1997; Flösser/Otto 1998), die nicht nur in

gesamtgesellschaftlichen Regulierungsprinzipien, sondern auch in der Gestal¬

tung der sozialen Unternehmen ihren Ausdruck finden soll. Zumindest der oft¬

mals gewählte erste Schritt, die bewußte Gestaltung des Selbstbildes des (Wohl-
fahrts)-Unternehmens, zeigt als Reaktion auf die Notwendigkeit der

Vergewissemng der gesellschaftlichen Fundamente sozialer Organisationen die

Doppelstrategie organisationskultureller Entwicklungen: Es geht um öffentli¬

che Anerkennung und Wertschätzung und um interne Identifikationsmuster.

Glaubwürdigkeit, ein identifizierbares Image und Authentizität werden in die¬

sen Überlegungen zum existenzsichernden Wettbewerbsvorteil auch der sozia¬

len Dienste: „Wir müssen das, was wir denken, sagen. Wir müssen das, was wir

sagen, tun. Und wir müssen das, was wir tun, dann auch sein" (Herrhausen,
zit. n. Pfannendörfer 1997, S. 479).

Hiermit wird allerdings die Gratwanderung zwischen bloßer Fassadenrestau¬

rierung und tatsächlicher Verändemng der Organisationen hervorgehoben: Or¬

ganisationskulturelle Entwicklungen in Form einer Beschränkung auf Image-
Kampagnen degradieren zur „kommunikationspolitischen Schönfärberei"

(Wiedmann/Jugel 1987, S. 189), wenn erkennbare habituelle Verankerungen in

den sozialen Diensten nicht gelingen. Organisationsentwicklungsprozesse, die

sich um die corporate identity, die Unternehmenskultur sowie die Leitbilderstel¬

lung ranken, lenken danach den Blick auf die Wahrnehmungsmuster und Wirk-
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lichkeitsdeutungen der Akteure. Dies hat erhebliche Auswirkungen auf die

Personalentwicklung. Stärker als in den bislang vor allem unter organisations-

strukturellen Vorzeichen diskutierten Innovationsmodellen wird hierdurch die

Fachlichkeit der sozialen Dienste als Gestaltungsselement einer modernen so¬

zialen Arbeit hervorgehoben, die, in kulturellen Arrangements abgesichert, riva¬

lisierende Interessen, Standpunkte und Möglichkeiten abwägt und sich selbst

wiederum kritisch hinterfragt.
Nicht zu übersehen ist allerdings auch die Gefahr, daß die Mehrzahl der der¬

zeit diskutierten Modernisierungskonzepte für die sozialen Dienste die Spezifi¬

ka pädagogischer Praxis insofern negiert, als sie in ihrer Besonderheit mit allge¬

meinen oder fremddisziplinären Kategorien und Konzepten überformt wird.

Die Prämisse, unter der die Modemisierungsvorhaben für die sozialen Dienste

entwickelt werden, bricht mit der Tradition der Ausarbeitung der Besonderheit

Sozialer Arbeit (z.B. Müller 1991), die entweder in der Funktion oder dem

professionellen Status oder der Methodik eine genuine, von anderen Hand¬

lungsfeldern spezifisch zu unterscheidende gesellschaftliche Praxis formulierte,

und betont demgegenüber die strakturelle Gleichartigkeit ihrer Produktions¬

formen mit denen anderer personenbezogener Dienstleistungen (zur Kategori¬

sierung Gross 1983). Die derzeit in der Sozialen Arbeit prominent erörterten

verwaltungswirtschaftlichen bzw. managementorientierten Ansätze erfahren

vor diesem Hintergrund eine Assimilation bzw. Absorption durch die Soziale

Arbeit, während sich zugleich im Zuge der verallgemeinernden Kategorisierung
als Dienstleistung die gesellschaftspolitische Spezifik der Sozialen Arbeit ver¬

flüchtigt.
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Sozialpolitische Rahmenbedingungen





Lothar Böhnisch

Sozialpädagogik und Sozialpolitik

Gemeinsame Traditionslinien und ihre aktuellen Bezüge

In der Fach- und Politikdiskussion zur Krise und zum Umbau des Sozialstaats in

den 90er Jahren ist auch die Selbstverständlichkeit verlorengegangen, mit der

sich die Sozialpädagogik/Sozialarbeit in ihrer professionellen und fachpoliti-

schen Legitimation seit den 70er Jahren bei der sozialstaatlichen Sozialpolitik

rückversichern konnte. Der „Sozialstaat und seine Pädagogik" (Böhnisch

1982), die lange Zeit zumindest in Westdeutschland eine legitimatorische Ein¬

heit bildeten, sind - im Zuge des technologisch forcierten Wandels der Arbeits¬

gesellschaft und der Entstrukturierung sozialer Sicherheit - auseinandergera¬

ten, die sozialpolitische Legitimationsflanke der Sozialpädagogik ist bloßgelegt.

Sie kann sich nun nicht mehr auf die sozialstaatliche Begründungsautomatik
verlassen und ist gezwungen, ein eigenes sozialpolitisches Bezugssystem aus der

Disziplin selbst heraus aufzubauen. Der folgende Beitrag versteht sich als Ver¬

such in dieser Richtung. Er zeigt auf, daß die Sozialpädagogik in Deutschland

nicht nur eine abgeleitete, sondern auch eine originäre sozialpolitische Tradition

hat, die es neu aufzuschließen und in eine aktuell geforderte sozialpohtische

Reflexivität der Sozialpädagogik einzubringen gilt.

Zur Begriffsklärung

Sozialpädagogik und Sozialpolitik werden in der Regel in ihrem institutionellen

Verhältnis zueinander betrachtet. Sozialpädagogische Hilfen sind im Kinder- und

Jugendhilfegesetz (KJHG) als Teil VIII des Sozialgesetzbuches geregelt und so

dem Gesamtrahmen der Sozialpolitik zugeordnet.Aus der Sicht der Sozialpolitik

gelten sozialpädagogische Hilfen als personenbezogene Leistungen (soziale

Dienste) des sozialpolitischen Regulations- und Sicherungssystems der moder¬

nen Industriegesellschaft, gleichsam als „lebendiges Inventar" einer sozialstaatli¬

chen Sozialpolitik, die ihre Aktivitäten nicht mehr nur konditional an das Auftre¬

ten klassischer sozialer Risiken bindet, sondern auch gesellschaftspolitisch
bemüht ist, soziale Infrastrukturen zu entwickeln und die Bedingungen für die

Verbesserung von Lebenslagen zu gestalten (vgl. Böhnisch 1982; Opielka/

Ostner 1987; Flösser 1994; Evers/Olk 1996).
Während sich also die ordnungsstaatliche Sozialpolitik vor dem 1. Weltkrieg

ausschließlich an der materiellen Absicherung der zentralen Risiken der Ar¬

beitsgesellschaft - Unfall, Invalidität, Krankheit, Alter - orientierte, sieht sich

die moderne sozialstaatliche Sozialpohtik weit darüber hinaus mit „neuen"
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(d. h. psychosozialen) Risiken konfrontiert, die vor dem Hintergrund stetiger

und wechselnder Probleme sozialer Desintegration vielfältige individuelle Be¬

wältigungsprobleme aufwerfen. Diese sind nun nicht mehr nach dem Vorbild

der sozialen Sicherung standardisierbar, sondern treten biographisch verschie¬

den (und darin auch unterschiedlich auf die materiellen Risiken bezogen) auf.

Als lebenslagenorientierte Sozialpolitik konnte sie nun nicht mehr in ab¬

strakten Anspruchs- und Leistungsdefinitionen verbleiben, sondern mußte sich

den Lebenswelten gegenüber öffnen.Sie benötigte also lebensweltlich veranker¬

te Hilfen und Unterstützungssysteme. In diesem Sinne ist die moderne Jugend¬

hilfe und Sozialarbeit nicht bloß institutioneller, sondern funktioneller Teil der

Sozialpolitik. Sie steht im gesellschaftlichen Funktionskreis der Sozialpolitik, ist

aber nicht nur von dieser abgeleitet, sondern in ihrer Praxis und deren Legitima¬
tion durchaus eigenständig. Diese Eigenständigkeit begründet sie vor allem aus

ihrem besonderen pädagogbchen Verhältnis zum sozialstaatlich vergesellschaf¬
teten Menschen heraus. Indem sich die „neuen Risiken", denen die Sozialpäd¬

agogik und Sozialarbeit ihre institutionelle Entstehung und professionelle Ent¬

wicklung verdanken, aus den strukturbedingten sozialen Desintegrations¬

problemen der gesellschafthchen (ökonomischen und sozialen) Arbeitsteilung

entwickeln, ergeben sich die Notwendigkeit und die Zulässigkeit einer sozialpo¬
litisch inspirierten Definition von Sozialpädagogik, die an dieser historischen

Konstellation orientiert ist.

Vor diesem Hintergrund begreife ich Sozialpädagogik als gesellschaftlich in¬

stitutionalisierte Reaktion auf typische psychosoziale Bewältigungsprobleme in

der Folge gesellschaftlich bedingter sozialer Desintegration. Zu dieser sozialpäd¬

agogischen Reaktion ist die moderne Industriegesellschaft strukturell gezwun¬

gen: sowohl aufgrand ihrer latenten sozialstrukturellen Dauerkrise - die Span¬

nung von Integration und Desintegration ist dem Wesen moderner

Arbeitsteilung immanent -, als auch wegen der strukturellen Notwendigkeit, die

ökonomisch-technische Arbeitsteilung sozial reproduzieren und ausbalancieren

zu müssen. Die Pädagogik ist dabei das (ebenfalls strukturell bedingte) Mittel

der Wahl. Da die Dauerkrise aufgrund ihrer strukturellen Anlage gesellschaft¬
lich nicht aufhebbar ist, muß sie in ihren Folgen für den und am einzelnen be¬

handelt, also - vor allem in demokratisch-sozialstaatlich verfaßten Gesellschaf¬

ten, in denen die Würde und die sozialen Chancen des Menschen

Verfassungsziel sind - pädagogisch transformiert werden. Gleichzeitig enthalten

die Konstellationen psychosozialer Bewältigung selbst einen pädagogischen

Aufforderangscharakter, d. h. sie folgen nicht der Rationalität der ökonomi¬

schen Arbeitsteilung, sondern dem sozialtechnisch nur bedingt kalkulierbaren

Eigensinn der Menschen.

Die am Menschen orientierte pädagogische Konstellation, die sich im Ein¬

gehen auf die sozial beschädigte Individualität des Menschen und Neuformie¬

rung seiner sozialen Bezüge aus seiner Betroffenheit heraus entwickelt, macht

die Eigenständigkeit der Sozialpädagogik gegenüber der Sozialpolitik aus, läßt

sie mehr sein als nur deren lebensweltliches Korrelat. Diese gesellschaftsstruk¬
turelle Ableitung und sozialpolitische Bezugnahme der Sozialpädagogik soll

im folgenden historisch-systematisch versucht werden. Daß dabei die Rekon¬

struktion der problemgeschichtlichen Kontexte einen breiten Raum einnimmt,

ist einmal in der Absicht begründet, die epochale Gestalt der Sozialpädagogik
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(und Sozialarbeit) als institutionelles Ergebnis der industriellen Moderne zu

rekonstruieren. Zum zweiten soll damit ein in der etablierten Disziplin weithin

übergangener Diskurs so aufbereitet werden, daß deutlich wird, daß die sozial¬

politische Perspektive der Sozialpädagogik heute nicht von außen herangetra¬
gen werden muß, sondern daß sie sich in ihren Traditionslinien und in ihrem

zeitübergreifenden Paradigma selbst trägt und so einen eigenständigen Platz in

der gegenwärtigen und zukünftigen sozialpädagogischen Fachdiskussion bean¬

spruchen kann.

Pädagogische Mißverständnisse um den Integrationsbegriff

Betrachtet man die Theoriegeschichte der Sozialpädagogik in Deutschland seit

der letzten Jahrhundertwende, so taucht zwar immer wieder deskriptiv die Ver¬

bindung zur Sozialpolitik, ein eigenständiges sozialpolitisches Paradigma der So¬

zialpädagogik (außer im Ansatz bei Wendt 1990) aber so gut wie nicht auf (vgl.
Münchmeier 1981; Müller 1988; Niemeyer 1998). Dennoch kreist auch die gei¬
steswissenschaftlich tradierte Sozialpädagogik bis heute immer wieder um die

Integrationsfrage. Aber sie tat und tut dies nicht aus dem sozialstrukturellen,
sondern aus einem normativen und sozialisatorischen Verständnis von Integrati¬
on heraus: Sozialpädagogik hat es demnach mit Problemen und Konflikten bei

der Eingliederung und dem Hineinwachsen von Kindern und Jugendhchen in die

Gesellschaft zu tun. Dieser pädagogische, d. h. auf Verhaltensbeeinflussung und

Kompetenzvermittlung angelegte Begriff sozialer Integration und entsprechend
Desintegration (Abweichendes Verhalten, Dissozialität) ist dem jeweiligen ge¬
sellschaftlichen Rahmen gegenüber offen und entsprechend von den aktuell ge¬

sellschaftsmächtigen (herrschenden) Interpretationen abhängig. Insofern ist er in

seiner pädagogischen Bedeutungs- und Verwendungsgeschichte belastet, denn

seit ihrer reformpädagogischen Wende in den zwanziger Jahren und H. Nohls

Aufforderung, den Jugendlichen nicht mehr an den Problemen, die er macht,
sondern an denen, die er hat, pädagogisch zu messen,hat die Sozialpädagogik den

Integrationsbegriffimmer wieder in die Nähe eines (hoheitlich besetzten) Kon¬

trollparadigmas geschoben. Sie wollte sich damit von der Tradition der älteren

Zwangserziehung und Gefährdetenpädagogik absetzen. In der Programmatik
der am Jugendlichen und seinen Bedürfnissen ansetzenden Sozialpädagogik galt
es, gegen die sozialintegrative Vereinnahmung und Zurichtung durch öffentliche

und staatliche Erziehungsinstitutionen einzustehen. M. Liebels Ende der sechzi¬

ger Jahre entsprechend populäre „Aufforderung zum Abschied von der sozialin-

tegrativen Jugendarbeit" (1970) war genau in jenem verkürzten institutionellen

Verständnis von Sozialintegration - als Mechanismus der pädagogischen Stüt¬

zung von Herrschaftsverhältnissen - verfaßt. Insofern ist es kein Wunder,wenn -

weiterhin aus diesem Verständnis heraus - K. Mollenhauer in den neunziger
Jahren (1996) die pädagogische Beliebigkeit des Begriffs „Sozialintegration" kri¬

tisiert und seiner Entbehrlichkeit das Wort redet. Sozialpädagogisch verkürzt und

mißverstanden,ist dieser Begriffnatürlich entbehrlich. AberMollenhauers Kri¬

tik dreht sich im Kreise, weil er an dem Begriff „Sozialintegration" genau das

kritisiert, aus dem heraus er ihn selbst versteht bzw. mißversteht. Er thematisiert

ihn als institutionellen und nicht als gesellschaftsstrukturellen Begriff.
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Schröer (1997) bemerkt dazu, daß Mollenhauer den in diesem Sinne so¬

zialpädagogisch relevanten Theoriediskurs zwischen den achtziger Jahren des

19. Jahrhunderts und kurz nach der Jahrhundertwende übersprungen habe, „da
er wohl noch unter dem Eindruck der vorherrschenden Weimarer Begrifflich¬
keit der Sozialpädagogik stand, nach der in der Sozialpädagogik vornehmlich

Fragen der Kinder- und Jugendhilfe thematisiert werden sollten" (S. 20). Dieser
für die Bestimmung des sozialpädagogischen Grundproblems der modernen In¬

dustriegesellschaft aufschlußreiche Diskurs sei, so Schröer weiter, bis heute

nicht (mit Ausnahme eines begriffsgeschichtlichen Versuchs bei Konrad 1994)
aufgearbeitet worden. Schröer selbst hat es versucht und kommt zu einem

beeindruckenden Ertrag, der auch die hier angelegte sozialpolitische Theorie

der Sozialpädagogik historisch fundieren kann. Er zeigt auf, daß es in dieser Zeit

einen direkten Austausch zwischen einer gesellschaftlich orientierten Sozialpäd¬
agogik der Richtung P. Natorps und einer sozialpädagogisch aufgeschlossenen
Nationalökonomie und Sozialpolitik (vor allem W. Sombart und F. Tönnies)
gab, in dem sich das sozialpädagogische Grandproblem gleichsam als pädagogi¬
sches Korrelat der Sozialen Frage rekonstruieren läßt: „Tönnies und Sombart

versuchten, die traditionelle pädagogische Forderung auf das Recht, ein ganzer

Mensch zu sein, die sozialpädagogische Perspektive, in den sozialpolitischen Ge¬

staltungsprozeß von Gesellschaft zu integrieren. Sie verwiesen zudem darauf,
daß die Sozialpädagogik die soziale Öffnung der Pädagogik geleistet habe, da¬

mit eine .Modernisierung' des Bildungswesens, entsprechend den Herausforde¬

rungen der Zeit, möglich werde" (Schröer 1997, S. 197). In diesem diskursiven

Kontext wurde auch die Integrationsfrage als strukturelle Kernfrage themati¬

siert. Der Anspruch der Pädagogik, den ganzen Menschen zu bilden, wurde mit

der sozialpolitischen Problematik von Integration und Desintegration (der so¬

zialen Frage) als Kernproblem der modernen Arbeitsteilung verknüpft und um¬

gekehrt. Daraus ergab sich - und ergibt sich angesichts des epochalen Charak¬

ters dieser Arbeitsteilung bis heute - ein sozialer Gestaltungsanspruch der

Sozialpädagogik.
Der Begriff der Sozialintegration (und entsprechend der sozialen Desin¬

tegration) als Schlüsselbegriff der gesellschaftlichen Arbeitsteilung in der indu¬

striellen Moderne öffnet der Pädagogik den Blick auf den vergesellschafteten
Menschen und die damit verbundenen psychosozialen Entwicklungs- und Be¬

wältigungsprobleme. Das Soziale wird nun nicht länger vom Pädagogischen
her gesucht, sondern das Pädagogische vom Sozialen her strukturell herausge¬
fordert. Der Begriff der sozialen Integration/Desintegration macht also ein¬

deutig nur Sinn in bezug auf die sozialen Struktur- und psychosozialen Folge¬
probleme der modernen industriellen Arbeitsteilung.

Eine solche sozialwissenschaftlich abgeleitete und sozialpolitisch besetzte

Definition von Sozialintegration kann einerseits den Kontext der Vergesellschaf¬
tung strukturieren, in dem sozialpädagogische Probleme sich entwickeln, und ist

gleichzeitig offen für die lebensweltlichen Bezüge, in denen die Menschen in

ihrer vergesellschafteten Individualität - in den Möglichkeiten ihrer Lebenslage
- zu sich kommen und sich aus ihrer Befindlichkeit heraus sozial verhalten und

entfalten (Lebensbewältigung). Denn die Perspektive der Sozialintegration be¬

zieht sich ja auf die Vermittlung von Lebenswelten und gesellschaftlich-systemi¬
schen Bezügen: Stimme ich mit den gesellschaftlichen Normen tendenziell über-
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ein, sehe ich einen Sinn in den gesellschaftlichen Erwartungen, ermöglicht mir

die gesellschaftliche Struktur die Entfaltung von individuellen Ressourcen und

die Realisierung sozialer Chancen, fühle ich mich sozial sicher in dieser Gesell¬

schaft, läßt sie mir auch Raum für individuelle Ansprüche? Demgegenüber er¬

faßt der Begriff der Systemintegration in diesem Kontext das Funktionieren ge¬

sellschaftlicher Institutionen - Wirtschaft, Schule, Arbeit, öffentliche Ordnung

und Sicherheit etc. -, die zwar in demokratischen Gesellschaften der sozialin-

tegrativen Vermittlung und Legitimation bedürfen, sich aber in ihrer eigenlogi¬
schen Systemrationalität von den Lebenswelten entfernen können (Entkoppe¬

lung von Systemintegration und Sozialintegration; s. u.).
In dieser Differenzierung des gesellschaftlichen Integrationsbegriffs wird

nun auch deutlich, daß die herkömmliche Verwendung und Verwerfung des Be¬

griffs Sozialintegration in der Pädagogik nur auf die institutionelle (system-

integrative) Dimension der institutionellen Vereinnahmung und des gesell¬
schaftlichen Funktionierens des Menschen (hier: der Jugendlichen) abzielte.

Der Integrationsbegriff, wie wir ihn im folgenden thematisieren, ist dagegen auf

die sozialintegrative Struktur der ökonomisch-sozialen Arbeitsteilung rückbe¬

zogen und öffnet so den Blick für die Ambivalenz der Integrationsfrage in der

kapitalistischen Industriegesellschaft. In dieser Ambivalenz - systemisch funk-

tionalisiert und/oder sozialintegrativ an den Bewältigungsproblemen und Ge¬

staltungsperspektiven der Menschen orientiert - wird die Sozialpädagogik glei¬
chermaßen sozialpolitisch und pädagogisch verhandelbar.

Die gespaltene Resonanz der Pädagogik aufdie Desintegrationsprobleme
in der Industriegeselbchaft: ein historbcher Rekurs

Im Rückbezug auf die Desintegrationsprobleme moderner Arbeitsteilung läßt

sich nicht nur ihr Bezug zur Sozialpolitik, sondern auch die disziplinare Eigen¬

ständigkeit der Sozialpädagogik historisch herleiten und begründen. Carl

Mennicke, der lange Zeit aus dem disziplinaren Diskurs herausgefallene Sozial¬

pädagoge der zwanziger Jahre, hat schon damals (1926) und später in seinem

1937 im holländischen Exil erschienenen Buch „Sozialpädagogik" (vgl. Feidel-

Mertz 1996) den fundamentalen Unterschied herausgearbeitet zwischen einer

Sozialpädagogik, die als Hilfswissenschaft im Banne der traditionellen Pädago¬

gik des ausgehenden 19. Jahrhunderts stand, und einer Sozialpädagogik, die im

20. Jahrhundert ihre Eigenständigkeit aus der gesellschaftlichen Dynamik und

Ambivalenz des Sozialen in der gesellschaftlichen Arbeitsteilung ableiten konn¬

te. Die traditionelle Pädagogik, so verstehe ich ihn, war an einem Entwicklungs¬

modell von Jugend orientiert, das in einem vorgegebenen gesellschaftlichen
Rahmen ablief, der der Jugend und der Pädagogik gleichermaßen ihren festen

Platz zuwies. Die Sozialpädagogik hatte sich in diesem zugewiesenen Funktions¬

kreis um die Jugendlichen zu kümmern, die aus diesem gesellschaftlichen Rah¬

men herausfielen. In dieser pädagogischen Argumentationsfigur ging unter, wo

diese Jugendlichen, Lehrlinge und Arbeiter, die in der „Kontrollücke zwischen

Schule und Kasernentor" (Münchmeier/Peukert 1990) massenhaft auffielen,

eigentlich herkamen. Daß sie eine Sozialgruppe bildeten, die vor dem Hinter-
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grund der industriellen Arbeitsteilung sich formierte und aus ihr heraus ihre

Sozialgestalt erhielt (Freisetzung der Jugend im industriellen Differenzierungs¬
prozeß), blieb dem pädagogischen Blick verborgen. Dieser richtete sich viel¬

mehr auf den Umstand, daß diese Jugend nicht in die herkömmliche bürgerliche
Pädagogik paßte, also pädagogisch „gestaltlos" war (vgl. Böhnisch 1997).

Erst mit dem umbruchartigen Wandel der Gesellschaft, wie er nach dem 1.

Weltkrieg offenkundig wurde, trat diese neue Sozialgestalt der Jugend in der

Arbeits- und Berufsgesellschaft unübersehbar hervor. Jugend war nun als „jun¬
ge Generation" in soziokultureller Selbständigkeit gesellschaftlich freigesetzt
(vgl. Mannheim 1926) und hob sich in ihren neuartigen Erscheinungsformen der

Freizeit-, Konsum- und Berufsjugend deutlich von den traditionellen gesell¬
schaftlichen Jugendbildern ab, die damit ihre überkommene generationshierar¬
chische Integrationskraft (aus der die traditionelle Pädagogik ihre gesellschaft¬
liche Legitimation ableitete) einbüßten. Die soziale Integrationsproblematik
beherrschte von nun an die Szene, die pädagogische Integrationsperspektive
hatte sich auf diese zu beziehen.

Die an der Jugendhilfe orientierten und der geisteswissenschaftlichen Päd¬

agogik verpflichteten Sozialpädagogen (z. B. Hoffmann 1926; Nohl 1928)
erkannten zwar diese Herausforderung an - der Begriff „Jugendkultur" als Me¬

dium des pädagogischen Verstehens dieser neuen Jugend wurde eingeführt -,

konnten sie aber nicht systematisch integrieren. Nohl und Hoffmann versuch¬

ten zwar, die pädagogischen Errungenschaften aus der Jugendbewegung - so

vor allem die Erfahrung der Eigenständigkeit und Gemeinschaftlichkeit der Ju¬

gend - mit den modernen sozialen und kulturellen Differenzierungen des Ju¬

gendlebens zu verknüpfen, aber die Jugendbewegung blieb für sie ein pädagogi¬
sches Ereignis, das sie gesellschaftstheoretisch nicht rückzubinden vermochten.

Die meisten von ihnen erlebten die Desintegrationsprobleme der arbeitsteili¬

gen Industriegesellschaft vor allem kulturkritisch und kulturpessimistisch und

beklagten in diesem Sinne die drohende Substitution des Menschen durch die

Technik, die Zergliederung der Lebenswelten, kurzum: den Verlust der Ganz¬

heit des Menschen. Die Pädagogik, so wie sie sie verstanden, wollte nicht die

modernen Probleme der Arbeitsteilung aufnehmen und von da aus nach den

Möglichkeiten des Menschseins suchen, sondern versuchte vielmehr, den natur¬

gebundenen Menschen der technischen Gesellschaft entgegenzusetzen. „Der
Kampf des Lebens wider den Begriff", so lautete Wynekens Parole (zit. n. Ka-

werau1921,S.94).
Es gab aber nach der Jahrhundertwende gesellschaftlich orientierte Jugend¬

pädagogen (meist Außenseiter), welche die Zeitkrise gesellschaftskritisch erleb¬

ten und die Jugendfrage aus der Jugendbewegung heraus als Abbild und Me¬

dium der Krise der kapitalistischen Industriegesellschaft und ihrer Moderne in¬

terpretierten. Dies war eben möglich, weil sie in den Argumentationsfiguren des

sozialökonomischen Diskurses des ausgehenden 19. Jahrhunderts dachten und
auch die Jugendfrage dem Kontext industriegesellschaftlicher Arbeitsteilung,
sozialer Desintegration und der damit verbundenen Krise familialer Reproduk¬
tion zuordnen konnten.

Neben Otto Rühle (vgl. Mergner 1973) ist hier vor allem Siegfried
Kawerau zu nennen, der im Kreis der Entschiedenen Schulreformer um Paul

Oestreich wirkte. In seinem - aus heutiger Sicht durch und durch sozialpäd-
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agogischen - Hauptwerk („Soziologische Pädagogik") versuchte er die Jugend¬

bewegung zu begreifen „als eine soziologische Erscheinung, als ein Symptom
der ,spätfamilialen Phase', als ein Zeichen des sich zersetzenden Kapitalismus"

(Kawerau 1921, S. 94). Seine Grundthese war, daß der sich in seiner einseitig
auf ökonomische Rationalität und technische Instramentalität und Nutzbar¬

machung angelegte Wachstumsfetischismus des Kapitalismus den Menschen

seiner ganzheitlichen Menschlichkeit berauben und funktionell zergliedern
müsse. Daß er dadurch gleichzeitig die Familie in ihrer sozialen Reprodukti¬
onsfunktion bedrohe, weil sie die Bewältigungsprobleme und Pathologien, die

der Kapitalismus erzeuge, bei den Individuen auffangen müsse und damit

überfordert sei (vgl. dazu Müller-Lyer 1912), erklärte für Kawerau die Dyna¬

mik, mit der die jugendbewegte Jugend aus den erodierenden Familienstruktu¬

ren freigesetzt, gleichsam herauskatapultiert wurde. In der Jugendbewegung
sah er die Vision des neuen ganzen Menschen heraufziehen, von dem aus Wirt¬

schaft und Gesellschaft lebensgemeinschaftlich gestaltet werden könnten.

Während aber bei Kawerau die gesellschaftliche Analyse letztlich nur den

Hintergrund für die Begründung der „Ideologie einer neuen Gesellschaft und

neuen Erziehung" abgab, die sich in Bildungs- und Schulreformen durchzuset¬

zen hätte, blieb Mennicke in der Stringenz der Gesellschaftsanalyse und konn¬

te so die strukturelle Notwendigkeit der Sozialpädagogik in der Krise der fort¬

geschrittenen Moderne herausarbeiten. Er steht damit theoriegeschichtlich für

eine Perspektive der Verschränkung von sozialpädagogischer und soziologi¬
scher Sichtweise, die ich im folgenden als soziabtrukturelle Dimension bezeich¬

nen werde.

Zur historischen und paradigmatischen Verschränkung von
,

Sozialpolitik und Sozialpädagogik: die drei Dimensionen sozialer

Integration und ihre pädagogischen Implikationen

Die Integrationsproblematik der modernen Industriegesellschaft als Fokus so¬

zialpolitischer Vergesellschaftung und als Nahtstelle der Verbindung von So¬

zialpolitik und Sozialpädagogik hat sich seit Ende des 19. Jahrhunderts in

Deutschland in drei aufeinander bezogenen, aber analytisch durchaus unter¬

scheidbaren, Kontexten entwickelt. Diese umfassen verschiedene sozialpoliti¬
sche Konstellationen, denen sich typische sozialpädagogische Entsprechungen
zuordnen lassen. In diesem Sinne wird im folgenden zwischen der sozialstruk¬

turellen Dimension, der Konfliktdimension und der sozialstaatlich-legitimato-
rischen Dimension der sozialen Integrations- und Desintegrationsthematik un¬

terschieden.

Die sozialstrukturelle Dimension sozialer Integration und Desintegration
läßt sich aus dem Zusammenhang der industriegesellschaftlichen Arbeitsteilung
ableiten. Die stetig wachsende und immer wieder anders beschleunigte ökono¬

misch-technische und in ihrem Gefolge soziale Arbeitsteilung (vgl. Durkheim

1992) erzeugt bis heute (vgl. Heitmeyer 1997) soziale Desintegrationsprobleme

(„Anomien"),zieht Individualisierungsschübe und mit ihnen die Notwendigkeit
und Suche nach neuen sozialen Integrationsmustern mit sich. C. Mennicke sah
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hier eine „sozialpädagogische Verlegenheit der Moderne" aufziehen. Diese be¬

stehe darin, so Mennickes Argumentation in der Zusammenfassung von

Schröer (1998, S. 40£), „daß die modernen Gesellschaften den Einzelnen einer¬

seits freisetzen und andererseits nicht vermitteln, wozu sie frei sind, den freige¬
setzten Menschen keine sozialen Orte bieten [...], wo sie in ihren Freiheiten Halt

und Sicherheit finden könnten. Der Mensch wäre aus einer Welt mit autoritären

Lebensformen, die ihn eingliederten, in eine moderne Welt freigesetzt, in der

Arbeitsverhältnisse regieren, die sich gegen alle sozialpädagogischen Schwierig¬
keiten und Notwendigkeiten gleichgültig verhalten."

Das - erst viel später so diskutierte - Bild der „Risikogesellschaft" (Beck
1986) scheint auf, mit einem Sozialisationsmodus, in dem gesellschaftliche Of¬

fenheit und Verfügbarkeit gleichermaßen verlangt werden wie (strukturell) vor¬

ausgesetzt wird, daß der Mensch zu sich selbst kommt, sozialemotionalen Rück¬
halt braucht, auf sich als Mensch bezogene Individualität ausbilden muß, weil er

sonst an der gesellschaftlichen Offenheit, an ihrem Optionszwang und ihrer ris¬

kanten Unübersichtlichkeit scheitert. In dieser Grundkonstellation janusköpfi-
ger Sozialisation der arbeitsteiligen Moderne ist bis heute ein typischer (sozial-
pädagogischer Aufforderungscharakter enthalten: Sozialpädagogische Orte

(Räume, personale Bezüge) werden gebraucht, in denen dieser notwendige Halt

in der unvermeidbaren gesellschaftlichen Offenheit gefunden und darin Zugang
zum Sozialen neu organisiert und gestaltet werden kann. Zwei bis heute gültige
sozialpädagogische Grundprobleme werden also über die arbeitsteilige Kon¬

stellation der Moderne virulent: die für Identität und Biographie bedrohlichen

Brüche und Spaltungen in den Lebensbereichen und die sozial riskante Indivi¬

dualisierung. Beide generieren die „neuen Risiken", für deren Bearbeitung der

Sozialstaat die personenbezogenen Dienste der Sozialpädagogik/Sozialarbeit
eingerichtet hat (vgl. dazu Olk 1996).

Die Konfliktdimension sozialer Integration bezieht sich auf die innere Wider¬

sprüchlichkeit und Ambivalenz kapitalistischer Wirtschafts- und Gesellschafts¬

entwicklung und deren Niederschlag in den reproduktiven Lebensbereichen.
Der Grandwidersprach zwischen Arbeit und Kapital hat bis heute nicht zur Zer¬

störung, sondern zur Modernisierung des Kapitalismus zum Sozialkapitalismus
geführt. Das sozialpolitische Prinzip ist in dieser sozialintegrativen Ausrichtung
zum Medium der gesellschaftlichen Modernisierung geworden, die nach einer
besonderen (dialektischen) Logik ablief: Der sich entwickelnde Kapitalismus
brauchte die zu ihm in Widerspruch stehende soziale Idee (Qualifizierung und

Humanisierung der Arbeit, Arbeiterbewegung),um sich modernisieren zu kön¬

nen. Dies ist die Kernthese von Eduard Heimanns ,,Soziale[r] Theorie des Ka¬

pitalismus" (1929), dem für die Sozialpädagogik aufschlußreichen Klassiker

theoretischer Sozialpolitik. Sozialintegration wurde damit zum ökonomischen
und gesellschaftlichen Entwicklungsfaktor. Modernisierung des Kapitalismus
und stetige Entwicklung der Sozialpolitik bedingen einander. Die Grundstruk¬
tur dieses dialektischen Modernisierangsprozesses des Sozialkapitalismus ist bis
heute geblieben, auch wenn die gegenwärtige Krise der Arbeitsgesellschaft den
Kapitalismus weniger stark auf die Arbeit angewiesen sein läßt und damit die

asoziale und den Menschen übergehende Struktur des Kapitals im Zeitalter der

Rationalisierung und Globalisierung wieder stärker hervortritt.

Für das sozialpolitische Paradigma der modernen Sozialpädagogik hat dieses
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Modell sozialkapitalistischer Dialektik einen durchaus bis heute nachhaltigen

Ertrag gebracht. Da ist zum einen die genossenschafts- und gemeinschaftspäd¬
agogische Traditionslinie - wie sie schon bei Natorp und in der Arbeiterbildung
aufschien (vgl. Arnold 1996) -, in der versucht wurde, die Entwicklungsdialek¬
tik des Sozialkapitalismus in den sozialen Beziehungen innerhalb und außerhalb

der Betriebe abzubilden. Es entstand in dieser Tradition eine eigene wirtschafts-

und betriebsorientierte Sozialpädagogik, deren Aufgaben z. B. der bürgerhche
Nationalökonom Adolf Weber in seinem Standardwerk „Kapital und Arbeit"

(1931) einen eigenen Abschnitt widmete. Die heute noch an deutschen Univer¬

sitäten existierenden Lehrstühle für Wirtschafts- und Sozialpädagogik entstam¬

men dieser Traditionslinie. In dem Maße aber, in dem dieser sozialkapitalistische
Konflikt in der fordistischen Gesellschaftsformation (vgl. Hirsch/Roth 1986;

Schaarschuch 1990) entstrukturiert wurde, die Arbeiter und Angestellten zu

Konsumenten wurden, eine zunehmende Entkoppelung der Konfliktpole statt¬

fand und sich die gesellschaftlichen Ansprüche und Konflikte auf den Staat rich¬

teten, verlor die an die Produktionssphäre gebundene Konfliktdynamik ihre ur¬

sprüngliche Kraft.

Im kommunitären Diskurs der neunziger Jahre (vgl. z. B. Brumlik/Brunk-

horst 1993) wird wieder an diese sozialkapitalistische Gemeinschaftsperspekti¬
ve der Sozialpolitik erinnert. Allerdings hat sich das Koordinatensystem gegen¬
über damals verschoben. Die konfliktdynamischen Antriebe kommen heute

stärker aus den sozialen Reproduktionsbereichen, in denen die Menschen

Rückhalt gegenüber einem für viele unübersichtlichen Strukturwandel der Ar¬

beitsgesellschaft suchen. Gerade hier aber zeigt sich, daß der sozialpolitische
Diskurs des 19. und 20. Jahrhunderts die Reproduktionsseite weitgehend ver¬

nachlässigt oder übergangen hat, so daß es heute, ausgangs des 20. Jahrhunderts,

angesichts der nun offensichtlichen Dringlichkeit einer reproduktiven Orientie¬

rung in der Gesellschafts- und Sozialpolitik erst recht notwendig ist, sich der

historischen Entwicklungslinien reproduktiver Konfliktstrukturen und ihrer

Verdeckung im sozialpolitisch-sozialpädagogischen Diskurs zu vergewissern.
Reform- und Ökologiebewegungen, vor allem aber die Frauenbewegung (vgl.
Gerhard 1990) im gesellschaftlichen Kontext, zahlreiche Bürgerinitiativen und

Sozialkampagnen im lokalen Kontext, haben im 20. Jahrhundert immer wieder

die soziale Idee neu hervorgebracht und weitergetragen.
Die soziabtaatlich-legitimatorbche Dimension sozialer Integration verweist

auf den im Verlauf des 20. Jahrhunderts immer bedeutsamer gewordenen

Aspekt der staatlichen Regulationstätigkeit in der Herausbildung des Sozial¬

staats. In dem Maße, in dem sich die Industriegesellschaften demokratisierten,

der Grundwiderspruch zwischen Arbeit und Kapital durch die zunehmende

Komplexität der Arbeitsteilung und die Entwicklung zum Massenkonsum ent¬

schärft oder verdeckt wurde (vgl. Roth/Hirsch 1986) und sich die gesellschaftli¬
chen Reproduktions- und Infrastrukturerfordernisse verselbständigten, wurde

der Staat als Sozialstaat zum Hauptakteur sozialer Integrationspolitik, zum zen¬

tralen Bezugspunkt sozialer Partizipation und der Gewährung und Einforde¬

rung sozialer Sicherheit. Die gesellschaftliche Frage sozialer Integration ver¬

schob sich nun auf eine neue Ebene: Sie wird zum Legitimationsproblem des

Staates (Habermas 1973), nahezu alle Ansprüche und Konflikte werden auf den

Staat gerichtet. Auch die sozialen Bewegungen der zweiten Hälfte des 20. Jahr-
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hunderts in (West-)Deutschland, vor allem die feministischen und ökologischen
Bewegungen, forderten zuerst den Staat heraus. Dieser steht aber nicht nur un¬

ter sozialintegrativem Legitimationsdruck, sondern immer auch in Spannung
zur systemischen Steuerung und Absicherung der wirtschafts- und ordnungspo¬
litischen Entwicklung. Diesen Zusammenhang erfassen wir mit dem Modell So¬

zialintegration/Systemintegration. Die heute aufziehende Tendenz zur Entkop¬
pelung von System- und Sozialintegration muß somit zwangsläufig zu einer

Legitimationskrise des Staats führen. Denn zum Wesen dieser sozialstaatlich-le-
gitimatorischen Dimension sozialer Integration gehört ihre lebensweltliche Ver¬

mittlung und Abstützung. Wenn diese erodiert, läuft die Sozialpädagogik/Sozi¬
alarbeit Gefahr, von der staatlichen Politik nur noch systemisch angefordert und
definiert zu werden, und muß sich selbst sozialintegrative Legitimationsbezüge
und -bündnisse aufbauen. Bemerkenswert dabei ist, daß das, was die Gesell¬

schaftsmitglieder lebensweltlich als Krise erfahren, im ökonomischen System
als rational und vernünftig gilt: Der Abbau von Arbeitsplätzen steigert die Pro¬

duktivität, schafft Wettbewerbsfähigkeit und erhöht die Dividende. Der Staat
wird in diese Spaltung auf prekäre Weise hineingezogen und gerät in eine „Glo-
balisierungsfalle": Auf der einen Seite soll er die nationalen Standortbedingun¬
gen (Wettbewerbsfähigkeit) für die Ökonomie dauernd verbessern, gleichzeitig
muß er die durch diese, von ihm mit unterstützte, ökonomische Logik verursach¬
te Arbeitslosigkeit und neue Armut bekämpfen und schließlich dafür sorgen,
daß der soziale Frieden auch in der Krise gewahrt bleibt.

Aus der Sicht der Sozialpädagogik/Sozialarbeit sind es vor allem die sozial¬
strukturellen und sozialstaatlich abgeleiteten Interventionsfunktionen, welche
die Arbeitsfelder und Fachdiskurse prägen. Die klassischen Elemente des So¬
zialkonflikts dagegen scheinen uns heute von diesen überformt und überholt.
Erst ausgangs des 20. Jahrhunderts, als mit der strukturellen Massenarbeitslosig¬
keit und der Entwertung der Massenarbeit die reproduktive Krise des Kapita¬
lismus erneut aufbricht, wird auch die gesellschaftliche Erinnerung an diese So¬
zialkonflikte freigesetzt und nach konfliktorientierten Anknüpfungspunkten
für sozialpolitische Gestaltungsperspektiven von unten, aus den reproduktiven
Gesellschaftsbereichen heraus gesucht.

Alle drei Dimensionen der Sozialintegration als Medium sozialpolitischer
Vergesellschaftung haben ihr je eigenwertiges pädagogisches Segment, d. h. die

sozialpolitischen Definitionen der Integrations- und Desintegrationsproblema¬
tik moderner Industriegesellschaften enthalten eine pädagogische Aufforde¬
rungsstruktur, aus der heraus sich die Thematik sozialpädagogischer Bewäl¬

tigung ermitteln läßt: Unter dem sozialstrukturellen Blickwinkel der gesell¬
schaftlichen Arbeitsteilung ist es der jeweils vergesellschaftete Mensch in seiner
den strukturellen Tendenzen sozialer Desintegration ausgesetzten Individuali¬
tät, der uns typische Bewältigungsprobleme signalisiert und auf mögliche päd¬
agogische Bezüge hinweist. In der Konfliktdimension eröffnet sich uns zum ei¬
nen die kommunitäre Handlungsebene im Sinne des sozialpädagogisch
inspirierten sozialen Befriedungs- und Gemeinschaftshandelns vom Menschen
her, zum anderen erwächst aus ihr - historisch immer wieder neu - eine lebens¬
weltlich begründete soziale Vermittlungsaufforderung an die Sozialpolitik. Die
soziabtaatlich-legitimatorbche Dimension schließlich enthält die Aufforderung
an die Sozialpädagogik,mitzuhelfen, die sozialstaatlichen Bezüge sozialer Parti-
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zipation und sozialer Sicherheit in den Lebenswelten sozial und kulturell zu

entwickeln und zu gestalten (vgl. Evers/Nowotny 1989). Wir finden diese Di¬

mensionen in der Praxis der Sozialpädagogik und Sozialarbeit typisch vermit¬

telt, aber auch vielfach fachlich umgeformt und - angesichts des gesellschaftli¬
chen Standorts des Sozialwesens - entsprechend entpolitisiert. Immerhin aber

erkennen wir in den sozialpädagogischen Hilfen zur Lebensbewältigung die so¬

zialstrukturelle Dimension, in den Aktivitäten der sozialen Vermittlung (z. B.

Gemeinwesenarbeit, kommunale Sozialpolitik) den Konfliktbezug und in den

Gestaltungsaktivitäten (Sozialplanung, regionale Sozialkampagnen) die sozial-

staatlich-legitimatorische Dimension.

Das Konzept „ Lebenslage
"

Ich habe bisher vor allem den paradigmatischen Bezug im Sinne einer histo¬

risch-strukturellen Entsprechung von Sozialpolitik und Sozialpädagogik thema¬

tisiert. In dieser Entsprechung steckt aber auch eine konzeptionelle Konver¬

genz. Sie ist in dem Maße gewachsen, in dem die moderne Sozialpolitik ihre

gesellschaftspolitisch entwickelten sozialintegrativen Funktionen lebenswelt¬

lich transformieren und fachlich ausgestalten mußte. Seit die Sozialpolitik zur

lebenslagenbeeinflussenden und -gestaltenden Politik wurde (vgl. Weisser

1956), ist diese konzeptionelle Verschränkung diskutierbar. Lebenslagen bilden

den sozialstrukturellen Hintergrund der je biographischen Lebensverhältnisse,
aus dem sich die Ressourcen und Spielräume der subjektiven Lebensführung
und Lebensbewältigung ergeben.

Diese knappe Skizze bedarf einer Bezugnahme. Diese kann auf die drei dar¬

gestellten Dimensionen der sozialintegrativen Vergesellschaftung rekurrieren,
indem sie deren lebensweltliche Seite weiter aufschließt. Die geschilderten Pro¬

zesse und Dynamiken der sozialstrukturell wirksamen Arbeitsteilung, des kapi¬
talistischen Grundkonflikts sowie seiner reproduktiven Bezüge und der sozial¬

staatlichen Vergesellschaftung strukturieren nicht nur die sozialintegrative
Ausrichtung der Sozialpolitik, sondern beeinflussen entsprechend die Lebens¬

verhältnisse der einzelnen, besser: die Einkommens-, Bildungs-, kulturelle Ent-

faltungs- und sozialen Partizipationsspielräume - also die Lebenslagen - der

Menschen. Der Begriff der Lebenslage verweist auf die Zwischenstrukturen

zwischen subjektiv-biographischem Verhalten und objektiven sozialen Verhält¬

nissen. Gerade die Sozialpädagogik, welche das Verhalten der Kinder und Ju¬

gendlichen als Bewältigungsverhalten und damit als Ausdruck dahinter liegen¬
der Lebensschwierigkeiten erkennen will, muß diesen Zusammenhang
aufschließen können. Nun haben Subjekte keine Lebenslage an sich, Lebensla¬

ge ist vielmehr ein gedankliches Konstrukt, in dem sich die Totalität der Lebens¬

bedingungen des einzelnen unter einer spezifischen Perspektive strukturieren

läßt, nämlich unter der Perspektive der Verfügbarkeit von Ressourcen zur Be¬

wältigung der Lebensführung und vor allem auch kritischer Lebenssituationen.

Lebenslagen sind in diesem Sinne sozialstaatlich vermittelte Zuschnitte von

Chancen, Belastungen und Ressourcen. „Sozialstaatlich vermittelt" bedeutet in

diesem Zusammenhang, daß es gesellschaftliche, politische und öffentliche Vor¬

stellungen von der Dringlichkeit sozialer Probleme und dem damit zusammen-
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hängenden Interventionsbedarf gibt und daß diese gesellschaftliche Akzeptanz
die Lebenslage mehr oder minder bestimmt, d. h. die Spielräume der Lebensbe¬

wältigung variieren kann. Eine mangelnde sozialpolitische Akzeptanz z. B. der

aus dem Reproduktionsbereich artikulierten sozialen Probleme verengt nicht

nur die Spielräume der Lebenslage von Frauen, sondern auch die reproduktiven
Entwicklungsmöglichkeiten innerhalb männlicher Lebensverhältnisse. In dieser

Akzeptanzdimension erhält das Lebenslagenkonzept erst seine sozialpolitische
Signifikanz.

So ist es nur plausibel, daß sich Lebenslagen in ihrer Struktur gesellschaftlich¬
historisch entwickeln. Vor allem soziale Modernisierung des Kapitalismus in der

Dialektik von Kapital und sozialer Idee, hat auch die Entwicklung der Lebens¬

lagen vorangetrieben und die Spielräume der Lebensbewältigung erweitert.

I. Nahnsen - eine Schülerin G. Weissers - hat Heimanns Beispiel des Arbeits¬

schutzes, mit dem er die Logik der sozialkapitalistischen Modernisierung und

den Bezug zur Sozialpolitik illustrierte (s. o.), zur Lebenslagenperspektive er¬

weitert (1975): Je mehr die Wirtschaft unter dem Druck stand, im Zuge ihrer

notwendigen Modernisierung Arbeiter und Angestellte zu qualifizieren und

ihre private Reproduktion zu verbessern, desto mehr erweiterten sich die so¬

ziokulturellen und sozialen Spielräume, die Beteiligungs- und Entwicklungs¬
perspektiven der Menschen. Entsprechend kann sich die Lebenslage ver¬

schlechtern,wenn die Bedeutung der Arbeit sinkt, das Kapital nicht mehr so wie

in dem HEiMANNschen Modell auf Arbeit angewiesen ist und strakturelle

Arbeitslosigkeit entsteht. Im Prozeß der sozialen Modernisierung ist die Ent¬

wicklung der Lebenslagen aber nicht nur durch diese Modernisierungsdynamik,
sondern genauso durch die Differenzierungs-, Integrations- und Desintegrati¬
onsproblematik der gesellschaftlichen Arbeitsteilung geprägt. Die Spaltung der

Lebensbereiche, die nivellierende Kraft des Konsums und die Unübersichtlich¬

keit gesellschaftlicher Entwicklungen beeinflussen die Handlungsspielräume,
Entwicklungs- und Sinnhorizonte und damit die Ressourcen der Lebensbewälti¬

gung nachhaltig. Schließlich hat der moderne Sozialstaat die Lebenslagen ty¬
pisch geformt, indem er sie bildungs- und sozialpolitisch mediatisiert und ali¬

mentiert hat. Aber auch die sozialstaatliche Stützung und Akzeptanz bei

desintegrativen Entwicklungen in den Lebensverhältnissen, aus denen heraus

die Betroffenen Ansprüche erheben und sozialstaatliche Leistungen einfordern,
machen die moderne Struktur von Lebenslagen aus.

Hier ergibt sich auch die unmittelbare Verschränkung zur Sozialpädagogik,
die diese sozialstaatliche Stützungs- und Entwicklungsfunktion in Hilfen zur

Lebensbewältigung umsetzt und gestaltet. Damit ist die Aufgabe umschrie¬

ben, Menschen in kritischen Lebenskonstellationen, in denen ihre eigenen
Ressourcen nicht mehr zur Problemlösung ausreichen, so zu helfen, daß sie

ihre psychosoziale Handlungsfähigkeit und soziale Orientierung wiedererlan¬

gen, neue sozialintegrative Bezüge aufbauen, ihre Lebensführung normalisie¬

ren und damit die Lebenslage stabilisieren können (vgl. ausführlich zu Kon¬

zept und Dimensionen biographischer Lebensbewältigung: Schefold 1996;
Böhnisch 1997). Dieser sozialpädagogische Begriff der Lebensbewältigung ist

dabei nicht auf die sozialpolitische Lebenslagendefinition aufgesetzt, sondern

er ist in einer spezifischen Weise in ihr enthalten. Schon Weisser hatte die

subjektive Dimension der Lebenslage thematisiert. Zur Lebenslagenkonstella-
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tion gehört nach seiner Definition ein Lebenssinn, der wiederum den subjekti¬
ven Umgang mit aus der Lebenslage gezogenen Ressourcen bestimmt. Lebens¬

bewältigung kommt so einem biographischen „Lebenslagenmanagement"
nahe.

Sozialpolitische Reflexivität und geselbchaftspolitische Legitimation

sozialpädagogischen Handelns

Mit dem sozialpohtisch rückgebundenen Integrationsparadigma läßt sich die

Sozialpädagogik hinsichtlich ihres gesellschaftlichen Standorts und ihrer legiti-
matorischen Reichweite bestimmen. Gleichzeitig und damit verbunden, erge¬

ben sich daraus sowohl konzeptionelle Impulse wie auch Bezüge einer sozialpo¬
litischen Reflexivität der Sozialpädagogik. In der Ausdifferenzierung der

Integrationsperspektive im Paradigma „Systemintegration/Sozialintegration"
kann gerade in der Phase der spätmodernen Gesellschaftsentwicklung - vor al¬

lem angesichts des global induzierten nachhaltigen Strukturwandels der Ar¬

beitsgesellschaft (vgl. Altvater/Mahnkopf 1996) - die Ambivalenz der gesell¬
schaftlichen Funktion der Sozialpädagogik/Sozialarbeit deutlich gemacht
werden: Während der systemintegrative ordnungspolitische Druck auf die sozi¬

alpädagogischen Arbeitsfelder zunimmt, eröffnen sich aus ihnen heraus neue

sozialintegrative Perspektiven vom Menschen her und aus den lebensweltlichen

Bezügen heraus. Die Sozialpädagogik/Sozialarbeit tritt somit auch als ein Medi¬

um hervor, in dem sich die sozialstrukturelle Integrationsfrage, die heutigen

Reproduktionskonflikte und die Integrationskrise des spätmodernen Sozial¬

staates nicht nur spiegeln, sondern auch Impulse für die Entwicklung von neuen,

nun lebensweltlich gespeisten, Integrationsperspektiven entstehen können. Die

konzeptionelle Bedeutung des sozialpolitischen Paradigmas für die Sozialpäd¬

agogik ist in diesem Zusammenhang eine dreifache: Zum einen bindet es die

pädagogischen Interventionen an die sozialstrukturellen Bezüge zurück und er¬

öffnet und begründet hiermit einen eigenen Legitimationsbezug sozialpädago¬

gischen Handelns. Zum zweiten hilft es, das sozialpädagogische Feld gerade
auch über den interaktiven und institutionellen Bereich hinaus zu strukturieren.

Und drittens kann sich in einer sozialpolitischen Reflexivität der Sozialpädago¬

gik die Perspektive der Gestaltung des Sozialen entfalten und begründen.
Eine von der sozialpädagogischen Erfahrung von Bewältigungsproblemen

aus entwickelte Lebenslagenanalyse bietet die Chance, die sozialpohtisch bri¬

santen Segmente der Lebenslage herauszuarbeiten: die verschiedenen Formen

des Bewältigungsdracks und die damit zusammenhängenden Anomien, die ein¬

geengten Spielräume, aber auch die realistische Einschätzung von Möglichkei¬
ten für Empowerment und Selbsthilfe, das soziale Abgeschnittensein und die

fehlenden oder verbliebenen Partizipationschancen, die je unterschiedlichen

Möglichkeiten und Ansatzpunkte sozialer Aktivierung, die Notwendigkeit kom¬

plementärer Integrations- und Unterstützungsangebote auf kommunaler Ebe¬

ne etc. Diese sozialpädagogisch inspirierte sozialpolitische Perspektive wirkt

aber nicht nur in den sozialpolitischen Diskurs hinein, sondern genauso auf das

sozialpädagogische Handeln zurück. Der pädagogische Fatalismus gegenüber

sozialpolitischen Bezügen kann durchbrochen, die Lust an sozialpolitisch inspi-
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rierten lokalen Arbeitsbündnissen und Sozialdiskursen gesteigert und so die

professionelle Isolation aufgeweicht werden. Neben den interventionsorientier-

ten Sozialpädagogen tritt der sozialpolitisch orientierte social agent, der nicht

nur sozialpädagogische Ansprüche an die Klienten, sondern auch sozialpoliti¬
sche Ansprüche an die kommunale Umwelt - in der Absicht kommunaler So¬

zialpolitik von unten - stellt.

Solche neuen sozialintegrativen Perspektiven vom Menschen her in den so¬

zialpolitischen Diskurs zu bringen, aber diese auch aus eigener professioneller
Kraft und sozialräumlicher Bindung heraus zu entwickeln, macht die sozialpoli¬
tisch relevante Gestaltungsfunktion der Sozialpädagogik aus. Sicher ist diese

Funktion aufgrund der fragilen öffentlichen Stellung der Sozialarbeit ambiva¬

lent: Der fiskalisch und regulatorisch geschwächte Sozialstaat scheut Gestal¬

tung, weil diese das Risiko immer neuer sozialer Ansprüche in sich trägt, und

drängt vor allem die Institutionen der Sozialpädagogik/Sozialarbeit, die in ihrer

reproduktiven Ausrichtung und ihrer Orientierung an den Bedürfnissen der Kli¬

enten solche Ansprüche immer wieder neu generieren, in reaktive und restrikti¬

ve systemintegrative Positionen. Zwar hat die Sozialpädagogik/Sozialarbeit in¬

zwischen eine gewisse institutionelle „Autonomie" erworben (vgl. Merten

1996), bleibt aber im Verhältnis zum principium medium (Karl Mannheim) in¬

dustriegesellschaftlicher Sozialpolitik, dem Konflikt zwischen Arbeit und Kapi¬
tal, weiterhin peripher. Jedoch erfährt sie die desintegrativen Folgen der sozialö¬

konomischen Widersprüche und der Entstrukturierung dieses Konflikts direkt

an den Menschen selbst. So kann sie, wenn sie sich nicht institutionell abschottet

und ihre professionelle Autonomie nicht fachlich borniert, das sozialpolitische
Gewissen der Gesellschaft sein. So gesehen, ist die sozialpolitische Orientierung
nicht nur Bedingung einer reflexiven Sozialpädagogik/Sozialarbeit, sondern

verweist - durchaus im Sinne P. Natorps, der seine „Socialpädagogik" vor hun¬

dert Jahren (1899) schrieb - auch auf einen gesellschaftspolitischen Aufklä-

rungs- und Bildungsauftrag der Sozialpädagogik. An diesen Bildungsauftrag hat

jüngst wieder M. Graf (1996) erinnert, indem er in der Tradition kritischer

Theorie argumentiert, daß der sozialpädagogische Zugang zu Bildung immer an

die Frage der Freiheitsgrade des Menschen in der Integration seines Ortes im

Vergesellschaftungsprozeß geknüpft ist. Graf geht es um eine sozialpädagogi¬
sche Reflexivität, welche die Frage des Menschsems in der Totalität des industri¬

ellen Vergesellschaftungsprozesses in den Mittelpunkt rückt. In diesem Sinne ist

auch die Praxis sozialpädagogischer Bildung nicht institutionell definiert, son¬

dern verwoben in einer reproduktiven Kultur des Sozialen, die sich in notwen¬

diger Gegenläufigkeit zu den Tendenzen der „sozialen Entbettung" (Altvater/
Mahnkopf 1996), wie sie der globalisierte Kapitalismus hervorbringt, entwik-

kelt. Damit ist auch die - reproduktiv gewandelte - Konfliktdimension der Inte¬

gration wieder in die Mitte des sozialpädagogischen Diskurses gerückt.
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Werner Schefold

Sozialstaatliche Hilfen als „Verfahren"

Pädagogisierung der Sozialpolitik - Politisierung Sozialer Arbeit?

1. Fallorientierte Sozialpolitik? Aktuelle Konvergenzen im Verhältnb von

Sozialpolitik und Sozialer Arbeit

Die Sozialpolitik in der Bundesrepublik ist im Umbrach, die Zukunft des sozi¬

alstaatlichen Gesellschaftsentwurfs ungewiß (vgl. z.B. Kaufmann 1997). Zwi¬

schen der Schere strukturell bedrohter öffentlicher Finanzen einerseits, sich dif¬

ferenzierender Versorgungs- und Problemlagen sowie Wohlfahrts- und

Sicherheitserwartungen der Bevölkerung andererseits werden Wege aus der

Krise gesucht. Letztlich geht es um das epochale Problem, wie - folgt man

Münch (1998) - nach der an ihr Ende kommenden „Zweiten Moderne", die

durch eine Symbiose von Kapitalismus, Demokratie und Sozialstaat gekenn¬

zeichnet war, in der „Dritten Moderne" Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität

in der institutionellen Verfaßtheit der Gesellschaft balanciert werden sollen.

Zum Szenario des Umbruchs gehört auch, daß sich in den „Subpolitiken"

(Beck 1995) einzelner Leistungsbereiche neue Praxisformen entwickeln, die

den Druck von Problemlagen und Modernisierungserwartungen aufzunehmen

versuchen. Dies gilt vor allem für den Bereich personbezogener sozialer Dienst¬

leistungen. Der Sozialen Arbeit verbleiben, trotz der Herausforderung durch

marktbezogene Steuerungsmodelle, im Schatten der öffentlichen Auseinander¬

setzungen um den Standort Deutschland Handlungsspielräume; ihre Akteurs¬

struktur läßt deren Wahrnehmung auch begrenzt zu.

Dieser Beitrag will eine dieser Entwicklungen diskutieren, die, ausgehend

von der Kinder- und Jugendhilfe, die Form der Erbringung personbezogener

sozialer Dienste betrifft: Sozialstaatliche Leistungen werden zunehmend in der

Form von individueller Fallarbeit erbracht und organisiert, die in institutionali¬

sierte „Verfahren" integriert ist. Diese bestehen aus geregelten Interaktionssy¬

stemen zwischen Fachkräften und Anspruchsberechtigten und haben Rollen,

Abläufe, Entscheidungssituationen u.a. ausgebildet. Diese Verfahren reichen in

ihrer Struktur und ihren Möglichkeiten weit über klassische Fallarbeit, die von

der Dominanz der Fachkräfte gekennzeichnet ist, und weit über die verwal-

tungsförmige Versorgung standardisierter Bedarfslagen mit standardisierten

Leistungen hinaus. Sie repräsentieren neue Formen der Steuerung und Beglei¬

tung von Hilfeprozessen.
Damit eröffnet sich ein komplexer Zusammenhang von Individualisierung

und zugleich Institutionalisierang der sozialstaatlichen Unterstützung.Sozialpo¬

litik erfährt in Teilen ihres Leistungsspektrums eine Sozialpädagogisierung, in¬

dem Leistungen mit komplexen Kommunikationsprozessen verbunden werden.

Z.lPäd., 39. Beiheft
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Ebenso werden Teile der personbezogenen sozialen Dienste in neuer Weise so¬

zialpolitisiert, insofern sie in objektivierten, rechtlich geregelten Abläufen er¬

bracht werden.

Diese These soll an einem Beispiel diskutiert werden (Abschnitt 2). Es be¬

zieht sich auf das Hilfeplanverfahren, das in den §§ 27 und 36 KJHG als ein

Prototyp fallbezogener sozialstaatlicher Hilfe institutionalisiert ist. Die These

bezieht sich freilich nicht allein auf das KJHG; „fallorientierte Sozialpolitik"
verbreitet sich in Teilen der Sozialhilfe (BSHG), der Arbeitsförderung (AFG),
der Wohnhilfen und Wohnungsversorgung, der kommunalen Ausländer- und

Flüchtlingspolitik, der Pflegeversicherung. Hier deutet sich etwas Neues an: Die

Einlösung sozialpolitischer Leistungsansprüche gegenüber individualisierten

Problemlagen, die der soziale Wandel in den Lebenslagen und Formen der Le¬

bensführung von Klienten/Kunden hervorbringt, provoziert unter dem Vorzei¬

chen von Ressourcenverknappung eine neue berufliche Praxis, die zwischen den

Herausforderungen von Problemlagen, effektiver sozialstaatlicher Versorgung,
Professionalität und bürgerrechtlicher Beteiligung eine Balance finden muß. -

Anschließend an die Falldarstellung soll diese Form sozialpädagogischer bzw.

sozialpolitischer Praxis als „Verfahren" thematisiert werden (Abschnitt 3). Dar¬
aus lassen sich wichtige sozialpolitbche Aspekte wie insbesondere auch solche

Aspekte, die die Entwicklung professionellen sozialpädagogischen Handelns be¬

treffen, erkennen (Abschnitt 4).

2. Sozialstaatliche Hilfe in biographbcher Sicht

2.1 Der Fall „Spitzweg"1

Die Lebensgeschichte von Frau Spitzweg, die hier aus Datenschutzgründen verfremdet wiederge¬
geben wird, läßt prägnant erkennen, welche Bedeutung unterschiedlichen sozialstaatlichen Lei¬

stungen in der Emergenz der Biographien einer Frau und ihrer zwei Kinder zukommt. Frau Spitz¬
weg ist bei ihren Großeltern aufgewachsen; „ganz wunderbar eingebunden mit viel Liebe und viel

lange Leine und Selbständigkeit"; ihre Mutter war 19 und unverheiratet, als sie zur Welt kam. Das

Zusammenleben mit der Mutter begann, als Frau Spitzweg 10 war; Frau Spitzweg schildert es als

„beengend"; ein älterer Stiefvater verstärkte diese Konstellation. Frau Spitzweg besucht „nur" die

Hauptschule, zieht mit 17 aus. Eine erste Ehe mit 21 wird bald in gegenseitigem Einvernehmen

geschieden. Beruflich ist Frau Spitzweg ohne qualifizierte Ausbildung in der „Werbewelt" tätig. Mit
28 schließt Frau Spitzweg eine zweite Ehe mit einem deutlich älteren Mann, bekommt einen Sohn;
die Ehe geht auseinander, pendelt bis zum Zeitpunkt des Interviews zwischen Zusammenleben

und Rückzug eines der Partner hin und her. Frau Spitzweg bringt, um arbeiten zu können, ihren

kleinen Sohn bei ihren Schwiegereltern unter. Nach einem Jahr vermittelt das Jugendamt eine

Tagesmutter; dieser Versuch endet nach kurzer Zeit durch massive Konflikte zwischen den „Müt¬
tern". Frau Spitzweg bleibt zu Hause. Als ihr Sohn im Kindergartenalter ist, bekommt sie von ihrem

Der Fall wurde in einer empirischen Studie über „Elternbeteiligung an Hilfeprozessen und

Hilfeplanverfahren" erhoben und analysiert (vgl. Schefold u. a. 1998). Eltern, überwiegend
alleinerziehende Mütter von Kindern und Jugendlichen, die nach KJHG Hilfen zur Erziehung
erhielten, wurden nach ihren Erfahrungen rund um ihr Hilfeplanverfahren befragt. Dies

geschah in insgesamt 14 autobiographisch-narrativen bzw. narrativ-episodischen Interviews.

Die sehr ausgiebigen Erzählungen wurden transkribiert und, orientiert an den Verfahren, die

vor allem von F. Schütze (1987) entwickelt wurden, in einem Arbeitsrahmen analog einer

„Forschungswerkstatt" detailliert ausgewertet.
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- geschiedenen - Mann ein zweites Kind, eine Tochter. Die damit fälligen Kontakte mit den „Be¬

amten" des Jugendamtes wegen der nichtehelichen Geburt beschränken sich auf das Formale.

Als die Kinder im Kindergarten bzw. in der Schule versorgt sind, arbeitet Frau Spitzweg wieder.

Diese Lebenssituation nimmt zwei Jahre vor dem Interview eine verlaufskurvenähnliche Entwick¬

lung: Frau Spitzweg verliert die Kontrolle über ihr Leben, sie kann nicht mehr planen und gestalten,

sondern nur noch reagieren (vgl. Schütze 1996). Sie ist 10 Stunden am Tage beschäftigt; Krankhei¬

ten häufen sich; ein Neurologe diagnostiziert Erschöpfungsdepressionen; Frau Spitzweg gibt ihre

Arbeit auf, flieht in ihre private Welt, „schläft erstmal ein Vierteljahr"; die Doppelbelastung, die

instabile private Situation haben sie „platt" gemacht. Eine Rehabilitationskur in einer Klinik für

psychosomatische Krankheiten („schwere Fälle") bleibt erfolglos; eine bis heute andauernde Pha¬

se der Auseinandersetzungmit ihrer insgesamt als belastend erlebten Situation beginnt, die geprägt

ist vom Versuch, Familie, Beziehungen, Arbeit im Rahmen der - hier nicht im einzelnen darstellba¬

ren - biographischen Thematiken in einer befriedigenden Lebensform unterzubringen.

Bei einem Besuch einer Freundin lernt Frau Spitzweg Neustadt kennen; sie symbolisiert mit

dieser Stadt schnell die ersehnte neue Lebensform, zieht mit den Kindern um. Die Situation in

Neustadt ist zu Beginn widersprüchlich. Ihrem Hochgefühl, nun in einer für sie und ihre Kinder

freundlichen, anregenden Umwelt zu leben, steht gegenüber, daß sie in N. völlig auf sich allein

gestellt ist. Frau Spitzweg ist im dritten Jahr arbeitslos. Der erste Kontakt mit dem Sozialamt in N.,

nach dem Umzug, wird für sie eine „wahnsinnig enttäuschende" Erfahrung. Frau Spitzweg beginnt

dann eine Umschulung, die das Arbeitsamt finanziert. Sie tut sich damit sehr schwer, bricht die

Maßnahme ab, da sie sich ohnehin keine Chancen zumißt, wird „krankgeschrieben".

Auf der Suche nach einer Tagesbetreuung für ihre Tochter liest Frau Spitzweg in der Zeitung ein

Inserat einer Tageseinrichtung, wendet sich dorthin, wird darauf hingewiesen, daß ein Platz nur

über Kooperation mit dem Jugendamt zu haben sei. Sie bekommt mit einer Mitarbeiterin des Ju¬

gendamts zu tun: „Und das war der erste absolut wunderbare Kontakt, den ich hier in Neustadt

hatte". Über diese Mitarbeiterin lernt Frau Spitzweg dann eine Frau vom Allgemeinen Sozialdienst

(ASD) kennen, erfährt den ASD als „absolut positive" Einrichtung, die „über allen Einrichtungen"

Hilfe leistet.

Frau Spitzweg erhält situationsangepaßte, umfassende und praktische Hilfe. In einer Kur in ei¬

nem therapeutisch orientierten Sanatorium, die von ihren amtlichen Helferinnen vermittelt wird,

fühlt sie sich „mental" erreicht, kann eine Deutung ihrer Situation erarbeiten, die auch die Ver¬

laufskurvenpotentiale und Verletzungsdispositionen aus ihrer Biographie einschließt. Sie beginnt

zu realisieren, wann und warum ihr die Kontrolle über ihr Leben entglitten ist und zu entgleiten

droht. Sie intensiviert die biographische Arbeit an sich selbst (vorhergehende Versuche einer am¬

bulanten Psychotherapie sind steckengeblieben). Frau Spitzweg sieht sich seit langem diffus als

„hilfebedürftig". Sie sieht als Ursache ihrer wiederkehrenden Erschöpfungsdepressionen ihr „Pa¬

ket" von Arbeit, Familie, Kinder und ihre Beziehungen. Sie sieht an sich starke Regressionsbedürf¬

nisse und eine fortwährende Suche nach emotionaler Unterstützung und Aufgehobensein, be¬

schreibt sich als kleines Mädchen auf der Suche nach ihrem Vater, den ihr der Großvater nicht

ersetzen konnte.

Die Hilfeformen sichern sich gegenseitig ab. Als sie in Kur gehen soll, vermitteln die Mitarbeite¬

rinnen den Kindern vorübergehend eine Pflegefamilie. Ihre Wohnung in Neustadt, in der - ent¬

täuschten - Erwartung auf den Nachzug des Mannes zu groß und zu teuer gewählt, kann sie auf

Intervention des ASD beim Wohnungsamt mit der Begründung behalten, daß die soziale Integrati¬

on der Kinder in die Nahwelt nicht gefährdet werden dürfe. Zum Zeitpunkt des Interviews wird

eine Erziehungsberatung für den Sohn angebahnt, der das Gymnasium besucht und in „pubertä-

ren" Schwierigkeiten steckt; die Tochter soll in eine - im Vergleich zum Hort - kostengünstigere,

ihrer unproblematischen Entwicklung entsprechende Einrichtung kommen, die von Eltern getra¬

gen wird. Frau Spitzwegs Erwerbssituation freilich bleibt problematisch.

2.2 Soziabtaatliche Hilfen aus der Sicht rekonstruierter biographbcher

Zusammenhänge

In dieser Lebensgeschichte wird trotz aller Kürze der Darstellung deutlich,

welch unterschiedliche Formen von Hilfe Frau Spitzweg bekommen hat: die

Unterstützung der Schwiegereltern, die einer Tagesmutter bzw. des Jugendamtes
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bei der Versorgung des Sohnes, ärztliche Hilfe bis hin zur Verordnung einer

Mutter-Kind-Kur, Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem BSHG, Unterstützung
durch eine Freundin, eine Umschulungsmaßnahme nach dem AFG, einen heil¬

pädagogischen Hort für ihre Tochter, Beratung durch das Jugendamt nach dem

KJHG, einige Therapiestunden, Hilfe beim Erhalt der Wohnung, eine Erzie¬

hungsbeistandschaft für ihre Tochter.

Frau Spitzweg versteht sich dabei in keiner Weise als „Wohlfahrtsmutter".
Ihre Lebensgeschichte und ihre Lebenslage sind für Alleinerziehende, ins¬

besondere in Großstädten, keineswegs exzeptionell (vgl. Sozialreferat

München 1994). Sie sieht sich als hilfebedürftig, ohne daß diese Bedürftigkeit
von großen Krisen (mit Ausnahme ihrer Rückzugsphasen), von kritischen

Lebensereignissen oder Devianz ausgelöst worden wären. Sie hat ein funk¬

tionierendes Bewältigungsmuster entwickelt, das doppelt strukturiert ist: Sie

versucht, als Alleinerziehende durchzukommen, sich dabei aber unterstützen

zu lassen, ohne ihre Selbständigkeit aufzugeben. In ihrer „Hilfekarriere" mi¬

schen sich Leistungen unterschiedlicher sozialstaatlicher Systeme ebenso wie

informelle Unterstützung synchron und diachron zu einem eigenen, individu¬

ellen „Wohlfahrtsmix", der eine faktische Integration von Hilfen erkennen

läßt:

(a) Verschiedene Leistungen verbinden sich periodisch zu Arrangements, welche erst in dieser

Qualität die je aktuelle Lebenslage dominieren, so die durch Subsistenztransfers ermöglichten Mo¬
ratorien vom Karussell Erwerbsarbeit/Familie und die therapeutischen Leistungen, denen sie

Raum geben.
(b) Leistungen bringen, teilweise gemäß ihren institutionellen Zielsetzungen, teilweise über nicht-

intendierte Folgen, biographische Prozeßabläufe voran; so die Umschulungsmaßnahme, auch die

Therapie. Sie haben konstitutiven Anteil an der Emergenz neuer Situationen. Die Tagesmutter
ermöglicht Frau Spitzweg zunächst Berufstätigkeit; der massive Konflikt mit der Tagesmutter ver¬

anlaßt Frau Spitzweg schließlich, ihre Berufstätigkeit aufzugeben; eine Phase der Existenzsi¬

cherung durch ArbeitslosengeldV-hilfe und Sozialhilfe beginnt.
(c) Leistungen stellen „Weichen", bremsen Verlaufskurven, initiieren Wandlungsprozesse, selegie-
ren damit individuelle Optionen. Die Erschöpfungsphase, welche durch die Doppelbelastung ent¬

steht, kann letztlich durch den Rückzug in das Moratorium einer Kur aufgefangen werden. Diese

Kur wirkt nur dadurch, daß Frau Spitzweg Zugang zu neuen, für ihre anstehende biographische
Arbeit sehr förderlichen Sinnwelten erhält.

(d) Leistungen kontextualisieren und konditionieren sich wechselseitig im Hinblick aufVerfügbar¬
keit und Wirkung. Einflüsse auf situative Kontexte, soziale Konfigurationen, Prozeßstrukturen und

Lebenslagen „interagieren". Die Konstituierung stabiler helfender Beziehungen, in denen sich per¬
sönliche Zuwendung mit der Verfügung über amtliche Ressourcen mischen und ein besonderes

Unterstützungsverhältnis herstellen, vermittelt Frau Spitzweg Sicherheit, die sich auf die Aneig¬
nung von Leistungen auswirkt. So verhilft z. B. auch die vorübergehende Klärung der Versorgungs¬
probleme der Kinder der zweiten Kur von Frau Spitzweg zum Erfolg.
(e) Leistungen haben über ihre offiziellen Zwecke hinaus ihre eigene, prozeßabhängige Produkti¬

vität. Nach schlechten Erfahrungen mit dem Sozialamt am ersten Wohnort helfen die Mitarbeite¬

rinnen des ASD und Jugendamtes, welche den Hilfeprozeß im Rahmen der Hilfeplanung nach § 36

begleiten, Frau Spitzweg, ihre Ansprüche vor dem Sozialamt durchzusetzen. Dies liegt im Aufga¬
benspektrum des ASD; ungewöhnlicher schon eine andere Aktion: Obwohl die Wohnung, in der

Frau Spitzweg zum Zeitpunkt des Interviews lebt, zu groß und zu teuer ist, vertritt die Mitarbeiterin

des ASD die Position, Frau Spitzweg müsse in der Wohnung bleiben, um soziale Kontakte der

Kinder nicht zu gefährden; sie setzt diese Position beim Sozialamt durch.

(f) Leistungen haben in dieser Biographie Erfolg und Mißerfolg; dies in überraschender, in der

Emergenz der Ereignisse konstituierter und verständlich werdender Weise. So scheitert die

Umschulungsmaßnahme an bis zu diesem Zeitpunkt ungeklärten psychischen Problemen, wohl

auch an der gänzlich unbefriedigenden Konfiguration der sozialen Beziehungen dieses Lebensab¬

schnitts.
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Über diese sachlichen, zeitlichen, sozialen, auch räumlich vermittelten Zu¬

sammenhänge hinaus zeigt die Biographie von Frau Spitzweg auch das Ent¬

stehen individueller Rahmenbedingungen für Hilfe. Sie bilden gleichsam struk¬

turell als persönliche Haltungen und Dispositionen Kontexte für die Respon-

sivität und Wirksamkeit von sozialstaatlichen Leistungen. Die Aufschichtung

von Erfahrungen, die Frau Spitzweg mit helfenden Instanzen institutioneller

wie informeller Art macht, beeinflussen ihre Lebensführung, vor allem den

Umgang mit Hilfe; biographisch sedimentierte Hilfeerfahrungen wirken als

Handlungsdispositionen, zählen - analog den sozialstaatlichen Ansprüchen -

zu den Bedingungen ihrer Lebenslage. Dies führt zu Widersprüchen zwischen

impliziten Klientenbildern und passiver Hilfekompetenz; Frau Spitzweg ent¬

spricht wiederholt nicht den kontrafaktisch unterstellten Klientenmodellen

und Handlungsrationalitäten des AFG oder BSHG. Rollenkonfigurationen,

welche für Lebensbewältigung notwendig sind, werden verfehlt. Diese und an¬

dere Zusammenhänge zwischen den „Ereignissen" sozialstaatlicher Leistun¬

gen lassen sich auch anderen biographieanalytisch vorgehenden Arbeiten, die

das Thema Hilfe aufnehmen, entnehmen (z.B. Riemann 1987; Nölke 1995).

Die biographische Betrachtungsweise ermöglicht so einen fruchtbaren Zugang

zur alten Frage nach dem „Output" sozialpolitischer Leistungen.

Im vorliegenden Fall werden diese aus der Interviewdeutung erschlossenen

Zusammenhänge erst durch das Verfahren des Hilfeplans nach § 36 KJHG an¬

satzweise explizit Gegenstand der Strukturierang von Hilfen. Hilfe gewinnt da¬

mit eine reflexive Qualität. Der Hilfeplan wirkt in dieser Hilfegeschichte als

eine lebensgeschichtlich spät ansetzende, den Verlauf der Geschichte stabilisie¬

rende Koordinierung von Unterstützung.

2.3 Lebenslagen, Lebensführung, Biographien als Kontexte

sozialpolitischer Leistungen

Die Fallgeschichte läßt über diese wechselseitige Einflußnahme der Hilfefor¬

men hinaus ebenso erkennen, daß sich sozialpolitische Leistungen auf Zusam¬

menhänge von Lebenslagen und Formen der Lebensführung beziehen. So sind

Situationen in der Biographie von Frau Spitzweg, in denen Hilfebedarf entsteht,

immer auf zumindest zwei Prozeßlinien entstanden: einer Knappheit von Res¬

sourcen, die letztlich auf die schlechte Erwerbssituation zurückgeht, und - damit

in sehr unterschiedlich gekoppelten Zusammenhängen
- persönliche Probleme,

„Erschöpfung", „Krise", die aus sozialen Beziehungen und ihren Dynamiken,

aus biographischen Dispositionen bzw. Verletzungsanfälligkeiten heraus zu ver¬

stehen sind.

Hilfe ist in diesem Fall verschränkt finanzielle Hilfe und personbezogene

Dienstleistung in der Form einer unterstützenden Beziehung. Letztere ist not¬

wendige Bedingung dafür, daß erstere überhaupt erfolgt bzw. im Alltag von

Frau Spitzweg „ankommt". Die Leistungen des Wohnungsamtes wie des Sozial¬

amtes werden durch die positiven Beziehungen zu den Mitarbeiterinnen vom

ASD und Jugendamt im doppelten Sinn vermittelt; letztere konstituieren Bezie¬

hungen, ein subjektives Gefühl von Aufgehobensein als psychische Korrelate

der Lebenslage. Sie wirken auf Sinnzusammenhänge und individuelle Le-
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bensplanung, in denen die materiellen Hilfen greifen. Plausibilisiert wird diese

Deutung durch eine Sequenz des Interviews, die ein Kontrastbeispiel enthält: In

einer Situation von Überlastung und Alleingelassensein mißlingt der Versuch,
über eine Umschulungsmaßnahme berufliche Kompetenzen zu erwerben.

Frau Spitzwegs Biographie ist Beispiel eines bunten „Wohlfahrtsmix"

(Evers 1990; Backhaus-Maul/Olk 1992); dies sowohl bezogen auf den ord¬

nungspolitischen Charakter der helfenden Instanzen - Freundin, ASD, Jugend¬
amt -, wie auch, innerhalb des „Staatssektors", auf die Qualität der Hilfen. Die¬

ser Mix fügt sich in der sukzessiven Wirkung, die sich aus der biographischen
Analyse rekonstruieren läßt, wie in der Deutung von Frau Spitzweg zu einer

eigenen Struktur. Die positive Wende in der Lebens- und Fallgeschichte von

Frau Spitzweg ist mit dem Einsetzen des Hilfeplanprozesses und hier insbeson¬

dere mit dem Auftauchen der beiden Mitarbeiterinnen vom ASD und Jugend¬
amt verbunden. Frau Spitzweg steht damit institutionell wie sozial in einer

umfassenden Betreuung, die, über ihre selbst definierten Bedarfslagen hinaus¬

gehend, kreativ in ihr Leben interveniert. Sie ist z. B. sehr positiv überrascht, daß
die ASD-Mitarbeiterin ihr den Vorschlag macht, einmal eine Kur ohne ihre Kin¬

der zu machen, und eine Pflegefamilie für die Kinder organisiert. Dies kommt

ihrem eigenen Bedürfnis nach Beschäftigung mit sich, nach Arbeit an ihrem

stark, aber diffus empfundenen Hilfebedürfnis entgegen.
Kern dieser positiven Hilfeerfahrung sind die offenen, stark ins Persönliche

transformierten Beziehungen zu den Mitarbeiterinnen im Amt. Diese Bezie¬

hungen haben einerseits etwas Zufälliges; Rollen, die in der Lebensgeschichte
von Frau Spitzweg als Erwartungs- und Orientierungsmuster entstanden sind,
werden gut besetzt. Die Mitarbeiterinnen beweisen andererseits professionelle
Qualitäten, die sich in einer guten Repräsentation der Fallgeschichte, in hoher

Empathie, in der Fähigkeit, Beziehungen und Vertrauen aufzubauen, und in gu¬
ter Netzwerkarbeit, im Erschließen von sozialstaatlichen und informellen Res¬

sourcen zeigen.

3. Hilfe nach Verfahren: Sozialstaatliche Lebtungserbringung im

Schnittpunkt von Sozialpädagogik und Sozialpolitik ?

Die am Fall Spitzweg dargestellten Zusammenhänge unterschiedlicher sozial¬

staatlicher Leistungen sind den einzelnen helfenden Instanzen und Personen,
welche die Leistungen erbracht haben, während der Fallarbeit vielleicht bewußt

gewesen. Sie sind jedoch kaum Thema ausführlicher, fokussierter Kommunika¬

tion in und vor allem zwischen den Ämtern geworden. Erst mit dem Hilfeplan¬
verfahren ist ein Prozeß in Gang gekommen, in dem nicht nur geholfen, sondern
in einem Verfahren über den Hilfeprozeß kommuniziert wird, d.h. in eigenen
Situationen und Interaktionszusammenhängen, nach gesetzlich und amtlich

festgelegten Regeln, in differenzierten Rollen und unter professionellen An¬

sprüchen. Hilfe, so die Intention des KJHG, wird damit in ihren faktischen Ab¬

läufen, in ihrer sozialen, sachlichen und zeitlichen Extension zum Thema. Damit

werden im Hilfeprozeß neue Interaktions- und Handlungsmöglichkeiten unter

den professionellen Helfern und zwischen Helfern und Klienten/Kunden eröff¬

net bzw. modifiziert.
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3.1 Der Hilfeplan nach § 36 KJHG ab Prototyp einer neuen

Dienstleistungsform

Diese Erweiterang von Hilfe im Fall Spitzweg hat ihre institutionelle Grundlage

im Hilfeplan. Der Hilfeplan nach §§ 27 und 36 KJHG ist als Projekt zu sehen, die

Zuteilung von Hilfen zur Erziehung nach einem spezifischen Verfahren zu re¬

geln: Eine problemlösende Hilfe soll über eine Entscheidung in Gang gebracht

werden, die den Kriterien der Beteiligung der Eltern, der Fachlichkeit, der Ko¬

operation von Fachleuten, der laufenden Evaluation der Maßnahmen gerecht

wird. Kern dieser Normierung ist die parallele Gültigkeit der Prinzipien von

Fachlichkeit und Beteiligung (vgl. Münder u.a. 1993;Institut für Soziale Ar¬

beit 1994; Bayerisches Landesjugendamt 1994; Faltermeier 1994; Richter

1995; Merchel/Schrapper 1996).
Das Konzept des „Verfahrens" legt mehrere Analyseebenen nahe: so die des

Rechts als Regelungssystem für Handlungsabläufe.Der Status des Hilfeplans als

Verfahren scheint hier diffus (Maas 1994; Richter 1993); Richter ordnet ihn

neuen Handlungsformen des „korporativen Staates" zu (1993, S. 12). Sie zwin¬

gen jedoch zur Modifikation der vielen individuellen „Verfahren" als Vorge¬

hensweisen von Sozialarbeitern in ihrem Arbeitsalltag, die sich als routinisierte

Aufgabenbewältigung ausgebildet haben. Darüber ist aufgrand der dürftigen

Forschungslage wenig bekannt. Das innovative Moment des Hilfeplanverfah¬

rens - Münder (1995) zählt es neben der Kinder- und Jugendhilfeplanung zu

den „maßgeblichen gesetzlichen Stellwerken" (Münder 1995, S. 212), welche

die Entwicklung der Kinder- und Jugendhilfe ermöglichen und vorantreiben -

läßt sich am bestem verdeutlichen und analysieren, wenn „Verfahren" in einem

sozialwissenschaftlichen Bezugsrahmen als spezifisches soziales System zur Be¬

wältigung von Aufgaben verstanden werden.

Diese Perspektive hat Luhmann (1975) in einer älteren Arbeit entwickelt. Er

thematisiert Verfahren als soziale Systeme, welche die Funktion haben, Ent¬

scheidungen in und gegenüber einer komplexen Umwelt und komplexen Pro¬

blemen zu erarbeiten. Sie werden durch selektive Entscheidungen der Beteilig¬

ten, die Alternativen eliminieren, Komplexität reduzieren, Ungewißheit

absorbieren, vorangetrieben (op.cit., S. 40). Verfahren ermöglichen damit eine

sinnvolle Orientierung des Handelns zur Lösung von Problemen, zur Bewälti¬

gung von Prozessen. Strukturiert sind sie durch Regeln, sie differenzieren Rol¬

len aus, Situationen, sequentielle Handlungen, welche die elementare Interakti¬

on der Beteiligten ermöglichen und begrenzen. Verfahren regeln also

Kommunikationen, die zu Entscheidungen führen, ohne diese Entscheidungen

selbst vorwegzunehmen. Die Beteiligten haben Spielräume, ihre Perspektiven

und Interessen unterzubringen, noch „offene Komplexität" aufzunehmen (op.

cit., S. 47). Sie beziehen sich auf eine Umwelt: auf Aufgaben, Probleme, Prozesse;

dies freilich in einer strukturierten Form, welche die gemeinsame „Bearbei¬

tung" dieser Umwelt ermöglicht und begrenzt.

Hilfeplanmodelle wie das vom Stadtjugendamt München (1995) weisen

diese Strukturen auf: Prinzipien und Regeln sind definiert, welche die Rollen

der „Kunden", der „federführenden" Mitarbeiter, des Fachteams, anderer Ex¬

perten normieren. Sequenzen in der Bearbeitung eines Falls sind festgelegt, fi¬

xieren soziale Situationen mit eigenen Aufgaben undFunktionen, so das Erstge-
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sprach, das Hilfeplangespräch, die Evaluation der Maßnahme. Hilfeplanverfah¬
ren regeln so Hilfeprozesse, indem sie die kooperativen - oder auch sehr kon¬

flikthaften - Tätigkeiten und Interaktionen der Beteiligten strukturieren. Sie

haben so eine gewisse Autonomie gegenüber ihrer Umwelt, den Ämtern, z.B.

den Vorgesetzten, den beteiligten Familien, gegenüber anderen in eine Fallge¬
schichte involvierten Personen oder Institutionen. Hilfepläne strukturieren da¬

mit gleichsam über den sozialpädagogischen Handlungsprozessen der Erzie¬

hung, Beratung, Unterstützung eine eigenen Ebene, in der es um die

Verhandlung über unterschiedliche Leistungsformen, deren Angemessenheit,
Situierang und, letztlich, um deren Evaluation geht. Zwischen Formen der Hilfe,
die „irgendwie" in einer zeitlich, sachlich und sozial nur ad hoc strukturierten

Interaktion zwischen Fachkräften und Klienten Zustandekommen, und der Zu¬

ordnung von standardisierten Leistungen zu tendentiell standardisierten Be¬

darfslagen deutet sich ein neuer Weg der Wohlfahrtsproduktion an. Hilfe ge¬
winnt gegenüber den engen Abläufen standardisierter Hilfen und der

Unbestimmbarkeit persönlicher Zuwendung den Status geregelter Interaktion

zwischen den Fachleuten und Anspruchsberechtigten und unter den Fachleuten

selbst, in der Prozeßverläufe verfolgt und einzelne Akte verhandelt werden kön¬

nen. Hilfe wird damit in einer sozial strukturierten Weise reflexiv, sich selbst zum

Thema. Die Institutionalisierung von Erwartungssicherheit und Enttäuschungs¬
festigkeit, nach Luhmann (1972) Kennzeichen von Hilfe in modernen Gesell¬

schaften, fokussiert sich auf eine spezifische Qualität der Kommunikationspro¬
zesse, in der Leistungen auf der Grundlage subjektiv-rechtlicher Ansprüche
erbracht werden.

Damit ist eine Grundmaxime des KJHG (vom Eingriffsrecht zum Leistungs¬
recht) nun auch prozedural umgesetzt worden. Die beiden grundlegenden Im¬

perative der Fachhchkeit und Beteiligung werden in ein geregeltes Interaktions¬

system umgesetzt und sollen darin balanciert werden. In den geläufigen
Praktiken der Einzelfallarbeit war das Ziel, Partizipation der Betroffenen zu

ermöglichen, an die methodische und professionsethische Selbstverpflichtung
der Fachleute gebunden. Partizipation soll nun, in einer neuen Qualität, in einer

Abfolge von prinzipiell symmetrisch strukturierten Interaktionssituationen ge¬
währleistet werden.

3.2 Probleme und Paradoxien

Die Etablierang des Hilfeplanverfahrens stößt in der Praxis auf vielfältige Pro¬

bleme. In der juristischen Sicht begründet die im Gesetz bestimmte Mitwirkung
und Beteiligung der Kinder, Jugendlichen, Eltern und anderer Personen an Hil¬

feplanverfahren keine verfahrensrechtlichen Instrumente im Sinne des Sozial¬

gesetzbuches; Eltern gelten nicht als Verfahrensbeteiligte mit genau fixierten

Rechten im Sinne des Sozialgesetzbuchs (Maas 1994, S. 190). In praktizierten
Hilfeplanmodellen wie z.B. dem vom Stadtjugendamt München (1995) wird

jedoch in einer sehr differenzierten Weise für alle Hilfen zur Erziehung verbind¬

lich geregelt, wie Mitarbeiter der Ämter und der Freien Träger beim Leisten von

Hilfen zur Erziehung vorzugehen haben, welche Arbeitsschritte (Diagnose,
Festlegung des erzieherischen Bedarfs u.a.), Gesprächssituationen (z.B. Hilfe-
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plangespräche, Fachteambesprechungen u. a.) und Entscheidungen in welcher

Weise und unter Berücksichtigung festgelegter Gütekriterien zu bewerkstelli¬

gen sind. Die Beteiligung der Eltern wird dabei stark betont.

Wesentlich an diesen Verfahren ist die Konstituierung eines doppelten Inter-

aktions- und Sinnzusammenhangs zwischen Eltern, Kindern und Mitarbeitern;

sie interagieren - dies gilt vor allem für Erziehungsberechtigte und Mitarbeiter

- einmal als Verfahrensbeteiligte, in einem Rahmen, der ihre Beziehungen be¬

stimmt, die sozialen Strakturen der Kommunikation; zum anderen verhandeln

sie in diesem Rahmen die Probleme, die im Fall gegeben sind. Beteiligung findet

auf mindestens zwei Ebenen statt: einer formalen und einer materiellen des

Ressourcentransfers. Die Beteiligungschancen der Eltern werden durch die

Prinzipien des KJHG verstärkt, darüber hinaus durch gleichsam „sachlogisch"

gegebene, maßnahmenimmanente Zwänge, die aus der nur gerichtlich begrenz¬

baren Souveränität der Erziehungsberechtigten in familialen Prozessen einer¬

seits und dem Interesse des Staates (an sich selbst), Biographien zu normalisie¬

ren und damit Kosten für Sozialtransfers zu minimieren, resultieren.

Hilfeplanverfahren bleiben trotz aller plausiblen Ansätze zur Innovation

durch das Paradox gekennzeichnet, daß eine soziale Symmetrie der Beziehun¬

gen in einem prinzipiell asymmetrischen Hilfeprozeß zur Geltung gebracht wer¬

den soll. Bürger nehmen als Staatsbürger und Sozialstaatsbürger an diesen Ver¬

fahren teil. Faktisch sind beide Beteiligungsebenen sicher stark verschränkt.

Den Verfahren und ihren Rollenkonfigurationen wohnt ein Impuls zur Mündig¬

keit inne. Beteiligung selbst kann in vielen Fällen schon Hilfe sein. Eine Grund¬

struktur pädagogischer Interaktion, das Paradox der Autonomie des „Soziali¬

sanden" zeigt sich und wird als solches zur Bedingung und Aufgabe

professionellen Handelns, das aus- und offenzuhalten ist (vgl. Schütze 1992).

Trotz aller Verschränkung liegt die Bedeutung des Verfahrens jedoch darin, daß

beide Rahmen - Beteiligung und Fachlichkeit - als Norm- und Sinnbezug durch

alle Partner interaktionsleitend ins Spiel gebracht werden können.

Das Hilfeplanverfahren läßt sich, zusammenfassend, als organisatorisch-pro¬

fessioneller Kern einer Modernisierung der Jugendhilfe verstehen, die als „re¬

flexiv" gesehen werden kann, insofern nun auch Folgeprobleme „einfacher"

Modernisierung sozialer Hilfen zur Bearbeitung anstehen (Beck 1995). Die Dif¬

ferenzierung von Hilfearten nach demKJHG gerät in den Verhandlungsprozes¬

sen in Bewegung, Kombinationen von Maßnahmen
und neue Hilfeformen kön¬

nen ausgehandelt werden. Die Spezialisierung zwischen Fachkräften in den

Ämtern und den Maßnahmeorten, zwischen externen Experten und den „Ex¬

perten des Alltags", die sich in Hilfeprozessen oft als unbefragte Kumulation

von Falldeutungen in den Akten verselbständigt, kann thematisiert werden;

Grenzen, die Institutionalisierungsprozesse schaffen, werden durchlässiger.

Diese mögliche Dynamik hat Folgen für die Organisation der Ämter bzw.

Verbände. Sie treibt eine Enthierarchisierung von Entscheidungsvollmachten

voran, betont damit die Notwendigkeit horizontaler Kommunikation unter den

Mitarbeiterinnen und fördert eine Dezentrierung von Perspektiven (vgl. Mül¬

ler 1992). Sie steuert auch Informationen und Impulse zu den Planungsprozes¬

sen bei, welche der Reproduktion der Infrastruktur sozialpolitischer Leistungen

dienen, so z.B. der Kinder- und Jugendhilfeplanung (§§ 80 KJHG). Hier zeigen

sich freilich auch Entwicklungsbarrieren.



286 Sozialpolitische Rahmenbedingungen

4. Sozialpolitische und sozialpädagogische Folgen und Probleme

4.1 Verfahren ab teilautonomer Bereich der Wohlfahrtsproduktion?

Sozialpolitbche Aspekte

Viele Informationen aus dem sozialen Sektor legen nahe, von Tendenzen zur

Ausweitung fallbezogener, durch Verfahren geregelter Wohlfahrtsproduktion in

klassischen Feldern der Sozialpolitik zu sprechen. Die Krise des Sozialstaats hat,
neben anderen, auch die Facette, daß in einer Gesellschaft im Individualisie-

rungstrend neben den „retrospektiv bilanzierenden" Leistungssystemen wie

z. B. der Rentenversicherung (Zacher 1987, zit. n. Allmendinger 1995, S. 182)
die „situationsspezifischen Systeme", die Lebensläufe prospektiv strukturieren

und eine „konkrete Leistungsbestimmung" haben, bedeutsamer werden. Sie ge¬
währen „das für den Fall Richtige"; die „individuell obwaltenden Lebensum¬

stände" müssen berücksichtigt werden (op.cit., S. 183). Neue lebensweltlich und

biographisch zielgenauere, finale „um zu"-Hilfeformen sind gefordert; Lebens¬

läufe, -verlaufe und Biographien rücken als Bezugspunkte für die Definition

von Leistungen in den Vordergrund. Die Dimension der Lebenszeit wird in

sozialpolitischen Leistungszusammenhängen immer bedeutsamer (Leibfried/
Leisering 1995).

Damit deutet sich eine stärkere Integration sozialpolitischer und sozialarbei¬

terischer Leistungsformen an. Differenzen verlieren an Bedeutung: die Diffe¬

renz von Politik und Pädagogik als sozialstrukturbezogener bzw. personbezoge¬
ner Praxis; die Differenz von kodifizierten Rechtsgrundlagen und kontingenter
Nächstenliebe als Grundlagen des Handelns, von Geld und guten Worten als

Operationsweisen von Sozialpolitik und Sozialer Arbeit. Neben den symbolisch
generalisierten Ressourcen bzw. Steuerangsmedien „Recht" und „Geld" als

Medien der Sozialpolitik werden, nach Luhmanns Begriffen (1997, Bd. 2) die

Steuerungsmedien „Liebe" und „Sinn" wichtig.
Diese Entwicklungen sind freilich nur auf der Grundlage gesetzlich verbrief¬

ter Leistungsansprüche möglich. Die Individualisierung von Hilfe qua Verfah¬

ren würde ohne subjektiv-rechtliche Ansprüche oder Gewährleistungsver¬
pflichtungen der Institutionen wohl schnell ausgehöhlt. Leistungsansprüche und

Beteiligungsregeln konstituieren Sicherheit und Flexibilität moderner Hilfe. So

geht z.B. die Modernisierung sozialer Dienste in Form der „Sozialbürgerhäu¬
ser" (z.B. in München) von sozialstaatlichen Gesetzen aus. Im Rahmen dieser

gesetzlichen Vorgaben müssen die zuständigen staatlichen und kommunalen

Träger bzw. Haushalte Mittel bereitstellen. Sind diese Bedingungen erfüllt, kön¬
nen Verfahren eine eigene Qualität entfalten. Ohne diese etatistischen ord¬

nungspolitischen Vorgaben wären die staatsbürgerlichen Freiheiten, auf welche
die Verfahren setzen, leer, die Beiträge von Organisations- und Professionsent¬

wicklung ohne Substanz.

Die über Verfahren organisierte Fallbezogenheit sozialer Leistungserbrin¬
gung wirft eine Reihe von Fragen ausweiche Legitimations- wie Nutzenproble¬
me betreffen. Zunächst: Inwiefern stellen die skizzierten Entwicklungen in den

Traditionen des sozialen Sektors etwas Neues dar? Verfahren in der hier disku¬

tierten Struktur gehen weit über traditionale sozialarbeiterische Fallarbeit hin¬

aus; sie lassen auch die Hilfekonzepte der klassischen Fürsorgetheorie (z.B.
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Scherpner 1974) hinter sich. Hilfe wird nicht allein durch methodische Konzep¬

te der Fachleute reguliert. Hilfe ist doppelt fundiert: in staatsbürgerlichen und

sozialstaatlichen Rechten, die z.B. im KJHG festgehalten sind, in sozialen Lei¬

stungen und in Interaktionsregeln, in Ansprüchen auf Ressourcen und Ansprü¬

chen auf Kommunikation. Sie zusammen sollen Reflexivität in bezug auf den

Hilfeprozeß, Effektivität in den je individuellen Zusammenhängen von Lebens¬

führung und Lebenslage gewährleisten.
Dennoch hat fallspezifische, verfahrensregulierte sozialstaatliche Leistungs¬

erbringung ihre Dilemmata: Leistungen werden kontingent, von Interaktionen,

mithin von Personen und ihren Kompetenzen, abhängig. Die Hilfe wird person¬

näher, damit vielleicht auch funktionaler, gleichzeitig erhöhen sich KontroU¬

möglichkeiten. Eine Problemstellung wird verschärft, die in der Sozialpädago¬

gik vor Jahren unter dem Begriff des „Sozialisationsstaates" diskutiert worden

ist (vgl. Barabas u.a. 1978). Bekämen im Rahmen einer umfassenden, wenn

auch verfahrensgeleiteten Konzeption von Hilfe sozialstaatliche Dienstleistun¬

gen nicht doch wieder stärker den Status willkürlicher Hilfen, würde, wie U.K.

Preuss (1981, zit.n. Nagel 1993, S. 151) in bezug auf soziale Dienstleistungen

meinte, „Herrschaft ... unmittelbar persönlich und konkret". Konditionale Pro¬

grammierungen von Hilfe können universalistisch ansetzen, sie verallgemeinern

Bedarfslagen und Interventionen. Sie schaffen „Gleichheit",bürokratische Ver¬

teilungsgerechtigkeit. Dies setzt freilich eine starke Spezifizierung und Stan¬

dardisierung von Bedarfslagen, sozialen „Umwelten" und Ressourcenarten bzw.

„Medien" voraus, in denen Hilfe stattfindet.

Durch eine fall- bzw. personbezogene Hilfe unter Aspekten der Rechts¬

staatlichkeit und Sozialstaatlichkeit werden Dilemmata in den Bereich des

Aushandelns, mithin auch in den Bereich professionellen Handelns verscho¬

ben. „Unterhalb" der Regeln konstituieren sich in der Interaktion zwischen

Personen aus unterschiedlichen, einander fremden sozialen Welten Beziehun¬

gen höchst unterschiedlicher Qualität. Diese Prozesse werden zentrales Thema

sozialpädagogischer Hilfeforschung sein müssen. Das Recht der Eltern auf

Mitwirkung ist im Ablauf der Interaktionen oft nur wirksam, wenn, wie die

Studie über Elternbeteiligung zeigt (Schefold u.a. 1998), „Mitwirkung" als

Ziel auch in das verfahrensgeleitete Interaktionsgeschehen und in die profes¬

sionelle Orientierung der Mitarbeiterinnen der Ämter eingeht. Der Sozialen

Arbeit stellt sich die oft kontrafaktisch unterstellte Mündigkeit des Wahlbür¬

gers, des Konsumenten immer auch noch als pädagogische Herausforderung.

Der Bereich professionellen Handelns wird sowohl in bezug auf Methoden wie

auf ethische Orientierungen aufgewertet. Damit verstärken sich freilich auch

Paradoxien moderner sozialpädagogischer Professionalität, die bearbeitet und

reflektiert werden müssen, ohne aufgehoben werden zu können (vgl. Schütze

1992).

4.2 Herausforderungen und Impulsefür die Sozialpädagogik

Sozialstaatliche Leistungserbringung im Rahmen von Verfahren erfordert auch

von der Sozialen Arbeit Entwicklungsschübe; sie lassen sich auf die Struktur des

Verfahrens sowie auf das Handeln der Akteure beziehen. Die Ergebnisse der
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Studie zur Evaluation des Münchner Hilfeplanmodells zeigen eine Reihe von

Desideraten gegenüber der Struktur:

Strukturelle Differenzierung: In vielen, insbesondere in schwierigen Fällen

agiert die federführende Fachkraft in widersprüchlichen Bezügen: als Leiterin

des Verfahrens, als Sachwalterin der Belange des Jugendamts, des Kindeswohls,
der Eltern. Diese Widersprüchlichkeit ist im § 36 des KJHG in der Hoffnung auf

kommunikativen Ausgleich angelegt. Eine strukturelle Differenzierung des Ver¬

fahrens wäre oft sinnvoll: Die Verfahrensleitung könnte z.B. einer Fachperson
übergeben werden, die nur damit beschäftigt ist.

Anerkennung neuer Helferrollen: Insbesondere in schwierigen Fällen sollten

Eltern die Möglichkeit haben, sich durch Personen begleiten und beraten zu

lassen, die ihr Vertrauen haben und zugleich bei Ämtern akzeptiert sind: „Schar¬

nierpersonen", die gleichermaßen Zugang zu den Eltern wie zu den Ämtern

und Mitarbeiterinnen haben.

Transparenz und Dokumentation des Verfahrens: Hilfeprozesse und -verfah¬

ren sind komplex, Transparenz wird vor allem für die Eltern zum Problem, ins¬

besondere in bezug auf die Verhandlungen in den Fachteams oder zwischen den

Ämtern und Einrichtungen. Über die gängige Aktenführung hinaus müßten

kreative Informationswege eröffnet werden. Sie wären Voraussetzung für Revi¬

sionsmöglichkeiten von Entscheidungen.
Integration unterschiedlicher Hilfen: Hilfeprozesse, die aus der Sicht der El¬

tern erfolgreich waren, sind meist Prozesse, in denen Hilfen nach dem KJHG

und andere Formen sozialstaatlicher Unterstützung und informelle Hilfen inte¬

griert sind. Dies hätte einen Ausbau des Hilfeplanverfahrens im Sinne einer Ko¬

operation unterschiedlicher Leistungsträger zur Folge. In diese Richtung geht
das Modell des „Maßnahmenplans" im Rahmen der Münchner Sozialbürger¬
häuser.

Verfahren geben professionellem Handeln in der Sozialen Arbeit einen eige¬
nen sozialen Ort. Die Rolle der „federführenden Fachkraft" im Hilfeplanprozeß
sprengt Rahmenbedingungen wie z.B. die Einbindung in bürokratische Hierar¬

chien, die Zu- oder Unterordnung unter andere Professionen. In der Denkfigur
des „doppelten Mandats" würden amtliche Bindungen durch Verfahrensregeln
und Beteiligungsrechte gerahmt (vgl. Böhnisch/Lösch 1973).

Dies erfordert eine Weiterentwicklung professionellen Handelns; zwei Kom¬

petenzbereiche sollen hier hervorgehoben werden: (a) Kommunikation wird in

den Verfahren zentral. Fähigkeiten der Gesprächsführung, der „klientenzen¬
trierten" Beratung u. a. werden aufgewertet und eingefordert. Die Fähigkeiten,
mit fremden Welten und Menschen umzugehen, wird immer wichtiger. Darüber
hinaus verlangen Verfahren verstärkt Fähigkeiten zur Arbeit in Gruppen, so

z.B. im Fachteam, (b) Hilfeverfahren erfordern die besondere Kompetenz der

Fachleute und Fachteams, Fallgeschichten als Ganze in den Blick nehmen zu

können. Fast alle Informantinnen in den Interviews, die der Evaluationsstudie

(Schefold u. a. 1998) zugrunde lagen, haben beklagt, daß sie ihre Probleme und

ihre Lebensgeschichte nicht oder nicht hinreichend von den helfenden Perso¬

nen berücksichtigt sahen und sich selbst nicht verstanden fühlten - ein altes

Dilemma der Sozialen Arbeit. In dieser Richtung gibt es im Bereich der sozial¬

pädagogischen Fallarbeit Entwicklungsbedarf Gegenwärtig wird in der Fachdis¬

kussion die alte Methode der Fallanalyse durch neue, aus den Sozialwissenschaf-
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ten stammende Methoden qualitativer Sozialforschung verändert, verbessert

und aufgewertet (vgl. Fatke 1995; Jakob/v. Wensierski 1996). Der Hilfeplan legt

Qualifizierung in Richtung einer genuin sozialpädagogischen Fallarbeit nahe.

Damit verbunden werden neue Orte praxisnaher Reflexion vorgeschlagen, so

Innovationswerkstätten, die an alltägliche Arbeitsabläufe in den Dienststellen

adaptiert sind (vgl. z.B. Glinka 1997).
Diese Entwicklungen in Strukturen und Kompetenzen können in der Sozia¬

len Arbeit nur über Lernprozesse von Personen und Organisationen vorange¬

trieben werden. Im Umbrach des Sozialstaats eröffnen sich vielen Akteuren

Chancen, durch Projekte, durch wissenschaftlich gestützte Selbst-Evaluation,

durch darauf gestützte Diskurse ihre Traditionen und Kompetenzen für die Zu¬

kunft des Sozialstaates praktisch zu nutzen.
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Christian v. Wolffersdorff

Zwischen Reform und Krise

Neue Verwirrungen über die Aufgaben von Jugendhilfe
und Kriminalpolitik

1. Einleitung

In den Medien häuften sich in den letzten Monaten Nachrichten und Meinun¬

gen zu kriminalpolitischen Fragen. Die Öffentlichkeit scheint alarmiert von der

Vorstellung, die Kriminalität - vor allem die Kinder- und Jugendkriminalität -

könne sich explosionsartig ausweiten und zum Risiko für die Stabilität der Ge¬

sellschaft werden (KernerAVeitekamp 1998, S. 486). Offen ausgesprochene oder

latent mitschwingende Forderungen nach Strafverschärfung beherrschen den

Tenor zahlreicher Meldungen.
In Deutschland ist ein Richtungsstreit entbrannt, nicht nur in der Parteipoli¬

tik. Auch wichtige Reformkonzepte, die den neueren Jugend- und kriminalpoli¬
tischen Diskussionen einmal ihren Stempel aufgeprägt haben, unterliegen der

Revision - hierzulande wie auch in vielen anderen westlichen Ländern. Die At¬

traktivität sozialräumlicher Kontroll- und Überwachungsstrategien nimmt in

dem Maße zu, wie die auf soziale Integration und Resozialisierung abzielenden

Ansätze der Vergangenheit als unzulänglich empfunden oder als korrekturbe¬

dürftige Fehlschläge bewertet werden. Experimente mit Ausgangssperren und

elektronischen Systemen lassen die Konturen einer neuen Kontrollstrategie

hervortreten, die der herkömmlichen Internierung von Individuen die Überwa¬

chung von Räumen durch privat organisierte Sicherheitskräfte und spezielle Si¬

cherheitstechnologien an die Seite stellt (Scheerer 1997, S. 22). Doch scheint es

verfrüht, aus der Verfeinerung der elektronischen Überwachungsmöglichkeiten
schon das Ende des Gefängnisses abzuleiten oder den Übergang von der Diszi-

plinargesellschaft zur Kontrollgesellschaft zu postulieren, wie es Deleuze

(1990) in seinem Essay über das „elektronische Halsband" tut. International

formiert sich ein neuer „Bedarf" an Einschließungsmöglichkeiten. Die rasant

gestiegenen Inhaftierungsraten in den USA und die Erprobung von Erzie¬

hungslagern in den Niederlanden sind Beispiele dafür, und auch die aktuelle

kriminalpolitische Auseinandersetzung in Deutschland muß in diesem Kontext

gesehen werden.

Ein Kennzeichen dieser Auseinandersetzung ist es, daß sich in ihr reale Be¬

troffenheit und Sorge um die Lebenslagen junger Menschen mit einer populisti¬
schen Rhetorik mischen, der es in erster Linie darum geht, mit Hilfe ordnungs¬

politischer Symbolik das Bild eines starken und durchsetzungsfähigen Staats zu

befestigen. „Strafrecht wird instrumentalisiert für Zwecke symbolischer Politik,

deren empirische Begründbarkeit nicht mehr hinterfragt wird. Beispielhaft läßt

sich dies an der modischen Ausrichtung an generalpräventiven Begründungs-

ZfPäd.39 Beiheft
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mustern für die Strafe nachvollziehen" (Dünkel 1995, S. 307). Trotzdem ist die¬

se Auseinandersetzung notwendig, weil sich die Bedingungen für Reformpro¬

zesse in der Sozialen Arbeit gewandelt haben. Die Akzeptanz der am „Betroffe¬

nen" orientierten Positionen von einst - mit ihren Prinzipien von Hilfe statt

Strafe, Resozialisierung, Humanisierung des Strafvollzugs usw. - hat sich verrin¬

gert; überall weht ihnen ein steifer Wind von law and order entgegen. In dieser

Situation geht es darum, sich neu über die Substanz und den Sinn einer Reform¬

politik zu verständigen, die in der Öffentlichkeit noch vor relativ kurzer Zeit auf

breite Zustimmung rechnen konnte, in jüngster Zeitjedoch unverkennbar in die

Defensive geraten ist. Die Frage ist, für welche Inhalte Soziale Arbeit in der

Auseinandersetzung mit Kriminalität und Dissozialität noch stehen kann, wenn

angesichts des gesellschaftlichen Strukturwandels einerseits ein Beitrag zur Ge¬

staltung des Sozialen von ihr erwartet wird, während sie andererseits auf die

Rolle eines Reparaturbetriebs reduziert wird.

Dieser Beitrag versucht, die aktuelle Kontroverse um die Aufgaben von Ju¬

gendhilfe und Kriminalpolitik nicht nur als interne Angelegenheit der Sozialen

Arbeit zu thematisieren, sondern sie in einem größeren Zusammenhang zu re¬

flektieren. Kapitel 2 befaßt sich zunächst mit dem gesellschaftlichen Kontext

moderner Jugend- und Straffälligenhilfe. Gefragt wird, wie sich die Rahmenbe¬

dingungen der Arbeit mit „Randgruppen" im Zuge der deutschen Vereinigung,
insbesondere aber durch die Zunahme der Armut und die dadurch vorangetrie¬

bene soziale Polarisierung des Landes verändert haben. Kapitel 3 und 4 wech¬

seln von der strukturellen zur exemplarischen Betrachtung und zeigen auf, wie

zwei zentrale Praxisfelder der Randgrappenarbeit - Heimerziehung und Straf¬

fälligenhilfe - von der im Titel des Beitrags behaupteten Verwirrung erfaßt wer¬

den. Im Anschluß an eine Vergegenwärtigung der jüngeren Reformgeschichte,
die in beiden Feldern zu grundlegend neuen Konzepten führte, wird gefragt,
welche Auswirkungen das neue Verlangen nach repressiven und ausgrenzenden

Lösungen in diesen Bereichen hat. Kapitel 5 gibt eine zusammenfassende Dis¬

kussion der Probleme, die in den untersuchten Beispielen deutlich werden.

Die These der folgenden Überlegungen läßt sich folgendermaßen zusam¬

menfassen: Eine diffuse Unsicherheitserfahrung führt gegenwärtig in breiten

Schichten der Bevölkerung zu einer verstärkten Angst vor Kriminalität und dis¬

sozialen Verhaltensweisen. Diese äußert sich, massenmedial vermittelt und ver¬

stärkt, in einer dramatisierenden Interpretation der Kriminalstatistik, deren

Steigerungsraten ungeprüft als Indikatoren für den drohenden Zusammen¬

brach der sozialen Sicherheit aufgefaßt werden. Dadurch bedingt, erhalten (par¬

teipolitisch abgestütze Forderungen nach einer Verschärfung des strafrechtli¬

chen Sanktionsspektrams und nach neuen Unterbringungssystemen zwischen

Jugendhilfe und Justiz Auftrieb. Jugendhilfe und Kriminalpolitik werden auf

diese Weise zum Aktionsfeld einer symbolischen Politik, der es nicht um die

Veränderung von Strukturen, sondern um die Demonstration staatlicher Hand¬

lungsbereitschaft geht. Für die Praxis bringt eine solche Aufgabenzuweisung die

Gefahr mit sich, in eine „Spaltung" zurückzufallen, die sie im Zuge der neueren

Reformprozesse eben erst überwunden hat. Die populistische Leichtfertigkeit,
mit der die Jugend- und kriminalpolitische Diskussion zur Zeit geführt wird, ist

deswegen gefährlich, weil sie der Sozialen Arbeit insgesamt eine Rückkehr zu

jener „binären Logik" des Sortierens, des Unterscheidens von Erziehungsfähi-
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gen und Erziehungsunfähigen nahelegt, von der ihre Geschichte auf fatale Wei¬

se bestimmt war. -Um der Aktualität des Themas gerecht zu werden, nimmt der

Beitrag nicht nur auf Fachliteratur, sondern auch auf Mediendarstellungen Be¬

zug.

2. Zum geselbchaftlichen Kontext moderner Jugend- und Straffälligenhilfe

Wie wirkt sich der aktuelle gesellschaftliche Wandel auf die Soziale Arbeit aus?

Die Visionen, die Ende der achtziger Jahre den Umbrach der politischen und

gesellschaftlichen Strukturen in Deutschland begleiteten, wirken ein knappes
Jahrzehnt später ziemlich entrückt: Gleichheit der Lebensbedingungen in Ost

und West, Wohlstand und Sicherheit, vorausschauende Sozialpolitik. Auch das

verheißungsvolle Bild vom gemeinsamen Bau des „euopäischen Hauses" zeigt
tiefe Risse. Die gesellschaftlichen Krisen, Konflikte und Kriege, die der politi¬
schen Entwicklung der letzten Jahre ihren Stempel aufprägten, haben die Hoff¬

nung auf einen bruchlosen Übergang vom Zeitalter der Konfrontation in ein

Netz gleichberechtigter Kooperation zerstört. Nicht nur in bezug auf die osteu¬

ropäischen Länder, sondern auch in Deutschland erwies sich die Rede von

schnell erreichbaren „blühenden Landschaften" als Element einer verschleiern¬

den Rhetorik, die weniger von Sachlichkeit als von Interessen des Machterhalts

geleitet war. Seitdem im wiedervereinigten Deutschland überwunden geglaubte
Formen von Fremdenhaß, Rassismus und Ausgrenzung aufbrechen, wächst die

Irritation. Und seitdem Eruptionen rechtsradikaler Gewalt mit erschreckender

Regelmäßigkeit das Vertrauen in die Möglichkeit gesellschaftlicher Integration

untergraben, schwindet auch die Überzeugungskraft von Versprechungen, die

den Wandel als harmonischen Prozeß mit garantiert gutem Ausgang darzustel¬

len versuchten. Nahezu reflexhaft stellte sich als Reaktion auf die Erfahrung
von Unsicherheit und Krise ein verstärkter Bedarf an Feindbildern ein.

Daß das gesellschaftliche Klima des Landes sich von der anfänglichen Verei¬

nigungseuphorie weit entfernt hat und deutliche Anzeichen von Depression er¬

kennen läßt, wird inzwischen nicht nur in Wirtschaft und Politik registriert. Auch

die sozialwissenschaftliche Forschung zeichnet aufgrund vielfältiger Untersu¬

chungen das Bild einer Gesellschaft, die den Schock der Umbruchperiode bei

weitem noch nicht überwunden, ja noch nicht einmal vollständig realisiert hat.

Zu den auffälligen Phänomenen, die aus der Frustration über die neue deutsche

Wirklichkeit resultieren, gehört eine Jugenddebatte, die in weiten Teilen aus¬

schließlich auf negativ besetzte Themen Bezug nimmt: Gewaltbereitschaft, Ge¬

fährdung, Drogen, Straßenkinder, Kriminalität. Über Jugend wird heute oft so

geredet und geschrieben, als handle es sich bei ihr an sich schon um ein bedroh¬

liches Phänomen - ein Stück Fremdheit im eigenen Land, das nur mit Vorsicht

zu genießen ist. Daß sich die an der Jugend wahrgenommenen Probleme bei

gründlicher Betrachtung stets als Seismographen struktureller Entwicklungen
erweisen (eine der wenigen sicheren Feststellungen, die sich aus fünf Jahrzehn¬

ten Jugendforschung gewinnen lassen), gerät dabei schnell in Vergessenheit. Es

sind verschiedene Problemerfahrangen, die sich im verbreiteten Unbehagen an

den Folgen der deutschen Vereinigung bündeln und auf das Feld der Sozialen

Arbeit durchschlagen:
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- In den alten Bundesländern ist die Erschütterung eines kulturellen Selbstbewußtseins zu regi¬

strieren, das sich jahrzehntelang auf die scheinbar zweifelsfreie Überlegenheit des Westens grün¬

den konnte. Das verfestigte Deutungsmuster vom fortschrittlichen Westen und vom rückschritt¬

lichen Osten ist durch die Entgrenzung Europas brüchig geworden. Die Konfrontation mit dem

anderen und Fremden im eigenen Land brachte geronnene hegemoniale Denkweisen ins Wan¬

ken (Beispiele dafür finden sich bei Wagner 1996, S. 95ff.; vgl. auch Becker u.a. 1992). Der Ab¬

schied von der Größenphantasie unaufhörlichen ökonomischen Wachstums, der sich auch unab¬

hängig von den Kosten der Wiedervereinigung ankündigt, erzeugt nicht nur wirtschaftliche,

sondern auch mentale Probleme. Ein Land, das sich lange Zeit unangefochten in der Rolle des

internationalen Musterknaben wähnte, sieht sich auf eine Bescheidenheit verwiesen, die es bis¬

lang ganz einfach nicht im Programm hatte. Die darin liegende Kränkung gibt Haltungen Auf¬

trieb, die sich durch aggressive Selbstbehauptung und forcierte Konkurrenz gegen die Erfahrung

von Schwäche zu immunisieren suchen. Nicht zufällig versucht ein beträchtlicher Teil des rechts-

aktionistischen Spektrums gegenwärtig, sich als Speerspitze solcher Haltungen zu profilieren
und die grassierende Angst vor sozialem Abstieg für eigene Zwecke zu nutzen.

- Der praktische Umgang mit dieser Problematik fordert die Soziale Arbeit gegenwärtig an einer

besonders empfindlichen Stelle heraus - nämlich bei der Frage, unter welchen Voraussetzungen

und bis zu welchem Grad sie in der Arbeit mit Angehörigen dieses Spektrums „parteilich" sein

kann, ohne sich dem Vorwurf der Verharmlosung auszusetzen. Wer sich auf eine reale Konfron¬

tation mit aggressiven und rechtsorientierten Jugendlichen einläßt, macht die Erfahrung, daß sie

nicht nur Täter, sondern auch Opfer sind. Zugleich unterliegt eben diese Einsicht einer massiven

Tabuisierung, die es den Mitarbeiterinnen der Jugendarbeit schwer macht, sich gegen den Ver¬

dacht einer unkritischen Annäherung an diese Klientel zur Wehr zu setzen. So gesehen, gerät

Jugendarbeit bei dem Versuch, sich mit gewaltbereiten Jugendlichen auseinanderzusetzen, leicht

in eine Pattsituation. Auf der einen Seite muß sie sich in einer „verstehenden" Einstellung auf die

Komplexität von Biographien einlassen, auf der anderen begegnet ihr das massive Feindbild vom

kahlgeschorenen, antisozialen Analphabeten, der von idealistischen Erziehern nun auch noch in

Schutz genommen werden soll (vgl. J. Müller 1997, S. 2f und S. 252f.).
- Die Arbeitslosigkeit wuchs, vor allem in den neuen Bundesländern, in Größenordnungen, die

noch vor wenigen Jahren als unvorstellbar bezeichnet worden wären. Parallel dazu spitzte sich

die Lage auf dem Lehrstellenmarkt kontinuierlich zu. Die vorliegenden Zahlen verdeutlichen,

daß Hunderttausende von Jugendlichen und jungen Erwachsenen in einer Phase beschleunigter

gesellschaftlicher Umbrüche dem Risiko ausgesetzt sind, in dauerhafte Ausweglosigkeit abge¬

drängt zu werden und ihre Resignation aggressiv zu kompensieren (vgl. Dünkel 1995, S. 305ff.; v.

Wolffersdorff 1994b). Die Angst, nicht einmal den Einstieg ins Arbeitsleben zu schaffen und

später ohne Job dazustehen, plagt heute schon Zwölfjährige. Daher sind es weniger die am klas¬

sischen Identitätskonzept (zusammenfasssend Keupp 1997,S. llff.) orientierten Reifungsvorgän¬

ge wie Berufsergreifung, Partnerwahl, Ablösung, Verselbständigung, sondern ökonomisch be¬

dingte Ängste und Zweifel, die sich in neueren Jugendstudien als prägende Faktoren der

Jugendphase erweisen. Die neue Shell-Studie rückt diesen Befund in das Zentrum ihrer Darstel¬

lung (Jugendwerk der deutschen Shell 1997, S. 13f.).
- Die Polarisierung der Gesellschaft in auseinanderdriftende Welten von ökonomischer Prosperi¬

tät und sozialer Ausgrenzung erweist sich als das zentrale Merkmal des aktuellen Wandels.Wäh¬

rend die Zunahme des Reichtums ebenso wie die legalen, halblegalen und kriminellen Berei¬

cherungsstrategien, auf denen sie basiert, exorbitante Dimensionen annehmen (Huster 1993),

verfestigen sich neue Armutspopulationen. In beschleunigten Marginalisierungsprozessen schär¬

fen sich die Konturen einer neuen gesellschaftlichen Unterklasse, die sich in einer Grauzone

zwischen alimentierter Existenz und psychosozialer Verelendung zu bewegen hat. Zentrale Vor¬

aussetzungen für gesellschaftliche Integration - bezahlte Arbeit, ausreichende Bildungsqualifi¬
kationen und Wohnstandards, Gesundheit etc.- werden in dieser Grauzone prekär bis unerreich¬

bar. Die strukturelle Abkopplung dieser Schichten drückt sich im Trend zu räumlicher

Segregation aus, wie sie in den USA bereits weit forgeschritten ist. Die Überwachung von Ar¬

menghettos wie auch reichen (weißen) Wohnsiedlungen, aber auch die massenhafte Inhaftierung

von Angehörigen der farbigen Unterschicht und anderer ethnischer Randgruppen sind Kennzei¬

chen dieser Entwicklung. Eine expandierende private Sicherheitsindustrie nutzt die grassierende

Kriminalitätsangst der Bevölkerung als Markt für Sicherheitstechnologien (McMahon 1997;

Voss 1997). Daß Wohngebiete mit sozialen Mehrfachbelastungen (verfallende Bausubstanz, Ar¬

beitslosigkeit und Armut, ethnische Spannungen, mangelnde Bildung und Ausbildung) allmäh¬

lich „umkippen" und in der realen Bedeutung des Wortes zu sozialen Brennpunkten werden
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können, wurde für die Situation in Frankreich von Dubet/Lapeyronnie (1994) beschrieben.

Auch in deutschen Großstadtregionen sind Ansätze einer solchen Entwicklung unverkennbar.

- Die aktuellen Armutszahlen in Deutschland zeigen, daß sich die Angst vor Ausgrenzung und

sozialem Abstieg nicht länger auf die herkömmlichen Randgruppen von Obdachlosen, verelen¬

deten Alkoholikern etc. beschränkt, sondern längst in Bereiche der Mittelschicht vorgeschoben

hat, die bislang als armutsresistent galten. Die Tatsache, daß binnen weniger Jahre eine ganze

Reihe aufsehenerregender Studien über die neue (alte) Armut erschienen ist (vgl. Döring u.a.

1990; Tobias/Boettner 1992; Hauser/Hübinger 1993; Hanesch u.a. 1994; Leibfried/Leisering

1995; Hübinger 1997), reflektiert eine krisenhafte Wirtschafts- und Sozialentwicklung, die zu

ressentimentgeladenen Einstellungsmustern geführt hat. Stereotype über „Sozialhilfebetrug",

„Asylantenflut", „Ausländer" etc. haben dabei nicht selten den Charakter sich selbst erfüllender

Prophezeiungen (vgl. Honneth 1994, S. 101). In der schleichenden Verfestigung von Strukturen

sozialer Ungleichheit schält sich damit eine neue Gestalt von Armut und Ausgrenzung heraus.

Armutslagen sind - in Deutschland wie in vergleichbaren Industrienationen - beweglicher ge¬

worden. Sie lassen sich nicht mehr ohne weiteres den Randgruppen zuordnen und können zu¬

mindest vorübergehend jeden - vor allem jede - treffen. Das Risiko der Armut zeigt sich im

Blick auf den Lebenslauf biographisiert, im Blick auf die gesellschaftliche Schichtung entgrenzt

(Leibfried/Leisering 1995).
- Die wachsende Anzahl junger Sozialhilfeempfänger und der steigende Anteil von Langzeitar¬

beitslosen haben zur Folge, daß angesichts ungelöster Strukturfragen immer mehr ökonomische

Probleme auf die sozialen Unterstützungsnetze abgewälzt werden müssen - wo sie früher oder

später als pädagogische Probleme zu Buche schlagen. Je ausgeprägter die finanziellen Engpässe

sind, denen sich die Soziale Arbeit ihrerseits ausgesetzt sieht, desto mehr trägt diese Verschie¬

bung irrationale und krisenhafte Züge. Für den Bereich der Jugend- und Straffälligenhilfe ergibt

sich daraus ein Dilemma, das auch den gegenwärtigen Diskussionen über Erziehung und Strafe

ihre besondere Brisanz verleiht: Einerseits muß sie auf die Normalisierung von Armutslagen und

Ausgrenzungserfahrungen mit Angeboten reagieren, in denen es nicht mehr vorrangig um „Er¬

ziehung", sondern um materielle Unterstützung, Räume und soziale Gelegenheiten - also um

Ressourcen geht; diesem Aspekt versuchte in letzter Zeit vor allem das Alltags- und Lebenswelt¬

konzept Sozialer Arbeit Rechnung zu tragen (Thiersch 1992; Wolff u.a. 1997). Andererseits

steigt der Bedarf an längerfristigen Hilfen für mehrfach belastete, desintegrierte junge Menschen

- Hilfen, bei denen es aufgrund schwerwiegender psychosozialer Schädigungen auch um Erzie¬

hung und Beziehung, um „Nachsozialisation" gehen muß.

Fürdie Soziale Arbeit,der sich das SchemavonArmut als sichtbarerVerelendung,

individueller Bedürftigkeit und sittlicher Gefährdung im Gefolge der Fürsorge¬

tradition des 19. und 20. Jahrhunderts tief eingeprägt hat, bringt dieser Wandel

eine Erschütterung gewohnter Sichtweisen und eingespielter Praxisroutinen mit

sich.SiekannArmutnichtmehralseinegesonderteWeltpersönlicherHilfsbedür-

tigkeit beschreiben, der sie sich in fürsorglicher Aufopferung zuneigen muß. Der

verklärende Bhck auf eine exotische „Kultur der Armut" hat ebenso ausgedient

wie das Rettungsparadigma, aus dem die alte Fürsorge bewußt oder unbewußt

ihre Helferidentität bezog. Das Skandalträchtige, das der „schreienden" Armut

von einst anhaftete und das ihren gesellschaftlichen Stachel ausmachte, ist verflo¬

gen. Die der Öffentlichkeit entzogene, schamhaft verschwiegene „neue" Armut

eignet sich kaum noch für kollektive Strategien und Mobilisierungsversuche. Sie

verschwindet, wie U. Beck (1986) in seiner Studie zur „Risikogesellschaft" tref¬

fend bemerkte, „in ihrer Stummheit und wächst in ihr" (S. 156). Gleichzeitig aber

wird die dem Blick derKonsumgesellschaft entzogene Armut aufneue Weise zum

Massenphänomen.Millionenfach erlitten (zumindestvorübergehend),als Erfah¬

rung individualisiert und mit einem deutlichen Schwerpunkt auf Kindheit und

Jugend, wird sie auf lange Sicht zum Generalthema Sozialer Arbeit. In ihren

klassischen Kernbereichen, der Heimerziehung und der Straffälligenhilfe, wer¬

den die Folgen dieser Verschiebung besonders deutlich spürbar.
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3. Fortschritt und Ambivalenz:Das Beispiel Heimerziehung

3.1 Von der totalen Institution zur offenen Hilfe

Daß sich die Heimerziehung, das traditionelle Kernstück öffentlicher Erzie¬

hung, in den letzten Jahrzehnten substantiell verändert hat, gehört zu den gut

dokumentierten Erkenntnissen der Jugendhilfe (Achter und Neunter Jugendbe¬
richt des Bundesministeriums für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit;

Wolf 1993; Planungsgruppe Petra 1987; TredeAVinkler 1995; Post 1997;

u.v.a.). Seit den bekannten Ereignissen um die Heimkampagnen, die zu Beginn
der siebziger Jahre in eine breite Skandalisierung überkommener Erziehungs¬
strukturen mündeten und in denen Heime mit gutem Grand als totale Institutio¬

nen beschrieben werden konnten, war die Gesamtzahl der Einrichtungen in der

alten Bundesrepublik stark rückläufig. Die Zahl der in Heimen untergebrachten

Kinder, Jugendlichen und Heranwachsenden ging zurück - weit stärker, als es

von der demographischen Entwicklung her zu erwarten gewesen wäre. Anders

als in der DDR, wo die Heimerziehung bis zur Wende das institutionelle und

pädagogische Zentrum der Jugendhilfe bildete, verlor sie in den alten Bundes¬

ländern ihre ursprüngliche Monopolstellung. Im Gefolge der Erschütterungen,
die die Heimkritik mit ihren ideologischen Rundumschlägen ausgelöst hatte,

erschien die Heimerziehung in den Augen der Profession eine Zeitlang als lästi¬

ges fünftes Rad am Wagen - eine ultima ratio, der man Jugendliche nur in extre¬

men Notfällen ausliefern dürfe. In der Konzeption des KJHG (§§ 27ff) bildet sie

nur noch eine Hilfeform unter anderen.

Das schlechte Image, das der Heimerziehung aus der Perspektive einer auf

Öffnung und Lebensweltorientierung bedachten Jugendhilfe lange Zeit anhaf¬

tete, führte in den Heimen selbst zu vielfältigen Bemühungen um qualitative

Verbesserung. In den siebziger und achtziger Jahren setzte sich ein Trend zur

Verkleinerung,zur Professionalisierung und zum Abbau von Hierarchien durch,

dessen Ergebnisse beachtlich sind. Die durchschnittliche Größe der Einrichtun¬

gen verringerte sich in dem Maße, wie die großen Anstalten der Vergangenheit
mit überkommenen Machtverhältnissen brachen und umstrukturiert wurden.

Auch die Größe der Heimgruppen - wichtiger Indikator für die Intensität päd¬

agogischer Prozesse - konnte deutlich reduziert werden. Wissenschaftliche Ori¬

entierung und methodische Reflexion des eigenen Handelns wurden wichtige
Themen einer sich mehr und mehr durchsetzenden Fachlichkeit. Dieser Qualifi-

zierungsschub drückte sich zunächst in einem Bemühen um Therapeutbierung
der Heimerziehung aus: Mehr psychologisch ausgebildetes Personal, heilpäd¬

agogische und therapeutische Erziehungskonzepte, intensivierte Teamarbeit

und Supervision. In Aus- und Fortbildung wurden die therapeutischen Klassiker

wiederentdeckt und ausführlich diskutiert (A. Aichhorn, S. Bernfeld, B. Bet¬

telheim, F. Redl u. a.). Die unkritische, autoritäre Verwendung von Begriffen
wie „Verwahrlosung", „Störung" und „Defizit" wurde angegriffen. Verwahrlo¬

sung wurde nicht länger als normativer Vorwurf, sondern als soziales und libidi-

nöses Problem diskutiert, das die emotionalen Grundlagen des Erziehungspro¬
zesses in den Mittelpunkt rückte. Nicht mehr Erziehung als eindimensionaler

Beeinflussungs- und Prägungsprozeß, sondern .Beziehung als komplexe Interak¬

tion wurde zum Hauptthema eines so verstandenen Konzepts von Heimpädago-
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gik. Dementsprechend erweiterte sich auch das begriffliche und methodische

Instrumentarium, das bis zu dieser Zeit maßgeblich vom Vertrauen in verhal¬

tenstherapeutische „Techniken" bestimmt gewesen war. Prozesse der Übertra¬

gung und Gegenübertragung im Heimalltag wurden diskutiert. Die Tür zu einer

neuen Generation von Heimerziehung war aufgestoßen. Ihr Leitbild war - in

direkter Anlehnung an die psychoanalytische Tradition - das therapeutische Mi¬

lieu (vgl. Schweitzer 1987; Wedekind 1986; Graf 1988).
Andere Schwerpunkte setzten die in den achtziger Jahren aufkommenden

Ansätze zu einer lebensweltorientierten Heimerziehung. Aus der Erfahrung her¬

aus, daß auch die heilpädagogisch und therapeutisch reformierten Heime sich

großenteils noch als entlegene Einrichtungen mit einer ausgeprägten Neigung

zu methodischem Spezialistentum darstellten, rückte das Interesse an regionali-
sierten Arbeitsformen in den Mittelpunkt. Galt die Kernfrage der Fachdiskussi¬

on in den sechziger und siebziger Jahren der unmittelbaren pädagogischen In¬

teraktion zwischen Erzieherinnen und Jugendlichen, so erweiterte sie sich nun

auf den lebensweltlichen Kontext des Heims und die Möglichkeit, hier zu einer

Vernetzung von Ressourcen zu gelangen. Der Versuch, Einrichtungen für ihre

Umgebung zu öffnen und ihnen in einem gegebenen lokalen bzw. regionalen

Kontext sinnvolle Funktionen zu übertragen, führte zu einer Welle neuer Kon¬

zepte, die (zu Ende gedacht) der Heimerziehung einen veränderten Stellenwert

zwischen Familie, Schule, Hortbetreuung und offener Jugendarbeit zuweisen.

Dementsprechend erweiterte sich das methodische Profil. Hausaufgabenhilfen,
die Errichtung von Tagesgruppen, nicht zuletzt ein verändertes Verständnis von

Beratung als systembcher Rekonstruktion familialer Prozesse (Stierlin 1980)

trugen dazu bei, daß sich die Arbeitsformen der Heimerziehung von der betuli¬

chen Rhetorik des Wachsens, Lernens und Reifens emanzipierten und der Kom¬

plexität ihres Arbeitsfeldes Rechnung trugen. Nicht mehr enges Spezialisten¬

tum, sondern „ganzheitliche" Kompetenzen mit einem erhöhten Anteil von

Dienstleistungsbewußtsein und Sozialmanagement sollten danach das pädago¬

gische Handeln bestimmen. Mit neuen Organisationskonzepten - etwa der sog.

flexiblen Jugendhilfe, der Einrichtung kooperativ angelegter Jugendhilfestatio¬

nen und mit ähnlichen Ansätzen - wurde in den letzten Jahren versucht, eine

solche lebensweltliche Öffnung der Heimerziehung zu erreichen (Klatetzki

1995; Krause 1996).
Im Rückblick auf diese Reformprozesse stellt sich die Situation der Heimer¬

ziehung grundlegend anders dar als vor 20 Jahren - die materielle und personel¬

le Ausstattung hat sich ebenso verbessert wie das qualitative Niveau der Ausbil¬

dung. Zugleich aber macht sich an vielen Stellen Stagnation, gepaart mit

Selbstzufriedenheit, bemerkbar. Drängende Fragen, wie die Evaluation von

Qualitätsstandards, die Verbesserung des Hilfeplanverfahrens (§ 36 KJHG)

oder die Entwicklung sozialpädagogischer Diagnoseansätze (Mollenhauer/

Uhlendorff 1995; 1996), erscheinen weiterhin ungelöst, und ein gewisser Hang

zum Rückzug in segmentiertes Expertenwissen erschwert den Zugang zur

Klientel (Colla/Gabriel 1994, S. 323). Vielleicht hängt es mit diesem Trend zur

Stagnation zusammen, daß die Heimerziehung den aktuellen Versuchen, sie er¬

neut für eine fragwürdige Variante ausgrenzender Sozial- und Jugendpolitik zu

vereinnahmen, insgesamt recht ambivalent gegenübersteht.
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3.2 Probelaufpur eine andere Jugendhilfe? Zur Wiederkehr der

geschlossenen Unterbringung

Die Abkehr vom Fürsorgeheim alter Prägung machte Lernprozesse möglich, die

besonders die Praxis spezialisierter Arbeitsteilungen innerhalb der Jugendhilfe,
aber auch zwischen Jugendhilfe, Justiz und Psychiatrie, obsolet erscheinen lie¬

ßen (Schweitzer 1987). Für ein adäquates Verständnis der ebenso langwierigen
wie schwierigen Diskussion über die „geschlossene Unterbringung" ist dieser

Aspekt von besonderer Bedeutung. Das traditionelle, auch in der DDR-Traditi¬

on etablierte Muster einer Heimdifferenzierung gemäß unterschiedlicher Stö-

rangstypen und Schwierigkeitsgrade - einschließlich eines Systems von ge¬

schlossenen Institutionen (in der DDR: Jugendwerkhöfe) als ultima ratio -

erfuhr mehr und mehr Ablehnung. Die kontraproduktiven Wirkungen eines sol¬

chen Verständnisses von Spezialisierung und Differenzierung wurden klarer er¬

kannt. Die Praxis hochdifferenzierter Spezialeinrichtungen, so wurde einge¬
wandt, birgt das Risiko häufiger Verlegungen bzw. Abschiebungen, die für die

betroffenen Jungen und Mädchen jedesmal mit neuen Belastungen verbunden

sind; Enttäuschung und Verletzung infolge häufiger Beziehungsabbrüche seien

der Preis für eine Organisationsform, die sich jeweils nur für einen Ausschnitt

des „Falls" zuständig fühlen könne und auf diese Weise weiteren Beziehungsab¬
brüchen den Weg bereite. Vor allem das Einschließen von Kindern und Jugend¬
lichen in eigens dafür ausgewiesenen geschlossenen Einrichtungen, so der Kon¬

sens in wachsenden Teilen der Fachöffentlichkeit, erzeuge mehr Probleme, als

auf diesem Wege gelöst werden könnten. Auf solche Einrichtungen sei daher

sowohl aus fachlichen als auch ethischen Gründen zu verzichten. Selbst Fach¬

verbände, die traditionell für die Möglichkeit geschlossener Unterbringung ein¬

traten, stützten diesen Konsens nach z.T. langwierigen Auseinandersetzungen

(Z.B.AFET1995).

Eine Untersuchung des Deutschen Jugendinstituts (DJI) zu dieser Thematik (v. Wolffers-

dorff/Sprau-Kuhlen/Kersten 1996) kommt zu dem Ergebnis, daß der „Bedarf" an geschlossenen
Heimen in hohem Maße aus Strukturproblemen der Jugendhilfe selbst resultiert und von daher

eine höchst unsichere Größe darstellt. Insbesondere die in der „normalen" Heimpraxis noch im¬

mer weit verbreitete Praxis, störende Insassen nach einer gewissen Zeit an Sondereinrichtungen

abzugeben, trägt dieser Untersuchung zufolge zur Entstehung von Restkategorien bei, deren Aus¬

lagerung das Risiko „sich selbst erfüllender Prophezeiungen" vergrößert (vgl. auch Freigang

1986). Aufgrund kaum auflösbarer Widersprüche zwischen den therapeutischen und den juristi¬
schen Aspekten geschlossener Heime (als einer Form von Freiheitsentzug, die sich zugleich als

Therapienotwendigkeit legitimieren muß) sei für die Zukunft darauf hinzuarbeiten, daß noch be¬

stehende Einrichtungen dieses Typs verbindlich abgeschafft bzw. auf offene Arbeitskonzepte ver¬

pflichtet würden (a.a.O., Kap. 9-12).

Mit diesen Einschätzungen unterstrich auch die DJI-Untersuchung den Einstel¬

lungswandel, der bis zum Ende der achtziger Jahre in weiten Teilen der Fachöf¬

fentlichkeit sowie in der Jugendhilfeadministrationzur Abkehrvon der geschlos¬
senen Unterbringung geführt hatte (vgl. dazu die umfassende Dokumentation in

DVJJ 1994 sowie DPWV/IGFH 1995). Die Zeiten, da die Forderung nach Ein¬

schluß und strenger Erziehung von Seiten der Politik, der Justiz und der Medien

an die Jugendhilfe herangetragen wurde (wie dies vor dem Hintergrund von

Jugendunruhen, Hausbesetzungsaktionen u. ä. in den siebziger Jahren schon ein¬

mal der Fall gewesen war), schienen in weite Ferne gerückt.
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Wenige Jahre später haben sich die Vorzeichen geändert. Die geschlossene

Heimerziehung ist wieder ins Gespräch gekommen. Die Wiederkehr der Dis¬

kussion über das fast schon entschlafene Thema nach der Wende gehört zu den

auffälligsten Phänomenen,die das öffentliche Erwartungsmuster an die Jugend¬

hilfe in neuerer Zeit charakterisieren. Mehrere Bundesländer haben sich für die

(Wieder-)Einführang geschlossener Heime entschieden bzw. stehen kurz vor

entsprechenden Richtungsentscheidungen. Auf zahlreichen Tagungen und Fort¬

bildungsveranstaltungen, in Fachbeiträgen, Verbandsmitteilungen und Politi¬

keräußerungen wird der Debatte erneut eine öffentliche Bühne bereitet, auf der

die (in der Mehrzahl altbekannten) Argumente aufs neue verhandelt werden.

Anlaß waren zunächst die von gewalttätigen Jugendlichen getragenen (und von

einer beifallspendenden Menge gestützten) Ausschreitungen in Rostock im

Sommer 1992. Unmittelbar im Anschluß an die Ereignisse wurde von vielen

Politikerinnen, insbesondere vom CDU-Fraktionsvorsitzenden W Schäuble,

gefordert, für gewaltbereite Jugendliche wieder vermehrt geschlossene Heime

einzurichten. Weitere Politikerstimmen folgten in den nachfolgenden Jahren. Sie

wurden flankiert von Forderungen aus der Justiz, die der Jugendhilfe Untätig¬

keit in bezug auf junge Mehrfachstraftäter vorhielten, die sich einer Beeinflus¬

sung durch permanentes Weglaufen entziehen.

Daß prominente Politikerinnen mit ihren Forderungen nach fluchtsicheren

Einrichtungen Druck auf die Jugendhilfe ausüben, reflektiert eine Verschie¬

bung der Diskussion. Aus einem internen Streitthema der Jugendhilfe ist ein

Politikum geworden. Es überrascht daher nicht, daß entsprechende Meldungen

auch in der Tagespresse gehäuft zu registrieren sind und daß sich selbst einfluß¬

reiche überregionale Medien der Thematik in ungewöhnlich ausführlicher

Form widmen. Viele dieser Darstellungen präsentieren allerdings Lösungen,

deren Voraussetzungen ungeklärt bleiben. Vor allem die nicht zufällig seit Jahr¬

zehnten umstrittenen Aspekte des Themas bleiben dabei zumeist unerwähnt.

Die Frage, wie man offene Heime personell, finanziell und methodisch so aus¬

statten könnte, daß sie schwierige Jugendliche nicht abschieben müssen, wird in

dieser Diskussion merkwürdigerweise nur selten gestellt. Daß sich im Gefolge

des ersten Grundsatzstreits um geschlossene Heime (in den siebziger Jahren)

eine Vielzahl von offenen Arbeitsansätzen entwickeln konnte, in denen zur ge¬

schlossenen Unterbringung anstehende Jugendliche durchaus erfolgreich be¬

treut werden konnten, wird nur selten in Betracht gezogen. Verschiedene Pro¬

jekte aus dem Bereich des Anti-Aggressivitätstrainings (Stickelmann 1996)

haben zudem bewiesen, daß auch mit gewaltorientierten Jugendlichen sinnvol¬

le Projekte offener Jugendarbeit möglich sind, manchmal sogar mit überra¬

schendem Erfolg. Wieso ausgerechnet die Zusammenlegung sozial gefährdeter

Jugendlicher in Spezialeinrichtungen mit dem hausgemachten Risiko von Kon¬

fliktverschärfungen und kumulierender Gewalt geeignet sein soll, das für in¬

tensive Betreuung notwendige Vertrauensklima zu schaffen, bleibt vor diesem

Hintergrund ebenso unerfindlich wie der angebliche Nutzen einer Strafmün¬

digkeit für Kinder. - Eine weitere Frage, die in der neuen Debatte um ge¬

schlossene Heime notorisch ausgeklammert wird, obwohl sie von entscheiden¬

der Bedeutung ist: Wieso sollte in einer Phase einschneidender Sparpolitik

ausgerechnet im Umgang mit aggressiven und delinquenten Jugendlichen die

Bereitschaft zur Finanzierung von Einrichtungen bestehen, die aufgrund ihrer
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besonderen personellen und methodischen Anforderungen nicht nur extrem

teuer sind (mit Tagespflegesätzen, die z.T. schon heute bei mehr als 400.- DM

liegen), sondern das Personal auch noch einem weit überdurchschnittlichen

Burn-out-Risiko aussetzen?

Daher ist die Befürchtung, die wieder aufgekommene Debatte um Freiheits¬

entzug in Heimen könne sich als fatale Anpassung an einen problematischen
Zeitgeist erweisen und gerade gewonnenes pädagogisches Terrain unnötig ge¬

fährden, nicht von der Hand zu weisen. Eine sorgfältige Abwägung der ange¬

sprochenen Positionen läuft daher trotz der schwierigen Probleme, die im Ge¬

folge der Verarmung ganzer Bevölkerungsschichten auf die Jugendhilfe
zukommen, auf eine klare Absage an die Rückkehr zur geschlossenen Unter¬

bringung hinaus. Das wichtigste Argument muß sich dabei auf die strukturellen

Widersprüche beziehen, zu denen ein ausdifferenziertes Teilsystem im Über¬

schneidungsbereich von Jugendhilfe, Justiz und Psychiatrie zwangsläufig führt.

Als Produkt von Abschiebungsprozessen, die sich von drei Seiten her aufbauen

und wechselseitig überlagern, ist ein solches System in sich widersinnig. Es muß
daher, ganz unabhängig von der pädagogischen Qualifikation und Motivation

des dort arbeitenden Personals, ebenso widersinnige Folgewirkungen hervor¬

bringen und kann die Probleme, für deren Lösung es gedacht ist, am Ende nur

verschärfen. Ganz besonders gilt dies dort, wo sich die angstauslösenden Delikte

von Kindern und Jugendlichen als Symptome des in Deutschland grassierenden
rechtsradikalen Haßkomplexes erweisen. Vor der Meinung, geschlossene Heime
könnten ein probates Mittel zur Umerziehung gewaltbereiter Jugendlicher mit

rechtsradikaler Gesinnung sein, ist nachdrücklich zu warnen. Wie im labilen Ge¬

waltmilieu kurzfristig zusammengepferchter Jugendlicher aus dem rechten

Spektrum die zuvor versäumte Erziehung und Bildung nachgeholt werden soll,
wurde bislang noch nicht verraten.

Gleichwohl hat auch die Jugendhilfe in der neuentbrannten Diskussion über

geschlossene Heime eine Bringschuld. Sie darf nicht die Augen davor verschlie¬

ßen, daß sie bei der Entstehung des Bedarfs an den umstrittenen Sondereinrich¬

tungen vielfach selbst eine zwiespältige Rolle spielt. Nicht immer ist die Erfah¬

rung, pädagogisch nicht mehr weiter zu wissen, nur das Resultat von

Zumutungen, für die „Außenfeinde" wie Justiz oder Politik verantwortlich ge¬
macht werden können. Oft ist sie auch das Resultat von Problemen, die das

mittlerweile hochgradig ausdifferenzierte System der Jugendhilfe in der Diskus¬

sion über die pädagogischen Anteile von Erziehung und Zwang mit sich selbst

hat. Indem sie sich in der bequemen Routine verschanzt, beim Auftreten von

Erziehungsschwierigkeiten erst einmal ihr ganzes Arsenal an Hilfeformen

„durchzuprobieren", kann sie leicht in eine neue Form von Ausgrenzung verfal¬

len - subtiler als die Repressionsmechanismen von einst, für die betroffenen

Jugendlichen aber unter Umständen nicht weniger gravierend. Blandow (1996)
hat in seinem bemerkenswerten Beitrag über „Erziehunghilfekarrieren" an¬

hand von Fallbeispielen darauf aufmerksam gemacht, daß auch die postmoder¬
ne Jugendhilfe unserer Tage nicht dagegen gefeit ist, ihren Klienten „Stricke und
Fallen" zuzumuten. Aufgrund ihrer eigenen Widersprüche und inneren Fronten,
so seine Diagnose, riskiert sie, „genau das zu reproduzieren, was am Anfang
.schwieriger' Karrieren steht: Eine den Jugendlichen undurchschaubare Mi¬

schung aus Sorge und Vernachlässigung, Liebe und Haß" (S. 183).
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Auch die normale Heimerziehung muß sich also fragen lassen, welche kon¬

kreten Anstrengungen zur Integration unbequemer, dissozial agierender, kri¬

minell auffälliger Jugendlicher sie im Einzelfall unternimmt und mit welchen

Methoden sie kritischen Grenzsituationen (Aggressionen, rechtsradikale Ein¬

stellungen, Drogen u.a.) begegnet. Dazu gehört auch die Auskunft darüber, in¬

wieweit sie den Auftrag des KJHG zur offenen Kooperation mit anderen In¬

stanzen auch selbst in die Tat umsetzt. Gerade in der Debatte um geschlossene
Heime muß sie sich aus der Defensive lösen und aufzeigen, welche pragmati¬
schen Alternativen sie der neuen Politik des Einschheßens entgegensetzen

kann. Sie darf den geplanten Rückgriff auf ein überholtes Kontroll- und Sank-

tionsinstrument nicht nur ablehnen, sondern muß erklären, warum diese Ab¬

lehnung auch unter den heutigen gesellschaftlichen Bedingungen erforderlich

und vernünftig ist.

4. Behandeln, Wegsperren oder Überwachen? - Zur Debatte um eine

andere Kriminalpolitik

4.1 Die Phase der Reformen: Kriminalpolitik durch (mehr) Sozialarbeit

Lange herrschte über die Reformbedürftigkeit des Strafrechts Konsens. „Der

reformfreudige Umgang mit Kriminalität hatte sich in den alten Bundesländern

im Jahrzehnt vor der Wiedervereinigung etabliert. Erkenntnisse über die ge¬

meinschaftsschädlichen Konsequenzen einer Politik der Ausgrenzung durch

Einschließen waren in einer handlungsbereiten Kriminaljustiz umgesetzt wor¬

den. Eine professionalisierte Sozialpädagogik hatte in der Praxis Brückenköpfe

eingenommen. Dies ging einher mit Rückgängen bzw. stagnierenden Raten bei

den schweren Straftaten und mit einer Phase relativer Prosperität" (Kersten

1997, S. 5). Auch in der einschlägigen Fachöffentlichkeit und in den Ansätzen zur

Veränderung des JGG setzte sich die Abkehr von einer langen Tradition repres¬

siver Kriminalpolitik durch. Parallel zu den oben erwähnten Heimkampagnen

kam es in den siebziger Jahren im Bereich des Strafvollzugs zu Aktionen, die auf

Mißstände aufmerksam machen sollten, in ihrer Stoßrichtung aber noch weiter¬

zielten: Das System von Erziehung und Strafe an sich sollte „skandalisiert" wer¬

den. Vehikel dafür war eine Randgruppenstrategie, in der sich pragmatische Kri¬

tik und Spekulationen über das revolutionäre Potential der Obdachlosen- und

Gefangenenhilfe, der Psychiatriekritik oder der Gemeinwesenarbeit auf z.T.

abenteuerliche Weise vermischten. Trotz ihres revolutionären Duktus und ihres

herrschaftskritischen Anspruchs übte die Randgrappenstrategie allerdings eine

nachhaltige Wirkung aus - paradoxerweise jedoch nicht im Umsturz des Sy¬

stems, sondern in der Errichtung von Sozialarbeiterstellen im Strafvollzug, in

der Bewährungshilfe etc. Auch in den Jugendgefängnissen ergab sich eine Be¬

reitschaft zu vorsichtigen Änderungen - vor allem dort, wo es nicht um substan¬

tielle Probleme (etwa die Bezahlung der Gefängnisarbeit), sondern um Einzel¬

heiten des Gefängnisalltags ging. Anonyme Großgruppen mit ihren schwer

kontrollierbaren Gewaltmechanismen („Gefängnissubkultur") wurden zu klei¬

neren, überschaubaren Einheiten gegliedert („Wohngruppenvollzug"). Fortbil¬

dungsangebote für das Wachpersonal und Experimente mit pädagogischen
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Qualifizierungsformen („Betreuungsbeamte") sollten das Klima der Anstalten

verbessern, traditionelle Gefängnisstrukturen auflösen und Resozialisierung er¬

möglichen. Mehr Sozialarbeiter und bessere Ausbildungsbedingungen in den

Jugendgefängnissen sollten die Voraussetzungen für einen erzieherisch gestalte¬
ten Jugendvollzug schaffen.

In den achtziger Jahren entstand aus der Kritik an Untersuchungshaft, Straf¬

vollzug und Jugendarrest eine ambulante Bewegung, die in der Diskussion über

Kriminalität und Sanktion einen Umkehrschub auslöste. Nicht nur die Verbes¬

serung der Verhältnisse im Gefängnis, sondern die Erprobung von Alternativen

zum Gefängnis stand nun auf der Tagesordnung. Der mit überzeugenden Argu¬
menten als unpädagogisch und nutzlos beschriebene Jugendarrest sollte durch

offene Hilfen ersetzt, die für Jugendliche schädliche Untersuchungshaft durch

Unterbringung in Einrichtungen der Jugendhilfe ersetzt werden. Neue Beurlau¬

bungsregelungen sowie der Ausbau offener Vollzugsformen wurden gefordert.
Auffällig ist, daß sich die ambulante Bewegung innerhalb kurzer Zeit ausbreiten

und den Diskurs über Delinquenz, Erziehung und Strafe wesentlich beeinflus¬

sen konnte. Ausschlaggebend dafür war, daß ihre Positionen nicht nur in den

unteren Etagen der Profession, sondern auch bei vielen offiziellen Repräsentan¬
ten der Justiz (bei engagierten Jugendrichterinnen und in Teilen der Staatsan¬

waltschaft) Unterstützung fanden. Gegenüber dem Paradigma der „erzieheri¬
schen" Gefängnisstrafe gewann eine andere Auffassung von der Sinnhaftigkeit
strafrechtlicher Sanktionen an Gewicht: Straffälligenhilfe als offene Soziale Ar¬

beit, als Jugendhilfe. Damit war ein Terrain betreten, das der Kooperation von

Jugendhilfe und Justiz neue Perspektiven zu eröffnen schien.

Doch was der „naiven" Bewertung dieser Kooperationsformen zunächst als

ungebrochene Erfolgsgeschichte erschien, zeigte bald seine Schattenseiten und

Probleme. Der Vorwurf, es gehe bei den neuen ambulanten Maßnahmen letzt¬

lich um eine stillschweigende Ausweitung und Intensivierung staatlicher Kon¬

trollansprüche („net widening"), wurde zur Grundlage einer umfassenden

Kritik an dem Versuch, die Grenzen zwischen Strafrecht und Pädagogik zu ver¬

wischen (Ludwig 1989;Lamnek 1994, S. 271ff.). Im Kern bezog sich diese Kritik

auf die Neigung der Pädagogik, einer offenen konzeptionellen Auseinanderset¬

zung mit der Justiz über die Grenzen des Strafens aus dem Wege zu gehen und

sich damit zufriedenzugeben, von ihr einen Platz „im Souterrain" zugewiesen zu
bekommen (Müller/Otto 1986; Christie 1986).

Der wissenschaftlich-kriminologische Diskurs über das Zusammengehen
von Pädagogik und Justiz blieb insofern gespalten, als er das Grundanliegen des

Diversionskonzepts (Vermeidung formeller Sanktionen) zwar grundsätzlich be¬

grüßte, zugleich aber die Gefahr einer unkritischen Verschiebung der Diversion

aus dem reaktiven Bereich in den präventiven Bereich hervorhob (so z. B. Deich¬

sel 1993, S. 177f; vgl. auch Lamnek 1994, S. 285). Mit dieser Kritik war vor allem

der rechtsstaatliche Einwand gegen eine vorschnelle Informalisierung des Straf¬

verfahrens formuliert. „Diversion gefährdet das Rechtsstaatsprinzip ...,
indem

den Informalisierungsprozeß störende rechtsstaatliche Anforderungen (Schuld¬
grandsatz als Sanktionslimitierung im Jugendstrafrecht, Unschuldsvermutung,
Geständnis) umgangen oder fingiert werden oder aber die Träger exekutivi¬

schen Rechts diesen nicht genügen [können]" (Deichsel 1993, S. 177).
Solchen Einwänden zum Trotz schritt der Ausbau ambulanter Sanktionsfor-
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men in der Praxis mit großen Schritten voran. Das Handlungsspektrum, das von

der ambulanten Bewegung erprobt und entwickelt wurde, sollte vor allem die

Möglichkeiten für eine am einzelnen Delinquenten orientierte Spezialpräventi¬
on erweitern. In knappen Umrissen läßt es sich wie folgt beschreiben:

- Soziales Training/soziale Gruppenarbeit: Die heute weitgehend etablierte Praxis des sozialen

Trainings entwickelte sich zunächst im Bereich der Erziehungshilfe und wurde dort als Ansatz

zur Vermeidung von Heimeinweisungen in einem bundesweiten Modellprogramm erprobt

(Kersten/v. Wolffersdorff 1980). In den achtziger Jahren wurden Soziale Trainingskurse dann

vor allem im Bereich der Justiz durchgeführt (Busch u.a. 1986). Jugendliche werden auf dem

Wege einer Betreuungsweisung (§ 10 JGG) für zumeist drei bis sechs Monate Projekten freier

Träger zugewiesen, wo sie pädagogisch betreut werden. Der methodisch-didaktische Spielraum

für die Gestaltung der Arbeit ist groß und umfaßt themenzentrierte Arbeit ebenso wie hand¬

werkliche Tätigkeiten, Gruppenarbeit, Sport, Einzelbetreuung, Rechtsberatung und Erleb¬

nispädagogik. Flankierende Maßnahmen beziehen sich auf Elternarbeit, Unterstützung bei der

Wohnungs- und Lehrstellensuche, Schuldenregulierung. - Pädagogische Probleme ergeben sich

in der Praxis daraus, daß soziale Gruppenarbeit einerseits vom Jugendrichter angeordnet wird,

andererseits jedoch als präventive Maßnahme auf Freiwilligkeit angelegt ist. Pädagogisch um¬

stritten ist in diesem Zusammenhang etwa die Anordnung von Ungehorsamsarrest als Sanktion

für die verweigerte Teilnahme an Kursen. Vor allem für die Jugendgerichtshilfe ergeben sich aus

der Doppelidentität, zugleich den Interessen des Jugendlichen als auch denen des Gerichts ver¬

pflichtet zu sein, bisweilen schwierige Gratwanderungen (DVJJ 1996).

- Arbeitsweisungen: Auch hier geht es um den Versuch, die Verhängung institutioneller Sanktions¬

formen - vor allem Jugendarrest - zu verhindern. Die durch die bundesweiten ßrüc/ce-Projekte

bekannt gewordene Initiative hat das Ziel, durch die Anordnung von (mehr oder weniger) ge¬

meinnützigen Arbeitsleistungen zu verhindern, daß Jugendliche aufgrund von Bagatelldelikten

wie Kaufhausdiebstahl, Schwarzfahren u.a. Bekanntschaft mit Arrest oder U-Haft machen. Als

gemeinnützig anerkannte Einrichtungen bzw. Organisationen (Krankenhäuser, Kirchen, Wohl¬

fahrtsverbände oder städtische Behörden) stellen Beschäftigungsmöglichkeiten zur Verfügung,

zu denen der Richter Jugendliche „verurteilen" kann. Dies hat den Vorteil, daß sich die Anord¬

nung von Arbeitsstunden leicht quantifizieren und so mit dem Schweregrad eines Delikts in

Beziehung setzen läßt. Auch in diesem Zusammenhang war die Verhängung von Ungehorsams¬

arresten (s.o.) häufig ein Stein des Anstoßes. Pädagogisch nicht unumstritten, von der Justiz auf¬

grund ihrer leichten Handhabung schnell akzeptiert, expandierten die Arbeitsweisungen in den

achtziger Jahre ähnlich stark wie die soziale Gruppenarbeit (Pfeiffer 1983).

- Täter-Opfer-Ausgleich: Mitbedingt durch den Erfolg der beiden anderen Maßnahmenfelder,

konnte sich auch der Täter-Opfer-Ausgleich in der Straffälligenhilfe zunehmend etablieren.Dem

Täter soll die Möglichkeit gegeben werden, einen Beitrag zur Wiedergutmachung des von ihm

verursachten Schadens zu leisten. Vor allem aber soll dadurch den Interessen des Geschädigten,

sofern er/sie dies wünscht, stärker Genüge getan werden. Der Versuch, mehr als in der Vergan¬

genheit die Belange des Opfers zu berücksichtigen, reagiert auf Einsichten der Viktimologie - so

z. B. die Erkenntnis, daß den meisten Opfern von Straftaten weniger an einer Bestrafung des

Täters als an einer angemessenen Form der Wiedergutmachung gelegen ist (Lamnek 1994,

S. 402). Zugleich zieht er die Konsequenzen aus einer Kritik, der sich die Justiz schon seit langem

ausgesetzt sieht und die sich im Gefolge der liberalen Reformen der sechziger und siebziger

Jahre mit ihrem „Verständnis" für den Täter noch einmal verstärkt hatte: Die gängige Straf¬

rechtspraxis hilft dem Opfer nicht, und sie blockiert Ansätze zur informellen Regelung von Kon¬

flikten. Gerade dieser Aspekt verweist darauf, daß dem Anliegen des Täter-Opfer-Ausgleichs die

Strategie zugrunde liegt,dem Täter die Verantwortung für den von ihm angerichteten Schaden zu

verdeutlichen und ihn auf diese Weise an die gemeinschaftliche Dimension seines Handelns zu

erinnern (Messmer 1991, S. 116).- In mehreren deutschen Städten wurden zur Erprobung des

Täter-Opfer-Ausgleichs Modellversuche eingesetzt, deren insgesamt positive Ergebnisse inzwi¬

schen vielfach dokumentiert sind (BMJ 1992). Da der Täter-Opfer-Ausgleich hohe Anforderun¬

gen an das Einfühlungsvermögen und den „pädagogischen Takt" von Mitarbeiterinnen stellt, ist

das Prinzip der Freiwilligkeit hier ein besonders sensibles Kriterium. Die Übernahme dieses

Arbeitsansatzes als Erziehungsmaßregel in das JGG wurde daher vielfach kritisiert. Die neue

Qualität dieser Arbeitsform, so wurde dabei immer wieder unterstrichen, liegt nicht in der Er-
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Weiterung des gesetzlichen Sanktionsspektrums, sondern in der Perspektive einer Reprivatisie¬

rung
- besser: Vergemeinschaftung - des Umgangs mit Konflikten (Thiem-Schräder 1989,

S. 173ff.).

- Erlebnispädagogik: Auch mit diesem Stichwort verbindet sich eine kriminalpolitische Erfolgsge¬

schichte. Delinquente Jugendlichen sollen - z.B im Rahmen längerer Reisen auf Segelschiffen

oder auf Exkursionen in entlegene Landschaften - „Grenzerfahrungen" machen können. Die

Konfrontation mit der Natur und das Aufeinander-Angewiesensein in der Gruppe sollen helfen,

eingeschliffene Verhaltensweisen aufzugeben und Gemeinschaft zu stärken. Der bei diesen Ju¬

gendlichen verbreiteten Angst vor persönlichem Versagen sollen Erfolgserlebnisse entgegenge¬

setzt werden, in denen die Solidarität mit Schwächeren und das Engagement für gemeinsame

Ziele geübt werden können. Der pädagogische Grundgedanke ist auch hier einfach und wurde,

wie so viele kriminalpolitische Einsichten, schon von den Klassikern der Reformpädagogik for¬

muliert - beginnend bei Pestalozzis Idee einer Pädagogik mit Kopf, Herz und Hand bis hin zu

den Erfahrungen von Kurt Hahn, Berthold Otto oder Peter Petersen: Die tägliche Routine

eines Lebens in Risikosituationen, von der die Erfahrung der Jugendlichen bestimmt ist, soll eine

Zeitlang unterbrochen werden. Im Kontakt mit einer nicht zerstörten, nicht zugerichteten Natur

kann der Zugang zu Gefühlen freigelegt werden, die ansonsten verschüttet oder in der Gruppe

tabuisiert sind. Die gemeinsame Bewältigung schwieriger Situationen macht Formen gemein¬

schaftlichen Lebens - Verantwortung, Vertrauen, Selbstvertrauen - erfahrbar (Oelkers 1993,

S. 7 ff.; Homfeldt 1993; Bauer/Nickolai 1989).

Die Theoriegrandlage, auf der die skizzierten Ansätze einer reformierten Straf¬

fälligenhilfe aufbauen, umfaßt neben zentralen Einsichten des „labeling ap-

proach" ein durch die neuere kriminologische Forschung geschärftes Bewußt¬

sein für den „passageren" Charakter der Jugenddelinquenz. Wie sich in einer

Vielzahl von Untersuchungen herausstellte, handelt es sich dabeium ein Phäno¬

men, das zwar in bestimmten Entwicklungsphasen gehäuft auftritt, sich in der

Regel aber auch ohne aufwendige Sanktionierung wieder verliert. In den USA

wurden aus dieser Erkenntnis heraus bereits in den siebziger Jahren zahlreiche

Diversionsprogramme geschaffen, durch die jugendliche Täterinnen am Justiz¬

system vorbeigelenkt und sozialpädagogisch betreut werden sollten. In der Bun¬

desrepublik fand das Diversionskonzept seit den achtziger Jahren verstärkt An¬

wendung. Als kriminalpolitisches Programm popularisierte es die alte Einsicht

der Etikettierungstheorie, es sei in vielen Fällen besser, auf Sanktionen zu ver¬

zichten (Tannenbaum 1938; Lemert 1967) bzw. dort, wo gehandelt werden muß,

der Pädagogik möglichst lange den Vortritt vor der Justiz zu lassen. Erfahrungs¬

gemäß können solche Regelungen jedoch nur dann funktionieren, wenn so un¬

terschiedliche Professionen wie Polizei, Staatsanwaltschaft, Jugendamt/Jugend¬

gerichtshilfe und Bewährungshilfe auf kommunaler Ebene kooperieren und

Lösungen pragmatisch aushandeln. Genau hier (und nicht in der Rückwendung

zu den Behandlungskonzepten der siebziger Jahre) liegt die Herausforderung,

der sich Jugendhilfe und Kriminalpolitik heute stellen müssen. Die Konzepte,

die sich in der praktischen Anwendung des „labeling approach" während der

siebziger und achtziger Jahre ausformten, stehen in denkbar scharfem Wider¬

spruch zu den mit einem radikalisierten Präventionsbegriff operierenden An¬

sätzen, die sich am Ende der neunziger Jahre im kriminalpolitischen Diskurs

medienwirksam Gehör verschaffen: Bagatelldelinquenz unnachsichtig verfol¬

gen, Polizeipräsenz erhöhen, Räume schützen, den Anfängen wehren.
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4.2 Von der Resozialisierung des Täters zurpräventiven Erfassung
von Rbikogruppen

Die beschriebenen Praxisansätze haben dabei geholfen, das „sozialpädagogi¬
sche Paradigma",dem die Kriminalpolitik im Anschluß an die Reformbewegun¬

gen der sechziger und siebziger Jahre folgte, auszubauen und weiterzuentwik-

keln. Zahlreiche Begleitforschungsprojekte und Modellevaluationen taten das

ihre, um die Erfolge dieser Ansätze zu dokumentieren. Daß solche Erfolge den

Verzicht auf repressive Sanktionen letztlich rechtfertigten, galt über die Fachöf-

fentlichkeit hinaus als ausgemacht. Der Ansatz liberaler Kriminalpolitik, ausge¬

hend von der sozialen und biographischen Situation des Täters, pädagogische

Handlungsprofile zu entwickeln und Bagatelldelikte nach Möglichkeit zu ent¬

kriminalisieren, hatte sich selbst in der Wahrnehmung einer breiteren Öffent¬

lichkeit bewährt. Und auch der theoretische Dreh- und Angelpunkt dieser Posi¬

tion, nämlich die Anerkennung einer Beziehung zwischen Kriminalität und

sozialer Benachteiligung („Unterprivilegierung") war in Teilen der Öffentlich¬

keit zum Allgemeingut geworden. Sowohl in den USA als auch in Europa wur¬

den zahlreiche kriminalpolitische Dokumente erarbeitet, die den Zusammen¬

hang von abweichendem Verhalten und sozialer Gerechtigkeit in den

Mittelpunkt rückten und daraus programmatische Empfehlungen ableiteten

(Sack 1995, S. 32).
Ziel des nachfrageorientierten Ansatzes, der den hberalen Reformkonzepten

zugrunde lag, war es, potentielle Straftäter für die Konkurrenz um Arbeit, Bil¬

dung und Erfolg besser instandzusetzen, Benachteiligungen auszugleichen und

auf diese Weise einen Beitrag zur Kompensation sozialer Ungleichheit zu lei¬

sten, wie sie die Analyse des Gesellschaftssystems der sechziger und siebziger
Jahre an den Tag gebracht hatte. Im Vergleich dazu präsentiert sich die in der

REAGAN-Ära mit ihrer „Chikagoer" Wirtschaftspolitik in den USA durchsetzen¬

de Auffassung von Kriminalpolitik im Kern angebotsorientiert. Letztlich handelt

es sich dabei um. eine Variante jener neoliberalen Strukturen von Ökonomie

und Markt, die auf breiter Front zum Rückzug aus wohlfahrtsstaatlichen Steue¬

rungsprinzipien führten und einer „Wiederbelebung des Sozialdarwinismus auf

avanciertem ökonomischem Niveau" (Sack 1995, S. 29) Vorschub leisteten. Die

Hauptaufgabe einer angebotsorientierten Kriminalpolitik besteht folglich nicht

mehr darin, die gesellschaftliche Verkehrsfähigkeit des (potentiellen) Delin¬

quenten zu stärken, sondern die Kosten einer Straftat präventiv so weit zu erhö¬

hen, die Straftat so „teuer" zu machen, daß der von ihr erwartete Nutzen deut¬

lich überstiegen wird.

Die Möglichkeiten, auf eine solche Verschiebung der Kosten-Nutzen-Relati¬

on hinzuwirken, sind vielfältig. Sie beginnen bei einer konsequenten Aufwer¬

tung und Erweiterung polizeilicher Zuständigkeiten (community policing; vgl.

Bässmann/Vögt 1997) und reichen bis zur Erprobung neuartiger räumlicher

Kontrollformen, in denen das Bedürfnis nach mehr „Sicherheit" zum Gegen¬

stand ausgefeilter Marktstrategien wird. Insgesamt steht diese neue, in den USA

allerdings schon fest etablierte Form von Kriminalpolitik damit in scharfem

Kontrast zu den vorher dominierenden Auffassungen. Der allmähliche Rückzug

vom Versuch einer sozialstrakturellen Reflexion und Behandlung von Delin¬

quenz, wie er in einer Phase erstarkter Bürgerrechtsbewegungen und radikali-
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sierter Gesellschaftskritik unternommen worden war, läßt die Umrisse einer

neuen kriminalpolitischen Strategie hervortreten. Ihre Hauptmerkmale kenn¬

zeichnet Sack (1995, S. 34) wie folgt: „Sie ist eine weitgehende Absage an

Gesellschaftspolitik im umfassendsten Sinne als einer relevanten Größe im vor¬

beugenden Kampf gegen die Kriminalität. Sie ist anti-sozialstaatlich, resoziali-

sierungsfeindlich, angebotsorientiert, abschreckungsgerichtet im Sinne der

negativen Generalprävention und anti-rechtsstaatlich in bezug auf die tenden¬

zielle Autonomisierung der Polizei im System der strafrechtlichen Sozial¬

kontrolle."

Sacks Aufzählung enthält so ziemlich alles, was einer um Verstehen, Rekon¬

struktion und Gesellschaftskritik bemühten Auffassung von Kriminologie ein¬

mal heb und teuer war. Auch daran zeigt sich: Die Irritation über die Auflösung

vertrauter Normalitätsstandards (s.o., Kap. 2) greift heute weit über die Berei¬

che von Wirtschaft und Politik hinaus. Sie hat auch die Soziale Arbeit erfaßt -

vor allem dort, wo es um die Frage nach angemessenen Reaktionen auf Krimi¬

nalität geht. Offenbar befinden wir uns in einer Situation - oder bewegen uns

mit großen Schritten auf sie zu -, in der die vertrauten Positionen des sozial¬

pädagogischen Paradigmas nicht nur durch finanzielle Einschränkungen, son¬

dern auch durch einen neuen Sicherheitsdiskurs mit einem radikal veränderten

Verständnis von Prävention infrage gestellt werden. Die pädagogisch-thera¬

peutischen Kategorien, die in den siebziger Jahren zunächst das Fortschritts¬

verständnis einer professionellen Minderheit prägten und in den achtziger Jah¬

ren den sozialpädagogischen Hauptdiskurs ausmachten, werden dadurch

zunehmend obsolet. Die Schlüsselkonzepte dieses Diskurses beziehen sich

nicht mehr, im Sinne des liberalen Strafrechts, auf die retrospektive Beeinflus¬

sung des Rechtsbrechers, d.h. auf ein „Verstehen" des Delikts und die „biogra¬

phische" Aufarbeitung seiner Entstehungsbedigungen. Im Mittelpunkt steht

vielmehr ein prospektiver Handlungsansatz: Kontrolle von Räumen; präventive

Erfassung von Risikogruppen; elektronische Überwachung. Die neue Strategie

setzt auf Segregation statt Behandlung, und sie schafft die Grundlage für eine

beschleunigte Modifizierung und Kommerzialisierung von Sicherheit (Schee-

rer 1997; Voss 1997). Diese Denkrichtung ist es, die der auch in Deutschland

vielbeachteten Kriminalpolitik „New Yorker" Prägung die Richtung weist.

4.3 Prävention ohne Grenzen und Strafe pur- die neue Suggestion

von law and order

Die Mediendarstellungen über die Resultate der verschärften Polizeitaktik in

New York lassen die Verheißungen, aber auch die Risiken eines radikalisierten

Verständnisses von vorbeugender Kriminalitätsbekämpfung wie in einem

Brennglas deutlich werden (Ortner et al. 1998). Schon der publizistische Auf¬

wand und die Diktion dieser Berichterstattung zeigen, daß dabei mehr im Spiel

ist als das Interesse an sachlicher Information: Amerika als Trendsetter für ge¬

sellschaftliche Entwicklungen, die bald schon auch in Europa spürbar sein wer¬

den; New York als Mekka einer neuen Kriminalpolitik, die nicht mehr nach der

sozialen Genese des Täters, sondern nach dem Vorfeld möglicher Straftaten

fragt - und in dieser Eigenschaft zum Dreh- und Angelpunkt eines veränderten
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Verständnisses von Prävention wird. Binnen kürzester Zeit, so der offene und

durch Statistiken untermauerte Teil der Botschaft, habe sich die Stadt vom jahr¬

zehntelang sprichwörtlichen Sumpf des Verbrechens zur Oase von Recht, Ord¬

nung und Sicherheit gewandelt. Der Grand dafür sei die Ernennung eines Poli¬

zeipräsidenten, der hart durchgegriffen und seine Truppe endlich auf „zero

tolerance" eingeschworen habe. Bemerkenswert erscheint, daß auch der ver¬

deckte Teil der Botschaft von „Nulltoleranz", nämlich die Aufforderung zur

Nachahmung des Modells, in der aktuellen Medienrezeption weitgehend wider¬

spruchslos akzeptiert wird: Von New York lernen heißt, die Kriminalität auch

hierzulande in den Griff zu bekommen. Die Erfolgsgeschichte aus dem „Big

Apple" hat nicht nur die Öffentlichkeit, sondern auch Teile der Praxis in ihren

Bann gezogen. Nur zaghaft meldet sich der Zweifel, ob bei der eilfertigen Re¬

zeption dieser Geschichte nicht große Äpfel mit kleinen Birnen verglichen wer¬

den.

Ein Blick auf den sozial- und kriminalpolitischen Kontext, der das New Yor¬

ker Beispiel überhaupt erst ermöglicht hat, kann diesen Zweifel nur erhärten.

Zudem lenkt er die Aufmerksamkeit auf eine Reihe anderer möglicher Ursa¬

chen, die für die Erklärung der rückläufigen Kriminalitätsraten von Bedeutung

sein könnten - z. B. auf demographische Verschiebungen, auf Veränderungen in

der Aufteilung der illegalen Drogenmärkte oder im Ausmaß der polizeiinternen

Korruption. Nicht zu vergessen ist, daß viele Selbsthilfegruppen in gefährdeten

Stadtbezirken wie der Bronx lange vor dem Beginn der neuen Polizeitaktik da¬

mit begonnen hatten, sich für die Verbesserung der Wohn- und Lebensbedin¬

gungen zu engagieren. Von ihrem Anteil an der Reduzierung der Kriminalitäts¬

raten spricht in der gegenwärtigen New-York-Diskussion auffälligerweise

niemand. Auch die Tatsache, daß große Bevölkerungskreise sich (mitbedingt

durch die wachsende Angst vor Kriminalität) aus dem öffentlichen Leben in

sicherheitstechnisch abgeschirmte Privatbereiche zurückziehen und so ihr Risi¬

ko verringern, zum Opfervon Straßenkriminalität zu werden,könnte zumindest

einen Teil des Rückgangs erklären. Deutlich zeigt sich hier zum einen die Para-

doxie des Zusammenhangs zwischen tatsächlicher Kriminalität und Kriminali-

tatsangst, zum anderen die Tatsache, daß die Erfolge einer extensiven Krimina¬

litätsprävention nach amerikanischem Modell eine Kehrseite besitzen: den

Verlust an Öffentlichkeit und die schleichende Aushöhlung demokratischer

Strakturen.

Die Gefahr besteht darin, daß das Verhältnis von wirksamer Verbrechensbe¬

kämpfung und Grundrechtsorientierung im Sog eines solchen Verständnisses

von Prävention als selektiver Ausgrenzung in eine gefährliche Schieflage gerät.

Der auch in anderen Teilen der USA boomende, auf die Vergeltungsbedürfnisse

der weißen Bevölkerungsmehrheit zugeschnittene Inhaftierungs- und Repressi¬

onskurs im Umgang mit (großenteils farbigen) Straftätern läßt diese Schieflage

besonders deutlich werden und müßte eigentlich die Lust auf Nachahmung in

Europa dämpfen (Weitekamp/Herberger 1995, S. 21). Die neue Suggestion von

law and order, so zeigt die genauere Betrachtung des angeblichen „Wunders von

New York" (Die Zeit, Nr. 14,1997, S. 7), ist mit einer Renaissance abstruser

Straftechniken und mit der fortschreitenden Überfüllung der Gefängnisse er¬

kauft. Allein in den letzten zehn Jahren wurden in der Stadt 18 neue Gefängnis¬

se errichtet (Spiegel, Nr. 29,1997, S. 134). Unter den zahllosen Beispielen, die
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sich in diesem Zusammenhang nennen lassen, stechen vor allem der Violent

Crime and Law Enforcement Act von 1994 sowie die verschärften Praktiken des

Strafvollzugs in mehreren Bundesländern hervor.

Ein dem Basketball entlehntes Vergeltungsprinzip sieht vor, daß Gewalttäter nach Begehung ihrer

dritten Straftat automatisch und ohne die Möglichkeit vorzeitiger Entlassung zu lebenslanger Frei¬

heitsstrafe verurteilt werden: „Three strikes and you are out." Nach diesem Gesetz wurde etwa ein

junger Mann im Bundesstaat Washington zu lebenslanger Haft verurteilt, weil er (mit vorgetäusch¬
ter Waffe und geringer Beute) zweimal einen kleinen Laden ausgeraubt und schließlich seinen

Vater bei einer Auseinandersetzung leicht verletzt hatte (ebd.). - In Kalifornien wurde eine noch

schärfere Variante des Drei-Schläge-Prinzips Gesetz: Selbst Täter mit wiederholten Diebstahlsde¬

likten müssen (sofern diese oberhalb einer Schadensgrenze von 50 Dollar liegen) damit rechnen,

lebenslang eingesperrt zu werden. - Ein Sheriff läßt 7000 Gefangene bei Temperaturen von 50

Grad in der Wüste von Arizona brutalen Arbeitsdienst leisten - mit der Begründung.das Gefängnis
müsse so furchtbar gemacht werden, „daß niemand mehr zurückkommen wird" (Süddeutsche Zei¬

tung, 12.9.1997, S. 12). - Der Gouverneur eines Bundesstaates wird mit dem Ausspruch zitiert, es

werde Zeit, „die Angst wieder in die Gefängnisse zurückzubringen"; Strafgefangene müßten wie¬

der „schmecken wie Strafgefangene" (was immer damit gemeint sein mag), und die Todesstrafe

müsse endlich auch auf regionaler Ebene eingeführt werden (Süddeutschen Zeitung,22.9.1994).
Zu dem kriminalpolitischen Klima, das derartige Auswüchse von Verfolgungswahn ermöglicht,

gehört eine gegenüber europäischen Ländern um ein Vielfaches höhere Inhaftierungsrate. Rund
5 Millionen Bürger, 2% der Bevölkerung, befinden sich in Haft. Erstmals übertraf 1997 die Zahl

inhaftierter Farbiger die der inhaftierten Weißen. Selbst über die Verhängung der Prügelstrafe -

nach arabischem bzw. fernöstlichem Beispiel (Singapore) - wird laut nachgedacht. Ähnlichen Ar¬

beitsprinzipien folgen die militärisch organisierten, auf strikte Einhaltung von Befehl und Gehor¬

sam programmierten „boot camps". Durch widerspruchslose Unterwerfung unter rabiate Erzie¬

hungsmethoden und umfassenden Drill kann sich der Gefangene dort von einem Teil seiner

Gefängnisstrafe „freikaufen". Komplementär zur Verschärfung des Einschheßens wurden in vielen

amerikanischen Städten nächtliche Ausgangssperren für Jugendliche verhängt. Auch für Deutsch¬

land wurde ein solcher „Präventionsansatz" bereits gefordert. So unterbreitete der Unionspolitiker
Norbert Geiss den Vorschlag, für auffällige und verdächtige Jugendliche auch in Deutschland ein

nächtliches Ausgangsverbot zu verhängen (Dresdner Morgenpost, 1.6.1996, S. 2).

Auch wenn die aufgeführten Beispiele aus der Sicht europäischer Länder

(noch) extrem und nahezu irreal erscheinen, ist nicht zu übersehen, daß wesent¬

liche Teile der neuen Kriminalpolitik längst nach Europa unterwegs sind. Selbst

in Holland, das bislang stets für eine Vorreiterrolle in Sachen liberaler Kriminal¬

politik stand, fiel das amerikanische Modell militärisch organisierter Erzie¬

hungslager auf fruchtbaren Boden (v.d.Laan 1994). In Großbritannien, wo

schon in der Vergangenheit zweifelhafte Beispiele einer „short sharp shock"-

Pädagogik Aufsehen erregten,wurden von der Major-Administration neuartige
Internierungszentren für Wieder- holungstäter vom zwölften Lebensjahr an ge¬

plant. In den skandinavischen Ländern, bislang wie Holland ein günstiges Um¬
feld für kriminalpolitische Alternativen im Sinne von sozialer Integration, ist

eine „Renaissance repressiv-strafrechtlichen Denkens" zu registrieren, das sich

vom Gedanken der Resoziali- sierung und des empowerment weit entfernt

(Papendorf 1994, S. 12). In Deutschland schließlich drückte sich der kriminalpo¬
litische Umschwung beispielsweise in dem 1993 von der CDU/CSU-Fraktion

angestrebten Sofortprogramm aus, das u.a. die Forderung enthielt, auf heran¬

wachsende Straftäter zwingend das Erwachsenenstrafrecht anzuwenden - eine

Initiative, die seinerzeit nur mit Rücksicht auf die FDP zurückgestellt wurde.

Die Inhaftierungszahlen in deutschen Gefängnissen stiegen zwischen 1992 und

1996 um annähernd 25%.
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5. Dbkussion

Die untersuchten Beispiele stehen für einen übergreifenden Trend, von zentra¬

len sozialpädagogischen Reformauffassungen der beiden letzten Jahrzehnte

wieder abzurücken. Sowohl in der Jugendhilfe als auch im Bereich der Krimi¬

nalpolitik setzte sich dieser Trend während der letzten Jahre in wichtigen Praxis¬

entwicklungen und Fachdiskursen, aber auch auf dem Wege politischer Einfluß¬

nahme durch. Wie läßt sich demgegenüber eine Position bestimmen, die den

Rückgriff auf überwunden geglaubte law and order-Konzepte nicht nur ideolo¬

gisch „entlarvt", sondern seine Beweggründe ernst nimmt und sich dabei nicht

in Moralismus oder fachlicher Rechthaberei erschöpft? Wie kann einer aus

nachvollziehbaren Gründen verunsicherten Öffentlichkeit vermittelt werden,

daß medienwirksam inszenierte Kampagnen für Strafverschärfungen sowie

„Ausländer-raus"-Parolen zwar kurzfristig von den wirklichen gesellschaftli¬
chen Problemen ablenken können, sich aber letztlich als untauglicher Versuch

am untauglichen Objekt erweisen müssen? Folgende Überlegungen erscheinen

für die Beantwortung dieser Fragen zentral:

(1) Wir sind gegenwärtig Zeugen einer gesellschaftlichen Dynamik, deren

Effekte mit dem Bild einer sich stetig weiter öffnenden Schere zwischen den

sozialen Welten zu beschreiben sind: Arbeitslosigkeit, Mangel an Bildung, Ar¬

mut und prekäre Lebensbedingungen einerseits; wachsender Reichtum ein¬

schließlich einer schleichenden Erosion sozialer Gerechtigkeit und der großflä¬

chigen Auflösung der Steuermoral andererseits. In dieser Situation liegt es nahe,

die von den politischen Parteien geschürte Angst vor Kriminalität und Fremden

als Teil einer Suche nach Ersatzlegitimationen zu begreifen.

(2) In dieser Lage erhält die Rede von einer Spaltung der Gesellschaft eine

mehr als nur metaphorische Bedeutung. Der im Hinblick auf die Globalisierung

der Ökonomie als unausweichlich dargestellte Abbau sozialer Leistungen und

demokratischer Strakturen verändert das gesellschaftliche Klima, reaktiviert

Klassengrenzen,wo diese bereits überwunden schienen (Brock 1994). Die psy¬

chosozialen Folgen der Tatsache, daß die Integration in den Arbeitsmarkt für

einen beträchtlichen Teil derjungen Generation schlechterdings nicht mehr vor¬

gesehen ist, wurden lange heruntergespielt und verdrängt. Je deutlicher sich das

Verdrängte nun zurückmeldet, desto mehr wird versucht, es auf ein pathologi¬

sches Phänomen zu reduzieren, für das die klassischen Helfersysteme von Päd¬

agogik und Justiz zuständig sind - ein Projektionskreislauf, der die Jugendhilfe

zwar (scheinbar) aufwertet, sie aber zugleich systematisch überfordert und in

eine Sackgasse treibt. Zugleich ergibt sich daraus das Risiko, daß sie das Muster

einer „gespaltenen Normalität" (Böhnisch 1994) ungewollt reproduziert: so¬

zialintegrative Ansätze für die Bessergestellten, disziplinierende Verwahrungs¬

formen für die Abkömmlinge der wachsenden Rand- und Problemgruppen.

(3) Die sozialpolitischen Geschäftsgrundlagen der Sozialen Arbeit verän¬

dern sich. Deutlicher als bisher zeigt sich, wie sehr sie neben ausreichender Fi¬

nanzierung und guter personeller Ausstattung auf einen übergreifenden demo¬

kratischen Konsens angewiesen ist - einen Konsens, in dem Prinzipien wie

soziale Gerechtigkeit und Solidarität reale, nicht nur symbolische Geltung bean¬

spruchen können. In dem Maße, wie die aktuellen Umverteilungsprozesse die¬

sen Konsens aushöhlen und in wachsenden Teilen der Bevölkerung zu Apathie
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(„PolitikVerdrossenheit") und abnehmender Zustimmung zur Demokratie füh¬

ren, geraten auch die Ansätze einer sozialpolitisch verpflichteten Jugend- und

Straffälligenhilfe, wie sie das neue KJHG vorsieht, in die Defensive (vgl.
Strasser 1997, S. 59ff.). Die Leitkonzepte des KJHG - Integration, Partizipati¬
on, politische Einmischung, Lebensweltorientierung - machen schlicht keinen

Sinn mehr, wenn sie nur auf eingefriedeten pädagogischen Spielwiesen prakti¬
ziert werden können. Nur in einem erweiterten Verständnis von Kooperation
und Vernetzung, das die Grenzen der Sozialarbeit überschreitet, können sie sich

konkretisieren.

(4) Die Polarisierung der Gesellschaft entlang ökonomisch definierter Er¬

folgskriterien läßt einen neuen Bedarf an Demarkationslinien entstehen: oben

und unten, gut und böse, schuldig und unschuldig,vertraut und fremd, inländisch

und ausländisch, erziehbar und unerziehbar. Der Trend zur Individualisierung
und Pluralisierung der Lebensstile, den die Sozialwissenschaft dokumentiert,
führt zwar zu einer bisher ungekannten Vielfalt biographischer Optionen, er¬

zeugt aber gleichzeitig neue Rückzugsphänomene sowie eine „symbolische
Sehnsucht nach integrativen kulturellen Mustern" (Böhnisch 1994, S. 49). Auch
in Teilen der Jugendszene läßt sich beobachten, wie durch die Abschottung
überschaubarer Kerngruppen ein rigides Muster für die Regelung von Zugehö¬

rigkeit und Nicht-Zugehörigkeit entsteht. Je mehr die Funktion von Nähe und

Gemeinschaft, die diese Gruppen vermitteln, als bedroht erlebt wird, desto stär¬

ker der Zwang, sich nach außen abzugrenzen und Fremdes zu bekämpfen (vgl.
dazu die Untersuchung von Lau/Soeffner 1994, S. 261). Der Umgang mit sol¬

chen Haltungen, in denen aggressive Formen der Abgrenzung mit tabuisierten

Bedürfnissen nach Zuwendung und Nähe einhergehen, ist gegenwärtig beson¬

ders für die offene Jugendarbeit eine Herausforderung. Eine Reihe neuerer Un¬

tersuchungen über „Straßenkinder" weist darauf hin, daß hier ein Problemfeld

entstanden ist, das sich den herkömmlichen Arbeitsansätzen der Jugend- und

Straffälligenhilfe weitgehend entzieht (Permien/Zink 1998; Müller 1997;

Hansbauer 1998).
(5) Bislang überwiegen in der Jugendhilfe und Kriminalpolitik skeptische,

abwehrende Einstellungen gegen eine „ordnungspolitische" Vereinnahmung,
die sie im Umgang mit delinquenten Kindern und Jugendlichen wieder auf aus¬

grenzende Lösungen festzulegen versucht. Doch das könnte sich ändern. Denn

bei der Abwägung von Erziehung und Zwang unterliegt sie selbst einem histo¬

risch bedingten Zwiespalt, der insbesondere in Krisensituationen durchbricht.

Peukert (1986) hat diesen Zwiespalt mit seinem historischen Portrait einer „ja-

nusköpfigen" Profession in prägnanter Weise analysiert und sein Beharrungs¬

vermögen aufgezeigt. Gerade weil es sich um eine Eigenschaft handelt, die der

Sozialen Arbeit gewissermaßen in die Wiege gelegt wurde, sollte es nicht ver¬

wundern,wenn die im vorliegenden Beitrag diagnostizierte Verwirrung über die

genuinen Aufgaben von Jugendhilfe und Kriminalpolitik gegenwärtig auch Teile

der Praxis erfaßt. Nur eine selbstkritische Auseinandersetzung mit der Frage,
wie die im KJHG bzw. im JGG angelegten Prinzipien und Kooperationsformen
unter restriktiven sozialpolitischen Bedingungen neu begründet werden kön¬

nen, kann hier Klarheit schaffen. Zu wenig hat die sozialpädagogische Praxis

und Wissenschaft der Öffentlichkeit bisher deutlich gemacht, daß eine liberale

Jugend- und Straffälligenhilfe auf einen gesellschaftspolitischen Konsens ange-
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wiesen ist, der nicht ständig neu zur Disposition gestellt wird. Anstatt ihre Ziele

und Methoden in verständlicher Form nach außen zu vermitteln, vergrab sie

sich bei der Diskussion devianztheoretischer und kriminalpolitischer Themen zu

oft in schwer vermittelbaren Grabenkämpfen. Dies gilt auch für die ritualisierte

„Pro-und-contra"-Debatte über geschlossene Heime. Teil einer solchen selbst¬

kritischen Haltung müßte die Einsicht sein, daß die Neigung zu ausgrenzenden,

stigmatisierenden Praktiken auch in den historischen Strukturen der Jugendhil¬

fe selbst verwurzelt ist und stets großes Beharrungsvermögen besaß. Die selbst¬

zufriedene Einschätzung, diese Tradition lasse sich angesichts der inzwischen

durchgesetzten sozialpädagogischen Reformen schlicht ad acta legen, könnte

sich als übereilt erweisen.

6. Schluß

Der wohl meistzitierte Begriff zur Kennzeichnung der Konzeption moderner

Jugendhilfe lautet gegenwärtig „Lebensweltorientierang".Die Fortführung des¬

sen, was dieser oft nur noch dekorativ und verharmlosend gebrauchte Terminus

meint, erscheint dringend geboten - sowohl in den alten wie auch in den neuen

Bundesländern (Thiersch 1997). Zahreiche konstruktive Beispiele dafür exi¬

stieren bereits, andere entwickeln sich trotz oder wegen der bestehenden finan¬

ziellen Engpässe neu. Doch auch das Risiko, das der Sozialen Arbeit aus der

Festlegung auf ein ökonomistisches Erfolgs- und (Dienst-)Leistungsdenken

droht, liegt mittlerweile offen zutage: Eingezwängt zwischen wachsendem Pro¬

blemdruck und rückläufigen Finanzen, gerät sie in die Gefahr, in Bereiche mit

höchst unterschiedlichen Qualitätsmaßstäben auseinanderzudriften: auf der ei¬

nen Seite Hilfeformen, die an den reflexiven Ansprüchen einer politisch bewuß¬

ten, methodisch offenen Arbeitsweise festhalten; auf der anderen immer mehr

Billigvarianten für die Verwahrung, Versorgung, Begutachtung, Ruhigstellung,

Abschiebung von. Rand- und Restgruppen unterschiedlichster Art. Es könnte

sein, daß die fachlich differenzierte, konzeptionell anspruchsvolle Jugendhilfe,

die sich während der letzten Jahre herausgebildet hat, künftig nur noch unter

restriktiven und selektiven Voraussetzungen zur Anwendung kommt, d.h. daß

sie denen vorbehalten bleibt, für die sich der Einsatz von Hilfe, Pädagogik und

Therapie noch „rechnet". Was also wird in Zukunft mit dem Rest geschehen -

den in wachsender Zahl und Intensität auf die Soziale Arbeit zukommenden

Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen, die ihr partout nicht als Kun¬

den begegnen können, sondern als mehrfach Enttäuschte mit eingeschränkten

Zukunftsperspektiven Unterstützungbenötigen? Von der richtigen Antwort auf

diese Frage wird für die Zukunft von Jugendhilfe und Kriminalpolitik viel ab¬

hängen.
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WOLFGANG TREDE

Konzepte der Heimerziehung im europäischen
Vergleich

Einleitung

„Heimerziehung" in Europa stellt sich in einer großen Vielfalt dar; die Spann¬
weite reicht von der anstaltsförmigen Verwahrang über die individualisierende

Betreuung bis zur familientherapeutischen Intensivstation. Zwischen diesen Po¬

len existiert eine Fülle weiterer Formen der Heimerziehung: vom betreuten Ju¬

gendwohnen (vgl. Thimm 1997) über Außenwohngruppen (vgl. Niederberger/

Bühler-Niederberger 1988) und professionelle Pflegefamilien („Erziehungs¬

stellen"; vgl. Planungsgruppe Petra/Thurau/Völker 1995) bis zu Kinderdör¬

fern (Landenberger/Trost 1988; Kirchner 1996). Diese Vielfalt läßt das auf

den ersten Blick eindeutige pädagogische Arrangement „Heimerziehung" dif¬

fus werden. Trotzdem kann aber zumindest insofern von einer „europäischen

Heimerziehung" gesprochen werden, als bei den grundlegenden Programmati¬

ken und konzeptionellen Vorstellungen im Bereich der Fremdplazierung ein

großes Maß an Gemeinsamkeiten in Europa festzustellen ist. In allen Ländern

Europas, über die Daten vorliegen, wird angestrebt, präventive sozialpädagogi¬
sche Hilfen auszubauen mit dem Ziel, Fremdplazierungen zu vermeiden; wenn

sie nicht zu vermeiden sind, zunächst möglichst auf die Pflegefamilie zu setzen;

und wenn dennoch eine Heimunterbringung notwendig oder gewünscht wird,

diese möglichst kurz und in möglichst kleinen Einheiten, die milieunah situiert

und an normalen Lebensvollzügen orientiert sind, zu organisieren. Im weiteren

wird in den meisten Ländern infolge der UN-Konvention über die Rechte des

Kindes angestrebt, die Rechte von Adressatinnen besser zu achten und junge

Menschen und ihre Eltern in die Planung und Durchführung von Hilfen einzu-

beziehen. Schließlich wird in Europa auf gut ausgebildetes pädagogisches Per¬

sonal gesetzt.
Diesen zunächst auf der Konzeptebene liegenden common sense europäi¬

scher Heimerziehung, aber auch signifikante Unterschiede anhand ausgewähl¬

ter Länder Europas herauszuarbeiten und sie vor dem Hintergrund der jugend-

hilfepolitischen, sozialadministrativen und rechtlichen Rahmenbedingungen zu

analysieren und, soweit das möglich ist, einem „Realitätstest" zu unterziehen ist

das Anliegen des folgenden Beitrages. Doch zuvor zwei Vorbemerkungen:

(1) Die Binnendifferenzierung der Heime als Ausdruck des Bemühens um eine „bedarfsgerechte

Jugendhilfe", das zentrale Charakteristikum des Modernisierungsschubs der letzten 30 bis 40 Jahre,

machte die Grenzen institutioneller Fremdplazierung gegenüber benachbarten Feldern sozialpäd¬

agogischen Handelns durchlässiger und läßt den Untersuchungsgegenstand plastisch werden: Wo

Z.£Päd., 39. Beiheft
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hört „Mobile Betreuung" (als differenzierte Form der Heimerziehung) auf und fangt Straßensozi¬

alarbeit an, wo kann man nicht mehr von intensiver Eltern- und Familienarbeit, sondern muß schon

von „Sozialpadagogischer Familienhilfe" sprechen, wo hegt der Übergang von der Familienwohn-

gruppe zur Pflegefamilie? So einfach diese Fragen pragmatisch zu beantworten waren, beispiels¬
weise mit dem Hinweis auf die entsprechende öffentliche Auftragslage (das Jugendamt definiert

etwas als einen „Fall von ..."), die sie legitimierende gesetzliche Grundlage und die i.d.R. über

spezialisierte Konzeptionen dokumentierten Ansprüche des jeweiligen Tragers, so schwierig ist die

Kategorienbildung in vergleichender Perspektive, aber so unklar wird auch die Zuordnung der

Interventionen mit Blick auf das konkrete sozialpadagogische Handeln und deren Wahrnehmung
durch die Adressaten. Es ist angesichts der realen Vielfalt pädagogischer Settings, der angewandten
Methoden, Absichten und ihrer sozialen Funktionen tatsachlich erstaunlich, mit welcher Zähigkeit
sich der Begriff „Heimerziehung" im deutschsprachigen Fachdiskurs halt. - Für komparatistische
Zwecke ist daher zunächst eine systematische Klarung der unterschiedlichen Anlasse, Formen und

Zielsetzungen sinnvoll, die der Unterbringung von Minderjährigen außerhalb der eigenen Familie

zugrunde liegen. Der folgende Differenzierungsvorschlag kann zumindest den Blick für die Vielfalt

dieser Lebensorte schärfen und die kategorialen Probleme veranschaulichen, die der internationa¬

le Vergleich mit sich bringt.

Aufwachsen außerhalb

der Herkunftsfamilie/

Leben »am anderen Ort"

T

Fremdplazierung Schüler-/Lehrlings-
wohnheime

Internate | Bundeswehr/

! Zivildienst

Stationäre

Erziehungshilfen

Pflegefamihe

Behinderten¬

heime

Jugendgefängnisse,
Arrestanstalten

Heime,

Wohngruppe

Betreutes

Wohnen

„Heimerziehung" als jede Art von Erziehung, „die öffentlich veranlaßt und finanziert wird und

ersatzweise oder in Ergänzung zur privaten familiären Erziehung mittel- oder längerfristig durch

i. d. R. speziell ausgebildete und bezahlte Erzieherinnen in dafür vorgesehenen Settings durchge¬
führt wird" (Simmen 1990, S. 14), muß also nicht nur von ihrer klassischen Alternative, der Pflege¬
familie, unterschieden werden, sondern sich auch abgrenzen gegenüber (a) der mehr auf (schuli¬
sche) Bildung ausgerichteten, überwiegend privat finanzierten Internatserziehung bzw. der

Unterbringung in Einrichtungen der Jugendsozialarbeit (z. B. Schuler- und Lehrlingsheime), (b)
dem vorrangig medizinisch-therapeutischen Gesichtspunkten folgenden Aufenthalt von (chro¬
nisch) kranken Kindern und Jugendlichen in Kliniken und Kinderkurheimen bzw. von überwie¬

gend geistig und/oder körperlich behinderten Minderjährigen in Einrichtungen der Behinderten¬

hilfe sowie (c) der vorwiegend an Bestrafung orientierten oder - im Fall der U-Haft - zumindest

vordergrundig der Verfahrenssicherung dienenden Unterbringung in Einrichtungen des (Jugend-)
Strafvollzugs. Wenngleich die Übergänge - und die wechselseitige Indienstnahme - zwischen der

Heimerziehung und allen der genannten angrenzenden Bereiche fließend sind, so scheint die hier

vorgenommene Differenzierung auch für den internationalen Vergleich genügend trennscharf.

(2) Eine international vergleichende Heimerziehungsforschung steckt noch in den Kinderschuhen

(vgl.TREDE 1996). Zwar existiert mittlerweile eine Reihe von Landerberichten, die zumindest einen
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impliziten Vergleich der nationalen „Heimerziehungen" erlauben (Gottesman 1991,1994; Col-

ton/Hellinckx 1993); was jedoch bislang fast vollständig fehlt, sind explizite Vergleichsstudien, die

nicht nur sekundäranalytisch, aufbauend z. B. auf jeweils vorhandenen, kategorial natürlich nicht

gleich geschnittenen statistischen Grunddaten arbeiten. Einen ersten wichtigen Schritt stellt aller¬

dings die Arbeit von Madge (1994) dar, eine vergleichende Überblicksstudie über Heimerziehung

in den (damals 12) Ländern der Europäischen Gemeinschaft und in Schweden. - Um eine bessere

Datenbasis, insbesondere auch statistische Angaben über mittel- und osteuropäische Länder zu

erhalten, wurde für diesen Beitrag eine schriftliche Umfrage im Kolleginnenkreis der Internationa¬

len Gesellschaft für erzieherische Hilfen1 durchgeführt. Der kurze offene Fragebogen bat um län¬

derspezifische Angaben zur Gesamtpopulation der Minderjährigen sowie zur Anzahl fremdpla¬

zierter Minderjähriger (0-18 Jahre) zu drei Zeitpunkten (1985, 1990, 1995), wenn möglich

differenziert nach Art der Unterbringung (Heim,Wohngruppe, Pflegefamilie etc.), Geschlecht und

Altersverteilung. Ein zweiter Fragenkomplex bat um Aussagen zu den wichtigsten rechtlichen, or¬

ganisatorischen, konzeptionellen und professionellen Entwicklungen der letzten 20 bis 25 Jahre.

Schließlich wurde gefragt, welches die drei wichtigsten Themen der aktuellen Fachdiskussion seien.

Der Fragebogen wurde von Expertinnen aus Dänemark, England, Finnland, Frankreich, Italien,

Polen, der Schweiz und Slowenien beantwortet. Für eine vergleichende Analyse ausreichend beant¬

wortet wurde die Umfrage von England, Finnland, Polen und Slowenien. Teilweise werden die

entsprechenden Daten in den betreffenden Ländern gar nicht (wie in der Schweiz, wo Angaben

allenfalls auf kantonaler Ebene erhältlich sind) oder nur unsystematisch und zu wenigen Zeitpunk¬

ten (wie in Italien) erhoben, oder die Angaben waren unvollständig (Dänemark,Frankreich). Da¬

her werde ich mich bei der folgenden Auswertung vor allem auf die konzeptionelle und, soweit

darstellbar, tatsächliche Entwicklung der Heimerziehung in Deutschland, England, Finnland, Polen

und Slowenien beziehen, aspekthaft aber auch Entwicklungen in weiteren Ländern mit einbezie¬

hen.

2. Basbdaten zur Heimerziehung in fünfausgewählten

europäbchen Ländern

2.1 England

Traditionslinien und rechtliche Entwicklung im Überblick: Früher als in Deutsch¬

land und wohl auch konsequenter, da nicht durch verschiedenste Regionalpoli¬

tiken moderiert, wurden im Zeitalter Elisabeths I. ab Mitte des 16. Jahrhunderts

Arbeits- und Zuchthäuser für die Armen errichtet. Als prototypisch nicht nur

für andere Anstalten in England, sondern auch auf dem Kontinent gilt das 1555

gegründete Bridewell in London. Die Disziplinierang und Kasernierung der Ar¬

mut - und eben auch von armen, verwaisten, obdachlosen Kindern - wurde sta¬

bilisiert, gar radikalisiert durch das 1601 erlassene Poor Law (vgl. Friebel

1971 ).2 Bis weit ins 20. Jahrhundert hinein scheinen Heime in England überwie¬

gend Anstalten zur Armutsverwaltung geblieben zu sein, denn bis auf das vor

allem durch kirchliche und philantropische charity organbations getragene

Die 1948 auf Betreiben der UNESCO gegründete Internationale Gesellschaft für erzieheri¬

sche Hilfen (IGfH), die im internationalen Bereich nach ihrer französischen Bezeichnung

(Fediration Internationale des Communautes Educatives) „FICE" abgekürzt wird, ist die einzi¬

ge internationale Fachorganisation, die sich speziell mit Heimerziehung beschäftigt.

Durch das Poor Law waren die Aufseher der Kirchspiele (parishes) verpflichtet worden, pau-

per children eine Handwerkslehre angedeihen zu lassen. Diese Regelung führte dazu, daß die

parishes (Waisen und andere Kinder, die gemeindlicher Fürsorge unterlagen), Fabrikbesitzern

unentgeltlich als „Lehrlinge" übergaben, was die legale Basis für Kinderarbeit in Fabriken und

Bergwerken unter schwersten Bedingungen abgab.
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„Child Saving Movement" in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts gab es

anscheinend keine wirksamen Reformbewegungen. Die vierziger Jahre dieses

Jahrhunderts markieren den Beginn einer modernen Jugendhilfe, ausgelöst
durch die Forschungsergebnisse u. a. von Anna Freud, Dorothy Burlingham

und Donald Winnicott und einer zunehmend kritischen Haltung gegenüber
der anstaltsförmigen Verwahrung von Kindern und Jugendlichen. Legislativen
Niederschlag fanden die Reformimpulse im Children Act von 1948, der u.a.

Fachabteilungen bei den lokalen Behörden, eine pädagogisch-fachliche Ausge¬

staltung der Fremdplazierung einschließlich entsprechender Überwachungsvor¬
schriften und vorsah, daß Fremdunterbringungen, wenn irgend möglich, in Pfle¬

gefamilien erfolgen sollten (vgl. Janze 1997). - In jüngster Zeit haben die auf

große öffentliche Resonanz gestoßenen Heimskandale der späten achtziger Jah¬

re und die in ihrer Folge eingesetzten und Verbesserungen fordernden Untersu¬

chungsausschüsse (vgl. Levy/Kahan 1991; Utting 1991; Warner 1992), vor al¬

lem aber der Children Act von 1989 (CA 89) deutliche Reformimpulse gesetzt.
Der CA 89 ist im Unterschied zu früheren Gesetzen, die sich an einzelne Grup¬

pen von Minderjährigen gerichtet hatten oder sich mit einzelnen Aspekten ihrer

Entwicklung, z.B. der Erziehung, befaßten, das erste umfassende Jugendgesetz
für England und Wales. Neben anderen, auch familienrechtlichen, Regelungen
ist der CA 89 die rechtliche Grundlage für die Unterbringung und Betreuung
von Minderjährigen in Heimen und Pflegefamilien sowie für die Aufsicht über

diese Institutionen, aber auch von Internaten und anderen Einrichtungen, in

denen Kinder über längere Zeit leben, wie z.B. Kliniken. Gegenüber der über¬

wiegend pauschal Heimunterbringungen vermeidenden Praxis der siebziger
und achtziger Jahre versuchte der CA 89 einen strikt am Bedarf im Einzelfall

orientierten Zugang zur Heimerziehung zu etablieren. Der CA 89 ist vor allem

ein Familienhilfegesetz. Aufgabe der lokalen Behörden ist zwar zuvörderst der

Schutz und die Förderung des Wohls des Kindes, es soll jedoch alles unternom¬

men werden, daß children in need in ihren Familien aufwachsen können. Auch

eventuell angezeigte Fremdplazierungen sollen möglichst in Übereinstimmung
mit den Eltern erfolgen. Hierfür ist ein placement agreement meeting vorgese¬

hen. Im weiteren stärkt er die Rechtspositionen von Minderjährigen; hier folgt
das Gesetz direkt der UN-Kinderrechtskonvention. Kinder und Jugendliche
haben ein Recht auf umfassende Information und Beratung und müssen im

Rahmen von anstehenden Hilfen gehört werden. Darüber hinaus müssen ge¬

mäß CA 89 lokale Behörden und auch freie Träger in ihrem Bereich ein Be¬

schwerdeverfahren einrichten, das es Minderjährigen oder ihren Sorgeberech¬
tigten ermöglicht, Eingaben jeglicher Art (einschließlich Beschwerden) zu

machen. Schließlich enthält der CA 89 - und insbesondere die detaillierten

Children Act Regulations 1991 - klare Aufsichts- und Kontrollregelungen gegen¬
über allen öffentlichen und privaten Institutionen, in denen Minderjährige au¬

ßerhalb der eigenen Famihe leben.

Die Entwicklung in Zahlen: Jährlich zum Stichtag 31. März werden vom De¬

partment of Health umfangreiche Daten über Minderjährige, die unter der Ob¬

hut der lokalen Behörden stehen („children looked after by local authorities"),
erhoben.
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Tabelle 1: Minderjährige unter behördlicher Aufsicht in England nach Art der

Unterbringung 1985,1990,1995

1985

n= %o1

1990

n= %«1

1995

n= %»1

Pflegefamilie 35010 2,93 34548 2,99 31000 2,64

Heimerziehung2 20090 1,68 14403 1,25 8790 0,75

sonstige Betreuungs¬
formen3

14450 1,21 11581 1,00 9000 0,76

Summe 69550 5,82 60532 5,24 48790 4,15

Quelle: Department of Health 1996; eigene Berechnungen

1 Diese Spalte gibt die für vergleichende Zwecke besonders aussagekräftigen
Unterbringungseckwerte je 1000 der Gleichaltrigenpopulation an.

2 Einbezogen wurden: Community homes, Voluntary homes, Youth treatment centres,
Schools and hosteis for children with special educational needs, Placement in lodgings
or residential employment.

3 Dies sind die Formen: Placed for adoption (ab 1987 erhoben), „under Charge & control"

(bis 1991), Placement with parents (ab 1992), Other accomodation.

Im Beobachtungszeitraum 1985 bis 1995 ist erstens die Anzahl der auf öffentli¬

che Veranlassung (fremd-)untergebrachten Minderjährigen deutlich, in absolu¬

ten Zahlen fast um ein Drittel, zurückgegangen. Daß dieser Rückgang nicht

vorrangig an der demographischen Entwicklung liegt, wird am fast analogen
Rückgang des Unterbringungseckwerts erkennbar: Waren 1985 knapp 6 von

1000 Minderjährigen unter behördlicher Fürsorge in Heimen, Pflegefamilien
und anderen Arrangements plaziert, so waren es 1995 nur noch gut 4 von 1000

oder knapp 30 % weniger. Die relative Bedeutung der Pflegefamilie hat zwei¬

tens deutlich zugenommen. Betrachten wir hierbei lediglich die wirklichen

Fremdplazierungen, d. h. die Unterbringung außerhalb der eigenen Familie, und

lassen die in Tabelle 1 unter „sonstige Betreuungsformen" rubrizierten Unter¬

bringungsformen weg,3 so verschob sich das Verhältnis Heim : Pflegefamilie im
beobachteten Zeitraum von 1985 mit 36,5 % : 63,5 % kontinuierlich zugunsten
der Pflegefamilie bis 1995 mit einem Verhältnis von 22,1 % Heim- zu 77,9 %

Pflegefamilienunterbringungen.

Nach Ansicht ausgewiesener Autorinnen (z.B. Kahan 1991) haben allerdings Einrichtungen des

Internatswesens in den letzten 30 Jahren in erheblichem Ausmaß Funktionen der (fach-)öffentlich
diskreditierten und jugendhilfepolitisch sehr stark reduzierten „normalen" Heimerziehung über¬

nommen. Im Jahr 1971 lebten in Internaten für „unangepaßte Kinder" rund 5000 Minderjährige
(Hudson 1995), im Jahr 1992 wurde die Zahl der Bewohner dieser nunmehr in „Boarding Schools

for Children with Special Educational Needs" umbenannten Einrichtungen auf zwischen 20000

und 33000 geschätzt (Kahan 1994). Weitere rund 110 000 Kinder und Jugendliche besuchen nor-

Die in Tabelle 1 unter „sonstige Betreuungsformen" rubrizierten, quantativ bedeutsamsten

„placements with parents" (bzw. das frühere „under Charge & control") würden in Deutschland

eindeutig dem Spektrum der ambulanten Hilfen zur Erziehung, z. B. am ehesten wohl der Er¬

ziehungsbeistandschaft gem. § 29 SGB VIII, zugerechnet. Würden die Adoptionspflegefälle

(„placed for adoption") zudem noch bei den Pflegefamilienunterbringungen mitgerechnet, was

hinsichtlich des pädagogisch-psychologischen Settings vertretbar wäre, so würde dies die rela¬

tive Bedeutung der Pflegefamilie noch erhöhen.
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male Internate (Utting 1997), jeweils einige hundert Minderjährige sind in psychiatrischen Abtei¬

lungen und in Einrichtungen des Strafvollzugs untergebracht, so daß die Gesamtzahl der Minder¬

jährigen, die „am anderen Ort" leben, die Zahl der auf öffentliche Veranlassung in Heimen Unter¬

gebrachten um ein Vielfaches übersteigt. Im jüngsten UrriNG-Report (a.a.O.) wird die Anzahl der

in England und Wales außerhalb der eigenen Familie lebenden Minderjährigen auf 200000 ge¬

schätzt; das entspräche einer Quote von 16,7 von 1000 der Gleichaltrigenpopulation.

2.2 Finnland

Traditionslinien und rechtliche Entwicklung im Überblick: Auch in Finnland

steht Heimerziehung in der Tradition der Armenfürsorge, allerdings spielten an¬

ders als in England spezielle Anstalten offenbar kaum eine Rolle, sondern es

wurde vorwiegend auf die Unterbringung in Familien gesetzt. Nach dem poor

law wurden Kinder entweder aufgrund eines behördlichen Vertrags langfristig

bei Pflegefamilien untergebracht oder im Rahmen jährlicher Auktionen an den

billigsten Bieter versteigert. Die letztgenannte Praxis hielt sich, obzwar damals

schon geraume Zeit verboten, bis 1910 (Kemppainen 1991). Das erste finnische

Kinderheim, für Kinder der Soldaten des Artillerieregiments, wurde 1750 auf

einer Insel direkt vor dem Hafen von Helsinki gegründet, und erst von der Mitte

des 19. Jahrhunderts an kam es zu einer größeren Zahl von Heimgründungen,

die vorwiegend von philanthropischen „Damengesellschaften" als Antwort auf

die Ausbeutung von Kindern bei Pflegefamilien betrieben worden waren. Ein

erstes Jugendwohlfahrtsgesetz trat 1936 in Kraft, wobei es zu einem wirklichen

Auf- und Ausbau eines modernen Heimerziehungssystems in Finnland erst nach

1945 kam, vor allem zur Unterbringung der Kriegswaisen. 1946 gab es 104 kom¬

munale Kinderheime und 103 Heime in freier Trägerschaft, in denen 7416 Min¬

derjährige untergebracht waren. Die davon ableitbare Anzahl der Bewohnerin¬

nen pro Heim von durchschnittlich knapp 36 deutet bereits an, daß Finnland

traditionell ein Land relativ kleiner Heime ist. In Deutschland wurde diese

durchschnittliche Heimgröße erst Ende der achtziger Jahre erreicht, während

das finnische Durchschnittsheim heutzutage (Stand: 1995) über eine Kapazität

von 12,4 Plätzen verfügt. - Viele fachliche Entwicklungen in Finnland seit den

sechziger Jahren scheinen große Ähnlichkeit mit den deutschen zu haben, von

der Kritik am Zwangscharakter der Jugendfürsorge, an der „Anstalt" und ihrer

häufig isolierten Lage (in Finnland oftmals auf Inseln) und der Forderung nach

stärkerer Nutzung der Pflegefamilie in den sechziger und frühen siebziger Jah¬

ren, über eine Therapiewelle von den siebziger Jahren an bis zur Stärkung prä¬

ventiver und familienbezogener „offener Hilfen" vor allem infolge des finni¬

schen Jugendwohlfahrtsgesetzes von 1984. Zugleich scheinen in Finnland

Reformen pragmatischer und entschiedener in die Realität umgesetzt worden

zu sein als in Deutschland. So wurde im Rahmen eines Dekrets des Staatspräsi¬

denten zur Jugendwohlfahrt in den achtziger Jahren erlassen, daß in einem

Heimgebäude maximal 24 Kinder leben dürfen, die maximale Grappengröße
dürfe acht Plätze nicht überschreiten. Das finnische JWG schuf vermehrt die

Möglichkeit „offener Betreuung" als i.d.R. ambulante, auf den individuellen

Bedarf zugeschnittene pädagogische Hilfen, die allerdings durchaus auch kurz¬

fristige „begleitete" Unterbringungen - teilweise der ganzen Familie - beinhal¬

ten. Mit dem JWG von 1984 hielt generell eine starke Familienorientierung Ein-
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zug. Die Verhinderung der Herausnahme von Kindern und die Unterstützung
der Familie bei der Erziehung und Betreuung ihrer Kinder gilt seitdem als wich¬

tigstes Ziel finnischer Jugendhilfe. Nach dem revidierten Jugendwohlfahrtsge¬
setz von 1990 erhielten Minderjährige deutlich mehr Rechte: Von 12 Jahren an

haben sie ein umfassendes Anhörungsrecht und sind berechtigt, selbst gesetzli¬
chen Unterhalt und weitere soziale Transferleistungen zu beantragen: Wenn ein

12jähriges Kind einer Unterbringung nicht zustimmt, so muß die Entscheidung
über die Hilfe dem Verwaltungsgericht überantwortet werden. Das finnische

Jugendwohlfahrtsgesetz von 1990 verpflichtet den fallführenden Sozialarbeiter

dazu, die Verwirklichung des Kindesinteresses sicherzustellen und dem Minder¬

jährigen zu helfen, alle hierzu nötige Hilfe zu erhalten.

Die Entwicklung in Zahlen: Aus Finnland liegen Unterbringungszahlen zu

etwas anderen Stichdaten vor, Vergleiche mit den anderen Ländern sind den¬

noch möglich.

Tabelle 2: In Stationären (Erziehungs-)Hirfen lebende Minderjährige in Finnland 1980,

1987,1991,1992 und 1995

1980 1987 1991 1992 1995

Pflegefamilie 4917 4645 4346 4698 5318

Heimerziehung 4260 3750 3669 3732 3880

Andere Betreuungsformen1 - - 709 984 1600

Summe n = 9177 8395 8724 9414 10798

o/ 2
/oo 8,0 7,0 7,0 8,0 9,0

Ambulante Hilfen3 - - - 23456 30686

Quelle: Törrönen 1997

1 Hierzu werden u. a. gezählt: Krankenhäuser, Behinderteneinrichtungen, Einrichtungen
der Suchtkrankenhilfe, „folk high schools" (Internate speziell für die Bevölkerungsgruppe
der Samen/Lappen).

2 Unterbringungseckwert je 1000 der Gleichaltrigenbevölkerung.
3 Hierunter werden sowohl ambulante Familienhilfen als auch Tagesgruppenangebote und

(ambulante) Einzelbetreuungen subsumiert.

Wie Tabelle 3 zeigt, sank die absolute Anzahl der außenfamiliär untergebrach¬
ten Kinder und Jugendlichen seit 1970 bis zum Ende der achtziger Jahre, um

seitdem wieder leicht zuzunehmen. Eine parallele Entwicklung zeigt sich auch

mit Blick auf die Unterbringungseckwerte: Waren 1991 rund sieben von 1000

unter 18jährigen fremdplaziert, so stieg diese Quote im Jahr 1995 auf 9%o an - so

hoch wie in den siebziger Jahren. Zugleich werden Kinder, Jugendliche und de¬

ren Familien zunehmend im Rahmen von offenen wohnortnahen Hilfen durch

„Jugendhilfeeinheiten" betreut, die zugleich stationär unterbringen können.

Die Grenze zwischen stationärer und ambulanter Betreuung wird damit durch¬

lässiger. Innerhalb der Fremdplazierungen - die „anderen Betreuungsformen"
werden auch hier nicht berücksichtigt - steigt im Beobachtungszeitraum die re¬

lative Bedeutung der Pflegefamilie leicht an. 1980 betrug der Anteil der in Pfle¬

gefamilien untergebrachten Minderjährigen 53,6%; dieser Anteil stieg, mit

leichten Schwankungen, bis 1995 auf 57,8 % an.
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2.3 Polen

Traditionslinien und rechtliche Situation im Überblick: Kruszko (1991) zufolge

ist die polnische Heimerziehung historisch vor allem durch die im Mittelalter

zum Schutz und zur religiösen Erziehung armer Kinder eingerichteten Hospitä¬

ler, Waisenhäuser und Asyle der katholischen Kirche geprägt, während die in

Westeuropa ab der frühen Neuzeit anzutreffende merkantilistische Indienst-

nahme der Fremdplazierung in Form z.B. der Zucht- und Arbeitshäuser an¬

scheinend eine geringere Rolle spielt. Bis zum Zweiten Weltkrieg wurde die

Heimerziehung in Polen insbesondere geprägt von den heimpädagogischen An¬

sätzen Don Boscos, Pestalozzis und Janusz Korczaks. Besondere Wirkung

auf die damaligen pädagogischen Konzepte hatte außerdem das Wohngruppen¬

modell Jozef Czeslaw Babickis, eine Mischung aus PESTALOZzischer Wohn¬

stubenerziehung (kleine Gruppen von Kindern unterschiedlichen Alters) und

reformpädagogischer Ideale der Führung durch Gleichaltrige (der/die

Gruppenälteste fungierte als Ersatzvater/-mutter). Vielleicht liegt es in diesen

kräftigen nationalen Vorbildern begründet, daß sich die Heimlandschaft bereits

in der staatssozialistischen Ära zu differenzieren begann; es wurden zunehmend

kleinere Wohneinheiten eingerichtet und die pädagogischen Prinzipien

Korczaks wiederentdeckt. Im großen und ganzen blieb die Ausrichtung und

Strukturierung des polnischen Heimerziehungssystems jedoch bis zur politi¬
schen Wende die auch in den anderen staatssozialistischen Ländern übliche:

Heime dienten, zumindest ideologisch vordergründig, der sozialistischen Per¬

sönlichkeitsentwicklung benachteiligter bzw. normabweichender Kinder und

Jugendlicher, entsprechend waren sie Einrichtungen der Volksbildung und

strukturierten sich vorrangig entlang dem Alter und den Schulformen (vgl. ähn¬

lich für die DDR: Hoffmann 1981;Seidenstücker 1990); die „Sozialpädagogik"
wurde „als verdächtige bürgerliche Wissenschaft' betrachtet, die ganz unnötig

in einem Staat mit einer .gerechten Gesellschaftsordnung' sei" (Urbaniak-Za-
jac 1997, S. 446). - Im Unterschied zu den anderen Berichtsländern existiert in

Polen kein Jugendhilfegesetz. Unterbringungen in Heimen und Pflegefamilien

erfolgen entweder auf der Grundlage des Zivilrechts, wenn das Wohl des Kindes

bei seinem weiteren Verbleiben in der Familie gefährdet wäre (wohl vergleich¬
bar § 1666 BGB) oder auf der Grundlage des polnischen Jugendgerichtsgeset¬
zes von 1982, wenn ein Jugendlicher deviantes Verhalten - bezeichnet als „De¬

moralisation" - aufweist. Die Unterbringung in einem Heim oder, bei Vorliegen

schwerer Straftaten, in einer Besserungsanstalt (s.u.) ist dabei lediglich eine

mögliche justizielle Maßnahme. In der Mehrheit der Fälle werden durch das

Gericht andere Auflagen erteilt.

Die Entwicklung in Zahlen: In den Jahren zwischen 1985 und 1995 ist zu¬

nächst bis etwa 1990 ein leichter Rückgang der Fremdunterbringungen in Hei¬

men und Pflegefamilien zu beobachten, danach wieder eine - mit fast 20% Zu¬

nahme der Fremdplazierungsquote recht deutliche - Steigerung. Die relative

Bedeutung der Pflegefamilie nahm im Beobachtungszeitraum kontinuierlich zu,

von 32,8 % im Jahr 1985 auf 40,6% 1995. Über die zahlenmäßige Entwicklung

im einzelnen informiert Tabelle 4, die zusätzlich die Unterbringungszahlen in

Einrichtungen der Justiz und der Behindertenhilfe sowie der (hohen) Schüler-

Innenzahl in Internaten angibt.
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Tabelle 3: Fremdplazierte und in Internaten lebende Minderjährige in Polen nach Art

der Unterbringung 1985,1990,1995

1985

n= %o1

1990

n= %<,1

1995

n= %o1

1. Heimerziehung2 68566 6,18 63654 5,62 67545 6,34

2. Pflegefamilie 33530 3,02 37215 3,28 46101 4,33

Summe 1+2: 102096 9,20 100869 8,90 113646 10,67

3. Justizheime3 2142 0,19 2128 0,18 1960 0,18

4. Behindertenheime 9799 0,88 9739 0,86 9540 0,89

5. Internate 222500 20,07 186600 16,48 141400 13,28

Summe 1 -5: 336537 30,34 299336 26,42 266546 25,02

Quelle: FICE-Umfrage 1997; eigene Berechnungen

1 Unterbringungseckwerte je 1000 der Gleichaltrigenpopulation (0-<18 Jahre).
2 Hierzu wurden gezählt: Kinderheime, Krisenzentren, Sonderschulheime

(„specjalne osrodki szkolno-wycho wawcze"), Erziehungsheime.
3 Dies sind vom Justizministerium betriebene „Besserungsanstalten"

des Jugendstrafvollzugs und U-Haftanstalten.

2.4 Slowenien

Traditionslinien und rechtliche Entwicklung im Überblick: Die kleine, erst seit

1991 selbständige Republik steht als ehemaliger Teil der Habsburger Doppel¬
monarchie selbstverständlich auch in deren Tradition einer stark von der katho¬

lischen Kirche geprägten Waisen- und Armenfürsorge. Nach 1918 - als Teilrepu¬
blik Jugoslawiens - wurde 1930 erstmals ein Gesetz erlassen, das Hilfen für

vernachlässigte Kinder vorsah (vgl. Kobolt 1991). Hinzuweisen ist zudem auf

die traditionell bedeutsame Rolle der Familienpflege in Slowenien, die nach

1945 der Kriegswaisen wegen noch zunahm. Nach Krajncan/Skoflek (1997)
wurden die meisten der heute elf Heime zwischen 1946 und Mitte der sechziger
Jahre gegründet, damals in der Regel situiert in nicht eben zweckdienlichen ehe¬

maligen Schlössern, Kasernen oder Klöstern und betrieben von schlecht oder

gar nicht ausgebildetem Personal. Als Meilenstein der Heimreform gilt ein „Ex¬

periment im Erziehungsheim Logatec (1967 bis 1972) mit dem Versuch, demo¬

kratische Erziehungsmethoden und eine eher permissive pädagogische Haltung
in der Heimpädagogik einzuführen" (ebd.). In diese Zeit fällt auch der Beginn

spezieller Ausbildungsgänge (zum „Spezialpädagogen") und einer intensiven

Rezeption „westlicher" Ideen und Erziehungskonzepte von A. Aichhorn, F.

Redl und A.S. Neill bis zur heutigen Befassung mit der Alltagspädagogik H.

Thierschs. Im Jahr 1985 wurde ein Plan zur Renovierung aller Heime beschlos¬

sen, der eine Verringerung der Kapazitäten auf maximal 48 Plätze pro Heim, die

Dezentralisierung der Einrichtung vor allem durch die Auslagerung von Wohn¬

gruppen und die Integration der Heime in normale soziale Milieus vorsah. -

Noch unterstehen alle Einrichtungen der stationären Erziehungshilfe dem

Staat, wenngleich der Aufbau freier Träger auch im Bereich der Heimerziehung
aktuell ansteht. Es gibt eine Reihe von gesetzlichen Grundlagen, die für die
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Heimerziehung relevant sind: Zum einen ist dies das „Gesetz über die Organi¬

sation und Finanzierung der Erziehung und Ausbildung" von 1996, das die

Grundlage des gesamten slowenischen Schulsystems darstellt - und damit viel¬

leicht auf die sozialistischen Traditionen eines zur „Volksbildung" gehörigen

Heimwesens verweist, zum zweiten das „Gesetz über Erziehung und Ausbil¬

dung für Kinder und Jugendliche mit Entwicklungsstörungen" aus dem Jahr

1968. Das letztere wird zur Zeit reformiert und soll 1998 von einem „Gesetz

über Erziehung und Ausbildung von Kindern und Jugendlichen mit besonderen

Bedürfnissen" abgelöst werden. Die Arbeit der in jeder Gemeinde existieren¬

den Jugendämter, die verantwortlich für die „Einweisung" von Kindern und

Jugendlichen sind, wird durch ein „Gesetz über soziale Versorgung" (1992) ge¬

regelt, während ein weiteres „Gesetz über Ehe- und Familienbeziehungen"

(1993) Bedingungen und Kriterien für eine Fremdplazierung benennt.

Die Entwicklung in Zahlen: Die politische Wende infolge der Abspaltung

von Jugoslawien und der Staatsgründung hat dem bereits sehr viel früher einset¬

zenden Reformprozeß der Heimerziehung keine grundsätzlich neue Richtung

gegeben, diesen aber beschleunigt. Dies zeigt sich besonders im raschen Ausbau

von Wohngruppen.

Tabelle 4: In stationären Erziehungshilfen und Internaten lebende Minderjährige

in Slowenien nach Art der Unterbringung 1985,1990,1995

1985

n= %o1

1990

n= %o1

1995

n= %o1

1. Heimerziehung 598 1,09 553 1,04 480 0,98

2. Pflegefamilie 1702 3,11 1883 3,54 1626 3,34

Summe 1+2: 2300 4,20 2436 4,58 2106 4,32

3. Internate 11778 21,53 9339 17,56 8817 18,10

Summe 1 -3: 14 078 25,73 11775 22,14 10 923 22,42

Quelle: FICE-Umfrage 1997; eigene Berechnungen

1 Unterbringungseckwerte je 1000 der Gleichaltrigenpopulation (0-<18 Jahre).

Die Anzahl der außerhalb der eigenen Familie Untergebrachten hat sich im Be¬

obachtungszeitraum erstaunlich wenig verändert. Ins Auge fallen die im Ver¬

gleich mit den niedrigen Unterbringungsquoten in Heimen hohen Zahlen bei

den Internatsschülern, wobei Substitutionseffekte, d.h. die verstärkte Nutzung

des Internats für Zwecke stationärer Erziehungshilfe, im Unterschied zur Situa¬

tion in England eher unwahrscheinlich sind, da die slowenischen Internate nach

Kraincan/Skoflek (1997) vor allem der Sicherung der Schul- und Berufsbil¬

dung von Jugendlichen aus entfernten Ortschaften dienen, mithin in Deutsch¬

land zumindest auch den „Einrichtungen der Jugendsozialarbeit" gemäß § 13

KJHG, also den Jugend-, Schüler- und Lehrlingswohnheimen, zugerechnet wer¬

den müßten. Der Anteil der Pflegefamilienunterbringung ist mit 74 % im Jahr

1985 und über 77 % im Jahr 1995 auf einem hohen Niveau stabil.
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2.5 Deutschland

Traditionslinien und rechtliche Entwicklung im Überblick: Die historische Ent¬

wicklung der Jugendfürsorge in Deutschland kann als bekannt voraus gesetzt
werden (vgl. Trede/Winkler 1996). Im Unterschied zu den anderen hier behan¬

delten Ländern ist für die deutsche Entwicklung die traditionell große, durch das

Subsidiaritätsprinzip stabilisierte Bedeutung zunächstvor allem kirchlicher,dann

generell „freier Träger" sowie die frühe Verrechthchung und Professionalisierung
der Jugendhilfe insbesondere in der Folge des Reichsjugendwohlfahrtsgesetzes
von 1922 (vgl. Münchmeier 1981; Jordan/Münder 1987) charakteristisch.

Schließlich unterscheidet die nationalsozialistische Ära mit ihrer menschenver¬

achtenden, aber durchaus auf Verständnis bei zeitgenössischen Jugendhilfe-Ex-

pertlnnen stoßenden Praxis der rassistischen Auslese von Heimbewohnerinnen,

die davon abgeleitete Förderung von „erbgesunden", „erziehbaren" und die Ver¬

wahrung und Vernichtung von „nicht-arischen", „fremdvölkischen", „erbkran¬
ken" bzw. „unerziehbaren"jungen Menschen (vgl.KuHLMANN 1989) die deutsche

Entwicklung. Nach einer in der einschlägigen Literatur als „restaurative Phase"

bezeichneten, wissenschaftlich noch kaum erschlossenen Zeit bis in die sechziger
Jahre gaben wenige Wochen „Heimkampagnen"vor allem im Herbst 1969 in Ver¬

bindung mit den in den Fachschubladen schlummernden Reformideen und einer

allgemeinen Aufbruchstimmung den Impuls für Heimreformen in Richtung auf

Demokratisierung und Modernisierung der Institutionen, den Bau neuer Heime

nach pädagogischen Gesichtspunkten, Differenzierung des Angebotsspektrums
und Professionalisierung. Als Meilenstein dieser Entwicklung kann der „Zwi¬

schenbericht" der Kommission Heimerziehung (Internationale Gesellschaft

für Heimerziehung 1977) angesehen werden, der mit seiner konsistenten Pro¬

grammatik einer modernen Jugendhilfe (die freilich heutzutage in ihrem techno¬

logischen Optimismus schon wieder irritiert) bis in die neunziger Jahre hinein prä¬

gend war.- Das 1991 in Kraft getretene Kinder- und Jugendhilfegesetz (KJHG)
hat zum einen mit der Kanonisierung einer differenzierten, an das Präventive al¬

lerdings mehr appellierenden als es gewährleistenden Angebotsstruktur, die in

den siebziger und vor allem achtziger Jahren erfolgte, Modernisierung abgesi¬
chert. Zum anderen aber hat das KJHG mit dem Ausbau der „Hilfen für junge

Volljährige",der partnerschaftlichen Orientierung (z. B. durch ein „Wunsch- und

Wahlrecht" oder im Rahmen der Hilfeplanung), der Einräumung einiger subjek¬
tiv öffentlicher Rechtspositionen für Minderjährige (Recht aufBeratung und An-

hörang.Recht aufInobhutnahme) und der konsequenten Kommunalisierung der

Jugendhilfe mehr Reformimpulse gesetzt und eine intensivere Reformdebatte in

derJugendhilfe ausgelöst, als dies erwartetworden war. Fachliche und fiskalische

Grenzen einer angebotsorientierten Spezialisierung und Differenzierung werden

in den neunzigerJahren sichtbar-wie in vielen europäischen Ländern. Als primär

fachliche, sozialpädagogische Antwort werden integrierte, flexible und sozial-

raumorientierte Hilfen mehr konzipiert, als schon in der Breite praktiziert.
Die Entwicklung in Zahlen: Jährlich wird vom Statistischen Bundesamt eine

Statistik über „Erzieherische Hilfen außerhalb des Elternhauses" veröffentlicht.

Mit dem KJHG wurde diese Statistik neu geordnet. Die veröffentlichten Zahlen

beziehen sich jeweils auf das vorvergangene Jahr und beinhalten eine Vielfalt

von personen- und interventionsbezogenen Daten über begonnene und beende-
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te Hilfen im Berichtsjahr,außerdem erfolgt eine Darstellung des Bestandes zum

31.12., errechnet aus den Salden der Zu- und Abgänge. Alle fünf Jahre wird eine

eigene Bestandserhebung durchgeführt, erstmals zum 1.1.1991, zum zweiten

Mal zum 31.12.1995.4 Die Analyse der zahlenmäßigen Entwicklung im Beob¬

achtungszeitraum wird erschwert durch eine Veränderung der Erhebungssyste¬
matik seit 1990 in der Folge des KJHG sowie durch die deutsche Vereinigung:
Für das Jahr 1985 können nur Zahlen aus dem früheren Bundesgebiet vorgelegt

werden, und die Ergebnisse der Ersterhebung nach der KJHG-Systematik zum

1.1.1991 dürften bezüglich der neuen Bundesländer mit erheblichen Fehlern be¬

haftet sein. - Für die alten Bundesländer war die Entwicklung seit den siebziger
Jahren gekennzeichnet von einem deutlichen Rückgang der absoluten Unter¬

bringungszahlen im Bereich der stationären Erziehungshilfen: Von Ende 1975

mit über 141000 in Heimen und bei Pflegefamilien untergebrachten Minderjäh¬

rigen bis Ende 1990 mit knapp 87000 war ein kontinuierlicher Rückgang um fast

40 % zu verzeichnen (vgl. Trede 1992). Dieser Rückgang ist allerdings überwie¬

gend demographisch bedingt gewesen; das belegt der deutlich geringere Rück¬

gang der Unterbringungseckwerte je 1000 der Gleichaltrigenbevölkerung 1975:

8,7%o, 1985: 8,1 %o, 1990:7,6%o (JWG-Statistik, nur alte BL). Die Bemühungen
um Prävention und Vermeidung von Fremdplazierang z.B. durch sozialpädago¬

gische Familienhilfe hatten also vergleichsweise geringe, zumindest kaum stati¬

stisch darstellbare Effekte. Seit 1990 nehmen die Unterbringungszahlen im frü¬

heren Bundesgebiet und in den neuen Ländern sogar kontinuierlich zu, und

zwar absolut wie auch relativ bezogen auf die Gleichaltrigenbevölkerung.

Tabelle 5: In (Teil-)Stationären Erziehungshilfen lebende Minderjährige in Deutschland

nach Art der Unterbringung 1985,1990,19951

1985 1990 1995

n= %o2 n= %o2 n= %o2

1. Heimerziehung3 50508 4,27 64332 4,19 69969 4,40

2. Pflegefamilie4 45530 3,84 43943 2,86 48021 3,02

Summe 1+2: 96 038 8,11 108 275 7,05 117 990 7,42

3. Tagesgruppen - - 4788 0,31 10863 0,68

Summe 1 -3: 96 038 8,11 113063 7,36 128 853 8,10

Quelle: Statistisches Bundesamt, versch. Jg.; eigene Berechnungen

1 Die Angaben beziehen sich jeweils auf den Bestand zum 31.12., mit Ausnahme

des Jahres 1990 (Bestand am 1.1.1991). Für das Jahr 1985 beziehen sich die Angaben
nur auf das frühere Bundesgebiet und basieren auf der JWG-Statistik.

2 Unterbringungseckwerte je 1000 der Gleichaltrigenpopulation (0-<18 Jahre).
3 Zusammengefaßt sind hier die Rubriken Heim, Wohngemeinschaft und Betreutes Wohnen

bzw. für das Jahr 1985 die sachlich entsprechenden Rubriken der damaligen JWG-Statistik.

4 Enthalten sind hier auch die Unterbringungen bei Großeltern und Verwandten. Im Mittel

der letzten Jahre beträgt der Anteil der Verwandtenpflege an allen Unterbringungen in

Vollzeitpflege gemäß § 33 KJHG knapp 25 %.

Auf grundlegende Probleme der Validität sowie der Nutzbarkeit der Jugendhilfestatistik gera¬

de für erziehungswissenschaftliche Zwecke kann hier nicht eingegangen werden (vgl. hierzu

ausführlich Rauschenbach/Schilling 1997; Blandow 1997).
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Der Anteil der Vollzeitpflege an den stationären Erziehungshilfen hat sich seit

1990 nicht verändert und liegt bei unter 41 %. Auch im früheren Bundesgebiet
hatte sich die quantitative Bedeutung der Pflegefamilie zwischen 1980 und 1990

kaum verändert und lag damals konstant bei rand 48 %. Der geringe Anteil von

Familienunterbringungen in Gesamtdeutschland resultiert vor allem aus der

Tatsache, daß die Vollzeitpflege in der DDR praktisch keine Rolle spielte und

auch heutzutage mit einem Anteil von gut 30 % (davon die meisten in Verwand¬

tenpflege) eine immer noch relativ marginale Stellung einnimmt. Einen Über¬

blick über die Anzahl von Minderjährigen, die nicht im Rahmen stationärer Er¬

ziehungshilfen außerhalb der eigenen Familie leben, ist auf Bundesebene nicht

erhältlich, vor allem weil die Anzahl der Internatsschülerinnen nur unsystema¬

tisch und wenig trennscharf erhoben wird. Immerhin haben diese Lebensorte

erhebliches quantitatives Gewicht, sind doch z.B. im Bundesland Hessen (hier

liegen differenzierte Angaben vor) fast so viele Plätze in Internaten, Behinder¬

tenheimen und Wohnheimen der Jugendsozialarbeit anzutreffen wie in stationä¬

ren Einrichtungen der Erziehungshilfe.

3. Fremdplazierungspolitiken5 im Vergleich

3.1 Vermeidung von Fremdplazierung?

Ein überall in Europa anzutreffendes Credo der Fremdplazierungspolitik lautet,

stationäre Erziehungshilfen möglichst überhaupt zu vermeiden. Für die hier

untersuchten fünf Länder konnte diese Politik mit Bhck auf die tatsächlichen

Zahlen nur sehr eingeschränkt umgesetzt werden. Lediglich in England ist im

Beobachtungszeitraum zwischen 1985 und 1995 ein Rückgang des Unterbrin¬

gungseckwertes von 5,82%o auf 4,15 %o festzustellen, wobei einschränkend

nochmals an mögliche Substitutionseffekte (s.o.) erinnert werden soll. In allen

anderen Ländern sind gleichbleibende oder sogar steigende Eckwerte zu beob¬

achten, und zwar trotz ebenfalls deutlich vermehrter präventiver Hilfen im Vor¬

feld von Fremdplazierungen, wie dies zumindest für Deutschland und Finnland

zutrifft. Gleichbleibende oder eher steigende Fremdplazierungsquoten sind

auch in Italien und Frankreich festzustellen. Die hauptsächlichen Wirkfaktoren

dieser Entwicklung zu isolieren ist schwierig, da ein ganzes Bündel von Varia¬

blen zu beachten ist: Verschafft sich vorrangig die Anbieterautonomie der Pro¬

fessionellen selbst die Nachfrage, wirken die neuen dienstleistungsorientierten

Jugendhilfegesetze bedarfssteigernd, oder sind es andere sozialadministrative

und politische Definitionsprozesse? Resultieren die steigenden Quoten aus der

vermehrten „Entdeckung" von Bedarf aufgrund eines dichteren und leichter

erreichbaren Hilfesystem, oder ist es ein „wirklicher" Anstieg von Problemla¬

gen infolge gesellschaftlicher Modernisierungsprozesse? Eine kürzlich durchge¬

führte Untersuchung hat ergeben, daß sozialstrukturelle Faktoren (Minderjäh-

5 Mit dem Begriff „Fremdplazierungspolitik" soll die Summe der Absichten und Program¬

matiken, aber auch der tatsächlichen Handlungen der relevanten gesellschaftlichen Akteure,

d.h. von Regierungen, öffentlichen und freien Träger und Verbänden, hinsichtlich der

außerfamiliären Unterbringung von Kindern und Jugendlichen bezeichnet werden.
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rigen-HLU-Quote, Arbeitslosenquote, Bevölkerungsdichte etc.) einen wesentli¬

chen Einfluß auf den Bedarf an Fremdplazierungen haben und daß den ambu¬

lanten Hilfen eine wichtige Funktion bei der Begrenzung der Fremdplazie-

rungsquote zukommt (vgl. Ames/Bürger 1998). Zumindest für die untersuchte

Region (Württemberg-Hohenzollern) bedeutet dies, daß die Bemühungen um

Vermeidung von Fremdplazierung vorhanden und wirksam sind, aber (über-)
kompensiert werden durch sozialstrukturelle Faktoren. Es scheint also plausi¬
bel, daß ohne Ambulantisierang von Hilfen eine deutlich größere Zahl von

Fremdplazierungen notwendig würden.

Allerdings stellt sich für den internationalen Vergleich damit zugleich die

Frage, was jeweils gesellschaftlich als Fremdplazierungsbedarf definiert wird.

Wie Gesellschaften auf abweichende Sozialisationsverläufe reagieren, wie in¬

tensiv sie sie wahrnehmen, ob sie sie eher als sozialpolitisches Problem, als poli¬
zeiliches, als Bildungs- oder als Familienproblem bewerten, mit welchen institu¬

tionellen Arrangements sie reagieren und welche Zielsetzungen sie dabei

verfolgen, ist sehr unterschiedlich, wobei Unterschiede hierbei freilich auch

diesseits nationaler Grenzen angesiedelt sind. Die unterschiedlichen Fremdun-

terbringungsquoten einzelner Länder können dabei allerdings eine Art Lack¬

mustest, einen - sicherlich oberflächlichen - ersten Indikator für unterschiedli¬

che Fremdplazierungs^w/fwren, darstellen.

Wenn wir den Unterbringungseckwerten der fünf Berichtsländer weitere

Länderdaten aus unserer Untersuchung (in Tabelle 6 fett gedruckt) und aus

Colton/Hellinckx (1993; kursiv dargestellt) ergänzen, so ergibt sich folgendes
Bild:

Tabelle 6: Fremdunterbringungseckwerte im Vergleich von 11 europäischen Ländern

Land Erhebungsdatum %o der Gleichaltrigenbevölkerung

Griechenland 31.12.1991 2,3

Spanien 31.12.1989 2,4

Italien 1992 3,0

England 31.3.1995 3,4

Slowenien 1995 4,3

Holland 1.1.1993 5,0

Deutschland 31.12.1995 7,4

Finnland 1995 7,7

Ungarn 1994 8,6

Frankreich 31.12.1990 9,6

Polen 31.12.1995 10,7

Insgesamt fällt zunächst die länderspezifisch sehr unterschiedliche Inanspruch¬
nahme von stationären Erziehungshilfen auf. Als ziemlich homogene Gruppe
sind allerdings nur die drei mediterranen Länder Spanien, Griechenland und

Italien am unteren Ende der Skala identifizierbar, und es ist zu vermuten, daß

die geringen Quoten in diesen Ländern darauf zurückzuführen sind, daß dort

bei sozialen Problemlagen und individuell abweichendem Verhalten von Kin-
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dem und Jugendlichen generell weniger mit öffentlichen sozialpädagogisch-
professionellen, sondern mehr mit „lebensweltlich"-(groß-)familialen Interven¬

tionen reagiert wird - vor allem im Vergleich zu den wohlfahrtsstaatlichen Ent¬

würfen der nord- und westeuropäischen Länder. Schwieriger ist es, die ja
ebenfalls erheblichen Unterschiede der tatsächlichen Inanspruchnahme von

Heimen und Pflegefamilien zwischen hochentwickelten säkularen Sozialstaaten

wie England, Deutschland, Holland oder Frankreich zu erklären. Im Falle Eng¬
lands kann die erstaunlich geringe Heimunterbringungsquote (s. u.) mit dem be¬

reits erwähnten schlechten Prestige der Heime und der - statistisch dann nicht

erfaßten - ersatzweisen Unterbringung von potentiellen „Heimkindern" in

Sonderinternaten erklärbar sein. Hat aber beispielsweise Holland eine deuthch

geringere Quote, weil dort die präventiven Bemühungen im Bereich familiärer

und Gemeinwesen-Stützung deutlich weiter entwickelt sind als in Deutschland

(vgl. Bremer 1995)? Und warum hat dann Finnland, das über ein ähnliches Netz

präventiver Hilfen verfügt wie Holland, eine deutlich höhere Fremdplazierungs-
quote? Diese Fragen können augenblicklich nicht klar beantwortet werden und

bleiben auf der Agenda einer die verschiedenen Variablen der Fremdplazie¬
rungspolitik und -praxis genauer erfassenden vergleichenden Heimerziehungs¬
forschung. Plausibel erscheint allerdings, daß das Ausmaß der Inanspruchnahme
von Fremdplazierung auch stark vom jeweiligen fachlichen und öffentlichen

Image der Fremdplazierangsinstitutionen und davon abhängt, welche gesell¬
schaftliche Funktion diese vorrangig erfüllen.

3.2 Heim oder Pflegefamilie?

Wie sehr in den fünf betrachteten Ländern auf Heime und verwandte institutio¬

nelle Arrangements im Vergleich zur Vollzeitpflege in Familien zurückgegriffen
wird, kann die folgende Graphik nochmals verdeutlichen.

In England und Slowenien erfolgen über drei Viertel der Fremdplazierung in

Pflegefamilien, auch in Finnland ist die Vollzeitpflege mit ca. 58 % die dominie¬

rende Form der Fremdunterbringung von Minderjährigen. Umgekehrt ist es in

Deutschland und Polen mit einem Übergewicht der Heimerziehung. Deutsch¬

land ist im übrigen das einzige Land - nicht nur in diesem Fünf-Länder-Ver¬

gleich, sondern hinsichtlich aller anderen europäischen Länder, von denen Da¬

ten vorliegen (vgl. Colton/Hellinckx 1993; Madge 1994) -, in dem innerhalb

der stationären Erziehungshilfen keine Zunahme des Pflegefamilienanteils fest¬

zustellen ist. Freilich gibt es eine Reihe von Ländern, die aufgrund ihrer Traditi¬

on deutlich geringere Anteile von Pflegefamilien- gegen Heimunterbringungen
aufweisen (der Vollzeitpflegeanteil beträgt z. B. in Griechenland weniger als 3 %,

in Spanien 14% und in Italien 27%). Die lediglich in Deutschland fehlende

Dynamik „Pro Pflegefamilie" läßt sich zum einen mit dem Fehlen einer entspre¬
chend kräftigen und eindeutigen Jugendhilfepolitik erklären - die Pflegefamilie
wird in Deutschland nach wie vor mehr genutzt als geschätzt und ernsthaft ge¬

fördert. Zum zweiten erhöht die starke Stellung der Personensorgeberechtigten

(z.B. das Wunsch- und Wahlrecht des KJHG) und deren Konkurrenzängste in

Kombination mit dem verhängnisvollen, weil nicht einseitig auflösbaren Prinzi¬

pienstreit, ob Pflegefamilie als „Ersatz- oder Ergänzungsfamilie" zu konzipie-
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Fremdplazierungsquoten* 1995 im Vergleich

England Slowenien Finnland Deutschland Polen

Hl Fremdplazlerungsquote Insgesamt

Eckwert Heimerziehung

[Hl Eckwert Vollzeltpflege

*

jeweils bezogen auf 1000 der Gleichaltrigenpopulation

ren sei (vgl. Deutsches Jugendinstitut 1987; Güthoff/Jordan/Steege 1990),
die Hürde, ein Kind in einer Pflegefamilie unterzubringen. Zum dritten haben

sich die Heime in den letzten 25 Jahren enorm reformfreudig gezeigt und ma¬

chen mit hoher Professionalität, familienähnlichen Arrangements - sei es in

Form von Wohngruppen oder in Erziehungsstellen - und intensiver Elternarbeit

der klassischen Pflegefamilie Konkurrenz. Nicht zu vernachlässigen ist schließ¬

lich, daß die überwiegend von freien Trägern betriebenen Heime durch ihre

Wohlfahrtsverbände eine starke Unterstützung erfahren. Staatliche „Durchgrif¬
fe" funktionieren im föderalen und korporatistischen deutschen System viel¬

leicht weniger gut als in anderen Ländern.

4. Wandel der Heimpopulation im europäbchen Vergleich

Der soziale und familiäre Hintergrund von im Heim untergebrachten Kindern

und Jugendlichen ist im Vergleich der Berichtsländer sehr ähnlich. Die Berichte

und die vielfältigen empirischen Befunde weisen dabei eindeutig darauf hin, daß

Heimerziehung vorrangig eine „Maßnahme" für Kinder aus sozial benachteilig¬
ten Familien ist und i.d.R. eine Kumulierung von wirtschaftlichen, sozialen und

psychischen/gesundheitlichen Problemen vorliegt (vgl. Madge 1994; Gottes-

man 1991). Übereinstimmend wird berichtet, daß Kinder/Jugendliche überwie¬

gend aus „schwierigen" Familienverhältnissen, geprägt durch z.B. beengten
Wohnraum, Arbeitslosigkeit, Sozialhilfebezug etc., stammten. Überproportional
betroffen sind in vielen Ländern auch Kinder ethnischer Minderheiten, aus Ein-
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Eltern- und Stieffamilien. Ein hoher Prozentsatz der Kinder hat in ihren Famih¬

en Gewalt erfahren, und in vielen Familien hegen Alkohol- und Drogenproble¬
me vor. Eine englische Studie an 2500 fremdplazierten Kindern ergab, daß die

Wahrscheinlichkeit, fremdplaziert zu werden, für ein fünf- bis neunjähriges Kind

mit sozial benachteiligtem Familienhintergrand 700mal höher ist als für ein

Kind, dessen Familie sozial nicht benachteiligt ist (Bebbington/Miles 1989, zit.

nach Madge 1994). „Sozial benachteiligte Familien" waren operationahsiert
worden als Familien, die Einkommensunterstützung erhielten, vier oder mehr

Kinder hatten, eine gemischte ethnische Abstammung aufwiesen und in gemie¬
tetem Wohnraum mit einer oder mehreren Personen pro Zimmer lebten.

Auch hinsichtlich der individuellen Problemlagen wird allgemein konstatiert,

daß die Kinder bzw. Jugendlichen immer schwieriger würden. Dies wird damit

erklärt, daß Heimerziehung in vielen Ländern mittlerweile das letzte Mittel

dann sei, wenn „nichts mehr gehe". Zugespitzt könnte man sagen, daß,je restrik¬

tiver eine Gesellschaft zum Mittel der Fremdplazierang in Heimen greife, desto

„schwieriger" seien die (letztlich) dort plazierten Kinder. So hat beispielsweise
Schweden in den vergangenen 20 Jahren die Heimplätze drastisch reduziert zu¬

gunsten milieunaher ambulanter Hilfen. Die Einweisungsgründe reflektieren

freilich auch die „Brillen" des professionellen Helfersystems. Die letztlich ge¬

nannten Gründe sind, so hat man den Eindruck bei der Lektüre der verschiede¬

nen Länderberichte, recht zufällig und heben mal mehr auf den unzureichenden

familiären Hintergrund, mal mehr auf soziale Mängellagen, mal mehr auf indi¬

viduelle Defizite und Verhaltensprobleme ab (vgl. Blandow u. a. 1986; Ligthart

u.a. 1991). Begünstigend für eine Heimunterbringung scheinen die längere

„Amtsbekanntheit" der Herkunftsfamilie und als gescheitert betrachtete vor¬

hergehende Hilfemaßnahmen zu sein. Die Entscheidung scheint für das Heim

auszufallen, wenn Kinder in den Augen der belegenden Sozialarbeiter „schwie¬

riger" sind, aber auch einfach deswegen, weil keine Alternativen zur Verfügung
stehen. Die in Ländern wie England, Deutschland und Finnland zentrale Philo¬

sophie, erzieherische Hilfen gemeinsam mit den Eltern zu gestalten, und die

hierfür geschaffenen Instrumente,z.B. die Hilfeplanung gemäß KJHG, zwingen

allerdings zu genauerem Hinsehen, führen im Ergebnis - so ist zu erwarten, aber

noch nicht empirisch zu belegen - zu besser auf den tatsächlichen Bedarf abge¬
stimmten und die vorhandenen Ressourcen berücksichtigenden Hilfsangebo¬
ten.

Wie sieht der sorgerechtliche Status der untergebrachten Minderjährigen
aus? In welchem Ausmaß vor allem werden Plazierungen gegen den Willen der

Eltern oder gar zwangsweise vorgenommen? Für England können wegen des

1991 in Kraft getretenen Children Act 1989 nur eingeschränkt Aussagen über

den Beobachtungszeitraum hinweg gemacht werden. Eine Intention des CA 89

war es, Jugendhilfe als eine Dienstleistung für die Familie auszugestalten und

entsprechend auch bei Fremdplazierangen möglichst zu freiwilligen Regelun¬

gen mit den Eltern zu gelangen. In section 20 des CA 89 wurden daher „volun-

tary arrangements" als rechtliche Grundlage eines öffentlichen Betreuungsver¬

hältnisses vorgesehen, die es in dieser Form vorher nicht gegeben hatte. Seit

Zählung dieser freiwilligen Erziehungshilfe stieg deren Zahl von 31 % aller Un¬

terbringungen im Jahr 1992 auf 39 % im Jahr 1995. Nach wie vor ist allerdings in

der Mehrzahl der Fälle, 1995 bei 57%, eine sogenannte „care order", d.h. eine
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vormundschaftsrechtliche Gerichtsentscheidung, die elterliche Rechte ganz

oder (in der Mehrzahl der Fälle) teilweise ersetzt, Rechtsgrundlage einer Unter¬

bringung.
Der Anteil der gegen den Willen der Eltern zwangsweise fremdunterge¬

brachten Kinder und Jugendlichen ist in Finnland von ca. 12 % in den achtziger

Jahren auf ungefähr 20 % Mitte der neunziger Jahre angestiegen (Kemppainen

1994). Diese im Widerspruch zur konzeptionellen Haltung stehende Entwick¬

lung kann Kemppainen zufolge erklärt werden einerseits als Resultat öffentli¬

cher Kritik am „zu laschen" Jugendhilfesystem, das Sozialarbeiter mutmaßlich

zu früherem und schnellerem Eingreifen bewegt habe. Andererseits könne gera¬

de die Strategie des empowerment zu mehr zwangsweisen Unterbringungen ge¬

führt haben, weil es für Adressatinnen einfacher geworden sei, ihren Widerstand

gegen eine Plazierung zu artikulieren - und die Jugendbehörden dann eben den

vormundschaftsrechtlichen Weg einschlügen.
Was den sorgerechtlichen Status der Heimkinder in Polen betrifft, so verfü¬

gen lediglich in 6,5 % der von Pelcowa/Jaworska-Maj (1988) untersuchten Fäl¬

le die Eltern noch über das alleinige Sorgerecht. In fast 50 % der Fälle ist das

Sorgerecht teilweise, in weiteren fast 25 % der Fälle vollständig durch das Fami¬

liengericht entzogen gewesen. In den restlichen Fällen handelte es sich im we¬

sentlichen um Vollwaisen und noch ungeklärte Fälle.

Die konzeptionelle Entwicklung der erzieherischen Hilfen in Deutschland ist

dadurch gekennzeichnet, daß das Interventionsschema obrigkeitlichen Eingrei¬

fens zunehmend zurückgedrängt werden sollte zugunsten einer Dienstleistungs-

orientierung, die auf Partnerschaft mit den Personensorgeberechtigten setzt.

Nicht zuletzt das KJHG hat diese Philosophie ziemlich konsequent ausbuchsta¬

biert. Für eine öffentliche Intervention gegen den Willen der Eltern bzw. Sorge¬

berechtigten muß in einem vormundschaftsgerichtlichen Verfahren die relativ

hohe Hürde des § 1666 BGB genommen und den Eltern das Sorgerecht entzo¬

gen werden. Bei den neu begonnenen erzieherischen Hilfen in Heimen und

Pflegefamilien ist der Prozentsatz der Fälle, in denen ein Sorgerechtsentzug vor¬

lag, von 13,2 % im Jahr 1993 auf 17,9 % 1995 gestiegen. Ähnlich wie in Finnland

kann diese paradoxe Entwicklung so interpretiert werden, daß gerade eine

dienstleistungsorientierte Jugendhilfe schneller gezwungen ist, bei Problemla¬

gen, die als ernsthaft bedrohlich einzuschätzen sind, den gerichtlichen Weg ein¬

zuschlagen. Es könnte zudem mit der gestiegenen Zahl von „Selbstmelderln-

nen" zu tun haben, die z.B. gem. § 42,2 KJHG um Obhut bitten und wo es dann

bei Opposition der Eltern gegenüber professionell für sinnvoll erachteten Hil¬

fen ebenfalls vermehrt zu Sorgerechtsentzügen kommen mag.

Hinsichtlich der Altersverteilung der in Heimen Untergebrachten geht der

allgemeine Trend dahin,jüngere Kinder möglichst in Pflegefamilien, ältere eher

in Heimen unterzubringen, wobei es zwischen den einzelnen Ländern dennoch

recht deutliche Unterschiede gibt. In Deutschland sind z.B. rund 35% der

Heimpopulation zwischen 15 und 18 Jahre alt, wogegen in Schweden und Hol¬

land fast drei Viertel der in Heimen Lebenden der (natürlich etwas größeren)

Altersgruppe der 14- bis 18jährigen angehören. In Deutschland waren Ende

1995 knapp 12% der Heimpopulation bis zu neun Jahre alt, in Slowenien betrug

der Anteil der unter zehnjährigen Heimkinder 2%. Dies liegt, bezogen auf Slo¬

wenien, an der weiten Verbreitung der Pflegefamilie; kein Kind unter sechs Jah-
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ren ist in einem Heim fremdplaziert. Der noch relativ große Prozentsatz kleiner

Kinder in deutschen Heimen hängt aber auch damit zusammen, daß die für

Kleinkinder vor allem in Frage kommenden familienähnlichen Kleinstheime

und Kinderhäuser in Deutschland unter „Heimerziehung" rabriziert werden, in

anderen Ländern jedoch als „foster homes" zumindest teilweise dem Pflegekin¬

derwesen zugeordnet werden.

In fast allen europäischen Ländern werden Jungen etwas häufiger fremdpla¬

ziert als Mädchen. Der Mädchenanteil liegt in den meisten Ländern bei rund

45 %. Auffallend gering ist der Anteil der Mädchen an den Heimbewohnerin¬

nen in Slowenien: 1995 betrug ihr Anteil 28 %, ein über den Beobachtungszeit¬

raum 1985-1995 stabiler Wert.

Die durchschnittliche Dauer der Heimaufenthalte geht in den europäischen

Ländern zurück. Dies ist eine Folge der fachlichen Orientierung, Heimerzie¬

hung als eine zeitlich begrenzte Hilfe mit dem Ziel einer möglichst baldigen

Rückkehr nach Hause zu konzipieren, wie auch des überall zunehmenden wirt¬

schaftlichen Drucks, teure Heimunterbringung zeithch zu begrenzen. Von den

jungen Menschen, die 1995 in Deutschland einen Heimaufenthalt beendet ha¬

ben, hatten rund 38 % bis zu zwölf Monaten in diesem Heim verbracht, 20 %

waren zwischen ein und zwei Jahren im Heim gewesen, und 15% hatten über

fünf Jahre dort gelebt (vgl. Statistisches Bundesamt 1997). Man sollte aller¬

dings nicht aus den Augen verlieren, daß sich diese Daten punktuell auf eine

beendete Maßnahme beziehen, mithin noch nichts über die gesamte Jugendhil¬

fekarriere eines jungen Menschen aussagen. Millham u.a. (1986) konnten zei¬

gen, daß auch heutzutage Kinder, die in die Jugendhilfe kommen, mit Blick auf

ihre Biographie recht lange Perioden außerhalb des Elternhauses zubringen.

5. Wandel der Institutionen und der Hilfesysteme

Die Institutionen der Heimerziehung haben sich in den meisten Ländern Euro¬

pas in den letzten 25 bis 30 Jahren erheblich verändert, indem sie sich in ver¬

schiedenartige und überschaubarere Betreuungsarrangements differenzierten.

Von den fünf Berichtsländern hat Finnland wohl das ausdifferenzierteste Ange¬

botsspektrum. Gegenüber Deutschland, der mutmaßlichen Nummer Zwei beim

Differenzierungsgrad, sind zusätzhche familienbezogene Angebote, so z. B. The¬

rapieheime für die ganze Familie, sowie eine größere Zahl von Hilfen im Über¬

gang von Heimerziehung zur Vollzeitpflege und im Übergang von stationären

zu „offenen" Hilfen zu erwähnen. In England existiert zwar ebenfalls eine diffe¬

renzierte Heimlandschaft, „residential care" grenzt sich aber - organisatorisch,

professionell und im Fachdiskurs - deutlich vom „foster caring" wie auch von

den vielen Formen des „field social work" ab. Intensiver als in Deutschland wer¬

den hingegen die Verbindungen zu anderen Formen von peergroup-Sozialisati-
on - in Internaten, Behindertenheimen und Kliniken - gesehen und diskutiert

(Kahan 1994).
Europaweit ist überdies die Entwicklung einer ökologischen, sozialräumli¬

chen Orientierung zu beobachten, die auf Milieunähe der Hilfen, Normalisie¬

rung der Angebote, Einbeziehung des sozialen Umfeldes, insbesondere der Her¬

kunftsfamilie und Vernetzung der Hilfen ambulanter und stationärer Art im
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Sinne eines „continuum of Services" (vander Ven 1991) setzt. Gemeinwesen-

und vor allem familienorientierte Erziehungshilfen ergänzend bzw. als Alterna¬

tive zu einer Heimunterbringung scheinen in den skandinavischen Ländern so¬

wie in Holland deutlich weiter entwickelt zu sein als in Deutschland (vgl. Got-

tesman 1994) - und hier wiederum weiter als z.B. in England. Im Zuge der in

einer Reihe westlicher Länder verbreiteten Orientierung an den methodischen

Grundsätzen des „empowerment" wandeln sich auch die Hilfephilosophien von

Institutionen: Aktivierung von Ressourcen der Betroffenen statt Kompensation

von Defiziten lauten die konzeptionellen Grundsätze (vgl. Ligthart/Wezen-

berg 1994).
Die neunziger Jahre sind in einer Reihe europäischer Länder u. a. gekenn¬

zeichnet von einem neuen Disziplinierangsdiskurs, z.B. der Forderung, inner¬

halb der Jugendhilfe angesichts strafunmündiger Serienstraftäter (wieder) ver¬

mehrt mit Zwangsmaßnahmen und einer neuen Entschiedenheit, wie z.B. der

geschlossenen Unterbringung, zu reagieren (vgl.IGfH 1998).

6. Zusammenfassung

Wenn wir konzeptionelle Vorstellungen über Heimerziehung, mithin die jewei¬

ligen professionellen Sinnkonstruktionen von Heimträgern, Fachkräften und

manchmal auch der Wissenschaft zwischen verschiedenen europäischen Län¬

dern vergleichen, so könnte man sich ob der vielen Übereinstimmungen mit

dem Bild einer ziemlich konsistenten europäischen Heimerziehung und in sei¬

nem Konzept bestätigt zurücklehnen. Vom überall gepflegten Gedanken der

Prävention, dem Vorrang der „leichteren", weniger eingreifenden Hilfe, über

die Vorstellung von der „Bedarfsgerechtigkeit" von Angeboten, die an den Be¬

dürfnissen und Ressourcen von „Hilfesuchenden" modelliert werden, bis zu ei¬

nem entsprechend differenzierten und auf die Organisationsmerkmale „Über¬

schaubarkeit", „Flexibilität" und „Normalität" ausgerichteten Heimangebot

scheint konzeptionell weitgehend Einigkeit zu bestehen. Ein anderes Bild ergibt

sich, wenn die faktischen Fremdplazierungspolitiken und die Wirklichkeit der

jeweiligen Heimlandschaften betrachtet werden, soweit dies mit dem planieren¬

den Blick „aus großer Höhe" möglich ist. Dann zeigen sich enorme Unterschie¬

de: von den zumindest statistisch recht gut abbildbaren, wie den unterschiedli¬

chen Fremdplazierungsquoten, über schon weniger klare Indizes, wie dem

Ausmaß von Zwang und gegen den Elternwillen angeordneten Maßnahmen, bis

zu mehr zwischen den Zeilen von Länderberichten und Studien erkennbaren

Fakten, wie z.B. dem in England (auch in der Fachwelt) vorhandenen großen

Mißtrauen gegenüber der pädagogischen Qualität der Heime. So bleibt - dem

Forschungsgegenstand gegenüber vielleicht angemessen, aber nicht befriedi¬

gend - viel Befremdendes beim Blick über den nationalen Zaun, es bleibt mehr

Ahnung als Wissen über je verschiedene Heimkulturen, professionelle Konzep¬
tionen und gesellschaftliche Bilder von Heimerziehung. Dieses Dunkelfeld

könnte nur von einer valideren und kontinuierlichen empirischen Beobachtung

des Feldes im europäischen Vergleich und expliziten Vergleichsstudien erhellt

werden.
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Franz Hamburger

Politik und Pädagogik des Sozialen im Prozeß

der europäischen Integration

Einleitung

Der sogenannte Beschäftigungsgipfel der europäischen Regierungschefs vom
20./21.11.1997 in Luxemburg hat wie in einem Brennglas die sozialen Fragen
der Europäischen Union (EU) auf den Begriff gebracht. Ebenso wurden die

Strategien europäischer Politik im Umgang mit Sozialen Problemen exempla¬
risch deutlich. Seit der Realisierung des Binnenmarktes im Jahr 1993 stehen so¬

zialpolitische Fragen mit zunehmender Prominenz auf der Tagesordnung euro¬

päischer Konferenzen. Das „Europa der Freiheit und des Wohlstands" (Jacques
Delors) kann nämlich seine Schattenseiten immer weniger verbergen. Die ex¬

emplarische Konstellation des Luxemburger Gipfels läßt sich an den folgenden
Elementen darstellen:

Die zunehmende Arbeitslosigkeit in Europa, deren Dynamik vor allem in

den „jungen" Mitgliedsländern (z. B. Finnland und Schweden) seit dem Beitritt

zur EU ausgeprägt ist, wird von der europäischen Politik als unmittelbare Folge
des Integrationsprozesses anerkannt und auf die politische Tagesordnung ge¬

setzt. Die Arbeitslosigkeit ist in den europäischen Staaten und Regionen sehr

unterschiedlich ausgeprägt. Im nationalen Durchschnitt gemessen, schwanken

die Arbeitslosenquoten im Jahr 1997 zwischen 3,7% in Luxemburg und 19,9%
in Spanien; die Disparitäten zwischen den Regionen sind noch erheblich stärker.

Die Arbeitslosigkeit ist allerdings nicht nur nach regionalen, sondern zugleich
nach sozialen Disparitäten strukturiert. Die Integration der nachwachsenden

Generation in die europäische Gesellschaft ist besonders bedroht, wobei die

Jugendarbeitslosigkeit ebenso regional differenziert werden muß, zwischen 6%

in Österreich und 39,3% in Spanien (Arbeitslosenquoten von Jugendlichen un¬

ter 25 Jahren im ersten Halbjahr 1996). Darüber hinaus ist Arbeitslosigkeit ge¬

schlechtsspezifisch ausgeprägt. Die Arbeitslosenquoten haben (1996) bei jungen
Frauen in Spanien bei 48,1% gelegen, bei jungen Männern dagegen bei 35,4%.

Nur in Ausnahmefällen (z. B. Großbritannien) ist die weibliche Arbeitslosigkeit

weniger stark ausgeprägt als die männliche.

Das soziale Problem Arbeitslosigkeit ist also typischerweise europäisch

(mit-)verarsacht und folgt bestimmten regionalen und sozialen Verteilungsmu¬
stern. Auch die typische europäische Sozialpolitik ist beim Luxemburger Gip¬
fel praktiziert worden: Die Europäische Kommission setzt das Thema auf die

Tagesordnung, wobei sie die europäische Thematisierang und Skandalisierung

(wie früher bei den Themen Armut, Soziale Probleme im Alter u. ä.) voran¬

treibt und Kompetenzen für eine europäische Initiativpolitik für sich rekla-

ZfPäd,39 Beiheft
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miert. Die europäischen Staats- und Regierangschefs bremsen die Kommissi¬

on, reklamieren nationalstaatliche Zuständigkeit, was insbesondere auf dem

Gebiet der Sozialpolitik ausgeprägt ist. Das Ergebnis des politischen Kompro¬

misses hängt darüber hinaus von den politischen Positionen der Staatsregie¬

rungen ab; nachdem über lange Zeit insbesondere Großbritannien die Rolle

des „Bremsers" übernommen hatte, haben in Luxemburg die konservativen

Regierungen Spaniens und Deutschlands eine aktivere europäische Arbeits¬

marktpolitik verhindert.

Als Ergebnis des Gipfels werden „Leitlinien" verabschiedet, die schwächste

politische Interventionsform auf europäischer Ebene. Gleichzeitig wurde ver¬

hindert, daß für die Arbeitsmarktpolitik finanzielle Mittel bereitgestellt werden.

Wichtigstes Argument gegen eine Finanzierung der aktiven Arbeitsmarktpolitik

sind die Stabilitätskriterien des Maastrichter Vertrags, in dem die Geldwertsta¬

bilität an erster Stelle steht. Das ihm zugrundehegende Stabilitätsmodell ist das

der neoklassischen Ökonomie, die sich im Maastrichter Vertrag uneinge¬

schränkt durchgesetzt hat. Nach dieser Philosophie ist Massenarbeitslosigkeit

bestenfalls ein Hinweis auf die Notwendigkeit, den Preis der Ware Arbeit zu

senken und die Unternehmen noch konkurrenzstärker für einen globalisierten

Markt zu machen. Ob dieser Anfang einer europäischen Arbeitsmarktpolitik in

einem längeren Prozeß zu einem Ausbau der europäischen Politik wie in ande¬

ren Bereichen, beispielsweise der Verkehrs- oder Innenpolitik, führt oder aber

nach einiger Zeit wieder abgebaut wird, wie beispielsweise die Politik der Ar¬

mutsprogramme, ist zunächst offen.

„Offenheit" ist auch ein Merkmal der Diskussion über die soziale Gestalt

des künftigen Europas. In der kurzen Geschichte der europäischen Integration

haben soziale Fragen keine große Rolle gespielt. Dieser Zusammenhang soll im

folgenden zunächst kurz dargelegt werden. Es zeigt sich dabei, daß die Fragen

einer eigenständigen europäischen Sozialpolitik erst Schritt für Schritt auf die

Tagesordnung gesetzt wurden (vgl. Maurer 1993), was auch - aber zeitverzögert

- für die sozialpädagogisch relevanten Problemlagen von Kindern,Jugendlichen

und jungen Erwachsenen gilt. Die Folgen der europäischen Integration für die

personenbezogenen sozialen Dienstleistungen werden erst in der Gegenwart

thematisiert und sind prinzipiell unüberschaubar. Deshalb konzentriert sich der

Beitrag auf die strukturellen Bedingungen für Sozialpolitik und Soziale Arbeit,

die mit der bestimmten Art der europäischen Integration verknüpft sind. Dabei

werden der Prozeß der Internationalisierung und die Herausbildung eines poli¬

tischen Mehrebenensystems betrachtet. Neben der sozialpolitisch relevanten

Transformation Europas ist die zunächst noch programmatisch gehaltene Dis¬

kussion der 90er Jahre über das „europäische Gesellschaftsmodell" von Bedeu¬

tung, weil in ihr zunehmend „sozialpädagogische" Themen angesprochen wer¬

den, nämlich Armut, Abweichung und Ausgrenzung bzw. soziale Integration,

Partizipation und Teilhabe. Im Rahmen eines „informierenden Überblicks"

werden abschließend Entwicklungen in der Sozialen Arbeit skizziert, die man¬

gels detaillierter Einzelstudien eher schemenhaft bleiben.



Hamburger: Politik und Pädagogik des Sozialen 341

1. Die europäische Integration

Die kritische Beurteilung des europäischen Beschäftigungsgipfels kontrastiert

mit der allgemein positiven Bewertung der europäischen Integration, auch

wenn diese zunächst nur einen Teil Europas erfaßt. Nach wie vor sind die „Idee"

von Europa und der Abbau nationalstaatlicher Grenzen mit hohen Erwartun¬

gen an die Realisierung von Frieden und Freiheit verknüpft. Die europäische
Integration kann zunächst auch nur als Erfolgsgeschichte rekonstruiert werden.

Seit den Römischen Verträgen vom 25.3.1957 hat ein kontinuierlicher Prozeß

der Vertiefung und Erweiterang der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft

(später der Europäischen Gemeinschaft und heute der Europäischen Union)

stattgefunden, der vom Beginn der Zollunion im Jahr 1968 bis zum einheitlichen

Binnenmarkt 1993 zunächst die europäische Ökonomie grundlegend veränder¬

te. Der ökonomische Akteur Europa ist (vor allem seit dem Lome-Abkommen

von 1975) stabil in den Welthandel integriert und stellt in ihm trotz allen Stand-

ortjammerns die dominante Macht dar. Die 70er Jahre hatten schon die Dyna¬
mik politischer Kooperation eingeläutet, von dem Beschluß über außenpoliti¬
sche Zusammenarbeit 1972 bis zur Wahl des ersten Europaparlaments 1979. Mit

der Einheitlichen Europäischen Akte von 1986 waren beide Entwicklungsdi¬
mensionen - Politik und Ökonomie - forciert worden und erhielten im Vertrag
von Maastricht (1992) und Amsterdam (1997) weitere Fortschreibungen. Der

Binnenmarkt hat seit der ersten rechtlichen Kodifizierung 35 Jahre zur Verwirk¬

lichung gebraucht, genau 50 Jahre nach Kriegsende sind die - wegen der euro¬

päischen Tradition von kriegerischen Auseinandersetzungen neutralen - Staa¬

ten Finnland, Österreich und Schweden der EU beigetreten. In einer

historischen Perspektive sind Geschwindigkeit und Intensität des Integrations¬

prozesses beeindruckend.

2. Das Soziale in den Randbereichen der europäbchen Politik

Während für Wirtschaft und Politik die EU-Integration über beachtliche Lei¬

stungsbilanzen (neben ungelösten Problemen) verfügt, stehen die Bereiche So¬

ziales und Kultur am Rande des europäischen Prozesses. Dies ist zunächst ein¬

mal eine ganz selbstverständliche Folge des Umstandes, daß die Römischen

Verträge in erster Linie auf die Realisierung eines Binnenmarktes abzielten. Die

Integration von politischen Handlungsfeldern hat den wirtschaftlichen Prozeß

begleitet und soll durch die Verträge von Maastricht und Amsterdam auf ein

neues Entwicklungsniveau gehoben werden. Erwartungen auf Besserung bei

Sozialem und Kultur sind also zunächst von der EU her nicht gut begründet.
Auch haben die Nationalstaaten, weil Sozial- und Bildungspolitik zur Herstel¬

lung von nationaler Massenloyalität sehr wichtig sind, ihre Hand auf diese Poli¬

tikbereiche gelegt.
Doch hat auch die EU Ansprüche erhoben, die sozialen Lebensbedingungen

aller Menschen in Europa verbessern zu wollen. Mit fortschreitender ökonomi¬

scher Integration wurde die Arbeit an der Entwicklung einer europäischen So¬

zialpolitik verstärkt. Dies bezog sich zunächst auf die Regulierung der unmittel¬

bar von der EU induzierten Problemlagen (vor allem Arbeitsmigration), dann
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auf die subsidiäre Erweiterung der nationalen Politiken, deren Aufgaben durch

die EU-Entwicklung forciert wurden (Arbeitslosigkeit durch beschleunigten

Strukturwandel) und schließlich auf eine eigene Programmatik der sozialen

Mindestrechte (Sozialcharta als Protokollappendix des Gipfels von Straßburg

1989) (vgl. grundlegend Lichtenberg 1986; Hornstein/ Mutz 1993).
Eine eigene Jugendpolitik hat die EU zunächst nicht entwickelt. Jugendpoli¬

tik als Sozialisations- und Reproduktionspolitik (Schaffung von Voraussetzun¬

gen für die demographische Sicherung und ein gelingendes Aufwachsen von

Kindern und Jugendlichen) ist Aufgabe der Mitgliedsstaaten. Dennoch ist die

Jugend nach und nach in das Blickfeld europäischer Politik getreten. Zunächst

als Objekt der Berufsbildungspolitik, die durch EU-Initiativen transparent ge¬

macht wurde (CEDEFOP) und stärker synchronisiert werden soll. Als Teil der

Arbeitskräftepolitik gehört dieses Element zum Zentralbereich der EU-Politik.

Auch die Arbeitslosigkeitvon Jugendlichen als soziales Problem,das auch durch

die Europäisierung der Wirtschaft mitbedingt ist, wurde europäisch registriert

und in den Armutsprogrammen vorrangig angegangen. Die Herstellung eines

europäisch mobilen Arbeitskräftepotentials ist ureigenes Anliegen der EU, so

daß neben ERASMUS für Studierende das Programmzur Förderung der beruf¬

lichen Bildung entwickelt wurde.

Schließlich rückt der Jugendliche als aktueller oder zukünftiger europäischer

Bürger ins Blickfeld der Aufmerksamkeit. Während die allgemeine Europa-

Idee als Friedensversprechen von allen Bürgern Europas akzeptiert wird und im

Bewußtsein stabil verankert ist, ist die praktische Politik umstritten, auch und

gerade unter Jugendlichen. Sie haben nämlich ein besonders ausgeprägtes Ge¬

spür für die Widersprüche und Ambivalenzen der europäischen Politik. Ihre

Auffassungen werden folgendermaßen beschrieben: „Die Europäische Ge¬

meinschaft scheint nur ein Instrument zur Interessendurchsetzung auf Kosten

anderer zu sein" (Piepenschneider 1992, S. 186). Die Distanz von Jugendlichen
zur tatsächlichen Politik der EU hat jedenfalls Anstrengungen und Initiativen

auf dem Feld der Legitimationspolitik hervorgerufen. Austauschprogramme

und Jugendaktivierungsprogramme wurden aufgelegt und Initiativen zur politi¬
schen Bildung ergriffen. Gerade die politische Bildung steht dabei in der Ge¬

fahr, doktrinär oder unwirksam zu werden, weil sie „das Problem" nur als Ver¬

mittlungsproblem definiert und die Ambivalenzen der europäischen Integration

oder die ökonomische Dominanzmit ihren Folgeproblemen wegdefiniert (Bun¬
deszentrale für politische Bildung 1991). Sozialstrukturelle Angleichungs-
tendenzen (bei Polarisierung und Differenzierung von sozialen und regionalen

Gegensätzen) im Hinblick auf die Lebenslage der Jugend in Europa (Wiebe

1988; Walter 1996) lassen eine Verstärkung der europäischen Jugendpolitik
ebenso erwarten wie die Legitimationsdefizite der europäischen Politik.

Die Kulturpolitik ist eine Domäne der Nationalstaaten. Verschiedenheit der

Sprachen und nationale Traditionen legen dies ebenso nahe wie die Funktion

der Kultur für die Binnenintegration der nationalstaatlich verfaßten Gesell¬

schaften. Auf diesem Gebiet hat zunächst der Europarat mehr Aktivitäten

entwickelt als die EU. Mit der gleichen Logik, nach der sich die Arbeitskräftepo¬

litik zu einer Ausbildungspolitik erweitert hat, wird jedoch die Berufsbildungs¬

politik auf europäischer Ebene zunehmend durch Initiativen im allgemeinbil¬
denden Bereich komplettiert. Im Hinblick auf das Studium, das ja auch der
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Berufsausbildung dient, ist dies zunächst plausibel, andere Bereiche werden

folgen.
Die Ideologieanfälligkeit der Kultur wird auf diesem Feld der Politik eine

Problematik verschärfen, die auch in anderen Pohtiksektoren gegeben ist und

die Gefährdungen einer wünschenswerten europäischen Integration enthält.

Bleibt es nämlich bei einem eindimensionalen Prozeß der Globalisierung von

politischen Entscheidungen, also nur der Verlagerung von Kompetenzen von

unten nach oben, dann entstehen „unten" Leerräume, die leicht durch Gegen¬

bewegungen zur „Entmündigung durch Europa" gefüllt werden können. Wenn

dabei nur „Vorurteile und Klischees" über Europa diagnostiziert werden (Pie¬
penschneider 1992, S. 186), dann werden die Möglichkeiten einer europäischen
Sozial-, Jugend- und Bildungspolitik vom Ansatz her verfehlt. - Der politisch-in¬
stitutionelle Rahmen bietet also nur wenige konkrete Anknüpfungspunkte zur

Bestimmung sozialpädagogischer Perspektiven in Europa. Die Europäisierang
ist nun freilich nur ein Sonderfall einer Internationalisierung des Sozialen, die

nicht nur für die Gegenwart, sondern auch schon für die Vergangenheit zu kon¬

statieren ist.

3. Europäbierung ab Internationalisierung

Internationalisierung ist sowohl im Hinblick auf Versicherangssysteme wie auch

soziale Dienstleistungen ein konstitutives Element. Es ist keineswegs so, daß in

ein nationalstaatlich aufgebautes Sicherangssystem die internationale Migrati¬
on einbricht und die überschaubare Ordnung der binnenstaatlichen Solidarität

durcheinanderbringt, vielmehr geschieht der Aufbau von Versicherungen und

Dienstleistungen in einer auch international mobilen Gesellschaft. Der Export
von Leistungen und der Import von Ansprüchen müssen also schon in der Auf¬

bauphase geregelt werden, und diese Regelungen modifizieren sich fortlaufend.

Der Internationale Sozialdienst von 1924, das Haager Minderjährigenschutzab¬
kommen von 1903, die Gründung des Internationalen Roten Kreuzes im Jahr

1861, das Europäische Fürsorgeabkommen von 1953, der Aufbau des Interna¬

tionalen Arbeitsamtes sind konkrete Hinweise für diese These. Das Jahr 1928 ist

ein besonders produktives Jahr gewesen: Die Internationale Vereinigung der

Schulen der Sozialen Arbeit, der Internationale Rat für Soziale Wohlfahrt, das

Internationale Arbeiterhilfswerk und die Vereinigung der Sozialarbeiter wer¬

den alle in diesem „Jahr der Internationalität" gegründet (vgl. Stimmer 1996;

Hamburger 1992a; Mende 1972).
Internationalisierang wird dabei verstanden als Aufbau und Intensivierung

von Beziehungen zwischen nationalstaatlich verfaßten Gesellschaften, während

Transnationalität als Merkmal von Institutionen und Strukturen oberhalb von

Nationalstaaten definiert wird. Der europäische Integrationsprozeß enthält bei¬

de Elemente und konkretisiert sich in der internationalen Deregulierung der

Märkte für Waren, Kapital, Dienstleistungen und Arbeitskräfte. Die Struktur¬

veränderungen dieser Märkte haben ein vorantreibendes Element in der Her¬

ausbildung internationaler Konzerne. Die internationale Veränderung der Mu

ster von Produktion, Reproduktion und Distribution durch Konzerne hat heute

die Form der Globalisierung erreicht. Aus einer ethnozentrischen Strategie der
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Rohstoffsicherung und Markterweiterung hat sich im Lauf des zurückliegenden
Jahrhunderts ein polyzentrisches Modell bzw. eine Straktur dezentralisierter

Konföderation entwickelt. In den letzten 20 Jahren dieses Jahrhunderts hat sich

Globalisierung als ein funktionales Netzwerk für bestimmte Segmente des Welt¬

marktes ergeben (durch Kooperation, Betriebsübernahmen, Fusionen, „kon-

traktuelle" Ökonomie durch strategische Allianzen usw.; vgl. Flecker/Schien-

stock 1994). Die wichtige politische Folge der Globalisierung, verstanden als

Intensivierung der Internationalität und als Herausbildung transnationaler

Wirtschaftsstrukturen, ist, daß der ökonomische Akteur relativ unabhängig von

nationaler Politik wird bzw. die Spielregeln mit den nationalen Akteuren aus¬

handeln kann.

Die europäische Integration zeichnet nun eine bedeutsame Ambivalenz aus:

Marktintegration vergrößert die Macht der ökonomischen Akteure (vgl. Ham¬

burger 1992b), das Europa der Konzerne entsteht. Die politische Kooperation
versucht einen transnationalen Akteur aufzubauen, der sich in den europäi¬
schen Institutionen (Kommission, Parlament, Gerichtshof) konkretisiert. Weil

das Parlament weitgehend rechtlos ist und die nationalen Regierungen ihre po¬

litischen Bestandsinteressen aufrechterhalten, leidet die europäische Ebene un¬

ter einem Demokratiedefizit. Die Sozialpolitik dient ausschließlich dem Zweck,

wettbewerbspolitische Verzerrungen auf dem Binnenmarkt zu vermeiden. Die¬

se Politiktradition schließt an die 80er Jahre des 19. Jahrhunderts an, als die

Einführung erster sozialer Versicherangssysteme auch aus Wettbewerbsgrün¬
den begrenzt wurde. Weil die Nationalstaaten im Hinblick auf die Investitions¬

entscheidungen der Konzerne miteinander konkurrieren, werden sozialpoliti¬
sche Kosten zur Standortfrage hochstilisiert. Auf der transnationalen Ebene

fehlt wiederum der sozialpolitisch ambitionierte Akteur, es sei denn, die Wahlen

zum Europaparlament benötigen symbolisch-politische Legitimation. Die euro¬

päische Politikverflechtungsfalle schlägt gerade im Hinblick auf Sozialpolitik zu

(vgl. Scharpf 1985).
Läßt man sich freilich nur auf die Logik des Standort-Diskurses ein, wird

eine Funktion der Sozialpolitik übersehen: Sie ermöglicht erst aktive Internatio-

nalisierang und Globalisierung. „Der sozialpolitische Nationalismus des demo¬

kratischen Wohlfahrtsstaates ist [...] Ausgangspunkt und Grundlage des derzei¬

tigen Schubs wirtschaftlicher Globalisierung" (Leibfried/Rieger 1995, S. 11).
Die Akteure des europäischen Marktes und der Weltwirtschaft sind in national¬

staatliche Sicherungssysteme eingebunden, die deren globale Expansions- und

Risikostrategien abpuffern. Gerade für die kritischen Phasen von Transformati¬

onsprozessen behält Sozialpolitik ihre konstitutive Funktion. Aus dieser Ein¬

sicht ergeben sich Argumente für eine Begrenzung sozialpolitischer Redukti¬

onsstrategien; man kann sich bekanntlich auch zu Tode hungern, wenn man nur

noch schlank werden will.

In dieser Situation folgt die Ausdifferenzierang der Funktionsgewichte so¬

zialer Sicherung dem Modus der Europäisierung und Globalisierung. Der aktive

Modus der Internationalisierung wird von expansiven Produktionsbereichen

gewählt, die auf die Wachstumseffekte neuer Technologien, Kapital und entwik-

kelte Humanressourcen zurückgreifen können. Diese Kombination vermittelt

zugleich politische Macht. Dem passiven Modus der Globalisierung sind jene
Bereiche unterworfen, in denen die Produktivkräfte nicht jene ausgezeichnete
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Merkmalskombination entwickeln können. In der Folge differenziert sich Sozi¬

alpolitik nicht nur vertikal, sondern auch horizontal aus: Zwischen den industri¬

ellen Sektoren vergrößern sich nach dem Modus der Internationalisierung die

sozialpolitischen Unterschiede. Dabei macht sich nicht nur die Reihenfolge der

Sektoren Landwirtschaft/Industrie/Dienstleistung weiterhin bemerkbar, inner¬

halb dieser Sektoren bilden sich Zonen des Niedergangs und der Prosperität aus

(traditionelle Landwirtschaft versus Agrar-Food-Konzerne, Bergbau/Stahlpro¬
duktion versus militärisch-industrieller Komplex usw.). Wie freilich die Krisen

der europäischen Luftfahrtindustrie zeigen, bleibt kein Sektor von der Umwäl¬

zungsdynamik der Internationalisierung verschont. Als Folge dieser Struktur¬

veränderungen verlieren die national organisierten Gewerkschaften erheblich

an Macht, die Flächentarifverträge werden ausgehöhlt, vor allem aber gewinnt
die betriebliche Sozialpolitik an Bedeutung.

Die Sozialpolitik, insbesondere die Pohtik der Sozialen Sicherung, ist weiter¬

hin nationalstaatlich verfaßt, der enge Zusammenhang mit einer national ver¬

faßten Ökonomie ist aber zerrissen. Im Hinblick auf die konstitutive Funktion

der Sozialpolitik (Voraussetzungen des Produktionsprozesses zu schaffen) muß
sich der Nationalstaat beschränken, und aufgrund seiner reduzierten Steue¬

rungskapazität werden seine Investitionen riskant. Im Hinbhck auf seine repro¬

duktive Funktion werden dem Nationalstaat durch globale Verflüssigung des

Kapitals Ressourcen entzogen, und im Hinblick auf die repressive Funktion ent¬

stehen Legitimationsdefizite aus der stärkeren Diskrepanz von Disziplinierung
und Kompensation. Die Gewerkschaften wissen um die Schwächung des Natio¬

nalstaats und müssen zugleich eine neue und direktere Abhängigkeit eingehen,
die der betrieblichen Sozialpolitik.

Ein für den Wandel der Sozialpolitik bedeutsamer Aspekt ist die Verände¬

rung von Mustern, wie externe Arbeitsmärkte er- oder geschlossen werden.

Während für die innereuropäische Arbeitsmigration rechthche Barrieren abge¬
baut und sozialpolitische Absicherungen schon in den EWG-Vertrag von 1957

aufgenommen wurden, haben sich die Außenbeziehungen von der aktiven Re¬

krutierung von Arbeitskräften hin zur Abwehr von unerwünschter Migration

gewandelt. Auf eine Phase der inklusiven Politik im Sinne „eigennütziger Hilfe"

(VÖBRUBA 1995) folgte im allgemeinen eine Phase defensiver Exklusion, wobei

freilich eine interessengesteuerte selektive Inklusion fortgesetzt wird.

An einem Beispiel der wissenschaftlichen Politikberatung durch die Wirtschaft läßt sich der Me¬

chanismus deutlich machen. Das „Institut der deutschen Wirtschaft" untersuchte in einem Gutach¬

ten für das Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung mit den Daten von 1991/1992 die

„wirtschaftlichen Implikationen der Werkvertragsabkommen für die Bundesrepublik Deutschland

und die Reformstaaten Mittel- und Osteuropas" (BMA 1993). Aus empirischen Gründen konzen¬

trierte sich die Studie auf das Baugewerbe und rechnete die in diesem Wirtschaftssektor schon

damals verbreitete Arbeitslosigkeit systematisch herunter, z. B. durch den Hinweis auf die den Ar¬

beitsämtern nicht gemeldeten freien Stellen (S. 20) (freilich nicht die nichtgemeldeten Arbeitslo¬

sen). Und obwohl die Relation zwischen offenen Stellen und Arbeitslosen beispielsweise bei den

Bauhilfsarbeitern besonders ungünstig war und obwohl in der Studie nachgewiesen wurde, daß

gerade über Zuwanderung die Arbeitslosigkeit bei den Bauberufen besonders stark angestiegen

war, kam sie zu dem Schluß: Auf die Beschäftigung zusätzlicher ausländischer Arbeitskräfte könne

nicht verzichtet werden, „wenn nicht Produktionsbehinderungen in der baugewerblichen Lei¬

stungserstellung in Kauf genommen werden sollen" (S. 53).
Kurz zuvor war im Text noch festgestellt worden (S. 21): „Offenbar sucht ein überproportionaler

Teil derjenigen, die Zugangsrechte zum deutschen Arbeitsmarkt erhalten, eine Beschäftigung in
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Bauberufen. Mit anderen Worten: Der Anstieg der Arbeitslosigkeit und Kurzarbeit in Bauberufen

spiegelt - nimmt man auch die anderen Arbeitsmarktgrößen Beschäftigung und offene Stellen mit

ins Bild - weniger die Verdrängung bisher beschäftigter inländischer Bauarbeitnehmer wider, son¬

dern es kommt vielmehr bereits jetzt zu einem verstärkten Zugang von Zuwanderern (Aussiedler,

Ausländer, Asylbewerber) in Arbeitslosigkeit." - Die Logik dieser politischen Ökonomie lautet

also: Der Anstieg des Ausländeranteils unter den arbeitslosen Bauarbeitern könne ursächlich den

Ausländern selbst zugeschrieben werden, und deshalb könne und solle man am Ausländerzugang

durch Werkvertragsarbeitnehmer festhalten. Der Motor zur Erschließung externer Arbeitsmärkte

sind ausschließlich die betrieblichen Produktionsperspektiven; sie setzen sich auch dann durch,

wenn die sozialen Nebenfolgen, die Belastungen für die sozialen Sicherungssysteme und die politi¬

schen Konflikte gravierend ansteigen.

4. Das Verschwinden des Sozialen im Mehrebenensystem

Die analytische Bedeutung des europäischen Integrationsprozesses ist schwer

zu bestimmen. Die europäische Ebene ist eine politische Ebene unter anderen,

die sich selbst in einem permanenten Wandel befinden. Der Weltmarkt und die

gesamteuropäische Ebene übersteigen die Ebene der Europäischen Union.

Darunter befindet sich auch die Ebene des Nationalstaats unter - vor allem

sozialpolitischem - Wandlungsdruck. Die konkreter überschaubare Ebene der

Regionen hat nur dort Relevanz, wo sie politisch verfaßt ist und über die Steue¬

rungsmittel Macht und Geld verfügt. Dies gilt auch für die lokale Ebene. Dieses

Geflecht der Zuständigkeiten ist nur in einem Modell der Mehrebenenanalyse

erfaßbar. Die Ebenen beeinflussen sich wechselseitig und sind voneinander ab¬

hängig (vgl. König u. a. 1996).

Die europäische Ebene ist charakterisiert als Ebene des Binnenmarktes. Dieser Markt setzt die

nationalstaatlich blockierten Marktkräfte frei, die sich in den Größenverhältnissen des Anfangs

entfalten, also Wachstum und Konzentration von Armut und Reichtum gleichzeitig bewirken, der

Markt potenziert die Disparitäten. Im Verhältnis der Ebenen orientiert sich die Steuerung auf der

europäischen Ebene an der Entwicklung des Weltmarktes (Konkurrenzfähigkeit), die innereuro¬

päische Entwicklung hat sich diesen Imperativen anzupassen. Dies gilt auch für die nationalstaatli¬

che Ebene, die diese Imperative nach unten durchsetzt. Die Ebenen der Regionen und Kommunen

sehen sich einer verstärkten (weil europäisch erweiterten) Konkurrenz um knappe Investitionen

ausgesetzt. Die „Nationalökonomie" verschwindet, ihre „volkswirtschaftlichen" Prämissen gibt sie

an Weltbank und Euroökonomie ab, zugleich erhalten die Regionen neue ökonomische Relevanz

(vgl. Flecker/Schienstock 1994).

In diesem Rahmen sind für die Sozialpolitik vier verschiedene Elemente be¬

deutsam (vgl. Leibfried/Pierson 1995). Von der europäischen Ebene gehen so-

zialreformerische Bemühungen aus, die auf eine positive Integration abzielen in

dem Sinne, daß eine Anpassung der Lebensbedingungen auf dem Wege des

Fortschritts (Präambel des EWG-Vertrags) möglich wird. Die schon im EWG-

Vertrag festgelegten sozialpolitischen Zuständigkeiten sind bis zur Gegenwart

nur geringfügig erweitert worden. Die Akteure in dieser politischen Arena sind

insbesondere die Kommission und der Europäische Gerichtshof Neben dem

Vertrag selbst ist die Charta der Sozialen Grundrechte von 1989 bedeutsam. Die

Einheitliche Europäische Akte von 1987 änderte erstmalig den EWG-Vertrag

inhaltlich bedeutsam ab; für die Sozialpolitik ergab sich nur eine neue Kompe¬

tenz im Arbeitsschutz, und der soziale Dialog wurde institutionalisiert (Schulz

1996).Das Sozialprotokoll zum Maastricht-Vertrag brachte die strukturelle Ver¬

änderung, daß nunmehr auch eine Mehrheit tätig werden konnte und nicht
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mehr nur das Einstimmigkeitsprinzip galt. Das Abkommen der elf schrieb ledig¬
lich die alten Politiklinien weiter, wobei vor allem die Verantwortung der Sozi¬

alpartner in den Vordergrund gerückt wurde. Damit werden in der europäischen
Politik diejenigen Akteure (insbesondere die großen europäischen Konzerne)
aufgewertet, die für den schmalen Bereich relativ gesicherter europäischer Ar¬

beitsplätze betriebliche Sozialpohtik realisieren können, während der weite Be¬

reich der Armuts- und Arbeitslosenpolitik den schwächer gewordenen Natio¬

nalstaaten überlassen bleibt. Diese Akzentverlagerung in der Akteursstruktur

wird sich stärker auswirken als die Ausweitung der politischen Programme für

die traditionell europäischen Politikfelder: Arbeits- und Gesundheitsschutz im

Betrieb, gleiches Entgelt für Männer und Frauen, der Europäische Sozialfonds

und die Freizügigkeit der Arbeitnehmer. Die Gegengewichte zur Sozialpolitik
der Kommission werden von den Regierungen gesetzt, wobei sich vor allem die

konservativen Regierungen hervorgetan haben; die bremsende Funktion Groß¬

britanniens wurde zunehmend von Deutschland übernommen, das beispielswei¬
se das 4. Armutsprogramm und zusammen mit Großbritannien ein Programm
für ältere Menschen verhindert hat. Gravierend wirkt sich auch die Verschie¬

bung der Machtgewichte zugunsten des flexiblen Kapitals aus, während die Ge¬

werkschaften stark nationalstaatlich organisiert bleiben.

„Negative" Sozialreformen ergaben sich aus der Realisierung des Gemeinsa¬

men Marktes und den damit verknüpften Notwendigkeiten und Zwangsläufig¬
keiten. Der zentrale Akteur ist hier der Europäische Gerichtshof, der streng auf

Marktvereinbarkeit achtet. Seine 323 Entscheidungen zur Koordinierung von

Sozialversicherungsfragen und 141 Entscheidungen zu anderen Bereichen der

Sozialpolitik folgen der Logik, daß weder Harmonisierung von Regelungen
noch die Etablierung supranationaler Einrichtungen anzustreben sei, vielmehr

an dem Prinzip der Koordinationsnotwendigkeit festgehalten wird. Die Ent¬

scheidungen beziehen sich vor allem auf die Freizügigkeit der Arbeitnehmer,
die Dienstleistungsfreiheit und die Vermarktung sozialer Dienstleistungen. Als

Folge dieser Rechtsprechung kann man feststellen: „Eine Vielzahl sozialpoliti¬
scher Regelungsmöglichkeiten, die souveräne Wohlfahrtsstaaten normalerweise

haben, steht den Mitgliedstaaten innerhalb der EG-Mehrebenenpolitik heute

nicht mehr zur Verfügung" (Leibfried/Pierson 1995, S. 26).

Aus dem vorrangig ökonomischen Integrationsprozeß ergeben sich indirekte, aber „faktische

Druckkonstellationen", die Anpassungsreaktionen der Staaten erzwingen. Umstritten ist dabei die

Relevanz dieser Mechanismen im Hinblick auf „Sozialdumping", wobei besonders die Lohn- und

Lohnnebenkosten als Standortfaktor diskutiert werden. Bedeutsam ist auf jeden Fall, daß die Ar¬

beitnehmer an der Peripherie auch an „Folgen der Differenz" interessiert sind, weil nur so ihre

europäische Konkurrenzfähigkeit (beispielsweise über Subunternehmen) bewahrt bleiben kann.

Dieses Verhältnis erschwert auch die Koordination der Gewerkschaftspolitik auf europäischer
Ebene.

Bedeutsam ist auch, daß die regionalen Disparitäten durch die Integration verstärkt werden,
weil der Wertschöpfungsvorsprung der Modernisierungszentren durch die europaweite Akkumula¬

tion von Profiten wächst, während für die Peripherien vermehrt Subsistenzleistungen und Infra¬

strukturkosten zu zahlen sind. Gravierend wirken sich allerdings die Konvergenzkriterien des

Maastricht-Vertrags zur Währungsunion aus. Sie stellen eine „Entwicklungssperre" für die Sozial¬

politik generell dar und zwingen die öffentlichen Haushalte zu scharfen Schnitten bei den sozial¬

politischen Programmen.

Sozialpolitik erhält in einem Mehrebenensystem von politischen Zuständigkei¬
ten besondere Chancen und Risiken. Der Maastricht-Vertrag hat das Subsidia-
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ritätsprinzip in der europäischen Politik verankert, wobei ihm überwiegend eine

„defensive" Funktion zugeschrieben wird: Die jeweils „höhere" Ebene soll den

Vorrang der jeweils kleineren Einheit in der Regelung ihrer Angelegenheiten
achten. Das läuft auf die Reduktion der Sozialpolitik auf europäischer Ebene

hinaus. Eine „offensive" Interpretation des Subsidiaritätsprinzips würde

dagegen neben dem Vorrang der kleineren auch die Verpflichtung der allgemei¬
neren Ebene hervorheben, nämlich die Handlungs- und Selbstregulierungsfä¬

higkeit der kleineren Ebene subsidiär zu unterstützen. Ein Beispiel für diese

zweite Interpretation ist die staatliche Familienpolitik, weil prinzipiell nicht

mehr davon ausgegangen werden kann, daß Familien über genügend Ressour¬

cen zur Selbststeuerung verfügen.
Sozialpolitisch kann ein Mehrebenensystem eine zweckmäßige Zuord¬

nung von Aufgaben sowie regionale/lokale Steuerang und Planung, aber

auch die Herstellung gleicher Lebensbedingungen durch Umverteilung inner¬

halb einer Gesellschaft und eines großen Gebietes ermöglichen. Andererseits

kann es (insbesondere in Krisenzeiten) eine vertikale Umverteilung von

Belastungen vornehmen, wozu die Entlastung des Bundes durch Kürzung
von Arbeitsförderungsleistungen und die gleichzeitige Belastung von Städten

und Gemeinden durch den erhöhten Sozialhilfebedarf ein bekanntes Beispiel
ist.

Mit der Existenz einer europäischen Ebene werden die bisher bestehenden

Politikebenen eingeschränkt, vor allem werden deren Handlungsbedingungen
modifiziert. Durch Struktur- und Sozialfonds werden bestimmte Akteure erst

richtig handlungsfähig; wenn der EU-Anteil am Staatshaushalt Irlands bei¬

spielsweise 16% beträgt, bedeutet dies sehr viel. Andererseits können ganze Re¬

gionen und Schichten der Bevölkerung als Folge der Binnenmarktintegration
verarmen, weil die Markterweiterung nicht nur Wachstumsimpulse, sondern

auch Rationalisierungsprozesse freisetzt. Eine „Politikverflechtungsfalle" ergibt
sich aus dem besonderen Umstand, daß die Mechanismen der negativen Inte¬

gration dominieren und Schritte der geplanten, politisch auch einstimmig oder

mehrheitlich durchgesetzten positiven Integration hinterherhinken. Das politi¬
sche Zentrum Europas - noch nicht ein Parlament - ist zu schwach für eine

positive Sozialpolitik. Autonomie- und Souveränitätsverluste sind an der politi¬
schen Basis Europas schon spürbar eingetreten, ohne daß eine Stärkung der

oberen Ebene diesen Verlust kompensieren würde. In dieser Situation wird der

Gerichtshof zu einem wichtigen Akteur sozialpolitischer Weiterentwicklung.

Gleichzeitig wird die Macht dessen größer, zu dessen Zähmung die Sozialpolitik

angetreten ist: des Kapitals.

5. Die Programmpolitik der 90er Jahre

Die Realisierung des Binnenmarktes ab 1993 hat keines der mit seiner Einfüh¬

rung verbundenen sozialpolitischen Versprechen erfüllt, die sozialen Probleme

sind seitdem angestiegen, insbesondere Arbeitslosigkeit und Armut. Die Dere¬

gulierungsdynamik des erweiterten Marktes kam dagegen wie erwartet in Gang,
ohne jene Beschäftigungseffekte zu zeitigen, die im CECCHiNi-Bericht (1988)
noch prognostiziert worden waren. Die zunehmende Spaltung der europäischen
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Gesellschaft in Modernisierungsgewinner und -Verlierer ließ wiederum die Eu¬

ropäische Kommission aktiv werden, die damit ihre Rolle als sozialpolitische
Initiatorin wieder aufnahm.

5.1 Das
„
Grünbuch

"

zur Sozialpolitik

Im November 1993 brachte die Kommission das „Grünbuch" zur Sozialpolitik in

die Öffentlichkeit (Kommission 1993). Mit diesem Dokument wollte die Kommis¬

sion eine europäische Diskussion über die soziale Absicherung des Binnenmark¬

tes in Gang bringen und zugleich auf die sozialpolitischen Erfordernisse der

Währungsunion präventiv eingehen. Das „Grünbuch" resümiert den sozialpoli¬
tischen „Besitzstand" der Union und analysiert ihre ökonomische und soziale

Lage. Vor allem aber setzt es sich mit den Belastungen und Herausforderungen

Europas auseinander und formuliert Fragen zur weiteren Diskussion. Weitsichtig
wurden insbesondere die Folgen der Globalisierung und Weltmarktvernetzung,
des demographischen und technologischen Wandels und der anhaltenden Mas¬

senarbeitslosigkeit analysiert (vgl. auch Asmussen/Bruch 1998).

Das „Grünbuch" war thematisch breit angelegt und hat keine Zuständigkeitsbeschränkung für

eine europäische Sozialpolitik vorgenommen. In Analogie zu den Zielsetzungen und Verfahren der

Währungsunion hat die Kommission auch den Vorschlag zur Diskussion gestellt, die Konvergenz
der Sozialpolitik durch klare Zieldefinition und Überwachungsverfahren nach Kriterien voranzu¬

treiben. Wäre es also nach der damaligen Kommission gegangen, könnten heute Kriterien einer

europäischen Sozialunion, beispielsweise daß für einen Beitritt zur Währungs- und Sozialunion die

registrierte Arbeitsloskeit eine Quote von 7% nicht übersteigen dürfte, diskutiert werden. Mit der

offensiven Programmatik des „Grünbuchs" hatte die Kommission zumindest insofern an den

Maastricht-Vertrag angeknüpft, als dort in Artikel 2 und 3 die Sozialpolitik einen neuen Stellen¬

wert auf der europäischen Ebene erhielt - deklaratorisch. In Artikel 2 war ausdrücklich die Ver¬

pflichtung der Union, ein hohes Beschäftigungsniveau und ebensolchen sozialen Schutz wie auch

den sozialen Zusammenhalt zwischen den Mitgliedstaaten zu sichern, aufgenommen worden. Die

sozialpolitisch vorantreibende „Linie" kann insgesamt mit der Sozialcharta von 1989, dem sozial¬

politischen Aktionsprogramm von 1990 und dem „Grünbuch" markiert werden.

5.2 Das
„ Weißbuch

"

zur Sozialpolitik

Im Juli 1994 veröffentlichte die Kommission ihr „Weißbuch" zur Sozialpolitik,
mit dem die Diskussion über die Fragen des Grünbuchs abgeschlossen wurde

(Europäische Kommission 1994a). Programmatisch schließt das „Weißbuch" an

die defensive Tradition der Sozialpolitikdiskussion an: Sozialpolitik soll „bei der

Abstützung des Wandlungsprozesses von maßgeblicher Bedeutung" (S. 7) sein.

Die kompensatorische Funktion im Modernisierangsprozeß wird der europäi¬
schen Sozialpolitikebene zugeschrieben. Sie wird eingeordnet in den Rahmen

einer neoliberalen Wettbewerbspolitik, wie sie im „Weißbuch" zu Wachstum,

Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung entwickelt wurde (Europäische Kom¬

mission 1994b). Die Kommission versucht gleichzeitig, die für ökonomische Zie¬

le konstitutive Funktion der Sozialpolitik in den Vordergrund zu stellen: „Ge¬

nauso sollte ein hoher sozialer Standard nicht nur als Kostenfaktor, sondern

auch als Schlüsselelement des Wettbewerbskonzepts betrachtet werden" (Eu¬
ropäische Kommission 1994a, S. 10).
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Inhaltlich befaßt sich das „Weißbuch" mit dem Arbeitsmarkt („Schwerpunktthema Nr. 1") und den

„Investitionen in ein erstklassiges Arbeitskraftepotential", ohne neue Impulse für eine europaische

Arbeitsmarktpolitik zu setzen. Wie stark Rhetorik und Realität divergieren, wird an dem Umstand

deutlich, daß dem Sozialfonds die Aufgabe zugewiesen wird, „einen sorgfaltig kalkulierten Beitrag

zur Herausbildung eines hochqualifizierten, anpassungsfähigen und mobilen Arbeitskraftepotenti-

als zu leisten" (S. 29), die vom Sozialfonds mitfinanzierten Maßnahmen sich jedoch eher auf den

unteren Rand des Arbeitsmarktes konzentrieren und dort Ausgliederungsprozesse vermeiden bzw.

Wiedereingliederung fordern wollen. Die traditionellen Themen: Arbeitsbedingungen und Schutz

am Arbeitsplatz, Chancengleichheit von Mannern und Frauen sowie Freizügigkeit der Arbeitneh¬

mer, werden ebenfalls behandelt. Im Rahmen der Überlegungen zur „Erhaltung und Anpassung

des europaischen Wohlfahrtsmodells" werden Initiativen gefordert und angekündigt, die auf die

soziale Integration aller Burger, insbesondere der Armen, Arbeitslosen, Ausgegrenzten, Alten und

Behinderten abzielen sollen. Auch hier werden geschlechtsspezifische Lebenslagen ausdrucklich

erwähnt.

Von strategischer Bedeutung ist im „Weißbuch" die Konkretisierung der im Vertrag von Maas¬

tricht enthaltenen Aufwertung der Tarifparteien im europaischen Politiksystem. Die Mitgliedstaa¬

ten können nämlich nach dem Maastricht-Vertrag den Sozialpartnern die Durchfuhrung von

Richtlinien übertragen (vgl. Schulz 1996.S. 99ff.).Mit diesem Element wird die europaische Arena

nicht mit ganzlich neuen Akteuren beschickt, aber die Gewichte werden doch verschoben. Eben¬

falls auf die Aufwertung von Akteuren zielen die Vorschlage zur Einrichtung eines Forums „zur

Erörterung und Diskussion sozialpolitischer Fragen", zu dem insbesondere die gemeinnutzigen

Vereinigungen herangezogen werden sollen. „Im Zusammenhang mit Fragen wie Ausgrenzung,

Rassismus, demographische Trends und Überalterung muß die Union Partnerschaften mit einem

breiteren Spektrum von Institutionen eingehen, darunter Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorgani¬

sationen, und zwar nicht so sehr unter dem Blickwinkel ihrer Funktionen im Kollektiwerhand-

lungsprozeß, sondern eher im Hinblick auf ihre demokratischen und gesellschaftlichen Aufgaben"

(Europaische Kommisson 1994a, S. 64). Die Kommission versucht, die bisher eher im Rahmen von

Gemeinschaftsinitiativen behandelten sozialpolitischen Themen und Aufgaben, die den Kernbe¬

reich der sozialen Sicherung und der Arbeitsbeziehungen überschreiten, schrittweise aufzuwerten

und dem Regelungsbereich der EU zumindest näherzubringen. Damit rucken nicht nur die Wohl¬

fahrtsverbande in den Blickwinkel der Aufmerksamkeit,sondern das Feld der Sozialen Arbeit ins¬

gesamt.

5.3 Das
„ Weißbuch

"

zur „ kognitiven Geselbchaft"

In Fragen der allgemeinen und beruflichen Bildung ist nach dem Maastricht-

Vertrag die Bedeutung der EU auf Unterstützung und Ergänzung der Maßnah¬

men der Mitgliedstaaten ausdrücklich begrenzt. Die Kommission nutzt dennoch

den verbliebenen Handlungsspielraum und entwickelt konzeptionelle Überle¬

gungen, die sich im Überschneidungsbereich von Arbeitsmarkt-, Bildungs- und

Jugendpolitik bewegen, also in einem besonderen sozialpädagogischen Hand¬

lungsfeld.

Im „Weißbuch zur allgemeinen und beruflichen Bildung" geht die Kommission von folgendem

Zusammenhang aus: „Die derzeit stattfindenden Wandlungsprozesse verbessern die Möglichkeiten

des einzelnen, Zugang zur Information und zum Wissen zu erlangen. Gleichzeitig aber bringen

diese Erscheinungen eine Veränderung der erforderlichen Kenntnisse und Fertigkeiten und der

Arbeitssysteme mit sich,die eine umfassende Anpassung erforderlich machen.Für alle erhöht die¬

se Entwicklung das Gefühl der Unsicherheit. Für manche hat sie zu unannehmbaren Ausgren¬

zungssituationen gefuhrt. Die Stellung des einzelnen innerhalb der gesellschaftlichen Beziehungen

wird zunehmend von angeeignetem Wissen bestimmt" (Europaische Kommission 1996, S. 5). Diese

Prozesse moderner Gesellschaften werden durch drei „große Umwälzungen" beschleunigt: die

Globalisierung des Wirtschaftsaustausches, die Informationsgesellschaft und die wissenschaftlich¬

technische Revolution. Die damit verbundenen Herausforderungen (die europäischen Programm¬

schriften sind häufig nach dem Muster aufgebaut: strukturelle Veränderungen - daraus ableitbare
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Herausforderungen - Antworten, Wege aus der Krise und Zielvorstellungen - Schlußfolgerungen)
sollen durch eine Stärkung der Allgemeinbildung und zugleich der „Eignung zur Beschäftigung
und zur Erwerbstätigkeit" bewältigt werden.

Für den Aufbau der „kognitiven Gesellschaft", einer Gesellschaft, in der das

Wissen zur wichtigsten Produktivkraft wird, werden fünf Ziele formuliert: (1) In

„Zentren für Wissensressourcen" sollen neue Kenntnisse erworben werden, wo¬

bei neue und wichtige Wissensbereiche definiert, validiert und europaweit aner¬

kannt werden; dabei sollen neue Formen der Anerkennung von Kompetenzen
entwickelt werden. (2) Schulen und Unternehmen sollen aneinander angenä¬
hert werden. (3) Die Ausgrenzung muß bekämpft werden,wobei die Einrichtun¬

gen einer „zweiten Chance" und die freiwilligen Dienste in Europa als Konkre¬

tisierung genannt werden. (4) Jeder Europäer soll drei Gemeinschaftssprachen
beherrschen - Einrichtung von „europäischen Klassen". (5) Materielle und be-

rafsbildungsspezifische Investitionen sollen gleichbehandelt werden - Investi¬

tionen in Humankapital sollen steuerlich ebenso entlastet werden wie Investi¬

tionen in Produktionskapital.
Das dritte Ziel kann als ein spezifisch sozialpädagogisches im Sinne einer

institutionellen Zuordnung verstanden werden. Es wird im „Weißbuch" in den

Zusammenhang der beruflichen Integration und vor allem Reintegration ge¬

stellt, die durch Programme der EU, beispielsweise Strukturfonds und Gemein¬

schaftsinitiativen, schon gefördert werden. Die Vermeidung von Marginalisie-

rung wird als gesellschaftliches, und die Stärkung eines „Zugehörigkeitsgefühls"
wird als psychologisches Ziel gesetzt. Zu deren Erreichen werden zwei ganz

unterschiedliche Maßnahmen vorgeschlagen.

Die erste bezieht sich auf die Einrichtung von Schulen „der zweiten Chance". „Die Idee ist simpel:
Den Jugendlichen, die vom Bildungssystem ausgeschlossen wurden oder zu werden drohen, wer¬

den eine optimale Ausbildung und Betreuung angeboten, um ihr Selbstvertrauen zu stärken"

(S. 67). Als „Schulen der zweiten Chance" werden Einrichtungen verstanden, die in sozialen Pro¬

blemgebieten die lokal/regional vorhandenen Ressourcen aktivieren und bündeln, besonders gut

ausgestattet werden zur Kompensation der jeweiligen Umfeld- bedingungen und in einer zeitlichen

Verdichtung nachholendes Lernen ermöglichen. Als Vorbild werden die amerikanischen „Intensiv¬

schulen" (accelerated schools) und die israelischen Jugendgemeinschaften von „Algat Hanoar"

genannt. Während diese konkreten Vorbilder eher einem exotischen Bedürfnis entsprechen, das

die Voraussetzungen des jeweiligen Modells wenig reflektiert, wird der weitreichende Anspruch

des Modells der „zweiten Chance" unübersehbar herausgearbeitet: Durch die Neuausrichtung der

Schulen in den großstädtischen Problemgebieten mit einem hohen Migrantenanteil oder die Schaf¬

fung neuer Bildungsstätten soll die (Wieder-)Eingliederung der besonders Benachteiligten erreicht

werden, wobei die am besten qualifizierten und bezahlten (!) Lehrer herangezogen werden und

kleine Klassen bzw. Gruppen gebildet werden sollen.

Während der zweite Schwerpunkt - Förderung der freiwilligen Dienste in Europa - schon in

Programmen wie „Jugend für Europa" oder „Youth Start" in bescheidenem Umfang gefördert

wird und wegen der allgemein als wünschenswert geltenden Unterstützung altruistischer Motiva¬

tionen als unproblematisch angesehen wird, wurde die „zweite Chance" intensiver diskutiert (vgl.

Europäische Kommission o. J.). Dabei zeigte sich, daß ein europäisches Programm sowohl an natio¬

nalstaatliche Traditionen anschließen kann, präventive Konzepte wichtiger wären als rehabilitative

und der finanzielle Rahmen einer relevanten Umsetzung unüberschaubar wird.

Bei genauerer Betrachtung zeigt sich beispielsweise in Deutschland, daß sowohl

die bildungspolitische Umstellung auf ein Gesamtschulsystem, der Einbau prä¬

ventiver Fördermaßnahmen in großstädtischen Hauptschulen, die Kooperation

von Jugendhilfe und Schule und der Aufbau eines eigenständigen und interme¬

diären Sektors zwischen Bildungssystem, Berufsbildungs- und Ausbildungssy-



352 Europäische Perspektiven

stem und dem Arbeitsmarkt möglich und punktuell realisiert ist. Gerade die aus

Initiativen hervorgegangenen, mischfinanzierten und kooperativ gesteuerten

(Kammern, Wohlfahrtsverbände und Initiativen, Kommunalverwaltungen und

Schulen) und häufig schon von der EU mitfinanzierten Projekte der Jugendbe¬
rufshilfe stellen eine gelungene „zweite Chance" dar (Hamburger o. X; Robert

Bosch Stiftung 1995). Auch ist auf den Berufsbildungserfolg der Heimerzie¬

hung hinzuweisen (Bürger 1990).
Mit dem dritten Ziel hat das „Weißbuch" eine jugendhilfepolitische Diskus¬

sion auf europäischer Ebene fortgesetzt, die bisher begrenzt war auf Gemein¬

schaftsinitiativen. Diese Diskussion trägt dem Umstand Rechnung, daß der of¬

fene und zunehmend breiter werdende Sektor zwischen Bildungs- und

Beschäftigungssystem auch europäisch gestaltend bearbeitet werden muß. In

den Regionen mit hoher Jugendarbeitslosigkeit ist dieser Sektor schon zur „Sy¬

stemfrage" geworden.

5.4 Der Bericht
„ Europa verwirklichen

"

Da die Europäische Kommission weitsichtig und strategisch reflektiert vorgeht,
hat sie gleichzeitig mit der Verabschiedung des „Weißbuchs" zur „kognitiven
Gesellschaft" eine Studiengruppe gebildet, die an einer ersten Vertiefung des im

„Weißbuch" skizzierten Programms gearbeitet hat. Sie eröffnet ihren Bericht

mit dem Satz: „Wenn Europa seinen Weg in die Zukunft fortsetzen will, muß es

weitere wirtschaftliche und politische Fortschritte erzielen und seiner Jugend
einen .europäischen Traum' anbieten. Auf dieses Ziel, das den Zusammenhalt

fördert, müssen Bildung und Ausbildung ihre Kräfte ausrichten" (Europäische
Kommission 1997, S. 15). Im Unterschied zu den Dokumenten der Kommission

selbst nimmt die Studiengruppe ihren Ausgangspunkt bei europäischen Bürger¬
rechten. Doch werden diese Rechte nicht als solche begründet, sondern als not¬

wendig für das Erreichen ökonomischer und politischer Ziele legitimiert. Sozial-
und Bildungspolitik stehen weiterhin in einem subsidiären Verhältnis zur euro¬

päischen Wettbewerbsfähigkeit. Auf den gerade bei der Realisierung des Bin¬

nenmarktes wachsenden Legitimationsverlust soll Europa durch Neuorientie¬

rung von Bildung und Ausbildung reagieren. Die teilweise desolate Lebenslage
von Jugendlichen soll mit einer weitreichenden Perspektive überwunden wer¬

den, dem „europäischen Traum".

So wie bei der Entstehung des Nationalstaats aus Kleinstaaten „die Nation" als Identifikationssym¬
bol aufgebaut wurde und gerade die Energien der tatsächlich von Ausgrenzung und Marginalisie-
rung Bedrohten sich auf dieses Symbol positiv richten sollten, wird die europäische Identität als

„einzigartige Idee" stilisiert. Daneben gibt es aber profanere Vorstellungen, die sich insbesondere

auf die ökonomische Konkurrenzfähigkeit konzentrieren: „Es wird heute weit unterschätzt, in wel¬

chem Maße die europäische Wettbewerbsfähigkeit bedroht ist" (S. 20). Die Erschließung aller Hu¬

manressourcen, die bessere Nutzung der Informationstechnologien, die Einrichtung umfassender

Evaluationssysteme im Bildungsbereich, die Verschränkung von allgemeiner und beruflicher Bil¬

dung und weitere Aufgaben stehen in diesem Zusammenhang. Den sozialpolitischen Begründun¬
gen und der Orientierung an der Gleichberechtigung der Geschlechter und demokratischer Chan¬

cengleichheit kommt vor allem die Aufgabe zu, den sozialen Zusammenhalt zu sichern. „Um

voranzukommen,muß Europa sein ganzes menschliches Potential mobilisieren: sowohl die Jugend¬
lichen als auch die Erwachsenen, die sich bilden wollen. Sie darf die Entwicklung der Talente und

der Qualifikationen seiner gesamten Bevölkerung nicht kurzfristigen Interessen opfern. Das neue
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technologische und wirtschaftliche Modell, das sich heute verbreitet, wird langfristig keine Unter¬

stützung finden, wenn es als sozial ungerecht erlebt wird" (S. 24). Die Denkschrift der Studiengrup¬
pe geht rhetorisch durchaus über die seit dem „Weißbuch" 1994 dominante Wettbewerbsorientie¬

rung hinaus und hält an der Demokratisierung des Bildungswesens fest. Diese Orientierung wird

aber wieder auf das europäische Zweigestirn von Wettbewerbsfähigkeit und „europäischem
Traum" ausgerichtet.

5.5 Soziales Europa - das Manifest der engagierten Experten

Während die Programmschriften der Europäischen Kommission die Legitimati¬
on der Sozialpolitik vor allem in deren nützlichem Beitrag zur Bewältigung des

Wandels und zur Herstellung der europäischen Weltmarktfähigkeit sehen, gibt
es eine Tradition der sozialpolitischen Programmatik, die sich in erster Linie an

Menschenrechten orientiert und die demokratische Straktur der europäischen
Gesellschaft auch unabhängig von wirtschaftlichem Erfolg begründen will. Eine

solche Argumentationslinie ist beispielsweise in der Sozialcharta entwickelt

worden und wird in der akademischen Diskussion kultiviert und in sozialrecht¬

lich begründeten Verfassungsentwürfen systematisiert (vgl. beispielsweise
Däubler 1989).

In dieser Tradition steht auch das „Manifest" von sechs Professoren und ei¬

ner Professorin des Arbeits- bzw. Europarechts aus dem Jahr 1996 (Bercusson
u. a. 1996).Auch in diesem Text findet sich ähnlich wie bei der Studiengruppe die

doppelte Argumentation von wirtschaftlicher Wettbewerbsfähigkeit und sozia¬

len Grundrechten. Über allem thront auch hier die „neue Vision" (S. 7) von

Europa, die die europäischen Bürger zur Anstrengung und zum Einsatz für das

neue Europa motivieren soll. Das Manifest setzt sich aber gleichzeitig von dem

offiziellen Sozialpolitikverständnis der EU ab und legt auf die eigenständige

Begründung, auf die demokratische Konstitution von sozialen Rechten Wert.

Der Gedankengang des Manifests setzt an der Legitimationskrise an, die mit der Realisierung

Europas zusammenhängt. „Europa" ist nicht mehr eine strahlende Idee, sondern eine ökonomi¬

sche Wirklichkeit, von „Massenarbeitslosigkeit und strukturelle[n] Ungleichheiten" (S. 8) geprägt.
In dieser Krise wird ein Politikwechsel - weg von der neoliberalen Marktorientierung hin zur Sozi¬

alstaatskonzeption - gefordert. Soziale Bürgerschaft soll die Grundlage der EU werden, soziale

Sicherheit wird als Voraussetzung und nicht als mögliche Folge des Wirtschaftswachstums angese¬

hen. „Europa braucht soziale Konvergenzkriterien - wie die Überwindung der Massenarbeitslosig¬

keit, die Schaffung von Qualifikationen und Chancengleichheit -, die die Wirtschafts- und Wäh¬

rungsunion zu erfüllen hat und zu deren Umsetzung sie Instrumente bereitstellen muß. Soziale

Rechte und Marktregulierung sind keineswegs Hemmnisse für wirtschaftlichen und gesellschaftli¬
chen Fortschritt und Modernisierung, im Gegenteil, sie sind deren Vorbedingung" (S. 10).

Im Manifest wird insgesamt ein Gesellschafts- und Staatsmodell entwickelt, für

das die sozialstaatliche Ausgestaltung des Arbeitsrechts, aktive Subsidiarität und

Solidarität, gerechte Geschlechterpolitik und Beschäftigungspolitik konstitutiv

sind. Hinzutreten muß eine zivilgesellschaftliche Öffentlichkeit, die hier ebenso

bedeutsam ist wie in dem Konzept einer „Sozialpolitik von unten" (Hornstein/
Mutz 1993).
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5.6 Zusammenfassung

In den 90er Jahren hat der europäische Integrationsprozß eine starke Dynamik
entwickelt. Mit dem Binnenmarkt sind die Absichten der Römischen Verträge
realisiert worden. Aus der EWG ist eine Wirtschaftsunion geworden, die zur

Währungsunion transformiert wird. In dem Maße ihrer Realisierung hat die eu¬

ropäische Idee an Glanz verloren. Der Markt setzt nicht nur Wachstumskräfte

frei, er vergrößert auch soziale Ungleichheiten und politische Ungerechtigkei¬
ten. Gegen diese Wirklichkeit setzen manche politischen Akteure, insbesondere

die Europäische Kommission, auf Sozialpolitik, deren Beitrag für ein starkes

Europa hervorgehoben wird. Gleichzeitig hat sich ein neuer Diskurs entwickelt,
der die alten Ideen von Europa wieder aufgreift und sie in der Vorstellung der

„Sozialunion" in die europäische Richtungsdebatte einbringt. Realpolitik und

Sozialstaatsdiskurs werden tatsächlich nur über wenige Brücken (Strukturfonds,
Gemeinschaftsinitiativen) konkret miteinander verbunden. Andererseits sind

diese Brücken durch die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs und

sozialpolitischen Rechtsakte auf Gemeinschaftsebene breiter geworden (Dem-
mer 1994, S. 20ff.). Ob allerdings die Auslagerung der sozialpolitischen Diskussi¬

on in den „sozialen Dialog" der Sozialpartner mehr als partikularistische Rege¬

lungen erreichen kann, muß weiter diskutiert werden (vgl. Schmähl/Rische

1997). Schon jetzt wird jedoch deutlich, daß ein „schmaler" Korporativismus zur

„Formierung eines Europäischen Wohlfahrtsregimes" (Herrmann 1997, S. 126)
nicht ausreicht. Vielmehr dürfte nur eine institutionelle Demokratisierung
durch Aufwertung des Europäischen Parlaments als „Partizipation von oben"

und eine gleichzeitige Fundierung von politischer Partizipation durch Beteili¬

gung möglichst vieler Nicht-Regierangsorganisationen als „Partizipation von

unten" ausreichend für sozialpolitischen Druck sorgen (Herrmann 1997; 1998).

6. Entwicklungen in der Sozialen Arbeit

Die Öffnung und Schließung von Grenzen ist für alle Gesellschaften ein selbst¬

verständlicher und kontinuierlicher Sachverhalt. Gerade weil Grenzen so po¬

rös sind, wurden sie immer wieder akzentuiert und verstärkt. Die europäische
Integration bedeutet eine starke Öffnung der nationalstaatlich verfaßten Ge¬

sellschaften und eine verstärkte Schließung nach außen, was besonders dra¬

stisch im Schengen-Abkommen zum Ausdruck kommt. Doch auch im Innern

gibt es Schließungsprozesse, die freilich delegitimiert und als rückständig ge¬

brandmarkt werden. - An den „Rändern" der Gesellschaft ist Soziale Arbeit

in die Schließungs-/Öffnungsvorgänge strukturell eingebunden (vgl. Bommes/
Scherr 1996). Dies gilt insbesondere für Zeiten eines beschleunigten sozialen

Wandels, wie ihn die europäische Integration gerade in den 90er Jahren dar¬

stellt.

Öffnung und Schließung der europäischen Gesellschaften bringen eine spe¬

zifische Politisierung der Milieus mit sich, in die Soziale Arbeit eingelassen ist.

Sie muß sich verstärkt mit der rassistischen Definition von sozialen Problemen,
mit fremdenfeindlicher Gewalt und ethnizistischer Abschließung auseinander¬

setzen. Sofern ihre Adressaten das Schicksal der Verarmung und Exklusion in
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Verbindung mit der europäischen Modernisierung bringen, also durchaus ange¬

messen interpretieren, wird sich gerade die Soziale Arbeit mit Europafeindlich¬
keit auseinandersetzen müssen. Bei den Aktionen von Arbeitslosen in Frank¬

reich (Winter 1997/98) wurde der Euro beispielsweise zum zentralen Symbol
staatlicher Sparpolitik, die europäisch verursacht wird.

Die Europäische Kommission hat diesen Zusammenhang früh erkannt und

die antirassistischen Elemente in verschiedene Programme eingebaut, schließ¬

lich das Jahr 1997 als spezifisches Aktionsjahr deklariert. Rassismus ist jedoch
nur eine Form ausschließender Grenzziehung; Sexismus und soziale Ausgren¬

zung werden in den neuen europäischen Verteilungskonflikten ebenso mobili¬

siert. Geschlechter-, Armuts- und Migrationsfrage bilden deshalb nicht zufällig

einen Schwerpunkt der europäischen Politik, wobei es auch um Loyalitätspoli¬
tik geht (vgl. Herrmann 1997, S. 136).

Für Europa ist zu erwarten, daß die „elementare Armutsarbeit" (Suppenkü¬

chen, Asyle u. ä.) mit einem erheblichen Aufschwung rechnen kann. Entsi-

cherungsprozesse werden größere Gruppen der Gesellschaft betreffen, die Dis¬

kriminierung der jeweils schlechter gestellten Gruppen wird zunehmen,

gewaltförmige Konfliktregelungen ebenso. Der Handlungsansatz der Sozialen

Arbeit wird sich von einem arbeitsmarktorientiert-integrativen Pol zu einem

defensiv-eskalationsvermeidenden Modell entwickeln.

Gegenüber der strukturellen Öffnung der nationalstaatlich und -kulturell

verfaßten europäischen Gesellschaften werden sich auch neue Schließungspro¬

zesse entwickeln, die Selbsthilfe und Freiwilligenarbeit in bestimmten Milieus

und exklusiven Gemeinschaften mobilisieren. Die neuen Zugehörigkeiten wer¬

den nicht nur weiter „geschnitten" („Europa"), sondern vor allem auch kleiner

und enger, und zwar unterhalb der Ebene der Regionen - es sei denn, diese

können kulturelle Identifikation auch mit Geld und sozialer Sicherheit beloh¬

nen. Soziale Arbeit wird sich dabei segmentär ausdifferenzieren („Binnensoli¬

darität").
Diese Entwicklungstendenzen haben sich schon an den Projekten der drei

Armutsprogramme ablesen lassen (Herrmann 1995), die zu einem erheblichen

Teil die Aktivierung der lokalen Selbsthilfepotentiale und kooperative Vernet¬

zung der Freien Wohlfahrtspflege und Neuen Sozialen Bewegungen beabsich¬

tigt haben. Dabei konnten sowohl methodisch innovative Ansätze erprobt als

auch partnerschaftliche Arbeitsstrakturen und partizipatorische Strategien

entwickelt werden (vgl. Lorenz 1995; Sänger 1990).
Die empirischen Grundlagen für die Feststellung europäischer Entwick-

lungs- tendenzen in der Sozialen Arbeit sind zweifellos wenig gesichert. Da eine

Analyse Sozialer Arbeit auf den Ebenen Interaktion, Organisation und Institu¬

tion angesetzt werden muß, ist auch die Frage nach europäischen Entwicklun¬

gen auf alle drei Ebenen zu beziehen. Dabei zeigt sich, daß für die Ebene der

Interaktion am wenigsten, am ehesten für die Ebene der institutionellen Bedin¬

gungen Sozialer Arbeit gehaltvolle Aussagen formuliert werden können. Der

staatliche Zugriff auf die institutionellen Bedingungen beeinflußt dann aller¬

dings die Ebene der Organisation und Interaktion, wie Lorenz (1996) an eini¬

gen Beispielen aufzeigt.
Die Reduktion wohlfahrtsstaatlicher Programmatik, konkretisiert in fiskali¬

schen Beschränkungen, der Modifikation von (Rechts-)Ansprüchen und der
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Verlagerung von Zuständigkeiten aus dem öffentlichen in den privaten, markt-

förmigen und intermediären Bereich verändert erheblich die Funktionslogik so¬

zialarbeiterischer Tätigkeit. Die bei der Ausdehnung personenbezogener sozia¬

ler Dienstleistungen erreichte professionelle Autonomie und Steuerung durch

fachliche Entscheidungen wird eingeschränkt. Den Interessen und Bedürfnis¬

sen der Kunden-Klienten kann in dem Maße weniger gefolgt werden, wie die

öffentlichen Haushalte und rechtlich normierte Ansprüche begrenzt werden.

Für die Inanspruchnahme und Ausgestaltung von Jugendhilfe- oder Sozialhilfe¬

angeboten beispielsweise stehen vorab die materiellen Rahmenbedingungen

fest, während die sozialen Probleme und der Bedarf sich auch als Folge der

europäischen Marktintegration ausdehnen. Die sozialen Berufe können weni¬

ger zwischen alternativen Interventionsformen, sondern müssen die kostengün¬

stigsten auswählen. An der Schnittstelle öffentlich/nicht-öffentlich erweitern

sich deshalb kontrollierende und repressive Funktionsanteile der Sozialen Ar¬

beit; innerhalb von Einrichtungen und Angeboten verdichtet sich die Verwal¬

tung des Mangels.
In einer empirischen Übersicht über das Jahrzehnt 1985 -1995

arbeitet Mary

Daly heraus, daß im Hinblick auf die Altersversorgung überall in Europa die

Arbeitnehmer länger für eine geringere Altersversorgung (werden) arbeiten

müssen und die Versicherungsleistungen im Fall von Arbeitslosigkeit enger um

die realisierte Arbeitsmarktpartizipation geschnürt werden. Während bei der

Einschränkung von Geldleistungen für die Übernahme von Erziehungsaufga¬

ben ebenfalls ähnliche Trends in Europa vorherrschen, zeichnet sich in der insti¬

tutionalisierten Altenhilfe keine Konvergenz ab. Globale Einschätzungen von

Wandel und Kontinuität erweisen sich darüber hinaus in einer empirischen Sicht

als schwierig, weil die Bedeutung einzelner Elemente der pluralistischen Wohl¬

fahrtsproduktion (z. B. soziale Rechte, Familienfunktion, Organisationsformen

der Leistungserbringung usw.) im Kontext des jeweiligen Wohlfahrtstyps zu be¬

rücksichtigen ist (Daly 1997).
Eine durchaus gegenläufige Entwicklung ist die Ausdehnung sozialarbeiteri¬

scher Handlungsformen, insbesondere in das Feld der Arbeit mit Arbeitslosen

hinein. Umfang und Dauer der Arbeitslosigkeit haben in ganz Europa, teilweise

finanziert aus den europäischen Straktur- und Sozialfonds, ein neues Segment

beruflicher Tätigkeiten geschaffen, in dem Handlungsformen der Sozialpädago¬

gik und Sozialarbeit, der Erwachsenenbildung und beruflichen Qualifizierung

verschmelzen zu einem arbeitsmarktnahen Sektor, gesteuert von europäischen

Programmen, dem regionalen Arbeitsmarkt, der lokalen und nationalen Politik

und den Organisationen der sozialen Infrastruktur sowie Initiativen und Stif¬

tungen. Soziale Berufstätigkeit expandiert in diesem Feld, wird lokal innovativ,

setzt Entwicklungsprozesse in Gang, baut neue Organisationen auf, nimmt die

Aufgaben des Sozialmanagements und der Organisationsentwicklung auf und

vermittelt zwischen Staat, Arbeitsmarkt und sozialen Bewegungsgruppen (vgl.

exemplarisch Friedensdorfer Büro 1994). Gerade die letztgenannten Grup¬

pen (Arbeitslosenselbsthilfe, Migrantenorganisationen) sind häufig initiierend

tätig;für die dauerhafte Erbringung sozialer Dienstleistungen benötigen sie frei¬

lich einen Professionalisierungsschub.
Eine weitere Entwicklungstendenz kann als europäische Universalisierung

konzeptioneller Elemente bezeichnet werden. Die Tätigkeiten, die als Sozialar-
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beit, social work, Assistenz oder Fürsorge bezeichnet werden, sind sowohl im

nationalen Rahmen als auch im internationalen Austausch entstanden (vgl.

Hamburger 1994). Der amerikanische Einfluß auf die gesamte europäische

Enwicklung ist hier besonders ausgeprägt. Dies gilt weniger für die „sozialpäd¬

agogischen" Konzepte, die als community education, Jugendarbeit, Animation,

Berafserziehung u.a. in nationalen Traditionen entstanden sind (vgl. Puhl/

Maas 1997). In dem Maß, wie der europäische Modernisierungsprozeß eine

Homogenisierung von sozialen und systemischen Integrationsproblemen her¬

vorbringt, gleichen sich die Muster der Ausdifferenzierung von sozialen und

pädagogischen Berufen und ihrer Ausbildung an. Während das in Eigenbegrif¬

fen enthaltene Selbstverständnis dieser Berufe die Besonderheiten und Eigen¬

tümlichkeiten hervorhebt, arbeitet der internationale Vergleich die Homogeni-

sierungstendenzen heraus (Lorenz 1994).
Dem homogenisierenden Modernisierungsprozeß wohnen freilich auch ge¬

genläufige Tendenzen inne. In den teilweise regionalisierten Sozialkulturen

übernimmt die Sozialarbeit unterschiedliche Aufgaben. Die Europäisierang ist

mit einer „neuen Nationgründung" (W.Lorenz) verknüpft,in der soziale Zuge¬

hörigkeit und soziale Sicherheit zu einem knapperen Gut werden. Die Sozialar¬

beit ist in dessen Vergabe eingebunden, wobei neue Grenzziehungen und abge¬

stufte Gratifikationen zu verwalten sind. Sozialarbeiterinnen übernehmen die

Realisierung eines neuen europäischen Sozialvertrags, ob sie die Voraussetzun¬

gen für die Inanspruchnahme der knapper gewordenen Sozialleistungen definie¬

ren, „ob sie als community workers in ländlichen Gebieten an der .Peripherie'

Europas Arbeitslosenprojekte leiten oder ob sie Asylbewerbern oder Flüchtlin¬

gen Überbrückungs- und Anpassungshilfen bieten" (Lorenz 1996, S. 62).

In der Formierung der Nationalstaaten hat die Fürsorge an den Rändern der

nationalen Gesellschaften die Aufgabe der Mindestintegration und damit auch

der politischen Legitimation übernommen. Eine analoge Funktion übernimmt

die Soziale Arbeit auch in Europa,insbesondere solange die europäische Sozial¬

charta nur auf dem Papier steht. In den sozialpolitischen Diskussionen spielt die

Frage des Mindeststandards jedenfalls seit den Römischen Verträgen eine zen¬

trale Rolle,wobei es im Kontext der Verträge um die Mindestsicherang der Ar¬

beitnehmer geht, die Debatte um Mindesteinkommen auf europäischer Ebene

erst begonnen hat und seine Realisierung erst recht als utopisch erscheint (vgl.

Bercusson u. a. 1996). Im Zusammenhang des Armutsprogramms hatte sich

innerhalb der internationalen Begleitzirkel ein gemeinsames Verständnis von

Armut und Armutsbekämpfung herausgebildet, das sich deren Mehrdimensio-

nalität und der Vielschichtigkeit von Partizipation bewußt war (Huster 1996).

Alle diese Tendenzen sind allerdings nicht eindimensional. Auch die jeweili¬

gen Gegenkräfte lassen sich nennen: Auf europäischer Ebene wird an der For¬

mulierung sozialer Bürgerrechte gearbeitet; die fortgeschrittenen Industrien

wissen die Produktivkraft der Sozialpolitik besonders zu schätzen; die europäi¬

sche Gewerkschaftsbewegung ist schwach, aber nicht gescheitert; Verbände und

Betroffenenorganisationen beginnen eine europäische Infrastruktur auszubil¬

den (Bernhard 1996); die Kernbereiche der sozialen Sicherung haben (noch?)

Bestand. Der politische Charakter sozialer Fragen entscheidet sich im gesell¬

schaftlichen Konflikt, demokratische Ordnungen und Öffentlichkeiten sichern

die sozialen Standards.
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In diesem Zusammenhang hat auch die Wissenschaft von der Sozialen Ar¬

beit ihre Aufgaben. Diese bestehen zunächst einmal darin, die europäische
Wirklichkeit der Sozialen Arbeit genauer zur Kenntnis zu nehmen. In der

(deutschsprachigen) Literatur dominieren noch die allgemeinen Übersichten

und Tagungsberichte bzw. -reader (z. B. Herrmann/Kusche 1998). Diese haben

durchgehend einen sozialpolitischen Schwerpunkt und beziehen sich eher spe¬

kulativ auf die Folgen der europäischen Integration für die Soziale Arbeit. Wäh¬

rend die vergleichenden Betrachtungen ihrer konzeptionellen Grundlagen sehr

punktuell sind (Lorenz 1994;Hamburger 1996), stellt sich das Mehrebenenmo¬

dell zunehmend als theoretisch tragfähiges Gerüst für die Analyse der sozialpo¬

litischen Rahmenbedingungen Sozialer Arbeit heraus (vgl. Leibfried/Pierson

1997).
Eine der wenigen strukturellen Fragen, die in einer zusammenhängenden

Debatte diskutiert und dabei vertieft behandelt wurde, ist die nach der Zukunft

der Wohlfahrtsverbände (vgl. Bauer 1992; Loges 1994; 1998; Boessenecker

1998). In dieser Diskussion dominierten zunächst die Befürchtungen, daß der

Binnenmarkt als einheitlicher Markt auch für Dienstleistungen eine gravieren¬
de Verschlechterung der Position der Wohlfahrtsverbände mit sich bringen wer¬

de. Gegenüber dem französischen Modell der „economie sociale" schienen sie

nicht „markttüchtig" genug, um im erwarteten europäischen Markt der sozialen

Dienstleistungen konkurrenzfähig zu sein. Gleichzeitig konnten sie trotz Ge¬

meinnützigkeit nicht als „Idealvereine" betrachtet werden, bilden sie doch ei¬

nen wesentlichen Teil der Dienstleistungsproduktion.
Der erwartete Bedeutungsverlust ist jedoch nicht eingetreten, im Gegenteil

(Boessenecker 1998; Loges 1998). Im Zusammenhang mit dem Bedeutungszu¬

wachs des Subsidiaritätsprinzips im Maastrichter und Amsterdamer Vertrag

wurde in der Erklärung Nr. 23 des Maastricht-Vertrags die Zusammenarbeit mit

den Wohlfahrtsverbänden als Instrument zur Realisierung der sozialpolitischen
Ziele der Europäischen Union festgelegt. Die Wohlfahrtsverbände (und „Stif¬

tungen der sozialen Einrichtungen und Dienste") haben damit, nachdem sie

schon im Wirtschafts- und Sozialausschuß vertreten waren, die Position eines

relevanten europäischen Akteurs bekommen. Gleichzeitig hat sich damit auch

die korporatistische Akteursstruktur auf europäischer Ebene verfestigt (vgl.
Schmid 1996b).

Aber auch zu diesem Themenbereich fehlt es - wie zur europäischen Dimension der Sozialen Ar¬

beit generell - an zusammenfassenden aktuellen Problemübersichten, nachdem die Arbeit von

Loges (1994) von der weiteren Entwicklung überholt wurde und die vergleichenden Darstellungen

in Bauer/Thränhardt (1987) noch länger zurückliegen. Solche Übersichten gibt es gegenwärtig zu

den Tageseinrichtungen für Kinder (Oberhuemer/Ulich 1997), die Hilfen zur Erziehung (Col-
ton/Hellinckx 1993; Gottesman 1994; Mörsberger 1996) und zur Drogenarbeit (Rausch 1995;

Cattacin u. a. 1996; Lindemann 1995). Zu relevanten Problembereichen und Voraussetzungen gibt

es nur gelegentlich Übersichtsarbeiten, zur Armut beispielsweise von Huster (1996), zur Arbeits¬

losigkeit von Bieling/Deppe (1997) und zu den Lebensbedingungen von Kindern und Jugendlichen

von Chisholm u. a. (1995). Zur Migration liegen zahlreiche Untersuchungen, Berichte und Pro-

bemanzeigen vor, die freilich einer systematischen Zusammenfassung harren (einen Anfang hat

Bauer [1997] gemacht). Ähnlich verhält es sich mit Themen wie abweichendes Verhalten, Alter,

Sucht u. ä.

Die Strukturfragen der Sozialen Arbeit werden ebenfalls nur gelegentlich vergleichend und im

Überblick behandelt, beispielsweise die nach der Ausbildung von Erzieherinnen (Rauschenbach

u. a. 1996) oder nach der Rolle der Freiwilligenarbeit (Gaskin u. a. 1996). Die vergleichende Über-
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sieht zur Sozialarbeiterausbildung ist dagegen schon wieder mehr als 10 Jahre alt (Brauns/ Kramer

1986) und von den Tendenzen zur Anerkennung der sozialen Ausbildungen (dazu Loges 1998)
noch unberührt. Aktuelle und ansatzweise systematisierte Übersichten über die Sozialen Dienste

und ihre Berufe (Puhl/Maas 1997) und den Aufbau der Sozialen Sicherungssysteme (Schmid

1996a) ermöglichen zumindest einen einführenden Überblick. Doch ist keine der genannten Dar¬

stellungen vollständig im Hinblick auf die EU-Mitglieder oder gar Europaratsmitglieder.
Die soziologischen Wissensbestände, die zum Verständnis der Entwicklung Sozialer Dienste

wichtig sind, werden neuerdings durch den Band von Hradil/ Immerfall (1997) und durch das seit

1996 fortlaufend erscheinende „Mannheimer Jahrbuch für Europäische Sozialforschung" erheb¬

lich erweitert. Gerade der Umstand aber, daß keine dieser Arbeiten sowohl alle Länder der EU

erfaßt und gleichzeitig die transnationalen europäischen Entwicklungsprozesse bearbeitet, macht

die Untersuchungen der Europäischen Union und ihres statistischen Amtes weiterhin unentbehr¬

lich.

Im Hinblick auf die Etablierung und Verfestigung von transnationalen Koope¬
rationsstrukturen hat das ERASMUS-Programm der EU einen bedeutenden

Wandel eingeleitet. Auch wenn die europäische Förderung wieder reduziert

wurde, haben die ERASMUS-Netzwerke teilweise Bestand und werden im SO-

KRATES-Programm mit neuen Schwerpunkten fortgeführt. Das von ECCE

(European Center for Community Education, Koblenz) initiierte Netzwerk

ECSPRESS (European Consortium of Social Professions with Educational and

Social Studies) führt die europäischen Organisationen EASSW (Europäische

Vereinigung der Schulen für Sozialarbeit), EATLSELW (Europäische Vereini¬

gung der Schulen für Sozialpädagogische Berufe) IFSW (Internationale Verei¬

nigung von Sozialarbeitern) und andere für drei Jahre zur intensiven Koopera¬

tion zusammen.

Ein zweiter Faktor für die Intensivierung europäischer Kooperation von

Fachverbänden ist die Einbeziehung der Wohlfahrtsverbände und ähnlicher Zu¬

sammenschlüsse in die institutionalisierte Meinungs- und Willensbildung, die

nach dem Maastricht-Vertrag noch stärker über das Segment der Tarifpartner
und des Wirtschafts- und Sozialausschusses hinausgeht.

Diese Entwicklung schließt an die frühere Phase der Anregung und Förde¬

rung von Netzwerken aus dem sozialen Bereich durch die Kommission an; bei¬

spielsweise haben sich Migrantenorganisationen zu dauerhaft arbeitenden eu¬

ropäischen Nicht-Regierungs-Organisationen entwickelt. Mit den drei

Armutsprogrammen waren ähnliche Entwicklungen in Gang gekommen und

hatten sich insbesondere in der fachlichen Diskussion praxisnaher Innovation

ausgewirkt (vgl. Huster 1996; Sänger 1990).
Einen anderen Impuls für die Intensivierung europäischer Fachkommunika¬

tion bilden disziplininterne Initiativen, die sich im Themenwandel bzw. der Er¬

weiterung des traditionell eher schulbezogenen Forschungsprogramms der Eu¬

ropean Educational Research Association (EERA) um sozialpädagogische
Themen konkretisieren. Bedeutsam hierfür ist auch, daß nach dem „Journal of

European Social Policy" (1998 im 8. Jahrgang) eine zweite Zeitschrift mit stär¬

ker sozialpädagogischem Profil (1998 im 1. Jahrgang) erscheint: „European

Journal of Social Work" (Oxford).
Auch wenn mit dem Wandel dieser wissenschaftlichen Infrastruktur eine

Verstetigung der Thematisierung der Sozialen Arbeit in Europa zu erwarten ist

und sich kumulativ ein Wissenszuwachs ergibt, so sind für einen produktiven

Forschungszusammenhang Kontinuität und Ressourcen erforderlich. Das Bre¬

mer Zentrum für Sozialpolitik und das Mannheimer Institut für Europäische
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Sozialforschung, in einer längeren Tradition das Münchner Max-Planck-Institut

für ausländisches und internationales Sozialrecht können in dieser Hinsicht

Maßstäbe setzen. - Aber wie sollte ein relevantes europabezogenes sozialpäd¬

agogisches Forschungsinstitut möglich sein, wenn es dies noch nicht einmal für

Deutschland gibt?
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